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EDITORIAL 


»Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft«. 
Zum neuen Untertitel der PROKLA 


Das vorliegende erste Heft des Jahrgangs 1992 der PROKLA trägt nicht mehr 
den Untertitel »Zeitschrift für sozialistische Politik und politische Ökonomie«. 
Auch die Langform des Akronyms PROKLA wird nicht mehr auf der Innenseite 
des Umschlags genannt. Der Titel »Probleme des Klassenkampfes« wird verab- 
schiedet. PROKLA - das ist nun die »Zeitschrift für kritische Sozialwissen- 
schaft«. Offensichtlich ist damit keine klammheimliche Anpassung an den wendi- 
gen Zeitgeist intendiert, sondern die adäquatere Bezeichnung eines Programms, 
dem sich die PROKLA schon länger verpflichtet fühlt; die letzten zehn Jahr- 
gänge (mindestens) zeigen es. Jüngere Leser der Zeitschrift haben sowieso zu- 
meist nicht bewußt vermerkt, daß sich hinter dem sinnsperrigen, aber leicht von 
den Lippen gehenden Wörtchen PROKLA die »Probleme des Klassenkampfs« 
verbergen. 

Angefangen hatte die Zeitschrift 1971 als »Probleme des Klassenkampfs. Zeit- 
schrift für politische Ökonomie und sozialistische Politik« - nachdem viele ihrer 
Gründer aus der Zeitschrift »Sozialistische Politik« (eingegangen 1976) hinaus- 
katapultiert worden waren; sie weigerten sich, den SEW/SED-nahen Kurs der 
damaligen Redaktionsgruppe mitzumachen. Der Name der Zeitschrift allerdings 
knüpfte an der Tradition der »Sozialistischen Politik« an, die wiederum aus der 
am ÖOtto-Suhr-Institut in den 60er Jahren herausgegebenen »Berliner Zeitschrift 
für Politologie« hervorgegangen war. Das ist eine Geschichte, die noch aufzuar- 
beiten ist. 

»Probleme des Klassenkampfs« - das verweist auf die Emphase des politischen 
Aufbruchs der Studentenbewegung, auf die Welle der Klassenkämpfe (ohne An- 
führungszeichen) in Westeuropa, auf die spontanen Streiks nach so vielen sozial- 
partnerschaftlichen Jahren, formierter Gesellschaft und konzertierter Aktion in 
der Bundesrepublik und auf die Solidaritätsbewegung mit den Befreiungsbewe- 
gungen in der »Dritten Welt«, vor allem mit dem kämpfenden vietnamesischen 
Volk. »Klassenkampf« - das war für die Linke vor mehr als 20 Jahren kein leeres 
Wort. Der Begriff und die Realität der »Klasse« wurden daher nicht nur in der 
PROKLA zum Gegenstand der Analyse, und auch was »Kampf« sein könnte, 
schien an historischem Ort und in sozialer Form eindeutig bestimmbar zu sein. 
Zwar hatte sich die PROKLA nie einer der schnell gegründeten » Arbeiter«-Par- 
teien verschrieben oder sich als Apologetin einem der »real existierenden« Sozia- 
lismen angtragen. Dennoch war das politische Ziel - Sozialismus - unbestritten; 
ebenso wie das »revolutionäre Subjekt« - die Arbeiterklasse. Der Weg zum Ziel 
war eindeutig: Klassenkampf. Die Intellektuellen, die den Klassenkampf nicht 
unmittelbar führen konnten, wollten wenigstens dessen »Probleme« bearbeiten, 
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dem revolutionären Subjekt die geistigen Waffen in die Hand geben. »Sozialisti- 
sche Politik«, das war eben die Antwort auf die »Probleme des Klassenkampfs«. 
Und das entscheidende wissenschaftliche Instrument zur Lösung dieser Probleme 
wurde in der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie gesehen. Daher han- 
delte es sich bei »politischer Ökonomie und sozialistischer Politik« schon fast um 
einen Pleonasmus. Nur so ist es zu verstehen, daß die »Probleme des Klassen- 
kampfs« in der ersten Nummer eine lange Analyse der Weltwährungskrise (nach 
einem eher ephemeren Ereignis, nach dem Ende der Goldkonvertibilität des Dol- 
lar im August 1971) brachten und als erstes Sonderheft eine bereits in der »So- 
zialistischen Politik« erschienene Abhandlung zur »Sozialstaatsillusion« publi- 
ziert wurde, die die »deutsche Staatsableitungsdiskussion« einleitete. Das Pro- 
gramm der Aufarbeitung der PROBLEME des Klassenkampfs wurde ernst ge- 
nommen, der Blick über den Horizont der Tagesfragen mit dem Teleskop der 
Theorie ausgeweitet. 

In der ersten Hälfte der 70er Jahren war die Arbeiterklasse keineswegs revolutio- 
när, aber es gab immerhin eine breite linke Bewegung unter Intellektuellen, Stu- 
denten, Schülern, Lehrlingen. Aus linken Studenten wurden Assistenten, Lehrer 
und zuweilen auch Professoren, so manche Gewerkschafts- und Betriebsgruppe 
wurde von den Ausläufern der Studenten-, Schüler- und Lehrlingsbewegung be- 
einflußt und der Kulturbetrieb war schon immer etwas linkslastiger. Um Adres- 
saten brauchte sich die PROKLA daher nicht zu sorgen. Die Zeitschrift verfolgte 
mit ihren Mitteln des theoretischen Eingriffs ein politisches Projekt - und sie 
konnte an den vielen und verschiedenen Versuchen ansetzen, ein sozialistisches 
Projekt zu »rekonstruieren«. 

Viele der linken Intellektuellen, die den langen Marsch durch die Institutionen 
angetreten hatten, machten es sich dort entweder bequem oder sie wurden durch 
die alltäglichen Mühen und Mühlen der Bürokratie vollbeschäftigt und zermah- 
len; andere gaben die Hoffnung auf die ganz großen Umbrüche auf, bemühten 
sich redlich - und oft auch erfolgreich - um Reformen in ihren Arbeitsbereichen 
und Tätigkeitsfeldern; nicht wenige fielen unter das Berufsverbot, mit dem seit 
Januar 1972 die politische Klasse der BRD auf die stärker gewordene und außer- 
parlamentarische, also gegenüber den institutionellen Integrationstendenzen resi- 
stente Linke, reagierte. Bereits Mitte der 70er Jahre wirkte der revolutionäre Im- 
petus, der sich hinter der Formulierung »Probleme des Klassenkampfs« verbarg, 
anachronistisch, als Pathos einer vergangenen Epoche. Mit dem Heft 22 erschien 
dann auch nur noch die (inzwischen gängig gewordene) Abkürzung PROKLA 
auf dem Titelblatt, aber immerhin noch mit dem Untertitel »Zeitschrift für politi- 
sche Ökonomie und sozialistische Politik«. Die Diskussion der Probleme des 
Klassenkampfs in der Zeitschrift dieses Namen hatte keineswegs die begriffliche 
und politische Sicherheit der Rede über »Klassen« und deren »Kampf« erhöht. 
Die Zweifel drückten sich im Verzicht auf die Emphase und die Beschränkung 
auf das Akronym PROKLA aus. 

Inzwischen war unübersehbar geworden, daß die gesellschaftlichen Konfliktli- 
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nien eben nicht nur entlang des Verhältnisses von Lohnarbeit und Kapital verlie- 
fen. Die Frauenbewegung setzte die Geschlechterfrage auf die Tagesordnung und 
die Anti-AKW-Bewegung thematisierte das gesellschaftliche Naturverhältnis. 
Zudem wurde deutlich, daß die Linke die Flexibilitäts- und Reformpotentiale des 
Kapitalismus unterschätzt und die Entwicklung tragfähiger Alternativkonzepte, 
»realer Utopien und Visionen« über die Kritik des real-existierenden Kapitalis- 
mus vernachlässigt hatte. Zugleich verwandelte sich die frühere, unreflektierte 
Erwartung, mit der Marxschen Theorie, einen Zugang zur Lösung der meisten 
Probleme dieser Welt gefunden zu haben, in Skepsis; eine Reihe von Intellektu- 
ellen reagierten mit einer unreflektierten Ablehnung »des« Marxismus, die sich 
bald auf alle »Großtheorien« ausdehnte. 

Diese Liquidatorenhaltung der neuen Paulusse aus dem saulinischen ML-Spek- 
trum war PROKLA-Sache nicht. Sie versuchte am Anspruch kritischer Gesell- 
schaftsanalyse in emanzipatorischer Absicht festzuhalten. Die Verbindung zu den 
politischen und (neuen) sozialen Bewegungen wurde dabei lockerer: aus einem 
politischen Projekt mit wissenschaftlichem Anspruch war eine wissenschaftliche 
Zeitschrift mit politischem Anspruch geworden. Das war wohl unvermeidlich, 
ein Reflex der Veränderungen der Linken in der BRD. Zwar nahmen ökonomi- 
sche Fragen auch weiterhin einen gewichtigen Raum ein, aber längst war die 
PROKLA keine Zeitschrift ausschließlich für politische Ökonomie (und deren 
Kritik) mehr. Diese Tendenz zur Verbreiterung des Themenspektrums (und der 
»Internationalisierung« der Autoren) verstärkte sich dann nochmals in den achtzi- 
ger Jahren. Nur als Beispiel seien einige Schwerpunktthemen der letzten Jahre 
genannt: Intellektuelle, Flexible Individuen, Macht des Wissens, Politische Ge- 
nerationen. 

Mit dem neuen Untertitel »Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft« werden 
also Veränderungen, die in der PROKLA schon längst stattgefunden haben, auch 
nach außen dokumentiert: weder kann heute »Klassenkampf« der einzige Bezugs- 
punkt einer emanzipatorischen Politik sein, noch gibt es eine klar definierte Vor- 
stellung von »sozialistischer Politik« oder »Sozialismus«, die nur noch »wissen- 
schaftlich« zu differenzieren und zu begründen oder politisch-projektiv zu kon- 
kretisieren wäre. Es bleiben die Verpflichtungen eines Emanzipationsprojektes. 
Die Publikationsstrategie der PROKLA ist auf die Überwindung von Herrschaft, 
Unterdrückung und Ausbeutung und die Verallgemeinerung von Demokratisie- 
rung, sozialer Gerechtigkeit und Gleichheit ausgerichtet. Es bleibt ein Anspruch, 
der schwer einzulösen ist in »unübersichtlichen Zeiten«. 

»Probleme des Klassenkampfs« - dieser Titel suggerierte Eindeutigkeit, Klarheit, 
also alles andere als Probleme mit der pluralen Verfaßtheit und den vielschichti- 
gen Dimensionen von Konflikten in modernen Gesellschaften. Die (1991, 1937 
oder schon mit der bolschewistischen Ausschaltung von Räten und Arbeiterop- 
position?) gescheiterte russische Revolution kann allein unter dem Rubrum 
»Klassenkampf« nicht angemessen debattiert werden. Die neue Realität von Neo- 
nationalismus, Rassismus, von durch Armut oder ökologische Schäden erzwun- 
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gener Migration hat natürlich auch mit Klassenkampf zu tun, aber ist sie in den 
mit diesem Begriff assoziierten Kategorien angemessen zu begreifen? Gesichert 
ist die Erkenntnis, daß die marktgesteuerte Selbstorganisation der Ökonomie, zu- 
mal im globalen Maßstab, nicht oder nur als Zufallsprodukt zur Annäherung an 
mehr soziale Gerechtigkeit, an politische Demokratie und ökologische Verträg- 
lichkeit führt. Ein »ziviler« Kapitalismus, der sich so selbstbewußt nach dem 
Zerfall der realsozialistischen Gesellschaften in den Industrieländern in Szene 
setzt, existiert in den meisten Ländern dieser Erde nicht. So lange die Mehrheit 
der Menschheit in Armut lebt (und so lange Armut, Not und extreme Ungleich- 
heit in unserer entwickelten Gesellschaft weiter existieren), so lange Kriege nicht 
gebannt, sondern nach dem Ende des Kalten Krieges als führbar konzipiert und 
als Mittel der Politik - wie am Golf - eingesetzt werden, so lange die Bedrohung 
des Ökosystems Erde durch die Praktiken der Menschen im westlich-fordisti- 
schen Zivilisationsmodell nicht aufhört, bleiben der Kampf um grundlegende 
Reformen eine politische und die Kritik der bestehenden Zustände eine wissen- 
schaftliche Aufgabe. Es ist keineswegs ausgemacht, daß notwendige Reformen 
nicht militant vertreten und die Kritik nicht radikal vorgetragen werden müssen, 
im Gegenteil: Reformismus ist nur erfolgreich, wenn er militant ist und Kritik 
ist nur ernstzunehmen, wenn sie Unübersichtlichkeit nicht mit Unverbindlichkeit 
verwechselt - also radikal bleibt. 


Zu diesem Heft 


Die Konferenz der Vereinten Nationen zu »Umwelt und Entwicklung« (UNCED) 
im Juni diesen Jahres in Rio de Janeiro gehört zweifellos zu den international 
meistbeachtesten politischen Veranstaltungen der letzten Jahre. Die mit der UN- 
CED verbundenen Erwartungshaltungen sind äußerst unterschiedlich ausgeprägt. 
Die einen vermuten das baldige Ende des »ökonomischen Jahrhunderts«, gekenn- 
zeichnet durch Wachstumsfetischismus, soziale Verteilungskämpfe und den 
Kampf der Systeme zwischen Kapitalismus und Sozialismus, der sich ebenfalls 
auf das Feld der Ökonomie konzentrierte, und prognostizieren das Anbrechen 
des »ökologischen Jahrhunderts«. Die Hoffnung richtet sich auf eine neue Nord- 
Süd-Debatte, frei vom ideologischen Blockdenken der Ära des Kalten Krieges, 
deren solides Fundament die gemeinsame Sorge um das globale Ökosystem sein 
könnte. Andere interpretieren die internationale Umweltdebatte eher als eine 
dritte Welle des Kolonialismus. Zuerst kamen die Armeen, dann die multinatio- 
nalen Konzerne und die internationale Wirtschaftsordnung - und nun die »Öko- 
kolonisierung«, in Form von Giftmülltransporten und Behinderungen nachho- 
lender Entwicklung im Süden, um das fragile globale Ökosystem zu schonen und 
ökologische Anpassungszwänge in den Industrieländern hinauszuzögern. Die 
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ökonomische Dominanz des Nordens wird nun - so die Argumention aus dieser 
Perspektive - mit umweltpolitischen Argumenten und Instrumenten weiter ver- 
festigt. 

Beide Sichtweisen können erst einmal eine gewisse Plausibilität für sich verbu- 
chen. Tatsächlich spricht einiges dafür, daß die großen gesellschaftlichen Aus- 
einandersetzungen der Zukunft um den Themenkomplex Umwelt, Klima und 
Energie kreisen werden, daß auf diesem Feld technologische, organiatorische 
und soziale Innovationen zu erwarten sind und angesichts der globalen und ende- 
mischen Ausmaße der Umweltzerstörung Kompromißlinien zwischen Ökonomie 
und Ökologie sowie zwischen Nord und Süd gefunden werden müssen. Der 
Zwang der Verhältnisse macht rasche Umorientierungen notwendig und UNCED 
könnte als ein Ausdruck des international gestiegenen Umweltbewußtseins inter- 
pretiert werden. Optimismus scheint auch begründet zu sein, angesichts des be- 
achtlichen Kenntnisstandes über Ursachen, Folgen und Dynamik der Umweltzer- 
störung. Jeder Abiturient weiß heute so gut über die Zusammenhänge zwischen 
Ozonloch und Klimaveränderungen Bescheid, wie die 68er-Bewegten über das 
Marxsche Wertgesetz. Faktischer Handlungsdruck und das weit verbreitete Wis- 
sen um die Dynamik der Umweltkatastrophe scheinen günstige Bedingungen für 
beherzte Reformen zu schaffen. Wenn dann selbst Umweltminister Töpfer wäh- 
rend einer Tagung über »Die öko-nomische Revolution« auf den Punkt bringt, 
was alle eigentlich längst wissen sollten, aber sich viele dennoch wegen der weit- 
reichenden Konsequenzen nicht recht zu sagen trauen, daß nämlich der Reichtum 
der Industrieländer auf einer »Wohlstandslüge« basiere und die Länder des Nor- 
dens »ökologische Schulden« in der Dritten Welt angehäuft hätten, dann scheint 
der sozial-ökologischen Domestizierung der Marktwirtschaft kaum noch etwas 
im Wege zu stehen. Doch Vorsicht: Ein einseitig auf funktionale Imperative ab- 
stellender ökologischer Entwicklungsoptimismus übersieht rasch Diskontinui- 
täten, Ungleichzeitigkeiten, widersprüchliche Interessenskoalitionen, langfristig 
irrationale, aber möglicherweise kurzfristig begründete Handlungsstrategien und 
gerät so leicht ins Fahrwasser gleichgewichtstheoretischer Analysen, die nur 
noch Konflikte wahrzunehmen vermögen, die innovativ für eine Verbesserung 
des Gesamtsystems sorgen. 


Umweltbewußtsein versus Umweltverhalten 


Bei nüchterner Betrachtung stößt man auf Argumente, die gegen schnelle Durch- 
brüche zum »ökologischen Jahrhundert« sprechen. Nachdenklich stimmt zum 
Beispiel das weite Auseinanderklaffen von Umweltbewußtsein und Umweltver- 
halten, das sowohl bei politisch und wirtschaftlichen Verantwortungsträgern als 
auch in der Gesamtbevölkerung anzutreffen ist. Die Gleichung, daß Smog sowie 
andere Umweltschäden und -risiken generell jeden (be)treffen und in diesem Sin- 
ne quasi als »demokratische Phänomene« begriffen werden könnten, was die Ent- 
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wicklung von »Gegengiften« (Beck), kollektiven Krisenlösungsstrategien einfa- 
cher erscheinen lasse, als zum Beispiel bei sozialen Verteilungskonflikten, die 
stets eindeutige Gewinner und Verlierer kennen und daher kooperative Lösung 
erschweren, scheint nicht unbedingt aufzugehen. Die Entkopplung von Um- 
weltbewußtsein und Umweltverhalten kann auf zwei Verursachungskomplexe zu- 
rückgeführt werden. 

Erstens scheint die Verantwortlichkeit eines jeden für die zunehmende Umwelt- 
zerstörung den Reform- und Handlungsdruck zu unterminieren und für Umwelt- 
bewegungen eher demobilisierende Wirkungen zu implizieren. Erst sukzessive 
wurde im Verlauf der letzten Dekaden der systemische Charakter der Degradie- 
rung der Umwelt deutlich. Um es stilisiert zu beschreiben: noch in den 60er Jah- 
ren ging es um Umweltverschmutzung und die Frage wie Rowdies davon abge- 
halten werden könnten, ihren Hausmüll, Autoreifen und verschlissene Kühl- 
schränke im schönen deutschen Wald abzuladen. Die Gruppe der Umwelttäter 
war begrenzt, es handelte sich um unverbesserliche Störenfriede. In den 70ern 
erweiterte sich der umweltpolitische Horizont, und die Kernenergie geriet zum 
Streitobjekt Nummer eins. Die Gefahr, mit modernsten, zivilen Technologien 
die atomare Selbstvernichtung vorzubereiten, machte auf den ambivaleten Cha- 
rakter von Technologie aufmerksam und die Technologiekritik nahm zu. Auch 
hier waren die »Täter« noch relativ klar abzugrenzen. Die Atommafia verdiente 
an der hochexplosiven Energiegewinnung und der Atomstaat subventionierte die- 
sen Entwicklungsweg und sicherte ihn durch seine Repressionsmöglichkeiten 
sicherheitspolitisch ab. Die 80er Jahre brachten einen qualitativen Wandel in der 
Ökologiediskussion. Nun geriet die Umweltproblematik als ein Politikfeld ins 
Visier, das alle gesellschaftlichen Bereiche umfaßt und durchdringt. Ob Produk- 
tions- und Konsummuster, Tourismus, Städteplanung, Welthandel und Techno- 
logietransfer, Umweltzerstörung wurde als Systemmerkmal moderner Gesell- 
schaften begriffen, die mit dem Export ihres Vergesellschaftungsmodells zur 
Globalisierung des Ökologieproblems beitrugen. Die vielfältigen, oft nicht vor- 
hersehbaren Ursache-Wirkung-Zusammenhänge, Rückkopplungs- und Kummu- 
lationseffekte, die zum Beispiel von der Enquete-Kommision des Bundestages 
zur Klimaproblematik heraus-gearbeitet wurden, erschweren ebenso die Lokali- 
sierung von »Umwelttätern« wie die »einfacher Wege« aus der Krise. Eine konse- 
quente Anwendung des Verursacherprinzips zur Reduzierung der Umweltzerstö- 
rung trifft nicht mehr nur Minderheiten sondern große Mehrheiten der Bevölke- 
rung in den Industrieländern. Zur Disposition steht ein Zivilisationsmodell, das 
in den vergangenen 30 Jahren vielen beachtliche Wohlfahrtseffekte bescherte. 
Die steigende Anzahl von »Umwelttätern« und die Einsicht in die gesellschaftli- 
che Sprengkraft des Ökologieproblems, das umfassende Veränderungen unserer 
Produktions- und Konsummuster erzwingt, produziert eher konservative Präfe- 
renzen und stärkt soziale Trägheitsmomente. Die Diskussionen über zukünftige 
Verkehrssysteme und das tatsächliche Verkehrsverhalten sind ein Beispiel. Auf 
einer abstrakten Diskursebene besteht in der Bundesrepublik große Einigkeit da- 
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rin, daß der Individualverkehr an seine Grenzen stößt und zurückgedrängt 
werden muß zugunsten des Ausbaus öffentlicher Verkehrssysteme; von dieser 
Bewußtseinslage völlig unbeeindruckt wächst der nun gesamtdeutsche Autopark 
jedoch stetig. Wenn Menschen mit einem endlichen Zeithorizont in die Zukunft 
sehen, oder wenn sie künftige Möglichkeiten einschließlich ihrer Veränderungs- 
risiken abschätzen, ist es offenbar nicht unwahrscheinlich, daß sie die zugegebe- 
nermaßen unbefriedigende Situation den potentiell langen Übergangskosten bis 
zur Herstellung einer neuen stabilen Situation und den unbekannten Risiken ei- 
nes Alternativkonzeptes (z.B. Mobilitätsverlust, steigende Kosten für Mobilität) 
vorziehen. So entstehen mehrheitsfähige konservative Präferenzen, obwohl der 
aktuelle Zustand als problematisch, vielleicht gar als unhaltbar angesehen wird. 
Die hektischen Diskussionen um den Schutz des lateinamerikanischen Regenwal- 
des sind wohl Ausdruck dieser Ambivalenz von Wissen um die »objektive Not- 
wendigkeit« von durchgreifenden Umweltreformen und konservativen Präferen- 
zen, um die Gefährdung eigener Privilegien abwenden zu können. Die Anpas- 
sungskosten der ökologischen Krise sollen noch einmal auf den Süden abgescho- 
ben werden, um den Anpassungsdruck im Norden zu reduzieren. Im Vorfeld der 
UNCED ist die Instrumentalisierung der Umweltkonferenz als »Urwaldschutz- 
konferenz«, die sich zum Beispiel der »Einheitskanzler« gewünscht hatte, um mit 
einigen Millionen DM als Retter der Regenwälder auftreten zu können, bereits 
gescheitert. Die UNCED wird zu einer Energie- und Klimakonferenz, auf der 
von der Hauptverantwortlichkeit des Nordens für die globalen Verwerfungen des 
Ökosystems die Rede sein wird. Damit sind die Diskussionskoordinaten richtig 
gesetzt, die Chancen auf greifbare Erfolge der UNO-Tagung jedoch eher gesun- 
ken. 

Zweitens wird der ökologische Reformdruck reduziert, weil es entgegen der An- 
nahme von der Gleichverteilung der ökologischen Risikolasten auch im Umwelt- 
verteilungskampf Sieger und Verlierer gibt. Klaus Meyer-Abich, Naturphilosoph 
und Mitglied der Klima-Enquetekommission im Bundestag, kommt bei seinen 
Untersuchungen zu den Folgen des Treibhauseffektes zu dem Schluß, daß die In- 
dustrieländer, als die Hauptverantwortlichen für die zu erwartenden Klimaverän- 
derungen, sogar die Gewinner sein könnten, weil eine globale Erwärmung zu- 
mindest in einigen Regionen des Nordens eher günstigere klimatische Bedingun- 
gen schaffen wird. Vieles spricht dafür, daß der Süden die Hauptlast der unmit- 
telbaren Folgen der Klimaverschiebungen wird tragen müssen, ganz davon zu 
schweigen, daß die finanziellen Möglichkeiten, sich gegen ökologische Risiken 
zu schützen, natürlich geringer sind. 

Eine genaue Analyse von Interessenlagen und eine Gewichtung der Gründe die 
für und gegen einen hohen ökologischen Handlungsdruck sprechen, ist also not- 
wendig, um Reformspielräume für den ökologischen Umbau im Norden und 
einen fairen Ausgleich zwischen den reichen und den armen Nationen genau zu 
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verorten. Frank Beckenbach beschäftigt sich in seinem Beitrag mit der 
Verteilungsdimension der Okologieproblematik. 


Ökonomie und Ökologie 


Das Verhältnis von Ökonomie und Ökologie ist ein weiterer Schwerpunkt dieses 
Heftes. Seit Jahren ist - je nach politischem Standort - viel die Rede vom not- 
wendigen »Ökologischen Umbau der Industriegesellschaft«, der »Ökologisierung 
der Ökonomie« oder auch den Übergang zu einer »öko-sozialen Marktwirt- 
schaft«. All diesen Konzepten liegt die Hoffnung auf die grundsätzliche Ver- 
söhnbarkeit von Ökologie und Ökonomie zugrunde sowie die implizite Prämisse, 
über Bedingungen wirtschaftlicher Entwicklung einigermaßen profunde Kennt- 
nisse zu besitzen, so daß es primär darum gehe, die jeweiligen ökonomischen 
Diskurse, Theorien und Politikkonzepte mit einer »ökologischen Dimension« zu 
versehen. 

Dabei scheint nicht viel Substantielles herausgekommen zu sein. Wer die aktuel- 
len Diskussionen über den »Wiederaufbau« der ehemaligen DDR und Moderni- 
sierungsstrategien für Osteuropa verfolgt, fühlt sich in die 60er Jahre der unbe- 
grenzten Wachstumseuphorie zurückversetzt. Plötzlich haben die Politikmacher 
wieder Wichtigeres zu tun als sich um die Umwelt zu scheren. Verkehrswege 
sollen möglichst ohne langwierige Genehmigungsverfahren und lästige »Umwelt- 
verträglichkeitsprüfungen« aus dem Boden gestampft werden, Umweltauflagen 
werden als wachtumshinderlich diskreditiert. Wo es, wie »im Osten«, um ökono- 
mische Neuanfänge geht, wird nicht etwa aus alten Fehlern »im Westen« gelernt, 
vielmehr können sich nun all jene noch einmal austoben, denen ökosoziale Post- 
industrialisten unterschiedlichster politischer Coleur in den 80er Jahren das Le- 
ben schwer gemacht hatten. 

Vieles spricht angesichts dieser Entwicklungen dagegen, daß schnell die notwen- 
digen Anstrengungen unternommen werden, um den ökologischen Umbau nicht 
nur der westlichen Industriegesellschaften, sondern auch der »Entwicklungslän- 
der«, der »alten« im Süden und der »neuen« im Osten, voranzutreiben, in denen 
Umweltzerstörung infolge von Armut sowie durch hemmungslosen Raubbau an 
den natürlichen Reichtümern und Industrialisierungsversuchen auf der Basis ver- 
alteter, energieintensiver und umweltzerstörerischer Technologien sich über- 
lagern. 

Politisch umsetzbare Erkenntnisse über »Entwicklung und Umwelt« und tragfähi- 
ge Verknüpfungen von Ökonomie und Ökologie - so scheint es - sind eher rar. 
Ja noch schlimmer: selbst auf dem Feld der Ökonomie haben die Länder des 
Nordens nichts rechtes anzubieten. Wer die Siegesfeiern der Apologeten der rei- 
nen Marktlehre und die Ausrufer des »Endes der Geschichte« nach dem Zusam- 
menbruch des reale Sozialismus und der damit einhergehenden Diskreditierung 
aller kapitalismuskritischen Ansätze ernst genommen hatte, muß nun feststellen, 
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daß der (neoliberale) Kaiser nackt darsteht und mit Entwicklungskonzepten der 
60er Jahre aufwartet, wo es doch um die »Jahrhundertaufgabe« der nachholenden 
Entwicklung der östlichen Hälfte Europas geht. Zumindest scheint es niemanden 
im Lager der noch vor wenigen Monaten vom Siegestaumel Gezeichneten zu ge- 
ben, der dem russischen Präsidenten Jelzin und seinen Kollegen der GUS einen 
ernstzunehmenden Rat geben könnten, was denn nun wirtschaftspolitisch zu tun 
sei auf dem Weg zur versprochenen Wohlstandsgesellschaft. Es klingt aberwit- 
zig, aber die linientreuen Ökonomen der Marktwirtschaft, Kenner von Angebots- 
und Nachfragekurven, Einkommens- und Nachfrageelastizitäten sind sprachlos 
angesichts der banal erscheinenden Frage, wie man denn nun »Marktwirtschaft 
macht«. Angesichts dieser ökonomischen Orientierungslosigkeit werden simpel- 
ste Modernisierungs- und Wachtumstheorien aus der Mottenkiste hervorgezau- 
bert. 

Doch auch kritische Entwicklungstheoretiker sind eher hilflos, haben sich doch 
sämtliche Versuche von Entwicklungswegen jenseits des Weltmarktes, Abkopp- 
lungskonzepte unterschiedlichster Coleur, von Osteuropa über Lateinamerika, 
ebenfalls als nicht valide erwiesen. Ist also die einzige Alternative zur »nach- 
holenden Umweltzerstörung« in den Entwicklungsländern eine Orientierung an 
vorindustriellen Gesellschaften? Deutlich wird, daß weder die Rechte noch die 
Linke tragfähige »ökonomische Leitbilder« anzubieten haben, die auch den ar- 
men Nationen Zukunftsperspektiven aufzeigen könnten. Die Diskussionen um 
»dauerhafte Entwicklung« im globalen Kontext kranken an diesem Mangel an 
ökonomischer Entwicklungsperspektive. Ein Strang der Ökologiediskussion in 
den Indu-strieländern war lange davon ausgegangen, zur »ökologischen Moder- 
nisierung« von im Kern funktionsfähigen Ökonomien beitragen zu müssen, wes- 
halb man sich mit Fragen zur wirtschaftlichen Entwicklung nicht zu beschäftigen 
brauchte, während fundamentalistische Ökologen die radikale Abkehr vom Indu- 
strialismus und den Weg zu überschaubaren Gemeinschaften mit lokalen Selbst- 
versorgungsstrukturen predigten. Beide Diskurse taugen wenig, wenn es - wie in 
Osteuropa oder den Ländern des Südens - um manifeste ökonomische und soziale 
Probleme, den Neuaufbau solider wirtschaftlicher Strukturen sowie die Bewälti- 
gung der ökologischen Krise geht. Die fehlende Vernetzung der Ökologiediskus- 
sion mit Fragen der sozioökonomischen Entwicklung dürfte der Grund dafür 
sein, daß nun im Osten Europas längst überholt geglaubte Programme nachho- 
lender Entwicklung en vogue sind, während aus der ökologiekritischen Perspek- 
tive bestenfalls Schadensbegrenzung versucht, aber keine eigenständigen Kon- 
zepte angeboten werden. 

Der Brundlandbericht hat sich diesem schwierigen Fragenkomplex gestellt und 
versucht, die lange kaum miteinander verknüpften Debatten um Entwicklungs- 
und Modernisierungstheorien und die Ökologieproblematik zu integrieren. Im 
Gegensatz zum Bericht des »Club of Rome« über das »Ende des Wachstum« wird 
im Brundlandbericht einerseits Wachstum als notwendiger Faktor der Überwin- 
dung des Elends in der Dritten Welt erachtet. In Anlehnung an den Club of 
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Rome werden jedoch andererseits in dem Konzept »dauerhafter Entwicklung« der 
Brundlandkommission ausdrücklich Einschränkungen hinsichtlich der bisher zu- 
grundegelegten Wachstumsdynamik genannt. Entwicklung müsse so geartet sein, 
daß sie ohne Zerstörung der natürlichen Grundlagen des Lebens auf der Erde auf 
die gesamte, heutige und zukünftige Weltbevölkerung ausdehnbar sei. Es sei von 
der Erkenntnis auszugehen, daß das ökologische Gleichgewicht von den zwei 
Polen Armut und Reichtum gleichzeitig bedroht wird und es neben der industria- 
lisierungsbedingten auch armutsbedingte Umweltzerstörung gibt. Darauf gelte es 
erstens mit einer Strategie der Grundbedürfnisbefriedigung für die ärmsten Ge- 
sellschaften zu reagieren, was ein Minimum an quantitativen Wachstum voraus- 
setzt. Zweitens müsse man komplementär dazu eine Obergrenze für das quantita- 
tive Wachstum, bzw. eine andere qualitative Form von Wohlstandssicherung 
(und -steigerung) in den reichen Industrieländern finden. 

Im Gegensatz zu den Modemisierungstheorien wird zur Kenntnis genommen, 
daß der Weg der traditionellen nachholenden Entwicklung für die Entwicklungs- 
länder im Falle des Gelingens zwar Wohlstandssteigerungen bringen, zugleich 
aber in eine Situation »nachholender Umweltzerstörung« einmünden könne. So 
konzipierte Entwicklung müsse folglich die globalen Ökologieprobleme weiter 
verschärfen. In den meisten Entwicklungsländern führte der Versuch der Über- 
tragung westlicher Produktions- und Konsummuster direkt in die Entwicklungs- 
sackgasse; weder konnten die Ökologie- noch die Armutsproblematik gelöst 
werden. Zurecht wird zudem darauf verwiesen, daß in den vergangenen Dekaden 
eine wesentliche Bedingung der »Industrialisierungsleistungen« der Unternehmen 
in Westeuropa, in den USA und in den Schwellenländern darın bestand, ökologi- 
sche Kosten »erfolgreich« zu externalisieren, also einen entscheidenden Teil der 
tatsächlichen Produktionskosten auf die Zukunft und die gesamte Gesellschaft 
abzuwälzen. Der Brundtland-Bericht kommt vor diesem Hintergrund zu dem Er- 
gebnis, daß sich die Entwicklungsländer in Zukunft nicht mehr an den existie- 
renden Gesellschaftsmodellen der Industrieländer orientieren können; diese 
stehen angesichts der Ökologiekrise selbst unter starkem Veränderungsdruck. 

Im Gegensatz zu den Dependenztheorien wird konstatiert, daß die Länder, die 
bei ihrer bisherigen Industrialisierung Binnenmarktmodelle und dissoziative Ent- 
wicklungsstrategien verfolgt haben, heute überproportional unter den Folgen der 
Weltwirtschaftskrise zu leiden haben (etwa die lateinamerikanischen Länder). 
Umgekehrt sind diejenigen Entwicklungsländer, die wie einige asiatische Natio- 
nen eine aktive Integration in den Weltmarkt betrieben haben, heute am wenig- 
sten von der ökonomischen Krise erfaßt. Die Konsequenz aus beidem lautet: 
Dauerhafte Entwicklung kann weder Anschluß an die Industrieländer - im Sinne 
von »kopierter« Entwicklung - noch Abkopplung von ihnen bedeuten. 

Der Brundlandbericht bietet somit kein operationalisierbares Konzept »dauerhaf- 
ten Entwicklung«, er präzisiert jedoch die wesentlichen Fragen, die sich bei dem 
Versuch, Ökonomie und Ökologie im globalen Kontext zusammenzubringen, 
ergeben. Unsere Autoren bemühen sich darum, diese Diskussion voranzutreiben. 
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Egon Becker beschäftigen sich mit Fragen nach tragfähıgen Entwicklungsbegrif- 
fen und mit den Perspektiven »dauerhafter Entwicklung«. Leopoldo Märmora 
zeigt, daß die Entwicklungsländer sowie Osteuropa angesichts des Scheiterns al- 
ler Abkopplungsmodelle und angesichts der globalen Ökologiekrise vor der 
Herausforderung stehen, ökonomisch tragfähige Formen der Weltmarktintegra- 
tion mit »ökologischer Nachhaltigkeit« zu verbinden, was nur gelingen kann, 
wenn tiefgreifende Veränderungen im Norden vorangebracht werden. Peter 
Müller und Horst Peter plädieren aus der Sicht der Industrieländer für einen 
»Ökosozialismus«, der die Effizienzleistungen des Marktes mit kreativen sozialen 
und ökologischen Regulierungen verbindet, um die destruktiven Potentiale der 
Marktwirtschaft zu bändigen. Peter Hennicke und Dieter Seifried zeigen Chan- 
cen für eine zukunftsweisende Energiepolitik auf. - Ein Nebenschwerpunkt die- 
ses Hefts bezieht sich auf die »transitionalen« Gesellschaften Osteuropas. Frank 
Ettrich versucht die Legitimationsgrundlagen des realen Sozialismus verständlich 
zu machen. Adam Przeworski fragt, wo die Zukunft des Ostens liege, und ver- 
mutet sie eher im Armutskapitalismus des Süden als in den Wohlstandsinseln des 
Westens. Hubertus Buchstein widmet sich den demokratietheoretischen Deside- 
raten der kritischen Theorie, und Jürgen Hoffmann beschreibt die neuartigen 
Herausforderungen an eine Gewerkschaftspolitik, die sich nicht länger im natio- 
nalstaatlichen Rahmen bewegen kann. 


Die Redaktion 


Nachtrag zu PROKLA 85: 


Nicole Janigros Artikel zu Jugoslawien wurde aus dem Italienischen übertragen 
von Roberto Goldin. 
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Michael Müller, Horst Peter e 
Perspektiven für einen demokratischen Okosozialismus. 
Wider die politische Orientierungslosigkeit der Linken 


Die Umbrüche in Osteuropa sind unblutig verlaufen: der reale Sozialismus hat 
abgedankt und Boris Jelzin die allmächtige KPdSU kurzerhand per Dekret ver- 
boten. Im Westen ist die Linke bis heute weitgehend sprachlos geblieben, ob- 
wohl im Nachtrag zu den Ereignissen im Osten nun im Westen die geistige 
Guillotine aufgestellt worden ist: Nach dem Zusammenbruch der Systeme Gulag 
und Stası soll nicht nur die reale Perversion, sondern auch eine Idee hingerichtet 
werden. Die Rede ist vom Sozialismus, der einen dramatischen Kurseinbruch 
hinnehmen muß. Wer setzt jetzt noch auf ihn, wo der Kapitalismus ganz oben 
notiert und seine Aktionäre gar so dreist sind, die Marktwirtschaft auf dieselbe 
Stufe zu stellen wie die Demokratie, als quasi unantastbaren Bestandteil jeder 
demokratischen Ordnung? 

Große Teile der politischen Linken sind in die Knie gegangen oder auf der 
Flucht vor der Wirklichkeit. Die Dauer des Schweigens läßt die Größe der Iden- 
titätsprobleme ahnen. Doch wo der Mut zur Gegenrede fehlt, werden die Feig- 
linge zahlreich. Zur kräftigen Sozialismusschelte fühlt sich jeder geistige Zwerg 
Manns genug, um zugleich mit triumphaler Gewißheit zu belehren, daß es keine 
Alternative mehr gebe: Die Systemkonkurrenz sei nur eine kurze Episode gewe- 
sen, nun habe das westliche System endgültig gesiegt. Die Geschichte sei an ihr 
Ende gekommen. 

Ehemals Linke, und davon nicht wenige, die sich zuvor als »ganz-links« verstan- 
den haben, unterziehen sich mit verblüffender Flexibiltät den geforderten Ab- 
schwörritualen und arrangieren sich so schnell, daß nur noch ein ungläubiges 
Staunen bleibt. Dieser Zeitgeist findet sich mit einem geschichtslosen Pragma- 
tismus ab, vom Golfkrieg bis zur halbherzigen Umweltpolitik, von der Zwei- 
drittelgesellschaft im Norden bis zur Einviertelgesellschaft auf unserem Globus. 
Wenn das jedoch der Endpunkt der gesellschaftlichen Entwicklung sein soll, 
dann kommt bald das wirkliche Ende der menschlichen Geschichte. 

Es ist wahr: Im Wettstreit der Systeme hat sich das westliche dem östlichen 
überlegen erwiesen. Aber sind damit die alten Probleme gelöst oder die neuen 
Herausforderungen zu bewältigen? Hat sich der Kapitalismus nicht auch bei der 
Verfolgung falscher Ziele als zweifelsfrei effizienter erwiesen? John LeCarre 
läßt nach dem Ende der Ost-West-Konfrontation in »The silent pilgrim« seinen 
Helden George Smiley ein Fazit ziehen: »Wir haben gewonnen. Vielleicht haben 
wir auch gar nicht gewonnen. Vielleicht haben die anderen bloß verloren und 
unsere Schwierigkeiten fangen jetzt erst richtig an, nachdem die ideologischen 
Fesseln abgestreift sind.« 
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Der nun weltweit dominierende Kapitalismus sieht sich glänzend bestätigt als das 
alternativlos überlegene System. Doch beide Systeme waren zwar in ihren Me- 
thoden feindlich, aber in den Zielen fast wie Zwillinge. Der Ausgangs- und 
Zielpunkt der gesellschaftlichen Entwicklung war für das östliche System der 
»Knechtschaft des Plans« wie für das westliche System der »Knechtschaft des 
Marktes« die technische und ökonomische Expansion, und je besser die Entfal- 
tung der Produktivkräfte organisiert wurde, desto erfolgreicher fühlten sich die 
Systeme. 

Oskar Lange hat die Sowjetwirtschaft als die östliche Kopie von Manchester ab- 
qualifiziert. Im Westen hat sich wenigstens eine sozialstaatliche Bändigung der 
Wirtschaftskräfte durch pluralistische Demokratie und soziale Gegenmacht 
durchgesetzt. Die Zentralverwaltungswirtschaften konnten zwar die industrielle 
Basis schnell entwickeln, gerieten jedoch nach 1950 immer mehr an die eigenen 
Steuerungsgrenzen und Ende der 80er Jahre, nachdem alle Reformversuche der 
früheren Jahrzehnte halbherzig oder erfolglos geblieben waren, in den Zusam- 
menbruch: Eine sich ausdifferenzierende Gesellschaft läßt sich nicht mit der 
Ideologie einer zentral zu lenkenden Maschine organisieren, erst Recht nicht, 
soll »der Westen eingeholt und überholt werden.« 

Beide Systeme haben die Konsequenzen aus der Entwicklung eines geschichtlich 
neuartigen Typs von Gesellschaft, der sich mit der großen Transformation zur 
Industriegesellschaft herausgebildet hat, bis heute nicht ausreichend verarbeitet. 
Mit ihr vollzog sich eine weltgeschichtliche Zäsur erster Ordnung, und die indu- 
strielle Revolutionierung aller gewohnten Produktions- und Lebensverhältnisse 
wurde zum Ausgangspunkt moderner gesellschaftspolitischer Konzepte. In der 
»Kritik der Politischen Ökonomie« sieht Karl Marx die umfassende Entfaltung 
der Produktivkräfte als Grundlage und Voraussetzung für eine weitere Umge- 
staltung von der bürgerlichen in die sozialistische Gesellschaft. Durch die tech- 
nisch-ökonomische Expansion und die gleichzeitige Steigerung der sozialen 
Handlungsfähigkeit kollektiver Akteure soll die »alte Gesellschaft durch neue, 
höhere Produktionsverhältnisse« abgelöst werden. 

Die mechanistischen Zukunftshoffnungen durch das Wachstum von Wissen- 
schaft, Technik und Ökonomie wurden zum wichtigsten Bezugspunkt aufkläreri- 
scher Zukunftsentwürfe. Tatsächlich hat die industrielle Revolution durch die 
Anwendung exakter wissenschaftlicher Arbeitsmethoden zu einer Gesellschaft 
geführt, die permanent über sich hinaustreibt und durch sozial-kulturelle Refor- 
men potentiell gestaltbar wird. Dieser ständige Prozeß der Modernisierung durch 
Akkumulation und Beschleunigung, die Dynamik von Neuerungen und die Revi- 
sion vorgefundener Lebensweisen führt zur Rationalisierung und Ausdifferenzie- 
rung gesellschaftlicher Teilsysteme und Handlungssphären, die dabei ein immer 
größeres Eigengewicht bekommen. 

An der »Selbstproduktion von moderner Gesellschaft« (A. Touraine) machen die 
traditionellen Reformkonzepte die Fortschrittshoffnungen fest. Der Prozeß tech- 
nisch-ökonomischer Modernisierung ermögliche durch ständige Kapazitätserwei- 
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terungen eine »progressive Bewegung der Gesellschaft nach vorn«, einschließlich 
einer höheren Autonomie (Emanzipation) der Individuen. Damit verband sich 
die Hoffnung, mehr Vernunft in eine Welt von Unsicherheiten, Klassengegensät- 
zen und Kriegen zu bringen. In der Tat konnten durch die gewaltige Steigerung 
von Optionen im »Jahrhundert der Ökonomie« (E. U. von Weizsäcker) viele Ab- 
hängigkeiten und Ungerechtigkeiten überwunden werden. 

Die Arbeiterbewegung war (und ist) eine sozial-emanzipatorische Bewegung, 
ausgerichtet auf kollektives, zweckrationales Handeln zur Beseitigung einseitiger 
ökonomischer und politischer Macht, um soziale und rechtliche Gleichstellung in 
der Gesellschaft zu erreichen. Die gemeinsame Klassenlage begründete das Inter- 
esse und die Zielsetzung an der reformerischen Umgestaltung der Gesellschaft. 
Die sozial-egalitäre Reformpolitik machte es möglich, die heute existierende 
kulturelle und soziale Ausdifferenzierung der Lebensweisen zu erreichen und 
damit eine breit angelegte Individualisierung zu beschleunigen. Mit der Heraus- 
bildung des Sozialstaates, der auf einem asymmetrischen Klassenkompromiß zur 
Stabilisierung der ökonomischen Reichtumsproduktion beruht, gelang es, die so- 
zialen Risiken zu begrenzen und individuelle Lebenschancen zu verbessern. Mit 
seinem Erfolg stellte sich der Sozialstaat jedoch tendenziell selbst wieder 
infrage, zumal es nicht frühzeitig genug zu einer Reform des Modells kam. 
Zugleich wurden aber auch neue Zwänge geschaffen, denn die industrielle Dy- 
namik führt mit zunehmender Komplexität der gesellschaftlichen Beziehungen 
und mit steigender Autonomie von Teilbereichen nicht nur zu Fortschritt, son- 
dern - zumal unter dem Gesetz der privaten Kapitalverwertung - auch zu großen 
Integrations- und Koordinationsproblemen und damit zu neuen Instabilitäten und 
Fehlentwicklungen. Die Folgen sind im Verhältnis 

- zur Natur eine ständige »Entgrenzung« der räumlichen und zeitlichen Nutzung 
sowie eine »Grenzenlosigkeit« in der Erzeugung neuer Stoffe und Produkte und 
in der Anreicherung von Schadstoffen in den Stoffkreisläufen; 

- zur Gesellschaft ein Verlust von »Anschlußfähigkeiten« (K. P. Japp) der Teil- 
systeme und Individuen durch die Verselbständigung und Autonomisierung ge- 
sellschaftlicher Akteure, Organisationen und sozial-kultureller Beziehungen (C. 
Offe); 

- zu den weniger entwickelten Ländern eine Vertiefung der ökonomischen und 
sozialen Unterschiede, die sich, solange die Industriestaaten ihre (ökonomischen, 
wissenschaftlichen und politischen) Expansionsinteressen nicht (selbst-) 
begrenzen, stetig weiter vertiefen und die ökologischen Probleme weiter ver- 
größern. 

Vor allem ökonomisches Handeln wird unter dem Verwertungszwang geradezu 
schrankenlos in der Verfolgung und Steigerung partikularer Interessen. Die »Ra- 
tionalisierung der Lebenswelten« (J. Habermas) bewirkt ein »Reflexivwerden« 
der Kultur, eine Generalisierung von Werten und Normen sowie einen fort- 
schreitenden Prozeß der Individualisierung. Insgesamt führt dies zu der wider- 
sprüchlichen Situation, daß die kapitalistische Ökonomie mit ihren weltwirt- 
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schaftlichen Verflechtungen und der Internationalisierung von Geld- und 
Kapitalströmen zwar eine qualitativ neue Dimension annimmt, aber dennoch der 
Konflikt zwischen Kapital und Arbeit, der noch immer die gesellschaftliche 
Entwicklung entscheidend prägt, im Bewußtsein der Menschen an Bedeutung 
verliert. 

Die Freiheitsgewinne durch die Steigerung der Optionen bleiben jedoch für den 
Einzelnen oft nur fiktiv, weil sie zum einen von der Ausgestaltung der gesell- 
schaftlichen (sozialen, kulturellen und ökologischen) Rahmenbedingungen ab- 
hängig sind und zum anderen die Fortschrittsoption durch die Art und den Um- 
fang von Optionsnutzungen wieder aufgehoben werden kann. Fred Hirsch hat 
dies am Beispiel des Autoverkehrs verdeutlicht: Je mehr Menschen sich gleich- 
zeitig ins Auto setzen, desto weniger kommen sie von der Stelle. 

Die bisherigen gesellschaftlichen Modernisierungsprozesse sind zum prekären 
Ausgangspunkt für die weitere Entwicklung geworden: Die gesteigerte »Rationa- 
lität« von Handlungen in Einzelbereichen steht in einem engen Wechselverhältnis 
zu dem Anwachsen der gesellschaftlichen Koordinations- und Organisationspro- 
bleme. So verfügt die entwickelte Industriegesellschaft durch vielfältige Prozesse 
sektoraler Optionssteigerung zwar über eine effiziente Industrie und Verwaltung, 
über ein modernes Kommunikations- und Bildungssystem oder auch über einen 
hochtechnischen Militärsektor, weist aber als »Gesellschaft insgesamt« einen 
wachsenden Modernitätsrückstand auf, der umso größer wird, je effektiver sich 
Teilsysteme und Teilinteressen durchzusetzen verstehen und damit das Defizit an 
Gesamtrationalität vergrößern. 

Diese Steuerungsprobleme nehmen weiter zu mit den Fernwirkungen und Kom- 
plexitäten, die einzelne Handlungen mit anderen Bereichen und der Zukunft ver- 
binden. Insofern hat die marxistische Theorie im Grundsatz mit der Einsicht 
recht, daß es einer politischen Gestaltung der gesellschaftlichen Beziehungen be- 
darf. Doch sie kann mit ihrer laboristischen Strategie keinen Weg zur sozial- 
ökologischen Umgestaltung der Gesellschaft anbieten. Es ist eine Tragik, daß die 
marxistische Variante des Sozialismus genauso verantwortlich für die zerstöreri- 
sche Folgen des technisch-ökonomischen Fortschritts gemacht werden muß wie 
der liberale Kapitalismus. Wenn z. B. Karl Marx zutiefst davon überzeugt war, 
daß die neue Gesellschaft allein dem Menschen, und zwar eindeutig auf Kosten 
der äußeren Natur, zugute kommen soll, dann sagt dies alles über das Naturver- 
ständnis dieser Denkrichtung des Sozialismus - auch im Unterschied zum revo- 
lutionären Naturrecht und seiner sozialen Interpretation im Frühsozialismus. 
Denn nicht die innere Tendenz zum ökonomischen Zusammenbruch ist das ent- 
scheidende Problem der entwickelten kapitalistischen Industriegesellschaft, son- 
dern vielmehr ihre »Übereffizienz« und ihr Wachstum auf Kosten Dritter. Dem 
entspricht, was heute schon zur Alltagserfahrung geworden ist: Die rastlose Er- 
zeugung immer neuer Produkte und Verfahren, die Verelendung der Entwick- 
lungsländer (und Osteuropas), das industrielle Eindringen in die letzten Zonen 
der Natur, die Ausbeutung der sozialen Zeitressourcen und die Auflösung sozial- 
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kultureller Gemeinschaftsbindungen. Vor diesem Hintergrund müssen die ge- 
genwärtigen Trends gesehen werden: 

- die Veränderung der ökonomischen Rahmenbedingungen durch das Abflachen 
der realwirtschaftlichen Produktion und der Entwertung traditioneller industriel- 
ler Sektoren; 

- die Verschärfung der Konkurrenz zwischen den industriellen Zentren und um- 
fassende Rationalisierungsbewegungen durch den Einsatz neuer Techniksysteme 
mit erheblichen Auswirkungen auf Arbeitsmarkt, staatliche Finanzspielräume 
und Sozialleistungen; 

- die Beschleunigung der Abwärtsspirale aus Armut, Unterentwicklung und Be- 
völkerungswachstum in den Entwicklungsländern. Die große Mehrheit dieser 
Länder fällt seit den 80er Jahren deutlich zurück, über 1,25 Mrd. Menschen 
leben heute am Rande oder unterhalb des Existenzminimums; 

- das Sichtbarwerden »ökologischer Wachstumsgrenzen«, wobei insbesondere die 
Anreicherung von Schadstoffen in den Öko-Systemen und die menschenbedingte 
Mobilisierung von Stoffwechselprozessen zur bedrohlichen Globalisierung der 
Naturzerstörungen führen; 

- die Auflösung sozialer Bindungen und ein Abbau gesellschaftlicher Anschluß- 
fähigkeit, die auch zu individueller Überforderung und einer Zunahme an 
Aggresivität gegenüber Dritten beitragen. 

Hinter diesen Entwicklungstrends stehen drei problematische Sachverhalte: 

(a) Die wachsenden funktionalen Differenzierungen und eigengesetzlichen Ver- 
selbständigungen, die vor allem von den Interessen der Kapitalverwertung be- 
stimmt werden und den Koordinationsbedarf der Gesellschaft ständig erhöhen - 
national und global. 

(b) Die schwindende gesellschaftliche und vor allem ökologische Kompatibilität 
des Gesamtsystems beim Funktionserhalt heutiger Formen von Akkumulation 
und technischer Expansion. Für eine nachhaltige Entwicklung wird die Fähigkeit 
zur Umverteilung und zur intelligenten Selbstbegrenzung entscheidend. 

(c) Das große Eigengewicht von Teilinteressen und die Komplexität der gesell- 
schaftlichen Wechselbeziehungen führen zu einer zunehmenden Starrheit des Ge- 
samtsystems, so daß sich mögliche Freiheitsgewinne nicht für alle realisieren 
lassen und hohe volkswirtschaftliche Kosten immer mehr zur Kehrseite partiku- 
larer Vorteile werden. 

Diese Probleme stehen in einem engen inneren Wechselverhältnis, so daß sich 
die Industriegesellschaft in ihrer heutigen Organisation auf einem insgesamt 
hochgradig riskanten Entwicklungspfad befindet. Die Koordinations- und Kom- 
patibilitätsprobleme führen einerseits in einem immer größeren Umfang zu Im- 
mobilität des Gesamtsystems und dadurch andererseits auch zu eir si sc+leichen- 
den Entmachtung von Politik. Unterbleiben schnell eingeleitete und tief‘,reifende 
gesellschaftliche Reformen, wird sogar die »Option« der Selbstvernichtung mög- 
lich. 

Die entwickelte Industriegesellschaft hat ein hohes Maß an reformerischen Ge- 
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staltungsnotwendigkeiten, um für einen menschenwürdigen Fortgang der Zivili- 
sation das zusammenzuführen, was zunehmend auseinanderfällt: 

- Die Expansion von Wirtschaft und Gesellschaft mit der Gesamtrationalität der 
gesellschaftlichen Entwicklung (Systemintegration); 

- die Individualisierungsprozesse mit der Verantwortung für eine sozial gerechte 
und demokratische Gestaltung der Lebenschancen (Sozialintegration); 

- die Inanspruchnahme der Naturressourcen mit dem Schutz der Ökosysteme 
(Umweltintegration). 

Vor diesem Hintergrund muß auch das Dilemma neokonservativer Politik gese- 
hen werden: Eine Politik, die aus ideologischen Gründen die (unzureichenden) 
gesellschaftlichen Regulierungsleistungen und staatlichen Ordnungsmechanismen 
weiter abbauen will, obwohl der Koordinationsbedarf ständig steigt, ist struktu- 
rell lösungsunfähig. Es paßt nicht zusammen, kultur- und sozialpolitisch rück- 
schrittlich zu sein, aber wirtschafts-, technologie- und militärpolitisch hem- 
mungslos modernistisch. Das Neue am »neo«-kKonservativen Gesellschaftsbild ist 
die nachdrückliche Bejahung der industriegesellschaftlichen Modernisierung auf 
strikt kapitalistischer Grundlage bei gleichzeitiger Beibehaltung der traditionel- 
len Kritik am Massencharakter der modernen Kultur. Damit hat sich der Konser- 
vativismus zwar den veränderten sozialen und ökonomischen Bedingungen der 
Moderne viel besser angepaßt, als dies seine Kritiker lange Zeit wahrhaben woll- 
ten. Dennoch bleibt die grundlegende Widersprüchlichkeit des politischen Ansat- 
zes erhalten: Der zum Scheitern verurteilte Versuch, die sozial-kulturelle Eman- 
zipation von den ökonomischen Prozessen abzukoppeln, um sie zu verhindern, 
obwohl gerade die kulturelle Modernisierung durch die Entfaltung der modernen 
Produktionsverhältnisse gefördert wird. 

Dieser innere Widerspruch besteht auch bei den ökologischen Anforderungen an 
die Politik, die industriellen Wachstumsprozesse im Interesse der Bewahrung der 
natürlichen Lebensgrundlagen zu gestalten und zu begrenzen. Die konservative 
Politik begreift weder die sozial-kulturellen noch die ökologischen Fragen in ih- 
rem gesellschaftlichen Charakter, sondern versucht die objektiven Gestaltungsan- 
forderungen durch eine »Halbierung« der Moderne (U. Beck) - Bejahung ihrer 
ökonomischen und Unterdrückung ihrer kulturellen Seite - wegzudrücken und 
verschärft sie gerade dadurch weiter. 

Das Ende der Weltaufteilung in eine westliche und eine östliche Glacis hat die 
Krise der Akteure und Systeme nicht beseitigt. In den zentralen Zukunftsfragen 
sind auch im siegreichen Westen keine ernsthaften Konzepte zu erkennen - weder 
bei der sozial-ökologischen Transformation der Industriegesellschaft, noch für 
die solidarische Neuordnung der internationalen Wirtschaftsordnung. Die Zei- 
chen stehen schlecht: 

Kein westliches Industrieland ist bislang zu einer wirksamen Entschuldung der 
Entwicklungsländer und einer nennenswerten Umleitung von Kapital und Know 
how von Nord nach Süd bereit. Das Verhältnis zwischen Bevölkerungsvermeh- 
rung und Lebenschancen gerät immer mehr aus dem Lot, auch durch die Zu- 
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nahme von Armut. In den Industrieländern selbst wird das sozialstaatliche Netz 
durchlöchert. Die Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen schreitet bislang 
unaufhaltsam voran. Keine Regierung eines Industriestaates - und dort liegt die 
Hauptverantwortung - will ernsthaft noch in diesem Jahrzehnt - und darauf käme 
es an - ökologisch wirklich umsteuern. Im Gegenteil: Auf internationaler Ebene 
werden alle notwendigen Vereinbarungen zum Klimaschutz blockiert. 

Was begründet vor diesem Hintergrund die tiefe Identitätskrise der politischen 
Linken, obwohl doch gerade jetzt Reformkonzepte Konjunktur haben müßten? 
Sie tut sich nach dem Wegfall der Systemkonkurrenz in einem prinzipiellen wie 
in einem konkreten Sinne schwer. Obwohl sie in ihrer übergroßen Mehrheit mit 
den ostdeutschen Apparatschiks der SED nichts gemeinsam hatte, wirkt die kriti- 
sche Intelligenz ratlos im Umgang mit den veränderten Realitäten. Jedoch bezog 
sich ihr politischer Referenzrahmen in der Regel - bewußt oder unbewußt - auf 
die Konflikte zwischen Ost und West, zwischen realem Sozialismus und Kapita- 
lismus. Auch deshalb verkannte sie die Tragweite neuer gesellschaftspolitischer 
Herausforderungen wie der Ökologiefrage, die weit über die traditionellen Fra- 
gestellungen von Macht und Herrschaft und zur sozial-ökonomischen Moderni- 
sierung von Gesellschaft hinausreichen und damit bisherige Konzepte in Frage 
stellen. 

Eine wichtige Ursache hierfür ist die (wechselseitige) Abschottung zwischen 
Geistes- und Naturwissenschaften. Insbesondere der Erkenntniszuwachs der Na- 
turwissenschaft wurde bis heute weder gesellschaftstheoretisch noch reformpo- 
litisch verarbeitet. Die mechanistischen Vorstellungen von Fortschritt, die allen 
traditionellen Reformkonzepten zugrundeliegen, spalten den Zusammenhang 
zwischen Natur und Gesellschaft künstlich auf, weil sie die Natur als ein sich 
selbst regulierendes System verstehen, dessen man sich uneingeschränkt bedie- 
nen könne. 

Bis heute ist die Ökologiefrage in ihrer gesellschaftspolitischen Dimension kaum 
begriffen worden. Die konkreten Aktionen der Umweltbewegung wurden zwar 
unterstützt und stets auch ihre Wichtigkeit herausgestellt, aber letztlich blieben 
die Einschätzungen der Ursachen der Naturzerstörung abgeleitet und eingeordnet 
in die traditionelle Systemsicht. Dadurch wurden sie zum einen nur auf der Er- 
scheinungs- und Aktionsebene wahrgenommen, nicht aber systemisch in ihren 
Zusammenhängen durchdacht. Zum anderen wurde die Umweltbewegung in er- 
ster Linie taktisch - als Bündnispartner mit Masseneinfluß - gesehen, statt sie bei 
der Entwicklung eines Reformkonzepts des sozial-ökologischen Umbaus zu un- 
terstützen. 

Dieses Defizit, das bis heute nicht beseitigt ist, hat seine Geschichte, die z. B. 
im großen Sammelband zur »Geistigen Situation der Zeit« von 1979 deutlich 
wird. Im Vorwort schrieb Jürgen Habermas: »Übrigens geht keiner der (32, d. 
V,) Autoren auf die beiden Dramatisierungsversuche« ein, die seit den 70er Jah- 
ren die Öffentlichkeit beschäftigen: »Tendenzwende und ökologisches Krisenbe- 
wußtsein«. Und er fügt hinzu: »In diesem Band, so ist mein Eindruck, präsen- 
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tiert sich die nachdenkliche Linke.« Selbst auf der Jahrestagung 1990 der »Deut- 
schen Gesellschaft für Soziologie« unter dem Generalthema »Modernisierung der 
Moderne« spielte die gesellschaftstheoretische Einordnung der globalen, vor al- 
lem der ökologischen Probleme nur eine untergeordnete Rolle. 

Die beiden großen Einschnitte der letzten Jahre, das Ende der Systemkonkurrenz 
und der Golfkrieg, bei dem es in erster Linie um die Verfügung über billiges Öl, 
den Schmierstoff des Industriezeitalters, gegangen ist, haben die Orientierungs- 
losigkeit großer Teile der bundesdeutschen Linken und damit des kritischen Gei- 
stes in einer erschreckenden Weise deutlich gemacht. 

Dabei bauen sich immer deutlicher gewaltige Konflikte vor uns auf, eine »ver- 
schmutzte, ökologisch immer weniger stabile, überbevölkerte und in ihrem 
Reichtum höchst ungleich verteilte Welt« (Bericht der WCED). Auf die rund 1,3 
Mrd. Menschen in den Industrieländern (ein Viertel der Weltbevölkerung) ent- 
fällt rund 75% der globalen kommerziellen Energienachfrage. Allein in Nord- 
rhein-Westfalen sind mit rund 9 Millionen Fahrzeugen eine halbe Million Autos 
mehr registriert als auf dem ganzen afrikanischen Kontinent. In über 30 Ländern 
der Erde sterben mehr als 20% der Kinder vor dem Erreichen des 5. Lebensjah- 
res. Nach Untersuchungen der Welternährungsorganisation FAO hungern stän- 
dig über 500 Mio., nach Angaben des Kinderhilfswerks sogar 750 Mio. Men- 
schen. 

Diese großen Konflikte bündeln sich in der realen Gefahr einer globalen Klima- 
katastrophe: Durch die Emissionen aus den Energiedarbietungen und Verkehrs- 
leistungen, der Chemieproduktion und Landwirtschaft sowie der Übernutzung 
und Versieglung der Böden und der Rodung der Wälder werden immer mehr 
wärmestauende Gase in der Troposphäre angereichert und verändern die Chemie 
und Dynamik der Atmosphäre: Die Temperaturen steigen an der Erdoberfläche 
und in den ozeanischen Deckschichten, Windgeschwindigkeiten nehmen durch 
die erhöhte Energiezufuhr zu, Niederschlagsverteilungen verschieben sich, und 
nicht zuletzt werden auch die Meeresströmungen beeinflußt. 

Schon heute hat sich in den nördlichen Breiten das Klima im Winter dreimal 
schneller verändert, als dies unter Vorsorgegesichtspunkten zu verantworten 
wäre. Hält der Trend der anthropogenen Eingriffe an, wird die gesamte Band- 
breite der Klimaschwankungen der letzten 18.000 Jahre in nur 250 Jahren - von 
der industriellen Revolution bis zum Ende des nächsten Jahrhundert - zusam- 
mengepreßt. Dies würde die Höhe der Temperatur des bisherigen Klimaopti- 
mums weit übersteigen und - was noch bedeutender ist - die Geschwindigkeit der 
Änderungen würde die Anpassungsfähigkeit der meisten Öko-Systeme schnell 
überfordern. Die Klimawissenschaft setzt die »kritische Erwärmungsgrenze« bei 
1,5° C pro Jahrhundert oder bei 2° C bis zum Ende des nächsten Jahrhunderts 
an, aber selbst dieser Wert hätte bereits erhebliche Folgen vor allem für die Le- 
bensbedingungen in den Ländern der tropischen und subtropischen Breiten. 

Um eine globale Klimakatastrophe zu verhindern, sind in erster Linie die Indu- 
strieländer zu tiefgreifenden Korrekturen in den Wirtschaftsweisen und Lebens- 
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formen gefordert, zur Reform der Produktionsverhältnisse wie der politischen 
und kulturellen Verfaßtheit der Gesellschaften. Die Verrottung der Welt kommt 
nicht naturgesetzlich, sondern weil vor allem die westlichen Industrieländer 
längst ökologisch bankrott sind, aber nicht die notwendigen Konsequenzen dar- 
aus ziehen. So wächst die Gefahr, daß sich ein globales Kalkül durchsetzt, bei 
dem die, die oben sind, mit allen Mitteln oben zu bleiben versuchen, ohne von 
denen, die noch unten sind, mit in die Tiefe gezogen zu werden. Der Golfkrieg, 
der erste Nord-Süd-Krieg um die großen Energiereserven der Welt, war hierfür 
bereits eine bedrohliche Weichenstellung. Der Krieg hatte eine lange Vorge- 
schichte, die in den USA viel mit der Unfähigkeit zum Energiesparen und den 
Interessen der Energiekonzerne zu tun hat. 

Diese Gefahren können nicht allein mit der sematischen Umstellung auf eine 
»ökologische Marktwirtschaft« oder die stetige Steigerung der technischen und 
ökonomischen Leistungsfähigkeit gelöst werden. Die Grenzen des Kurierens an 
den Symptomen durch ein lediglich effizienteres Öko-Management sind längst 
deutlich geworden: Der neue S-Panzer von Daimler-Benz kann trotz des gewalti- 
gen Werbeaufwands nie zu einem Öko-Auto werden. Trotz Katalysator sind 
heute schon über 70% des Waldbestandes in der Bundesrepublik erkrankt. Und: 
obwohl der Katalysator die Stickoxyde zurückhält, verhundertfacht er zugleich 
den Ausstoß von N,O, der, hält der Trend an, in 50 Jahren ein Schädigungspo- 
tential für die Ozonschicht annimmt, das den heutigen Emissionen der FCKW 
entspricht. 

Deshalb sind grundlegende Veränderungen in der Organisation der Gesellschaft 
notwendig, um den eingeschlagenen Weg grundsätzlich zu korrigieren. Diese 
Aufgabe hat die Dimension einer neuen gesellschaftlichen Revolution, sie ist 
nichts weniger als ein »Zivilisationssprung« von der einseitigen Ausrichtung auf 
die Produktivkräfte, dem Zentralmotor des Industrialismus, hin zu einer solidari- 
schen Kultur mit Mitmensch und Mitwelt durch die Verbindung von sozialer und 
ökologischer Verantwortung. 

Für diese gewaltige Aufgabe, die zerstörerische Seite der Moderne zu bändigen, 
ist in erster Linie die politische Linke gefordert, deren Antrieb die Umgestaltung 
der Gesellschaft ist. Sie muß das bisherige Denken in den Kategorien von militä- 
rischen Lösungen, von im westlich-kapitalistischen Sinne bornierten ökonomi- 
schen Wachstumsinteressen oder von der angeblichen Überlegenheit des Nordens 
gegenüber dem Süden überwinden. 

Das Ende des Ost-West-Konflikts erfordert neue Strukturen einer Weltordnung, 
die Sicherheit dauerhaft gewährleistet. Sicherheit wird in Zukunft immer weni- 
ger militärische Sicherheit sein, sondern die Gewährleistung einer nachhaltigen 
ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung bei voller Wahrung der 
Menschenrechte. In diesem Sinne muß auch das Prinzip der gemeinsamen Si- 
cherheit zu einem kollektiven Regelwerk für eine nachhaltige Entwicklung kon- 
zipiert werden. Das setzt eine umfassende Entmilitarisierung der internationalen 
Beziehungen voraus. 
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Eine sozial-ökologische Politik ist keine Ergänzung zu einer ansonsten unverän- 
derten Politik, sondern eine radikale Umgestaltung der Denkweisen und Struktu- 
ren. Die Gesellschaft selbst muß wieder in den Mittelpunkt der Politik gestellt 
werden, denn nur mit der Einsicht, daß die Lösung der ökologischen Frage als 
Politik zum Umbau der Gesellschaft konzipiert werden muß, kann eine tatsächli- 
che Wende eingeleitet werden. Auch der Sozialstaat war mehr als der Ausbau 
der Sozialgesetzgebung, nämlich ein politisches Prinzip zur sozialen Integration 
der Menschen bei der Organisation der Gesellschaft. Heute muß als erster Schritt 
zur Verwirklichung der Sozialpflichtigkeit des Eigentums die Naturpflichtigkeit 
des Eigentums hinzukommen. 

Auch der Westen steht nicht »auf der richtigen Seite«. Im Gegenteil: Wie kaum 
ein anderes System hat diese Form der »Zivilisation auf Kredit« ihre Zukunfts- 
hypotheken verbraucht. Deshalb muß die Machbarkeit einer ökologischen Politik 
konkret ausgetestet werden. Nur das schafft Glaubwürdigkeit. Der Umbau der 
Energieversorgung - ein zentrales Feld im Spannungsverhältnis zwischen Öko- 
nomie und Ökologie - bietet sich hierfür an. 

Utopisches Handeln und gesellschaftliche Theorie sind nicht überholt, sondern 
die einzig reale Alternative zu einer autoritären Zukunft aus Öko-Dikatur oder 
Öko-Technokratie. Es bleibt bei der Feststellung von Oscar Wilde: »Eine Land- 
karte, in der das Land UTOPIA nicht verzeichnet ist, verdient keinen Blick.« 
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Peter Hennicke, Dieter Seifried 
Die Stabilisierung des Klimas: 
ein anderer Umgang mit Energie 


1. Historische Verursachung und Betroffenheit 


Der durch Menschen verursachte Treibhauseffekt und der Ozonabbau in der 
Stratosphäre sind zu 80-90% durch den kapitalistischen Industrialisierungstyp 
verursacht und schädigen vor allem die III. Welt. Die Verantwortung und die 
technisch-ökonomischen Potentiale für die Lösung der hierdurch verschärften 
weltweiten Probleme liegen bei den Industriestaaten. Bei den FCKWs sind die 
unmittelbaren Verursacher (etwa zwei Dutzend Hersteller in 8 Ländern) aus- 
schließlich und die mittelbaren Nutznießer (die Verbraucher) weit überwiegend 
in den Industrieländern konzentriert (ca.80% des Weltverbrauchs). Die Ernte- 
schäden durch verstärkte UV-B-Einstrahlung treffen aber vor allem die Ernäh- 
rungsbasis der III. Welt. Am Treibhauseffekt offenbart sich ein besonders kras- 
ses Mißverhältnis von historischer Verursachung durch die reichen Industrie- 
länder und Betroffenheit der Ärmsten in der II. Welt. Die Überschwemmungs- 
Katastrophen in China und Bangla-Desh (mit Hundertausenden Toten) im Jahr 
1991, vermitteln eine Vorahnung davon, daß die Existenz ganzer Völker und 
Staaten der III. Welt bedroht sein könnte. 

Mit Klimamodellen läßt sich heute - unter realistischen Annahmen für die übri- 
gen Spurengas-Emissionen (FCKW; Methan; troposphärisches Ozon; Distick- 
stoffoxid) - errechnen, daß die Einhaltung einer Obergrenze für den Temperatur- 
anstieg von zusätzlich 2 Grad € bis zum Jahr 2100 voraussetzt, daß nur noch ein . 
maximales »Budget« von rd. 300 Mrd. t Kohlenstoff (derzeit pro Jahr mehr als 5 
Mrd. t) durch Verbrennung fossiler Energieträger in die Atmosphäre freigesetzt 
wird. Eine Weltkatastrophe wäre unvermeidbar, wenn jeder Bewohner der III. 
Welt mit bisher rd. 225 kg CO, pro Kopf das gleiche »Verschmutzungsrecht« 
der Atmosphäre in Anspruch nehmen würde wie ein Amerikaner (oder Europäer) 
- also pro Kopf 1d.5 Tonnen Kohlenstoff pro Jahr (ein Europäer ca.2 t) freiset- 
zen würde. Dies macht schlaglichtartig deutlich: Ökologisch gesehen, sind die 
Industrieländer bankrott, ihre »Verschmutzungsrechte« der Atmosphäre sind auf- 
gebraucht. Der Industrialisierungstyp des reichen Nordens ist nicht verallgemei- 
nerungsfähig. Eine unveränderte Energie-und Verkehrspolitik der Industrielän- 
der - insbesondere der USA - nach dem Motto »weiter so« würde bereits für die 
nächste Generation der Kinder in der III. Welt die Katastrophe vorprogrammie- 
ren. 
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2. Politische Dimensionen von »Natur«-Katastrophen 


Die politischen Dimensionen der drohenden Klimakatastrophe werden bisher 
unterschätzt: Nicht nur mehr »Akzeptanz« für die Atomenergie könnte hierdurch 
erpreßt werden. Maßnahmen zur Eindämmung und Anpassung an den Treib- 
hauseffekt könnten undemokratische Formen annehmen, die diejenigen eines 
»Atomstaats« noch in den Schatten stellen. 

Die räumliche Globalisierung der Umwelt- und Klimakrisen erhält in zahlreichen 
Artikeln und Politikerreden immer mehr die ideologisch-politische Dimension 
einer »Volksgemeinschafts«-Politik im (weltweiten) Umweltschutz. Volksge- 
meinschaftsideologien hatten in Zeiten akuter Krisen schon immer Hochkon- 
junktur. Der Verweis auf »unser aller Betroffenheit« und das zu sichernde an- 
gebliche »Gemeinwohl«, diente den Tätern historisch stets zur Entwaffnung des 
möglichen Widerstands der potentiellen Opfer und zur ideologischen Herstellung 
von Opferbereitschaft. Die Vorbereitung auf Opfer und Anpassung an scheinbar 
unvermeidbare Umweltkatastrophen ist möglicherweise auch einer der Gründe 
dafür, daß der Treibhauseffekt in der letzten Zeit eine derartige politische Auf- 
merksamkeit erfährt.Die Gegenthese ist: Die heutigen und vor allem zukünftige 
»Natur«-Katastrophen sind in der Regel (außer bei Vulkanausbrüchen und Erd- 
beben) anthropogenen Ursprungs. So komplex die Ursachen und Folgen auch 
sein mögen: Es existieren immer konkret identifizierbare Haupttäter (Verursa- 
cher) und Hauptleidtragende. Alle (Natur-) Katastrophen haben eine spezifische 
soziale Verteilungswirkung; in der Regel verschärfen sie bestehende Un- 
gleichheiten und Ausbeutungsverhältnisse. 


»Die Verteilung der Auswirkungen im Raum, zwischen Einkommensgruppen, zwischen Generatio- 
nen ... ist wahrscheinlich ein kritisches Element in der Fähigkeit von Gesellschaften auf Klima- 
variationen zu antworten... Auch wenn einige Subgruppen eventuell von Klimaänderungen 
profitieren, werden die »Zerüttungskosten« groß und ungleich verteilt sein«. (Chen/Parry 1988: 39) 


Je länger der notwendige ökologische und soziale Umbau der Industriegesell- 
schaften hinausgezögert wird, desto mehr wächst die Gefahr, daß autoritäre An- 
passungsstrategien an die menschgemachten »Natur«-Katastrophen an Boden ge- 
winnen und die Krisenlasten auf die ohnehin Schwachen abgewälzt werden. 
Schon wird darüber gehandelt, welche Temperaturerhöhung (aus der Sicht der 
ökonomisch Mächtigen) »tolerierbar« ist und mit welcher Priorität eine »Vermei- 
dungs-«, eine »Anpassungs« oder eine »aktive Lenkungsstrategie« verfolgt wer- 
den soll. Ein Artikel eines Experten aus dem Hause Siemens fordert z.B. als er- 
sten nötigen Schritt: »Festlegen eines als tolerierbar anzusehenden Limits durch 
eine anerkannte Expertengruppe«.! Es muß betont werden, daß es sich dabei - 
unter den heutigen machtpolitischen Konstellationen - um die autoritäre Verpla- 


1 Voigt (1988) S. 15. Vergl. zum naturwissenschaftlichen Sachstand, zu den möglichen Auswir- 
kungen und zur Eindämmung des Treibhauseffekts: Dritter Bericht der Enquete-Kommission 
»Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre« zum Thema Schutz der Erde, BTDr$ 11/8030, so- 
wie die Veröffentlichung des Studienpakets unter dem Titel »Energie und Klima« in 10 Bänden 
im Economica Verlag und Verlag C. F. Müller. 
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nung der Lebensexistenz von Millionen von sogenannten »Umweltflüchtlingen« 
handeln und daß mit der Festlegung auf eine angeblich »tolerierbare« weitere 
Temperaturerhöhung - über das ohnehin nicht mehr vermeidbare Maß hinaus - 
auch der Tod dieser Menschen stillschweigend in Kauf genommen werden 
würde. 


3. Risiken streuen, kumulieren oder minimieren? 


Sowohl mit der friedlichen und nicht-friedlichen Nutzung der Atomenergie als 
auch mit dem anthropogenen Treibhauseffekt sind unermeßliche und buchstäb- 
lich grenzenlose Risiken verbunden. Allein durch die Nutzungsausfälle in der 
Landwirtschaft entstehen der Sowjetunion bis zum Jahr 2000 Schäden in Höhe 
von 600 bis 900 Mrd. DM (Iswestija, April 1989). Die monetären Schäden eines 
Super-Gaus im AKW Biblis (bei Frankfurt) werden auf mindesten 4000 Mrd. 
DM geschätzt; 4,8 Mio. Menschen würden an Krebs erkranken. (Ewers/ Gelling 
1991) Selbst wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit einer solchen Katastrophe 
minimal wäre: Welcher Politiker oder Industriemanager kann eine derartige 
mögliche Gefährdung von Mensch und Natur wirklich verantworten? 

Wer trotz Tschernobyl fordert, die Atomenergie im Lichte der Klimaproblematik 
»neu zu bewerten«, plädiert letztlich dafür, einem lebensbedrohenden Risiko ein 
anderes hinzuzusetzen. Aber nicht »Risikostreuung« (Altbundeskanzler Schmidt), 
sondern eine Energiestrategie der Risikominimierung ist notwendig und (noch) 
möglich. 

Ein drittes globales Risiko, das durch die gegenwärtige Energiepolitik hervor- 
gerufen wird, ist durch den Krieg mit dem Irak offensichtlich geworden: die Zu- 
spitzung der geostrategischen Verteilungskämpfe um knappe Ressourcen. Der 
Krieg mit dem Irak war auch ein Feld-und Kreuzzug der Reichen für »ihr« Öl 
und dieses High-Tech-Massaker wird - wenn die Industrieländer ihren Kurs nicht 
in Richtung »dauerhafte Entwicklung« (»sustainability«) auch für die III. Welt 
ändern - zum Vorboten einer wachsenden Konfrontation zwischen dem reichen 
Norden und dem armen Süden werden. Energierisiken nicht kummulieren zu las- 
sen, sondern zu minimieren, erfordert eine rasche Wende in der Energiepolitik: 
hin zu einer forcierten rationellen Energienutzung. 


4. Das Primat der Energiepolitik gegenüber der »Ware Energie« 


Durch einen immer riskanteren Ausbau eines großtechnisch erzeugten Energiean- 
gebots (vom atomaren Wasserstoff bis zur Kernfusion) ist der Energiehunger der 
industrialiserten Länder, sind die Weltenergieprobleme nicht zu lösen. »Business 
as usual« kann die Katastrophe nicht aufhalten. Die Zeit wohlfeiler Lippenbe- 
kenntnisse für Energiesparen in den Industrieländern ist vorbei: Das Umsteuern 
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auf den »sanften« nutzungsorientierten Energiepfad - die planmäßige und über- 
prüfbare Reduzierung des Einsatzes nichterneuerbarer Energieträger (bzw. der 
C02-Emissionen) in den nächsten drei Jahrzehnten um durchschnittlich etwa 2% 
pro Jahr - müssen auf die Tagesordnung. 

Entscheidende Voraussetzung dieser risikominimierenden Strategie ist ein Primat 
der Energiepolitik gegenüber dem bisher schrankenlosen Geschäft mit der »Ware 
Energie« durchzusetzen. Dieses Geschäft stellt sich verharmlosend als (Energie)- 
»Versorgung« dar, obwohl die mit den Energieumsätzen verbundenen gesell- 
schaftlichen und Umweltschäden durch Atom-und Kohlestrom bereits höher ge- 
schätzt werden als die Erzeugeugungskosten pro Kilowattstunde. (Hohmeyer 
1991) 

Die heute noch vorherrschende Energie-und Unternehmenspolitik wird durch 
»angebotsorientierte« Szenarien legitimiert, die die Energieprobleme aus der 
Verkäuferperspektive - durch Ausweitung und Diversifizierung des Energiean- 
gebots- zu lösen vorgeben, tatsächlich aber zu einer Kumulierung von Risiken 
führen. Die bei der letzten Weltenergiekonferenz 1989 versammelten Energie- 
manager lieferten hierfür erneut den Beleg: Nach ihren Szenarien steigen die 
CO,-Emissionen im Jahr 2020 bis zu 70%, trotz einer nahezu Verdreifachung 
der Atomenergie. (vgl. World Energy Conference 1989) 

1987 lag der Welt-Primärenergieverbrauch bei etwa 10,4 TW. Die Bandbreite 
der Welt-Szenario-Schätzungen für das Jahr 2030 liegt zwischen 35 TW (IIASA 
1981 high) und 5 TW (Effizienzszenario von Lovins u.a. 1983, ohne Atomener- 
gie). Technisch »machbar« sind beide Energiezukünfte, obwohl sie sich im pro- 
gnostizierten Energieverbrauch - bei etwa gleichen wirtschaftlich-demographi- 
schen Basisannahmen - um den Faktor 7 unterscheiden! Hieran zeigt sich: Der 
maßlose Zuwachs des Energieverbrauchs ist der entscheidende risikokumulie- 
rende Faktor - welches Energiemix auch immer zugrundegelegt wird. Ohne eine 
drastische Reduktion des Energieverbrauchs durch die technisch mögliche »Effi- 
zienzrevolution« (A.Lovins) können die globalen Energierisiken nicht gleichzei- 
tig abgebaut werden. Vor allem zeigt sich: Mehr oder weniger Energieverbrauch 
ist kein Schicksal, sondern eine politische Entscheidung: Nicht immer mehr Ki- 
lowattstunden, sondern steigende Energiedienstleistungen (z.B. warme Wohnun- 
gen, Kühlung, motorische Kraft) mit immer weniger nicht erneuerbarem Ener- 
gieeinsatz, lautet die technische Herausforderung für eine zukünftige nachhaltige 
(»sustainable«) Entwicklung. Eine Halbierung des Pro-Kopf-Energieverbrauchs 
in den Industrieländern - ohne eine Einbuße an Lebensstandard - ist technisch 
und wirtschaftlich möglich und für eine weltweite Klimaschutzpolitik eine condi- 
tio sine qua non.? 

Der umfangreiche Bericht der Enquete-Kommission des deutschen Bundestages, 
»Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre«, und Untersuchungen des Öko-Insti- 


2 vgl.z.B. für die Welt: World Commission on Environment and Development (1987); Goldem- 
berg, J. u.a. (1991); zu Schweden: Johannson, T.B.; Bodlund/Williams (eds.) (1989); zur EG: 
Alber/Frische 1991; zu Dänemark: Danish Ministry of Energy (1990). 
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tuts belegen, daß - trotz eines weiterhin unterstellten Wirtschaftswachstums - ei- 
ne Reduktion des Energieeinsatzes sowie durch den verstärkten Einsatz regenera- 
tiver Energiequellen eine Reduktion der CO,-Emissionen um über 30% in der 
Bundesrepublik bis zum Jahr 2005 erreicht werden kann. Hierzu bedarfs es aller- 
dings einer energie- und verkehrspolitischen Rahmensetzung sowie eines Ak- 
tionsprogramms (vgl. Hennicke/Thomas 1992), die zu einem konsequenten Ab- 
bau der von der Enquete-Kommission identifizierten sektor- und technologiespe- 
zifischen Hemmnissen führen, die derzeit einer Erschließung und Umsetzung der 
volkswirtschaftlich kosteneffektiven Potentiale der rationellen Energienutzung, 
der Kraft-Wärme-Kopplung und der regenerativen Energien entgegenstehen. 


5, Zu arm zum Energiesparen? 


Der entwicklungsbedingt steigende Bedarf an Energiedienstleistungen muß in der 
II. Welt durch den Einsatz modernster, angepaßter Energietechnologien und - 
planung (Stichwort: Least-Cost Planning) und durch weitgehende Ausnutzung 
der örtlichen (»endogenen«) erneuerbaren Energiequellen befriedigt werden. Die 
Lebensstile, Investitions- und Konsumgewohnheiten der herrschenden Klassen 
und Schichten in der III. Welt sind bisher durch die reichen Industrieländer ge- 
prägt. Die III. Welt kann sich jedoch diesen aus den Industrieländern weitgehend 
importierten verschwenderischen Umgang mit Energie buchstäblich nicht mehr 
leisten. Die Effizienzrevolution wird hier zur Überlebensfrage. 

Es trifft nicht zu, daß die III. Welt zu arm zum Energiesparen ist. Wegen der 
»dualen« Wirtschafts- und Sozialstruktur gilt (vereinfacht), daß kurz-und mittel- 
fristig im »modernen« Sektor und bei den herrschenden Eliten viel von dem ein- 
gespart werden kann, was im »tradionellen Sektor« an kommerziellem Energie- 
bedarf zuwächst. Vor allem können die Energiezuwächse pro Kopf auf jeder 
Entwicklungsstufe von vornherein begrenzt und die energieexpansiven Stufen 
des kapitalistischen Industrialisierungstyps übersprungen werden (sog. »Leap- 
Frogging«,? wenn bei allen zukünftigen Investitionszyklen in der III. Welt je- 
weils die effizientesten und an die Entwicklungsbedingungen der III. Welt an- 
gepaßten Nutzungtechniken eingesetzt werden. 

Welches große Potential der rationellen Energienutzung auch in den Ländern der 
dritten Welt erschlossen werden kann, soll am Beispiel Indiens gezeigt werden. 
Die indische Wirtschaft ist zwischen 1970 und 1988 gemessen am Bruttoinland- 
sprodukt (BIP) um 117% gewachsen. Der kommerzielle Endenergieverbrauch 
hingegen stieg mit 139% deutlich schneller. Da durch eine Erhöhung des Strom- 
anteils am Endenergieverbrauch dıe Umwandlungsverluste überproportional ge- 


3 Vergl. Second World Climate Conference 1990, S.11: »It is clear that developing countries 
must not go ihrough the evolutionary process of previous industrialization but rather, must 
»leapfrog« ahead directiy from a status of unterdevelopment through to efficient, environmen- 
tally benign, technologies presently found only in the most advanced industrial economies«. 
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wachsen sind, wuchs der Verbrauch an kommerzieller Primärenergie sogar um 
187%. (Paulus 1991: 9) Während die Energieintensität (Verhältnis von Energie- 
einsatz zu Bruttoinlandsprodukt) in der Bundesrepublik in diesem Zeitraum um 
rund 30% zurückging, ist die Energieintensität in Indien deutlich gestiegen. 
Rationelle Energienutzung hat für die indische Wirtschafts- und Energiepolitik 
bisher keine Priorität gehabt: die Stahlwerke Indiens liegen beispielsweise mit 
ihrem spezifischen Energieverbrauch um 83% über deutschen und um 57% über 
US-amerikanischen Stahlwerken. Die indische Zementindustrie benötigt pro 
Tonne Zement rund 2,4 mal soviel Energie wie die deutschen Zementhersteller. 
Der amerikanische Durchschnittswert wird um 110% und der Weltdurchschnitt 
um 30% überschritten. 

Ein wesentlicher Grund für diese Ineffizienz ist sicherlich die indische Preispoli- 
tik, die Preise für Kohle und Strom subventioniert und somit einer rationellen 
Energienutzung entgegenwirkt. Nach Angaben von Bowonder (Bowonder/Ar- 
vind/Venka 1990) müßten die Strompreise um etwa 40% steigen, wenn für den 
Kohleeinsatz Weltmarktpreise zugrundegelegt werden und die Erzeugungskosten 
gedeckt werden sollten. 

Doch Indien ist zu arm, um diesen Weg längerfristig weiter beschreiten zu kön- 
nen: Bei einem unterstellten Wirtschaftswachstum von 5% bis zum Jahr 2005 
und einer Konstanz der Energieelastiziät bei 1.45 (der Faktor, um den der Ener- 
gieverbrauch gemessen am gesamtwirtschaftlichen Wachstum ansteigt), würde 
der kommerzielle Primärenergieverbrauch Indiens gegenüber dem Niveau von 
1986 um insgesamt rund 265% ansteigen. (Vgl. Paulus 1991: 29) Die hierzu 
notwendigen Investitionen und Ausgaben wird die indische Wirtschaft nicht auf- 
bringen können. 

Daß es auch in Indien Alternativen zu einer angebotsorientierten Energieversor- 
gung gibt, hat bereits 1983 der »National Productivity Council« festgestellt 
(NPC 1983), der im Industriesektor ein Einsparpotential von rund 25% des 
Energieeinsatzes dokumentierte. Für das hierfür notwendige Maßnahmenpaket 
wurde damals ein Investitionsbedarf von 36 Mrd. Rupien ermittelt. Um die ein- 
gesparte Energie zusätzlich bereitzustellen, hätten hingegen 58 Mrd. Rupien in- 
vestiert werden müssen. Zudem hätten die Einsparinvestitionen zu einer Energie- 
kostensenkung von 19 Milliarden Rupien pro Jahr geführt. 

Doch rationelle Energienutzung darf sich nicht nur auf die Länder der III. Welt 
konzentrieren. Die Bundesrepublik und auch andere Industrieländer exportieren 
mit ihren Technologien und Verhaltensmustern auch ihr System der Energiever- 
schwendung in die Dritte Welt. Die Bundesrepublik hat im Jahr 1989 Waren im 
Wert von 549 Mrd. DM (1986 waren es 526, 89-Wert wird nachgereicht) expor- 
tiert. Davon gingen 62 Mrd. DM in die Länder der III. Weit (Stat. Jahrbuch 
1991). Autos Investitionsgüter, Produktionsanlagen, Haushaltsgeräte, also Gü- 
ter, deren Anwendung Energie benötigt. Etwa die Hälfte des Exports in die II. 
Welt entfallen auf diese Güter, und es ist unmittelbar einzusehen, daß der Ener- 
gieverbrauch dieser Güter ganz wesentlich den Energiebedarf der III. Welt- 
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Länder mitbestimmt. Je schneller und gründlicher die Einspartechnologien in 
den Industrieländern zur Anwendung gelangen, desto eher werden die Energie- 
rechnungen der Dritten-Welt-Länder entlastet werden. 

Wesentlich ist dabei: Ohne eine globale Schuldenentlastung, ohne Entschädi- 
gungszahlungen (»Wiedergutmachung«) für den Verzicht auf zerstörerischen Na- 
tur- und Ressourcenverzehr nach unserem Vorbild und ohne einen Technologie- 
und Wissenstransfer für die III. Welt wird der Nachholbedarf und Energiehunger 
des armen Südens auch für den reichen Norden katastrophale Folgen haben. 


6. Atomenergie als Innovationsblockade 


Die durch Atomenergie »vermiedenen« CO,-Emissionen werden als ein auf den 
ersten Blick plausibles Argument für die Atomenergie angeführt. So plädiert nun 
auch der Club of Rome in seinem jüngsten Bencht für ein Offenhalten der »nu- 
klearen Option«: 


»Wie es aussieht, müssen wir uns in den kommenden Jahrzehnten auf eine kritische Situation gefaßt 
machen, falls uns die Gefahren der Erderwärmung zwingen sollten, den Verbrauch fossiler Brenn- 
stoffe zu reduzieren, gleichzeitig aber keine Alternativen in Sicht sind. Unter solchen Umständen 
könnte die Kernspaltung die einzige Möglichkeit sein, die Situation wenigstens teilweise zu ent- 
schärfen. Viele von uns betrachten die Verbreitung von Atomkraftwerken seit langem mit Skepsis. 
Zu offensichtlich sind die Gefahren, die von den Atomkraftwerken und von der Lagerung des 
Atommülls ausgehen. Heute jedoch räumen wir widerwillig ein, daß die Verbrennung von Kohle 
und Öl aufgrund des dabei enstehenden Kohlendioxids für die Gesellschaft wahrscheinlich noch ge- 
fährlicher ist als die Atomkraft. Darum gibt es trifiige Gründe dafür, die nukleare Option offenzu- 
halten und schnelle Brüter zu entwickeln.« (Club of Rome 1991: 37) 


Der Club of Rome zieht diese von der Atomlobby mit Freuden aufgegriffene 
Aussage jedoch selbst in Zweifel: 

»Allerdings müssen wir darauf hinweisen, daß die Wahl dieser Option nur eine Teillösung bringt. In 
der kurzen Zeit, die uns noch bleibt, um den CO,-Gehalt zu reduzieren, dürfte es nahezu unmög- 
lich sein, die notwendigen Anstrengungen für den Bau einer ausreichenden Zahl von Atomkkrafi- 
werken zu unternehmen und das erforderliche Kapital zu beschaffen.« (Club of Rome, S.37) 

Der beispiellose Kapitalaufwand zur Durchsetzung der Atomenergie (in der 
Bundesrepublik: Etwa 38 Mrd. DM aus öffentlichen Mitteln, 57 Mrd. Kapital- 
aufwand für den Bau von Atomkraftwerken, 20 Mrd.für Atomruinen wie Brüter/ 
HTR/WAA und ungezählte Milliarden für den Brennstoffzyklus) steht in einem 
krassen Mißverhältnis zu ihrer marginalen klimastablisierenden Rolle : Der An- 
teil der Atomenergie an der Endenergie betrug 1987 weltweit nur etwas mehr als 
2% (Primärenergieanteil: 5,2%, Stromanteil etwa 16%) und in der Bundesrepu- 
blik etwa 5,3% (Primärenergieanteil rd.10,9%; Stromanteil 31.2%); selbst wenn 
in allen Ländern der Atomstromanteil an der Stromerzeugung nach französi- 
schem Beispiel auf rd. 70% angehoben werden könnte (eine auch in ökonomi- 
scher Hinsicht absurde Strategie für die III. Welt (vgl. World Bank/ESMAP 
1989) könnten damit - bei einem Stromanteil an der Endenergie von rd.17% - 
nur rd.25% des Primärenergieverbrauchs nuklear gedeckt werden. Daraus er- 
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hellt, daß die Diskussion über eine Ausweitung von Atomstrom als CO,-Reduk- 
tionsmaßnahme am Hauptproblem vorbeigeht - nämlich an der Frage, wie der 
(weit überwiegende) nicht stromspezifische Endenergiebedarf eingespart oder 
mit weniger CO,-Ausstoß erzeugt werden könnte. 

Aber noch gravierender ist: Der Ausstieg aus der Atomenergie ist nicht nur we- 
gen der unvermeidbaren und auf Dauer niemals mehrheitsfähigen Risiken der 
Atomenergie notwendig. Auch die systemaren Hemmnisse für eine Klimastabili- 
sierungspolitik bei unverändertem Atomstromangebot sprechen dafür:* Solange 
(und weil) nicht aus der Atomenergie ausgestiegen wird, sind weder die ökono- 
mischen Antriebskräfte noch der energiepolitische Wille für eine forcierte Ener- 
gieeinsparpolitik vorhanden. Die ökonomische Logik und die Entwickiungsdy- 
namik eines atomaren Großkraftwerkssystems wirken als Investitions-und Inno- 
vationsblockade: Die Funktionsprinzipien eines Groß-Kraftwerks- und Verbund- 
systems mit Atomenergie sind für das gesamte -zumindest für das leitungsgebun- 
dene - Energiesystem strukturprägend. Dies betrifft z. B. direkt die Einsatzchan- 
cen von rationellerer Stromnutzung, KWK und Regenerativen . Über die strom- 
seitig beeinflußte Nah- und Fernwärme-Politik werden indirekt aber auch der 
Marktanteil von Öl, Gas und Solarwärme sowie die Einsatzchancen rationellerer 
Wärmenutzung mitbestimmt (nicht zuletzt auch über die Prioriäten in der For- 
schungspolitik). Eine Strategie mit Vorrang für Effizienzsteigerung und der not- 
wendig dezentrale Einstieg in die Sonnenenergie-Wirtschaft° stehen daher im 
Widerspruch zu den technischen und wirtschaftlichen Systemzwängen eines 
Großkraftwerks- und Verbundsystems auf der Basis von Atomenergie. 


7. Vorreiter einer »No regret«-Politik 


Damit eine globale Klimaschutzpolitik zustande kommt, z. B durch die dringend 
notwendige Verabschiedung einer »Konvention zum Schutz der Erdatmosphäre 
und zur Sicherung einer dauerhaften Entwickung«,$ sind exemplarische nationale 
Vorreiterrollen für eine risıikominimierende Energiestrategie unverzichtbar; de- 
ren Demonstrationseffekt würde unzählige internationale Konferenzen ersetzen. 

Ein ähnliches Verhältnis besteht zwischen kommunaler und bundesweiter Ener- 
giepolitik. Die Umsetzung kommunaler CO2-Energie- und Verkehrskonzepte zur 
C07-Minderung nach der einhelligen Empfehlungen der Enquete-Kommission 
»Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre« ist dringend notwendig. Denn bei der 
Mobilisierung von Einsparpotentialen, von Kraft-Wärme/Kälte-Koppelung und 


4 Hennicke 1992: vgl. auch das Zusatzvorum der Kommissionmitglieder Hennicke, Müller u.a., 
in 3. Bericht der Enquete-Kommission, a.a.O., S.630ff. 

5 vergl. zur notwendig dezentralen Struktur der ersten Phase der »Sonnenenergie«-Wirtschaft: 
Kohler/Leuchtner/Müschen (1987) sowie Nitsch/Luther (1990). 

6 Die Verabschiedung einer Konvention müßte 1992 auf der UN Konferenz »Umwelt und Ent- 
wicklung« in Brasilien erfolgen; vergl. zu den Eckpunkten einer solchen Konvention Grieß- 
hammer u.a. 1990. 
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der endogenen regenerativen Potentiale kommt den Kommunen und der örtlichen 
EVU eine Schlüsselrolle zu. Nicht der quantitative Beitrag einzelner lokaler 
Maßnahmen zur Lösung eines globalen Problems ist dabei entscheidend, sondern 
die unschätzbare Qualität des guten Beispiels. 

Der notwendige Wandel zum »Stadtwerk der Zukunft« und der mögliche regio- 
nalwirtschaftliche Nettonutzen einer derartigen Effizienzrevolution sind z. B. in 
einer Studie des »Bremer Energiebeirats«’ im Detail untersucht worden, in der 
ein vom Senat der Freien Hansestadt Bremen eingesetzter »Energiebeirat« am 
Beispiel der Stadtwerke Bremen das Projekt »Stadtwerke der Zukunft« 
durchplanen lassen hat. Innerhalb des Projektes wurden verschiedene Szenarien 
untersucht, wobei an dieser Stelle nur auf das Szenario 4 eingegangen werden 
soll. Dieses Szenario kann durch die Maßnahmen »forciertes Einsparen und 
gleichzeitiger Ausbau der Nah- und Fernwärme auf Kraft-Wärme-Kopplungsba- 
sis« charakterisiert werden. Zudem wird die Nutzung der regenerativen Energie- 
quellen forciert und die Aufgaben der Stadtwerke in Richtung eines Energie- 
dienstleistungsunternehmens definiert. 

So wurde z.B., um die Einsparung im Haushaltsbereich zu fördern, ein Dienst- 
leistungsprogramm für die Umstellung der Warmwasserbereitung und den Kauf 
stromsparender Haushaltsgeräte entwickelt. Diese Maßnahmen verursachten für 
das Unternehmen insgesamt jährliche Kosten in Höhe von 3.9 Mio. DM. Eine 
Folge dieser Kosten und des geringeren Stromabsatzes waren Preissteigerungen, 
die jedoch nicht zu höheren, sondern zu niedrigeren Stromrechnungen führten, 
da die Haushaltskunden dieselben Energiedienstleistungen mit geringerem 
Stromeinsatz erzielten. 

Die Modellrechnungen, die im Rahmen dieses Projektes durchgeführt wurden, 
belegen, daß das Betriebsergebnis der Stadtwerke durch die geänderte Zielset- 
zung keineswegs schlechter ausfallen muß. Für die wirtschaftliche Entwicklung 
einer Region ergeben sich deutliche Vorteile: Durch die Umwandlung vom En- 
ergieversorgungs- zum Energiedienstleistungsunternehmen und den damit ver- 
bundenen Investitionen werden erhebliche Impulse auf die regionale und überre- 
gionale Wirtschaft ausgelöst. Bei der Realisierung von Szenario 4 erhöht sich 
gegenüber der in Szenario 1 unterstellten bisherigen Energieversorgungspolitik 
in der Stadt Bremen das Beschäftigungsvolumen um etwa 1800 Dauerar- 
beitsplätze. Dabei entfallen etwa 700 Arbeitsplätze auf den Investitionseffekt, die 
restlichen Arbeitsplätze werden durch den zusätzlichen Kaufkrafteffekt bewirkt. 


7  Vergl. Bremer Energiebeirat (1989) sowie Hennicke/Spitzley 1990; COz-Reduktionsprogramme 
werden in der Bundesrepublik z.B. für die Städte Bremen, Hannover, Saarbrücken, Heidelberg, 
Schwerte und Freiburg diskutiert. Im Rahmen des URBAN CO7-Projekts entwickelt sich ein 
internationales Netzwerk unter Beteiligung von bisher 8-12 Städten, an dem z. B. auch die 
Stadt Hannover beteiligt ist. Sponsoren dieses Projekts sind: International Council for Local 
Initiatives (ICLAD, International Union of Local Authorities (TULA) und United Nations 
Environment Programme (UNEP); vergl. ICLAI, Congres Report, September 5-8.1990, The 
United Nations, New York City, 1990, S. 3.; auch die EG und die OECD unterstützen entspre- 
chende Städteprogramme; vgl. Hennicke (1991). 
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Die Gutachten, die der Bremer Energiebeirat in Auftrag gab, kommen zu dem 

Ergebnis, daß die EDU-Strategie als eine »sehr kostengünstige Form regionaler 

Beschäftigungspolitik« bezeichnet werden kann. 

Die Arbeitsplätze, die im Rahmen einer solchen Strategie geschaffen werden, 

haben einige wesentliche Vorteile gegenüber den Arbeitsplätzen in der Atomin- 

dustrie: 

- die Arbeitsplätze» fallen verteilt auf die ganze Bundesrepublik an, 

- sie sind sozialverträglich und langfristig sicher, 

- sie, erfordern unterschiedliche Qualifikationen, die auf dem Arbeitsmarkt 
auch angeboten werden. 

Auch international wird zunehmend durch Studien bestätigt, daß eine risi- 

kominimierende Klimaschutzpolitik zumindest auf lange Sicht und unter volks- 

wirtschaftlicher Perspektive eine »Politik ohne Bedauern« (»No regret policy« 

d.h. eine Politik, die auch aus anderen Gründen ohnehin durchgeführt werden 

sollte) darstellt. So hat z.B. die Generaldirektion XI der Europäischen 

Gemeinschaft in einer »Draft Communication« (CEC 1991) unter der Überschrift 

»A no regret strategy« festgestellt: 


»Verbesserte Energieeffizienz und Energiesparen sind folglich eine höchst attraktive Option für die 
Europäische Gemeinschaft...Die Reduktion von C02-Emisssionen ... senkt gleichzeitig die Emissio- 
nen anderer gasförmiger, flüssiger und fester Schadstoffe und minimiert in vielen Fällen andere 
Umweltprobleme (z.B. Lärm und Landnutzung). Der ökonomische Nutzen sollte nicht unterschätzt 
werden, da z.B. allein der Schaden an den europäischen Wäldern durch sauren Regen nach HASA 
auf etwa 30 Mrd.$ pro Jahr geschätzt wird« ($.6). 


Im diametralen Gegensatz zu der nur noch als kriminell zu bezeichnenden Ener- 
giepolitik der Bush-Administration ist z.B. auch die Energie- und Umweltpolitik 
in einigen Bundesstaaten und von Versorgungsunternehmen der USA sehr ermu- 
tigend. So berichtet z.B. die New York Times vom 21.5.1991: 

»Die Southern California Edison Company (SCE) and das kommunale EVU, das Los Angeles ver- 
sorgt, haben beschlossen ihre C02-Emissionen in den nächsten 20 Jahren um 20% zu senken... Die 
Unternehmen, die ersten amerikanischen EVU mit einer derartigen Ankündigung, sagten, daß diese 
Reduktion vor allem durch verbesserte Effizienz der Stromnutzung bei Beleuchtung, Kühlung, Hei- 
zung und anderen Verwendungsformen erreicht würde. Weitere Reduktionen resultierten aus mo- 
demisierten Gaskraftwerken und aus dem Ankauf von mehr Energie aus Wind, Solarenergie und 
Geothermik«. Der Chairman von SCE wird damit zitiert, daß diese Reduktionen auf einer »No re- 


gret policy« basierten: »Zu einer effizienteren Nutzung von Elektrizität zu ermuntern ist generell 
billiger als neue Kraftwerke zu bauen« (eigene Übersetzung). 


Unser Fazit ist daher: Wir wissen genug, um jetzt zu handeln. Das Risiko, das 
Falsche zu tun, ist gering gegenüber dem des Nichtstuns. Was zur Verhütung 
der Klimakatastrophe getan werden muß, sollte zumeist ohnehin geschehen und 
bedeutet aus gesellschaftlicher Sicht kein Opfer, sondern eine vielleicht letzte hi- 
storische Chance. 
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Leopoldo Märmora 

Sustainable Development im Nord-Süd-Konflikt: Vom 
Konzept der Umverteilung des Reichtums zu den Erfor- 
dernissen einer globalen Gerechtigkeit! 


»Dauerhafte Entwicklung ist Entwicklung, die die Bedürfnisse der Gegenwart 
befriedigt, ohne zu riskieren, daß zukünftige Generationen ihre eigenen Bedürf- 
nisse nicht befriedigen können«(Hauff 1987, 46). Seit 1987 die UNO-Kommis- 
sion für Umwelt und Entwicklung ihren Bericht veröffentlicht hat, scheint diese 
Definition von »Sustainable Development« oder Dauerhafter Entwicklung zum 
Zauberwort geworden zu sein. Im Vorfeld der Vorbereitungen auf die Umwelt- 
und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen (UNCED) im Juni 1992 in 
Rio de Janeiro gilt diese Formel als gemeinsamer Bezugspunkt aller staatlichen 
und nichtstaatlichen entwicklungspolitischen Institutionen, aller Regierungen im 
Norden und im Süden. Sie beruht offenbar auf einem Konsens, der von der 
Gruppe der sieben mächtigsten kapitalistischen Staaten und der Weltbank über 
die Kirchen, die großen unabhängigen Umwelt- und Entwicklungsorganisationen 
bis hin zu den kleinsten Gruppen der Dritte-Welt-Solidarität reicht. Diese Über- 
einstimmung ist bemerkenswert und bietet eine gute Ausgangsbasis für eine neue 
globale Qualität in der Entwicklungs- und Umweltpolitik. Um aber zu vermei- 
den, daß Sustainable Development als Leerformel benutzt wird, die mehr zur 
Verschleierung als zur konstruktiven Austragung von Konflikten beiträgt, ist es 
erforderlich, die potentiellen Akteure in diesem Feld und die Interessen, in die 
sie eingebunden sind, genau zu benennen. Im folgenden sollen einige grundsätz- 
liche Überlegungen angestellt werden über die Verschiebung der Konfliktlinien 
im Nord-Süd-Verhältnis. 

In den 50er und 60er Jahren hatte der Modernisierungsgedanke, der auf der 
Vorstellung von Wirtschaftswachstum gründete, breite Zustimmung gefunden. 
Danach war jedoch eine allgemeine Ernüchterung eingetreten. Das Wachstum 
kam in der Regel nur den Eliten in den Entwicklungsgesellschaften zugute. Der 
erhoffte »Durchsickereffekt« nach unten stellte sich kaum ein. Die Armen wur- 
den ärmer und die Kluft zwischen Reichtum und Armut wuchs innerhalb der 
Länder wie zwischen Nord und Süd. Anfang der 70er Jahre polarisierten sich die 
Standpunkte. In den Industriestaaten wurde der Wachstums- und Modernisie- 
rungsgedanke durch den »Basic-Needs«-Ansatz ergänzt; man hatte erkannt, daß 
Armut nicht über den langen Weg einer Steigerung des Bruttosozialproduktes 


1. Dieser Beitrag erscheint zur gleichen Zeit im Jahresbericht der Forschungsstätte der Evangeli- 
schen Studiengemeinschaft in Heidelberg, mit deren freundlichen Genehmigung er hier abge- 
druckt wird. 
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bekämpft werden kann. Entwicklungspolitik sollte den Armen zur Befriedigung 
ihrer Grundbedürfnisse direkt zugutekommen. Durch diese Korrektur versuchten 
die Regierungen der Industrieländer, den Nord-Süd-Dialog zu retten, ohne ihre 
Modernisierungsstrategie aufzugeben. Die Vertreter der Entwicklungsländer in 
den internationalen Foren gingen mit ihren Forderungen jedoch viel weiter: Sie 
verlangten eine neue Weltwirtschaftsordnung. 

Eine analoge Polarisierung vollzog sich in der theoretischen Diskussion. An- 
stelle der Integration ın den Weltmarkt wurde Dissoziation gefordert. Im Laufe 
der 80er Jahre gerieten alle bisherigen Theorien, Gegentheorien und Strategiean- 
sätze in eine Krise. Diese Dekade wird als das verlorene Jahrzehnt bezeichnet, 
weil sich alle traditionellen ökonomischen und sozialen Indikatoren von Ent- 
wicklung für die Mehrheit der Länder der so genannten Dritten Welt - besonders 
für Afrika und Lateinamerika - verschlechterten und sich das Entwicklungsge- 
fälle zwischen Nord und Süd weiter vergrößerte. Ratlosigkeit machte sich breit. 
Angeführt von den USA hielt der Norden nicht einmal mehr am Schein eines 
Dialogs mit dem Süden fest. Die Diskussion um die Verschuldungskrise zeigt 
deutlich, daß die reichen Länder in der Lage sind, den Entwicklungsländern ihre 
Bedingungen zu diktieren. 

Die Dialogstrategie der Industriestaaten wie die Dissoziationsstrategie des 
Südens sind an den Schwierigkeiten ihrer praktischen Umsetzung gescheitert.? 
Trotz ihrer Unterschiede hatten das Wachstums- und Abkopplungskonzept etwas 
gemeinsam: Beide akzeptierten die moderne Industriegeseilschaft als Leitbild. 
Beiden ging es um nachholende Industrialisierung, die man als »nachholende So- 
zialpolitik« interpretierte. Das Neue an der Idee von Sustainable Development 
hingegen ist, daß diese eine Kritik des vorherrschenden Entwicklungs- und Zivi- 
lisationsmodells beinhaltet und auf einen Umbau der modernen Industriegesell- 
schaften im Norden selbst abzieit. Während die Konzepte nachholender Ent- 
wicklung an die Peripherie adressiert waren (die Industriegesellschaften galten 
schon als »entwickelt« oder »modern«), ist »Sustainable Development« global 
und versucht, drei Aspekte miteinander zu verbinden: 

1. Ökologisch verträgliches Wirtschaftswachstum und Armutsbekämpfung im 
Süden; 

2. Mehr Demokratisierung und Gerechtigkeit in den Nord-Süd-Beziehungen; 

3. Ökologischer Umbau der Wirtschaft und Gesellschaft in den Industrieländern. 


Mehr und mehr setzt sich die Überzeugung durch, daß auch die Industriegesell- 
schaften reformbedürftig sind. Der globale Zusammenhang, der Entwicklungs- 
und Industrieländer verbindet, wird zum ersten Mal thematisiert. Es ist das 
große Verdienst des Brundtland-Reports, daß er die globalen Wechselwirkungen 
zwischen Verschwendung im Norden, Armut im Süden und Naturzerstörung 
aufgezeigt hat. Eine Schwäche könnte allerdings darin liegen, daß er zwar die 


2 Zur umfangreichen »Krisenliteratur« siehe Menzel 1991. 
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globale Problemlage angemessen darstellt, aber die politischen und technischen 
Schwierigkeiten ihrer Lösung unterschätzt. Zwischen Problembewußtsein und 
den Aufbau von Lösungskapazitäten schieben sich die real existierenden Macht- 
unterschiede und Konflikte zwischen Süden und Norden. Wie hängen nun der 
Fortbestand dieser Ungleichgewichte und die tendenzielle Globalisierung der 
Problemlagen zusammen? 

Die Debatte über Risikogeselischaft und »reflexive Modernisierung« bei Ulrich 
Beck könnte ein Ausgangspunkt für die Beantwortung dieser Frage sein. »Im 
Zentrum seiner Überlegungen steht die These, daß die Gesellschaft sich selbst 
zum dominanten Risiko geworden ist. Ihr Fortbestand wird nicht länger von un- 
zureichend beherrschten inneren Widersprüchen (etwa: den Klassenantagonis- 
men) oder äußeren Widerständen (etwa: den Kapriolen des Wetters) bedroht, 
sondern von selbst erzeugten Risiken.«° Beck schreibt: »Im alten industriellen 
Konflikt Kapital gegen Arbeit geht es um Positives: Gewinne, Wohlstand, Kon- 
sumgüter. Im ökologischen Konflikt geht es dagegen um Negatives: Verluste, 
Zerstörungen, Bedrohungen.«(Beck 1991, 13) Nach Beck hat der bisherige Weg 
der modernen Industriegesellschaften Risiken und Kosten sozialer, ökologischer, 
politischer und kultureller Art verursacht, die von den Industrieländern aber ko- 
stengünstig externalisiert werden konnten.* Es gibt sozusagen externe Sphären, 
geographische oder funktionale »Kolonien«, die zur umfassenden Reproduktion 
der modernen Industrie-Zivilisation herangezogen werden können. Sie charakte- 
risieren sich dadurch, daß sie sich nicht zur Wehr setzen können und die exter- 
nalisierten Risiken und Kosten der Modernisierung in den Zentren zu tragen ha- 
ben. Als solche benennt Beck systematisch die Frauen und die Natur. Ich füge in 
seinem abstrakt-systematischen Sinne noch die Dritte Welt hinzu. 

In dem Moment, da sich die Externalisierungsopfer direkt oder persona interpo- 
sita ihrer Rechte vergewissern und sie zu artikulieren beginnen, beginnt und ver- 
schärft sich der Kampf um die Verteilung von Zivilisationsrisiken. Im Verhältnis 
der Nord- und Südhemisphäre zueinander bestehen zwei Konfliktarenen neben- 
einander: 

a) In der einen spielen sich die ökonomischen Auseinandersetzungen im engeren 
Sinne (um Weltmarktanteile, Terms of Trade, etc.) ab. Diese Auseinanderset- 
zungen hat der Norden spätestens in den 80er Jahren vorläufig für sich entschie- 
den, indem er die Grundlagen seines Reichtums immer mehr nach innen verla- 
gerte - weg von den Bedingungen eines ungleichen Handels mit dem Süden, hin 


3  Blanke 1991, 275. Der Begriff »Risiko« stammt ursprünglich aus dem Altgriechischen und dem 
Arabischen: »Risco« bedeutet das Umschiffen einer Klippe. (ibid., 280). Im folgenden wird der 
Begriff »Risiko« im umfassenden Sinne aller negativen Folgen verwendet, die die Nutzung der 
Umwelt impliziert: potentielle Gefahren, reale Schäden und Reparaturkosten. 

4 Der Begriff Externalisierung hatte seinen Ursprung in der ökonomischen Theorie bei A. 
Marshall. Seit H. Hotelling und W. Kapp wird er auf ökologische Folgewirkungen von ökono- 
mischem Handeln angewandt. Hier wird ein weiter Begriff von Externalitäten verwendet, um 
außer der ökonomischen und ökologischen auch die soziale, politische und kulturelle Funktio- 
nen miteinzuschließen. 
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zu Produktivitätszuwächsen innerhalb der eigenen Grenzen. Diese Verlagerung 
hat zu einer Marginalisierung der meisten Entwicklungsländer innerhalb der tra- 
ditionellen Weltarbeitsteilung geführt, ohne daß ihnen dadurch Spielräume für 
eine eigenständige Entwicklung zugewachsen wären. Entwicklungsländer wie die 
afrikanischen und lateinamerikanischen, die ihre Rolle in der Weltwirtschaft 
nicht neu zu definieren und abzusichern versucht haben oder die den Weg einer 
ausschließlichen Binnenmarktentwicklung gingen, sind nicht nur marginalisiert, 
sondern zugleich in ihrer internen Entwicklungsdynamik und Sozialpolitik um 
Jahre zurückgeworfen worden. Andere Entwicklungsländer - wie eiwa die ost- 
asiatischen Schwellenländer -, denen es gelang, sich nicht als Rostofflieferanten 
in den Weltmarkt einzugliedern, sind dagegen von den weitwirtschaftlichen Kri- 
sen und Umbruchprozessen der 80er Jahre kaum betroffen worden. Sie konnten 
ihre politischen und ökoncmischen Spielräume gegenüber den Industrieländern 
entscheidend verbessern und sind sogar zu gefürchteten Konkurrenten derselben 
geworden. 

b) In der zweiten Arena werden die Kämpfe um die Umverteilung von Zivilisati- 
onsrisiken ausgetragen. »Die Tragödie von Bhopal, bei der 3.000 Menschen ihr 
Leben verloren und weitere 200.000 lebenslang unter Behinderungen und Ver- 
letzungen leiden, ist das bekannteste Beispiel dafür, was geschehen kann, wenn 
internationale Unternehmen industrielle Sicherheitsstandards annehmen, die weit 
unter denjenigen in ihren eigenen Ländern liegen. Hunderte anderer solcher Fa- 
briken sind in die Dritte Welt verkauft worden (nur als Beispiel: die Atomfabrik 
in Bataan auf den Philippinen), oder sie wurden von den transnationalen Unter- 
nehmen verlagert, um den Umwelt- und Gesundheitsstandards ihrer eigenen Ge- 
sellschaften zu entkommen. Und Beispiele für gefährliche Produkte sind phar- 
mazeutische Produkte, Medikamente, Antı-Baby-Pillen oder Pestizide, die ın 
Europa, den USA oder Japan schon vor Jahren verboten wurden, aber von den 
Unternehmen dieser Staaten in die Dritte Welt weiterverkauft werden, Zigaret- 
ten, die weit höhere Teer- und Nikotinwerte haben als ın den reichen Ländern; 
seit einiger Zeit auch Milchprodukte, die nach der Katastrophe von Tschernobyl 
extrem hohe Radioaktivität aufweisen ... Die Gesundheitsschäden für die Men- 
schen in der Dritten Welt sınd erschreckend. Schätzungsweise 40.000 Menschen 
beispielsweise sterben jedes Jahr an Pestizid-Vergiftungen.«° Die Verlagerung 
von Produktionsstätten mit hoher Umweltbelastung (Aluminium, Petrochemie) 
und der Export von Giftmüll in die Länder der Peripherie tragen zum Fortbe- 
stand eines globalen Produktions- und Konsumtionsmodells in den Zentren bei, 
obwohl dieses in der eigenen Öffentlichkeit immer mehr unter Kritik gerät. Die 
Tatsache, daß der Süden als Abnehmer von subventionierten Lebensmitteln 
(Entwicklungshilfe der EG) zur Verfügung steht, reduziert die Kosten der agrari- 
schen Überproduktion und behindert eine Reform des EG-Agrarmarktes. Die 
hochverschuldsten Länder der Dritten Welt sind die Leidtragenden der Ver- 


5 Die internationale Verbraucherschutzorganisation Consumer Union in Penang/Malaysia, aus: 
Grefe/Bernstorff (Hg.) 1991, 64 f. 
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schleppung notwendiger Reformen des internationalen Finanz- und Weltwäh- 
rungssystems. Dabei handelt sich nicht um direkte Ausbeutung, aber um die be- 
wußt oder unbewußt in Kauf genommenen und auf die Schulter von Schwäche- 
ren abgewälzten Nebenfolgen und Defizite eines kapitalistischen Weltsystems, 
dessen »reibungsloses« Funktionieren in den Zentren dadurch erleichtert wird. 
Beide Arenen sind sicherlich miteinander verbunden: Die in die Länder der Peri- 
pherie importierten Zerstörungen und Risiken verursachen ökonomische Kosten 
und Armut; Not macht blind und handlungsunfähig gegenüber mittel- und län- 
gerfristigen Risiken. Der »Sachzwang Weltmarkt« führt zur Plünderung der 
Rohstoffe des Südens durch den Norden und zum Export aller Art von un- 
brauchbaren Giften und Abfallprodukten. Die Versuchung liegt nahe, hier einen 
Teufelskreis zu sehen oder einen Automatismus von ökonomischer und ökologi- 
scher Ausplünderung des Südens durch den Norden. Die ökologische Ausbeu- 
tung - so die Argumentation - verschärft und polarisiert die ökonomischen Nord- 
Süd-Gegensätze und umgekehrt. Wenn es so ist, dann bestehen für die Entwick- 
lungsländer kaum Chancen, diesem circulus vitiosus zu entkommen (Altvater 
1987, 133ff.). 

Das Nord-Süd-Gefälle vergrößert sich in einer Art Zangenbewegung von der 
Ökologie und der Ökonomie her. Der Abbau dieser Ungleichgewichte wird im- 
mer unwahrscheinlicher. Aus dieser Sichtweise scheint es im Interesse des Nor- 
dens zu liegen, daß die Unterentwicklung des Südens fortbesteht, um diesen wei- 
ter ökonomisch ausbeuten und die ökologischen Kosten dorthin exportieren zu 
können. Daß systemische Nebenfolgen punktuell über handfeste ökonomische 
Einzelinteressen im herkömmlichen Sinne vermittelt werden, daß es also solche 
Zusammenhänge und Rückkopplungseffekte zwischen ökologischer Benachteili- 
gung und ökonomischer Ausnutzung des Südens gibt, ist nicht zu bestreiten (s. 
Beckenbach 1992; Altvater 1987). Aber beide Prozesse in ihrer jeweiligen Ge- 
samtheit verlaufen nicht synchron und es gibt gute Gründe, die unterschiedliche 
Eigendynamik, die in diesen beiden Typen von Verteilungskämpfen steckt, stär- 
ker zu betonen. Dabei wird sich herausstellen, daß es neue Handlungspotentiale 
für die Entwicklungsländer gibt, die genutzt werden Könnten. 

Zwar geht die globale Umweltbelastung auf das Konto der entwickelten Indu- 
strieländer. Zwischen 1950 und 1985 haben die westlichen und östlichen Indu- 
striestaaten 82% der weltweiten CO,-Emissionen verursacht (Loske 1991). Auch 
in Relation zur Bevölkerung sind die Emissionen von Treibhausgasen in den In- 
dustrieländern um ein Vielfaches höher als in den Entwicklungsländern (Simonis 
1991, 140f.). Obwohl in den internationalen Verhandlungen dieser Länder um 
die zukünftige Verteilung der Emissionsrechte dieser entscheidende Tatbestand 
verdrängt wird. Ebenso wenig sollte jedoch der Süden verdrängen, daß die ar- 
muts- und unterentwicklungsbedingte Umweltzerstörung in rascherem Tempo 
zunimmt als die entwicklungsbedingte (Wöhlke 1989), und daß z. B. die Koh- 
lenstoff-Emissionen in den Entwicklungsländern wesentlich schneller steigen als 
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in den Industrieländern. Dieser Tatbestand spricht gegen die These von der 
Komplementarität der ökonomischen und ökologischen Ausbeutung des Südens 
durch den Norden. Je weiter die Entwicklungsländer ökonomisch abgekoppelt 
werden und in Unter- oder Fehlentwicklung verharren, desto schneller wachsen 
globale ökologische Gefährungen, die zwar im Süden ihren Ursprung haben, 
aber auch den Norden bedrohen. Schon heute gibt es eine Reihe von Ländern der 
Dritten Welt (Brasilien, Indien und China), die soviel CO, emittieren wie die 
meisten kapitalistischen Industrieländer mit Ausnahme der USA und zum Teil 
mehr. Um einen Dollar Bruttosozialprodukt zu erzielen emittiert Brasilien 1987 
mehr CO, als im Durchschnitt der sieben mächtigsten kapitalistischen Industrie- 
staaten der Welt. Es belastete die Erdatmosphäre aber nicht nur relativ zum 
Bruttosozialprodukt, sondern auch absolut so stark wie Großbritannien, Italien 
und Frankreich zusammengenommen. Interessant ist dabei, daß die CO,-Bela- 
stung der Luft durch Brasilien nicht etwa auf die Automobilisierung, sondern auf 
die armuts- und fehlentwicklungsbedingte Verbrennung des Regenwaldes zu- 
rückzuführen ist. Selbst wenn es gute Gründe zu der Vermutung gibt, daß diese 
Zahlen in den Industriestaaten dazu benutzt werden, von der Tatsache abzulen- 
ken, daß sie selbst die Hauptverursacher der Erwärmung der Erdatmosphäre 
sind, so zeigen sie doch eine klare Tendenz an. Die ökonomische Benachteili- 
gung des Südens zahlt sich ökologisch nicht zugunsten des Nordens aus. Weitere 
Beispiele dafür sind die Flüchtlingsströme und der rasante Anstieg des Coca-An- 
baus als Folge des Sturzes der Weltmarktpreise für traditionelle Pflanzungen, 
vor allem für Kaffee in Lateinamerika und die Zunahme der Bevölkerung in den 
Armutsregionen sind (Wöhlcke 1991). Sich gegen diese unter- und fehlentwick- 
lungsbedingten »Bedrohungen« mit den traditionellen Mitteln der Macht- und 
Wirtschaftspolitik abzuschirmen, ist dem reichen Norden wegen der Durchläs- 
sigkeit aller Grenzen jetzt schon kaum mehr möglich, in Zukunft wird dies im- 
mer schwieriger werden. Es gibt keine objektive Interessenlage des Nordens, 
keine ökonomischen Sachzwänge, die die Perpetuierung der Unterentwicklung 
und eine fortgesetzte Degradierung der Umwelt im Süden begründen können. Es 
gibt auch keinen Automatismus zwischen ökonomischer und ökologischer Aus- 
beutung. Die globale Polarisierung zwischen Norden und Süden ist weder un- 
ausweichlich noch wünschenswert. 

Allerdings sind immer wieder Konfliktkonstellationen zu erwarten, bei denen 
einzelne Länder des Südens und einzelne Länder des Nordens je nach Sachlage 
das Lager wechseln werden. Im Kampf gegen den EG-Agrarprotektionismus 
werden sich bestimmte Entwicklungsländer mit den USA verbünden, in der 
CO,-Frage mit der Bundesrepublik gegen die USA, in der Frage der Errichtung 
eines Naturschutzparks in der Antarktis mit Frankreich gegen die USA und die 


6 Worldwatch Institute Report, 1990/1, 18f. Selbst wenn dieser Sachverhalt auf die verstärkte 
Nutzung der Kernenergie zurückzuführen ist, belasten die daraus resultierenden Risiken doch 
die Industrieländer selbst und verdeutlichen die heutigen Grenzen der Externalisierung von Zi- 
vilisationskosten.. 
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Bundesrepublik. In allen diesen Fällen werden Partikularinteressen bestimmter 
Entwicklungsländer artikuliert, die man unter dem Gesichtspunkt von Sustama- 
bility nicht verteidigen kann. Eine pauschale Parteinahme für den Süden hilft 
ebenso wenig wie eine pauschale Verurteilung des Nordens. Will man eine Stra- 
tegie zur Realisierung von »Sustainable Development« entwickeln, so muß man 
die Konfliktlinien immer neu überprüfen. Man darf sich nicht auf Automatismen 
verlassen. Eine einzige Lösung aller Umwelt- und Entwicklungsfragen (z.B. 
globaler Schuldenerlaß gegen globalen Umweltschutz) wird es nicht geben. Er- 
wartungen, die man noch vor wenigen Jahren in dieser Hinsicht an die kom- 
mende Rio-Konferenz geknüpft hat, sind schon heute enttäuscht worden. Die 
Umsetzung des »Sustainable Development«-Konzepts verlangt einen langwieri- 
gen dynamischen und offenen Lern- und Verhandlungsprozeßd. Damit soll die 
größere Verantwortlichkeit des Nordens nicht geleugnet werden. Um politische 
Handlungsfelder zu eröffnen, muß man sie aber sachlich und präzise definieren. 
In den letzten Dekaden hat der Süden als ökonomisches Ausbeutungsobjekt des 
Nordens an Bedeutung verloren, und zwar in allen seinen klassischen Rollen als 
(a) Rohstofflieferanten, (b) als Absatzmarkt und (c) als Standort für Kapitalanla- 
gen. 

a) Von 1970 bis 1988 stiegen die Industriegüterimporte in den Industriestaaten 
doppelt so schnell (um 1094%) wie die Importe von Rohstoffen, einschließlich 
der Brennstoffe (um 622%) (UNCTAD 1991. 73). 1 % aller Importe der Indu- 
strieländer waren 1989 Industriegüter (nur 26,84% Rohstoffe)(GATT 1990). 
1988 stammten 84% der Industriegüterimporte der marktwirtschaftlichen Indu- 
strieländer aus Ländern derselben Gruppe. Auch der größte Teil der Rohstoffe, 
die die Industrieländer importieren, wird von anderen Industrieländern geliefert. 
1938 waren es 71,7% aller Nahrungsmittel, 75,2% aller landwirtschaftlichen 
Rohprodukte und 73,1% aller Metalle und Minerale (UNCTAD, 1991). Verein- 
zeite Rohstoffe behalten ihre strategische Bedeutung. Insgesamt jedoch ist der 
immer kleiner werdende Anteil an Rohstoffen, den der industrialisierte Norden 
aus Entwicklungsländern beziehen muß, auch ohne Interventionspolitik zu si- 
chern. Der relative Bedeutungsverlust der Primärproduktion in der Weltwirt- 
schaft ist auch nicht durch gemeinsame Kartellbildung aufzuhalten (nicht einmal 
durch die OPEC), Er zwingt die Entwicklungsländer dazu, Raubbau an ihren 
natürlichen Ressourcen zu üben und diese »um jeden Preis« auf den internatio- 
nalen Märkten anzubieten. Rohstoffe sind für die kapitalistischen Industriestaa- 
ten heute, allein durch den »Sachzwang Weltmarkt« in Hülle und Fülle zu be- 
kommen. Bei einer Dissoziation vom Weltmarkt riskiert jedes Land schwerwie- 
gende politische Turbulenzen, Bürgerkriege, Autoritarismus, Fundamentalismus, 
etc. Deshalb sucht eine zunehmende Zahl von ihnen Wege zu einer vorteilhafte- 
ren Eingliederung in die Weltwirtschaft als über die traditionellen Rohstoffe und 
Billiglöhne. Die Erfahrung der Schwellenländer zeigt, daß der Export von wert- 
schöpfungsintensiven Produkten unter Umständen möglıch ist. 

b) Auch als Absatzmärkte nehmen die Entwicklungsländer nicht mehr den her- 
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vorragenden Platz ein, den sie früher innehatten. Gingen 1955 33% aller Indu- 
striegüterexporte aus den Ländern des Nordens in die Peripherie, so sank dieser 
Anteil bis 1989 auf nur 16%. Nur die asiatischen Schwellenländer konnten ihren 
Aufstieg in der Weltwirtschaft kontinuierlich fortsetzen. Afrika und Lateiname- 
rika erlebten einen Zusammenbruch. 

c) Das Interesse der multinationalen Unternehmen an den Entwicklungsländern 
hat stark nachgelassen. Vor dem Zweiten Weltkrieg transferierten sie noch etwa 
50% ihrer ausländischen Direktinvestitionen in die armen Nationen, 1950 waren 
es nur noch 40% und bis 1980 sank dieser Anteil sogar auf 23%.7 In den 80er 
Jahren verstärkte sich dieser Trend noch mehr. Der Rückgang bundesdeutscher 
Direktinvestitionen in den Entwicklungsländern dokumentiert ihn drastisch: 
1970 flossen noch 23,7% aller Auslandsinvestitionen in die Dritte Welt, 1987 
10,4% und 1980 nur noch 2,8%. Der Referent für Außenwirtschaft beim 
Deutschen Industrie- und Handelstag, B. H. Kitterer, bringt die Stellung der 
ehemaligen Dritten Welt aus der Sicht der bundesdeutschen Industrie auf den 
Punkt: »Es wird kein nachlassendes Interesse deutscher Unternehmen an den 
Entwicklungsländern geben. Das Interesse ist in den letzten Jahren bereits auf 
ein Minimum gesunken.«° 

Fazit: Nicht in der freiwilligen Abkoppelung von der vom Norden dominierten 
Weltwirtschaft liegt heute die Chance für den Süden. Nicht mehr aktive 
Ausbeutung, sondern stumme Marginalisierung in der Weltpolitik und Weltwirt- 
schaft ist heute die Hauptquelle der Ungleichheiten zwischen Norden und Süden. 
Es droht die Gefahr, daß weite Teile der südlichen Halbkugel zum chronischen 
Empfänger von Katastrophenhilfe herabgesetzt werden (s. z .B. Menzel 1991). 
Gleichwohl kann man nach wie vor die Frage »Leben wir im Norden auf Kosten 
der Menschen im Süden?« bejahen. Der überschießende Reichtum im Norden 
hängt mit der Armut im Süden zusammen. Der Norden braucht den Süden; aber 
immer weniger als primäre Quelle von Mehrwert und Ressourcen, so wie das 
Kapital die Arbeit braucht, oder als unverzichtbares Ausbeutungsobjekt. Selbst 
bei der Verschuldung ist der Norden nicht auf die Verewigung der »Zinsknecht- 
schaft« angewiesen. Seit 1985 gibt es genügend Rücklagen, so daß das interna- 
tionale Finanzsystem nicht kollabiert, wenn die Schuldenzahlungen ausgesetzt 
werden. Vielmehr rutscht der Süden zunehmend in die Rolle eines Auffangbek- 
kens hinein. Er wird zum Puffer für unbeabsichtigte, negative Nebenfolgen der 
modernen technisch-ökonomischen Zivilisation. Der Norden braucht den Süden, 


7 vgl. zu diesem Thema die Arbeiten des Centre d’etude et des recherches sur les entreprises 
multinationales und Lipietz 1985, 93. 

8 zitiert nach Entwicklung und Zusammenarbeit, Nr. 2, 1990, S. 19. Für den Süden hingegen 
bleiben die ökonomischen Themen von vitalem Interesse. So zeigt sich wieder einmal die 
Asymmetrie der Nord-Süd-Beziehungen. Dennoch ist auch für die Entwicklungsländer ein 
Wandel zu erkennen. Ihre Bereitschaft, sich gegenüber den Industrieländern als Interessenblock 
zu definieren, hat abgenommen. Die Fixierung auf die Rohstoffproblematik in den Verhandlun- 
gen mit ihnen und somit auf den vorgegebenen Rahmen der klassischen Weltarbeitsteilung hat 
sich als Sackgasse erwiesen. 


42 Leopoldo Märmora 


um das interne Druckpotential abzumildern, das auf einen radikalen Umbau der 
vorherrschenden Konsum- und Produktionsstrukturen drängt. Der Reichtum im 
Norden ist nicht mehr - wie vielleicht ehemals zur Zeit des klassischen Kolonia- 
lismus - direkt auf die Armut im Süden zu beziehen. Die klassischen Vertei- 
lungsprobleme sind nicht verschwunden. Sie behalten in vieler Hinsicht ihre Vi- 
rulenz. Aber zunehmend gilt für das Verhältnis des Nordens und des Südens zu- 
einander, was Ulrich Beck über die sozialen Klassen schreibt: Der Klassengegen- 
satz um die Reichtumsverteilung ist geblieben, aber er wird durch neue Konflikt- 
linien um die Risikoverteilung überlagert und relativiert. 

Wie kommt es nun zu diesen Überlagerungen und Verschiebungen? Das Phäno- 
men der Extemalisierungen gab es doch seit den Anfängen der Moderne. Die 
Antwort lautet: Durch die dramatische Verknappung der Möglichkeiten, Risiken 
auf zu diesem Zweck funktionalisierte Peripherien abzuwälzen. Direkte Ausbeu- 
tungsopfer und indirekte Externalisierungsopfer des modernen Industriekapitalis- 
mus hat es immer gegeben. Das Neue ist, daß heute die externalisierten Risiken 
in der Form von globalen Bedrohungen oder sogar von exponentiell steigenden 
Reparaturkosten auf die Modernitätszentren zurückwirken. 

Vorerst zehrte der Modernisierungsprozeß von »Kolonien«, d.h. von geographi- 
schen oder funktionalen Sphären, die von außen »erschlossen« werden konnten, 
ohne im Inneren von diesem Prozeß erfaßt werden zu müssen: 

- Auch moderne politische Systeme gründeten auf Konventionen, herkömmlichen 
Autoritäten und Traditionsbeständen, die den Einzeinen über tausendfache Fäden 
an die herrschende Ordnung banden. 

- Vorindustrielle, hauswirtschaftliche Produktionsweisen wie z.B. die Frauenar- 
beit im nicht bezahlten Reproduktionsbereich bestanden fort und alimentierten 
die durchkapitalisierten Wirtschaftssektoren. 

- Zivilisationslasten konnten auf eine scheinbar unerschöpfliche äußere Natur 
bzw. auf zukünftige Generationen abgewälzt werden. 

- Die kulturelle Homogenisierung und die politisch-soziale Integration der Be- 
völkerung in den modernen Nationalstaaten machten es möglich, Fehlentwick- 
lungen im Innern durch Konflikteskalation und Kriege nach außen zu kompensie- 
ren. 

- Die ehemaligen Kolonien und späteren Entwicklungsländer stellten jahrzehnte- 
lang die Weiterexistenz einer prämodermen oder unterentwickelten Welt dar, also 
eine zusätzliche Quelle von Externalisierungsmöglichkeiten für den Norden, 
Dieser Zustand währte jedoch nicht ewig. Die Rationalisierungs-, Demokratisie- 
rungs- und Industrialisierungsprozesse fraßen sich durch alle geographischen und 
funktionalen Kolonien hindurch. Nacheinander wurden die Externalisierungs- 
spielräume enger. Die permanente Steigerung des Eskalations- und Vernich- 
tungspotentials moderner Kriege machte den Anfang. Die atomare Bedrohung 
und die Aussicht auf Selbstvernichtung machten Kriege innerhalb des Nordens 
schwer durchführbar. In allen Bereichen vollzog sich ein ähnlicher Prozeß wie 
ım Bereich der Militär- und Kriegstechnik: Die Entwicklung der Massenproduk- 
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tion legte den vorindustriellen, »vor-fordistischen« Bereich trocken, die Demo- 
kratisierung und Individualisierung vernichtete die Traditionsbestände, die Er- 
werbstätigkeit der Frauen trug zu deren Emanzipation bei, die Entkolonialisie- 
rung der Dritten Weit und zum Schluß die Gefährdungen der globalen Ökosy- 
steme (im Gegensatz zu den lokal begrenzbaren Katastrophen) beschnitten nach- 
einander alle Externalisierungsmöglichkeiten. Verteilungskämpfe um die knap- 
per werdenden Extemalisierungsspielräume begannen und verschärften sich. 

Im folgenden soll am Beispiel der Rohstoffe und natürlichen Ressourcen etwas 
ausführlicher erläutert werden, auf welche Weise die neue Konfliktkonstellation 
die klassische Kampfarena der Nord-Süd-Beziehungen überlagert und relativiert. 
Seit der Zeit der klassischen Imperialismustheorien bis in die 70er Jahre hinein - 
als unter anderem vom Club of Rome die Erschöpfung der Ressourcen progno- 
stiziert wurde und der traditionelle Konflikt dadurch einen neuen Höhepunkt er- 
reichte - beherrschte der Kampf um die Zugriffsrechte auf die ausbeutbaren na- 
türlichen Ressourcen des Südens die entwicklungspolitischen Diskussionen. Seit- 
her haben sich die Ressourcenbestände sowie die Effizienz-, Spar-, und Substitu- 
tionspotentiale als wesentlich ergiebiger erwiesen, als zunächst angenommen. 
Nicht die Verknappung der Ressourcen, sondern - selbst bei Erdöl - ihr relatives 
Überangebot stellt heute das Problem dar (Brock 1991, 76). Stattdessen nimmt 
eine andere Knappheit rapide an Bedeutung zu: die Grenzen der Belastbarkeit 
und der Absorptionsfähigkeit der globalen Ökosysteme scheinen in greifbare 
Nähe gerückt zu sein. Das traditionelle Ressourcenverständnis bezog sich auf 
einzelne nicht-erneuerbare agrarische oder mineralischen Rohstoffe. Die neuen 
Konfliktlinien dagegen kreisen um eine völlig andere Art von »Ressource«, näm- 
lich um globale, im Prinzip selbstregenerierbare Ökosysteme, dazu zählen die 
Erde (Naturwälder, Böden), das Wasser (Ozeane) und vor allem die Luft (Erd- 
atmosphäre). In dem zwischen Norden und Süden herrschenden Konflikt um 
knappe Ressourcen geht es heute immer weniger um Ausbeutungsrechte und 
Formen der Verfügungsgewalt über einzelne nicht erneuerbare Rohstoffe inner- 
halb der territorialen Grenzen der Entwicklungsländer, sondern es geht vielmehr 
um Verschmutzungs- und Belastungsrechte globaler Ökosysteme. Die alten Kon- 
fliktmuster lassen sich nicht mechanisch auf die neuen übertragen. Da es heute 
neben der Reichtumsverteilung zunehmend um Zerstörungsrechte geht, zeichnet 
sich die Möglichkeit ab, daß es bald nur noch ökologische Verlierer geben könn- 
te, wodurch die Reichen und Mächtigen dieser Welt unverhofft Argumente in 
die Hand bekämen, Verteilungsgerechtigkeit als ethisches Postulat in Frage zu 
stellen und ihre Bedeutung zu relativieren. In diesem Fall würde sich die Ver- 
handlungsposition der südlichen Hemisphäre in den traditionellen Themen der 
Weltwirtschaftsordnung noch mehr verschlechtern. 

»Globale Gerechtigkeit« kann nicht, auch nicht vom Interessensstandpunkt 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas, allein als Verteilungsproblem - unter Aus- 
klammerung der Qualität dessen, was verteilt werden soll - definiert werden. 
Dennoch bewegen sich die aktuellen Auseinandersetzungen im Vorfeld der 
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kommenden UNCED-Konferenz weitgehend im Rahmen von einfachen Vertei- 
lungskämpfen; nur hier und da gibt es Ansätze, den Konflikt auf eine andere 
Ebene zu heben. »Konkretes Anschauungsmaterial hierfür liefert die Haltung der 
Entwicklungsländer bei der Aushandlung des Montrealer Protokolls von 1989 
über die Reduzierung der FCKW-Belastung der Atmosphäre. Länder wie Indien 
und die Volksrepublik China stehen kurz vor der Aufnahme der Massenproduk- 
tion von Kühlaggregaten und wollen sich die Möglichkeit offenhalten, dies mit 
Hilfe der kostengünstigen FCKWs zu tun. Dementsprechend bestanden die Ent- 
wicklungsländer in Montreal darauf, daß ihnen eine Mindestproduktiensquote 
zugestanden wurde«.? Solange die Austragung des Konflikts auf dieser Ebene der 
Verteilung bleibt und die Forderung der Entwicklungsländer nach Finanz- und 
Technologietransfer zur Einführung umweltschonender Produkte und Produkti- 
onsformen vom Norden nur ungenügend erfüllt wird, sind drei Optionen denk- 
bar: 

- Es wird gar keine Übereinkunft erreicht, und die tendenzielle Zerstörung der 
Erdatmosphäre, also das Risiko einer kollektiven Selbstzerstörung der Mensch- 
heit, nimmt weiter zu. 

- Der Norden setzt sich durch und hindert den Süden an der Produktion von 
FCKW; dadurch bleiben gewisse Externalisierungsspielräume für die Industrie- 
länder noch eine Weile offen. 

- Es wird eine für den Süden im Rahmen einer Begrenzung der globalen Emis- 
sionen zum Schutz der Erdatmosphäre gerechte Lösung gefunden. Für den Nor- 
den aber würde das beinhalten, daß er anteilsmäßig einen größeren Verzicht auf 
eigene Emissionen leistet als der Süden. Letztere wäre die im herkömmlichen 
Sinne »gerechteste« Lösung. Verzichtsleistungen der Industrienationen wären 
eine notwendige Voraussetzung für Verteilungsgerechtigkeit und diese wiederum 
ist eine notwendige, wenn auch keineswegs ausreichende Bedingung für globale 
Gerechtigkeit. Wenn eine Nation oder Gruppe von Nationen verzichtet, kann 
früher oder später immer eine andere an ihre Stelle treten und den so entstan- 
denen Externalisierungsspielraum für sich nutzen. Isolierte, soziostrukturell 
nicht verankerte Verzichtsleistungen bewegen sich noch im Rahmen der Vertei- 
lungslogik. Damit sie zu einem nachhaltigen globalen Umweltschutz beitragen, 
müssen Lösungen im Bereich der Verteilung und der Nachfrage mit Änderungen 
im Bereich des Angebots, der Qualität und der Produktionsbedingungen von 
Reichtum und Wohlstand einhergehen.!? Die Bedürfnisse und ihre Befriedigung 
lediglich zu unterdrücken, ist unzureichend. Ihre Aufhebung und Sublimierung 
in neuen Konsummustern hat ebenso zu folgen wie eine »Effizienzrevolution«, 


9 Brock 1991, 81. Sehr illustrativ für die Sackgassen einer auf gerechte Verteilung eingeengten 
Auseinandersetzung ist der methodische Streit zwischen dem World Resources Institute der 
USA und dem Centre For Science And Environment in Neu-Dehli über die Berechnungs- 
grundlage für die zukünftige Verteilung der CO,-Senken. Das WRI geht von den absoluten 
Emissionen aus. Das CSE setzt sie ins Verhältnis zur Bevölkerung. 

10 Zur Anwendung der Begriffe Nachfrage und Angebot auf die ökologische Problematik siehe 
Simonis 1989, 68. 
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insbesondere im Energie- und Rohstoffsektors (Goldemberg u.a. 19838). 

Der Schlüssel zu Sustainable Development liegt also offensichtlich bei den Indu- 
strienationen. Sie tragen die Hauptverantwortung, wenn die laufenden Verhand- 
lungen in bloßen Verteilungskämpfen steckenbleiben und keine qualitativ neue 
Dynamik im Umgang mit den Konflikten ın Gang gesetzt wird. Nur sie besitzen 
die ökonomischen und technischen Kapazitäten für die Entwicklung der neuen 
Produktionsformen, die den geforderten Verzicht nachhaltig und nachahmens- 
wert machen können und einen Übergang in neue Konsummuster, Produktions- 
strukturen und Lebensstile ermöglichen. Hierzu gehört der verbesserte Zugang 
zu den umweltschonenden und energiesparenden Technologien der Industrielän- 
der. Der Süden wiederum kann nicht abwarten, bis der ökologische Umbau im 
Norden vollzogen ist und ansonsten Ziele und Strategie seiner Verhandlungen 
entlang der alten Konfliktlinien formulieren. Die Forderung nach einer neuen 
Weltwirtschaftsordnung in (gegenüber den 1970er) unveränderter Form stellen 
und daran die Erwartung knüpfen, sie diesmal über das Umweltthema zu seinen 
Gunsten entscheiden zu können, ist sehr problematisch. Da sich die Dissoziation 
von der kapitalistischen Weltwirtschaft als völlig untauglich erwiesen hat, wäre 
das hauptsächliche Druckinstrument der Entwicklungsländer in der heutigen 
Konfrontation die Drohung, den globalen Umweltschutz, den der Norden von 
ihnen verlangt, zu verweigern. Das Fazit unserer Überlegungen in dieser Hin- 
sicht ist jedoch eindeutig: Ein Beharren des Südens auf dem Nachholen der pri- 
mären Modernisierung des Nordens ist ein aussichtsloses Unterfangen, denn die 
dabei entstehenden Risiken und Nebenkosten lassen sich nicht wie in den ver- 
gangenen Jahrhunderten externalisieren. Die internationalen Reaktionen auf die 
Abholzung der Regenwälder z.B., oder die Schadstoff- und Gesundheitskontrol- 
len an den Grenzen weisen in diese Richtung. 

Aus diesem Grunde muß die Modernisierung des Südens Elemente der noch aus- 
stehenden »reflexiven Modernisierung« des Nordens übernehmen. Die Dissozia- 
tion von der Weltwirtschaft und die Verweigerung des globalen Umweltschutzes 
sind kein geeignetes Druckmittel, um eine Verhaltensänderung des Nordens zu 
erzwingen. Vielmehr verstärkt eine Abkopplung gerade die Schwächen und Ab- 
hängigkeiten des Südens gegenüber der Weltwirtschaft und reduziert seine 
Handlungsspielräume noch mehr. Eine Strategie zur Lösung der Entwicklungs- 
und Armutsprobleme in der Dritten Welt und zur Veränderung der internationa- 
len Kräfteverhältnisse zugunsten einer gerechteren und demokratischen Weltwirt- 
schaftsordnung muß im Einklang stehen mit den Erfordernissen des globalen 
Umweltschutzes und mit einer aktiven Beteiligung am Weltmarktgeschehen. Ge- 
nauso wenig wie für den Süden die Verweigerung des globalen Umweltschutzes 
zu verantworten ist, können sich aber die Industriestaaten der Forderung der 
Entwicklungsländer nach erleichtertem Zugang zu den neuen umweltschonenden 
und energiesparenden Technologien und Wissensinhalten verweigern. Sehr 
wahrscheinlich werden sich an dieser Bereitschaft und an dem ökologischen Um- 
bau der Industriegesellschaften die Ernsthaftigkeit der bisher nur verbalen Be- 
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kenntnisse des Nordens zum »Sustainable Development« messen lassen. Eine 
reale Umsetzungschance wird diese Formel erst dann haben, wenn im Zuge der 
»reflexiven Modermisierung« der Industrieländer die zwiespältige Vorbildfunk- 
tion, die sie bislang für den Süden ausgeübt haben, zu einem Faktor der Ökolo- 
gisierung und Humanisierung der Weltgeseilschaft wird. 
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Egon Becker 
Okologische Modernisierung der Entwicklungspolitik? 


1. Eine neue Weltordnung - eine neue Ordnung des Entwicklungsdiskurses 


Inzwischen gehört es fast zum guten Ton, das Scheitern des industrialistischen 
Entwicklungsprojekts zu konstatieren und dazu nach Alternativen zu suchen. Auf 
den internationalen Märkten der entwicklungspolitischen Ideen werden zahlrei- 
che Alternativen gehandelt: Human-, Sustainable-, Eco-Development, ect. 
Schließlich läßt sich ernsthaft kaum mehr bestreiten, daß die Orientierung an ka- 
pitalistischen oder real-sozialistischen Entwicklungswegen die meisten Länder 
der 'Dritten Welt‘ in die Sackgasse geführt hat.Mit dem Zerfall des kommunisti- 
schen Machtblocks, der Vereinigung von BRD und DDR zu einem neuen 
Deutschland, der Auflösung der Sowjetunion in ethnisch geprägte Nationalstaa- 
ten und dem Ende der militärischen Konfrontation zwischen Ost und West hat 
sich die Nachkriegs-Weltordnung aufgelöst. Der für viele Länder der 'Dritten 
Welt' als Modell fungierende Realsozialismus ist kein entwicklungspolitisches 
Leitbild mehr. Trotz fortgeschrittener Industrialisierung und eines hohen Ausbil- 
dungsniveaus zeigt er »entwicklungstypische Strukturdefizite« und in den führen- 
den westlichen Industriestaaten beginnt man, zumindest Teile des ehemaligen 
Ost-Blocks in die Kategorie der Entwicklungsländer einzustufen und sie entspre- 
chend zu behandeln.! Die Grenze zwischen entwickelten und unterentwickelten 
Ländern hat sich so dramatisch verschoben, daß es inzwischen völlig sinnlos ge- 
worden ist, die heterogene Vielfalt mehr oder weniger unterentwickelter Länder 
unter der block-politischen Kategorie einer 'Dritten Welt‘ zusammenzufassen.? 
Daß die Auflösung der alten Weltordnung nicht nur terminologisch das Ende der 
‘Dritten Welt' bedeutet, gehört inzwischen ebenfalls zum common sense des 
Entwicklungs-Diskurses. 

Mit der Block-Struktur zerfällt aber auch der Referenzrahmen der bisher domi- 
nierenden Entwicklungskonzepte.? Sie haben nicht nur ihren historischen Ur- 


1 Vgl. dazu: R. D. Schwartz, Ehemalige Sowjetrepubliken sind etwa so 'reich' wie Peru. Bun- 
desrepublik denkt über Einstufung als Entwicklungsländer nach, in: Frankfurter Rundschau, 
24.1. 1992. Zugleich schätzen westliche Geheimdienste, daß es in Rußland, Kasachstan, Weiß- 
rußland und der Ukraine etwa zweitausend Spezialisten gibt, die in der Lage sind, Atom- 
bomben zu bauen. 

2 Analytisch machte das schon vorher keinen Sinn mehr, denn die gemeinsamen Merkmale 'Un- 
terentwicklung' und 'Blockfreiheit' waren auch vor dem Zerfall des Ostblocks längst zerfasert 
(Harris 1986). 

3  Entwicklungskonzepte sind strategische Entwürfe zur Lösung von Entwicklungsproblemen, in 
denen sich normative Ideen von Entwicklung, Modernisierung, Fortschritt ect. verdichten. Sie 
sind klar von Entwicklungstheorien zu unterscheiden, die wiederum ein Konglomerat von Be- 
gründungen für Entwicklungskriterien, Problembeschreibungen im Horizont von normativen 
Ideen, Erklärungsversuchen, Prognosen und strategischen Empfehlungen darstellen. Die 'Ar- 
chäologie der Entwicklungsidee' (Sachs 1989) in der Abfolge von Konzepten, Theorien und 
Kontroversen kann man auch als eine Geschichts von Problemlösungsmustern rekonstruieren, 
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sprung im Kalten Krieg, sondern erweisen sich mehr und mehr auch als kul- 
turelle Produkte des Post-Kolonialismus und des Ost-West-Konflikts, Inzwischen 
gehört es ebenfalls zum guten Ton, das Scheitern jener Theorien zu konstatieren, 
mit denen in der Vergangenheit Entwicklung und Unterentwicklung erklärt und 
strategische Entwürfe einer Entwicklungspolitik begründet wurden. Dem Zerfall 
einer Weltordnung korrespondiert der Zerfall einer Diskursordnung. Sie war ge- 
prägt, von Kontroversen zwischen den Modermisierungstheoretikern, die sich am 
einen Pol des Diskurses auf Bedingungen und Hemmnisse der Entwicklung ein- 
zelner Gesellschaften konzentrierten, und Dependenztheoretikern, dıe am andern 
Pol internationale Markt- und Machtbeziehungen untersuchten. An beiden Polen 
waren die Entwicklungskonzepte abhängig von allgemeinen sozialwissenschaftli- 
chen Theorien - seien es strukturalistische, funktionalistische oder marxistische. 
Kritik und Apologie des kapitalistischen oder des realsozialistischen Entwick- 
lungsweges waren auf beiden Seiten zu finden. (Wehling 1992) Bis in die jüng- 
ste Zeit, wurde an beiden Polen 'Entwicklung' weitgehend mit Industrialisierung 
gleichgesetzt und das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen als wesentlichster 
Indikator für den Entwicklungsgrad einer nationalen Ökonomie angesehen.* 
Derzeit entsteht nicht nur eine »neue Weltordnung« aus den Trümmern der alten, 
sondern auch eine neue Ordnung des Entwicklungs-Diskurses. In ihm wird 
ebenso das Wissen über Entwicklung und Unterentwicklung in Theorien neu ge- 
ordnet, wie auch neue Themen eingeführt, Interessenlagen definiert und ihnen 
entsprechende Entwicklungsstrategien entworfen werden. Drei Tendenzen 
überlagern sich dabei: 

1. Es gibt eine starke Tendenz auf die Kritik an monokausalen Entwicklungs- 
theorien mit einer Pluralisierungsstrategie zu reagieren: Entwicklung und Unter- 
entwicklung werden mit einer Vielzahl deskriptiver Faktoren erklärt, deren Kon- 
stellation, Verknüpfung und Gewichtung in jedem einzelnen Fall gesondert zu 
analysieren sei. Das Zusammenfügen der Faktoren in 'großen Theorien' gilt als 
gescheitert, und es wird der methodische Schluß gezogen, aufgrund der geogra- 


die kontrovers ausformuliert und in Politik umgesetzt oder nicht umgesetzt werden. So ver- 
schränkt sich ein theoretischer Diskurs mit einer Krisendynamik. Entwicklungspolitik - so kann 
man auch sagen - ist eine Intervention in die Krisendynamik hochkomplexer Systeme und somit 
immer auch ein Moment dieser Krisen selbst. Sie als eine Form der Problemlösung zu begrei- 
fen, ist aus einer solchen Sichtweise eher ein professionelles Selbstmißverständis. 

4 Das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen als monetärer Indikator definiert sicherlich eine 
Dimension, in der sich verschiedene Nationalökonomien vergleichen lassen. Es sagt etwas über 
das Wohifahrts- und Versorgungsniveau der Bevölkerung, über den Grad der Integration in den 
Weltmarkt, über die durchschnittliche Produktivität der Arbeit aus (s. Altvater 1991). Die funk- 
tionalen und quantitativen Zusammenhänge sind aber in der ökonomischen Theorie umstritten. 
Nimmt man weitere Entwicklungskriterien hinzu (wie etwa die Weltbank in ihren Entwick- 
lungsberichten: Bevölkerungszahl und -wachstum, die Investitionsquote, die Lebenserwartung 
in Jahren, den Anteil der städtlichen Bevölkerung), dann bezieht man "Entwicklung' auf ein 
empirisch beliebig erweiterungsfähiges Aggregat sozialer Indikatoren, deren Zusammenhang 
und Gewichtung eher intutitiv als empirisch-statistisch erschloßen wird. Intuitiv erschlossen sind 
in der Regel auch jede Argumente, die solche entwicklungshemmenden 'Teufelskreise' aufzu- 
zeigen vesuchen, die sich in dem Indikator eines niedrigen Pro-Kopf-Einkommens schneiden 
(vgl. dazu etwa Dams 1970) 
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phischen, ökonomischen, politischen, kulturellen Vielfalt der Entwicklungslän- 
der auf ein allgemeines Entwicklungskonzept zu verzichten, um stattdessen die 
Forschung im Interesse 'angepaßter Entwicklungsstrategien' durch historische 
und komparative Fallstudien voranzubringen.? In die entwicklungstheoretische 
Lücke wird das Konzept der 'Grundbedürfnisse' oder das einer "kollektiven 
Lebensqualität‘ eingesetzt - operationalisiert in einem System sozialer Indikato- 
ren, mit denen die Schwächen der ökonomistischen Entwicklungskonzepte über- 
wunden werden sollen. Doch mit der Pluralisierung der Indikatoren hat sich zu- 
gleich der modernisierungstheoretische Entwicklungsbegriff kulturalistisch zer- 
fasert. 

2. Ein andere Gruppe der Entwicklungstheoretiker versucht die Umrisse der sich 
heraushildenden 'neuen Weltordnung' zum Referenzrahmen zu machen - sei es, 
daß man den Kapitalismus als historisch erfolgreiche Gesellschaftsformation 
zähneknirschend akzeptiert und auf seine Zivilisierung hofft; sei es, daß man das 
"Entwicklungsproblem' zu einem inneren Problem der inzwischen real existie- 
renden kapitalistischen Weltgesellschaft erklärt und darin die Nord-Süd-Polari- 
sierung als Ursache vielfältiger Probleme, Konflikte und Bedrohungen analy- 
siert. Der dependenztheoretische Pol der alten Diskursordnung wird in diesem 
Strang der Diskussion politisch aufgerieben. 

3. Schließlich kommt es zu einer engen thematischen Verbindung von "Umwelt' 
und 'Entwicklung', zu Beschreibungen und empirischen Analysen von Umwelt- 
belastungen und Umweltzerstörungen in einzelnen Regionen und Ländern der 
‘Dritten Welt’, zu Forderungen nach einem schonenden Umgang mit den natürli- 
chen Lebensvoraussetzungen. Das Konzept von "Sustainable Development', wie 
es die UN-Weltkommission für Umwelt und Entwicklung 1987 ausformulierte,? 
liefert seitdem die Diskussionsfolie für eine ökologisch orientierte Entwicklungs- 
politik. Eine »dauerhafte Entwicklung«, so heißt es in der deutschen Ausgabe des 
Brundtland-Berichts, »wird.. für die Entwicklungs- wie für die Industrieländer 
zum Entwicklungsziel.« Und es wird von den Wohlhabenden gefordert, daß sie 
»ihre Lebensgewohnheiten - beispielsweise hinsichtlich des Energieverbrauchs - 
in einer Weise ändern, die den ökologischen Möglichkeiten unseres Planeten 
angemessen ist.« Und den Entwicklungsländern wird gesagt: »Ein weiteres, 
ungezügeltes Wachstum der Bevölkerung erhöht den Druck auf die Ressourcen 


5 Vgl. Wöhlke 1991, der zwischen physischen, demographischen, ethnischen, kulturellen, sozia- 
len, wirtschaftlichen, politischen und katastrophenfördernden Faktoren unterscheidet (und diese 
nochmals feingliederig ausdifferenziert). 

6 So wurde beispielsweise im UNDP-Entwicklungsprogramm (UNDP 1990) ein Indikator für 
"human development’ konstruiert, der u. a. folgendes zu quantifizieren versucht: L..nenserwar- 
tung, Kindersterblichkeit und Kindsbettod, Alphabetisierung der Erwachsenen .ınd in. »esondere 
der Frauen, Schulbesuch, Versorgung mit Nahrungsmitteln und Trinkwasser, 72° g zu medi- 
zinischer Versorgung und das Ausmaß persönlicher Freiheit. 

7 Der englische Ausdruck 'sustainable development' wird in der deutschen Ausgabe des Brundt- 
land-Berichts (Hauff 1987) mit "dauerhafter Entwicklung’ übersetzt, womit der Sinngehalt die- 
ses Begriffs nur ungenau erfaßt ist. "Zukunftsträchtige' oder auch 'nachhaltige‘ Entwicklung 
wären wohl bessere Übertragungen. 
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und verlangsamt den Anstieg des Lebensstandards. Eine dauerhafte Entwicklung 
ist demzufolge nur möglich, wenn Größe und Wachstum der Bevölkerung auf 
das sich wandelnde Produktivpotential des Ökosystems 'Erde' abgestimmt wer- 
den.« (Hauff 1987) Es müsse in Zukunft von der Erkenntnis ausgegangen wer- 
den, daß sich die Konsum- und Lebensweise der westlichen Industrieländer nicht 
auf die gesamte derzeitige und zukünftige Weltbevölkerung übertragen läßt; das 
globale ökologische Gleichgewicht sei gleichzeitig durch die industrialisierungs- 
und durch die armutsbedingten Umweltzerstörungen bedroht. Eine dauerhafte 
Entwicklung setze also voraus, die Armut der Entwickiungsländer zu beseitigen 
und der Reichtum Wohlstand der Industrienationen zu begrenzen. Dieses neue 
Entwicklungskonzept ist inzwischen mit unterschiedlichen ökologischen, politi- 
schen Positionen und ökonomischen Argumenten kritisiert, radikalisiert und er- 
weitert worden. Dabei haben sich die Diskurse über Umwelt und über Ökonomie 
mehr und mehr verschränkt. Eine neue hegemoniale Diskursordnung ist im Ent- 
stehen, deren Referenzebene die globalen Umweltprobleme darstellen.3 

Nach welchen Regeln dieser Diskurs funktionieren wird, das ist noch nicht aus- 
gemacht. Es wird stark von der Gestalt der neuen Weltordnung abhängen, aber 
auch davon, welche Konzepte, Strategien und Instrumente in den einflußreichen 
Entwicklungsagenturen geschmiedet werden und welche Positionen sich in den 
Forschungsinstituten der internationalen Organisationen ausbilden. Der Verlauf 
und die Ergebniss der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Rio de Ja- 
neiro im Juni dieses Jahres werden auch die neue Diskursordnung beeinflussen. 
Aus ihrer Semantik dürfte das alte Vokabular von 'Modernisierung' und 
"Abhängigkeit" wohl kaum verschwinden; in ihr werden auch die Fragmente des 
erodierenden entwicklungstheoretischen Diskurses aufgenommen. neu bewertet 
und ihrem vermuteten Geltungsbereich zugewiesen. Neue begriffliche Arrange- 
ments, neue Argumentationsfiguren und neue »Prozeduren der Ausschließung« 
(Foucault) sind im Entstehen. Denn auch dieser Diskurs wird nicht ohne Aus- 
sage- und Thematisierungsverbote funktionieren; in ihm wird das lizensierte 
Sprechen reguliert und das unbotmäßige Denken zum Schweigen verurteilt wer- 
den. Es scheint derzeit so, als ob die Arbeit an allgemeinen, die Einzeiprobleme 
und die Einzelfälle übergreifenden Theorien in die Tabu-Zone gerückt würde. In 
dieser Umbruchsituation macht sich bei den ökologisch wenig bewanderten Sozi- 
alwissenschaftlern nicht nur Ratlosigkeit und Frustration breit, sondern auch die 
Angst, in der neuen Diskursordnung keinen Platz mehr zu finden, weil sie nichts 
mehr zu sagen haben und sie nur noch sich selbst zuhören. Mit heftigen tabula- 
rasa-Gesten und kategorialem Gebrüll versuchen sie sich Gehör und einen Platz 
zu verschaffen. Bei diesen Anstrengungen entwerten sie große Teile der Wis- 
sensbestände aus der alten Diskursordnung, verbannen sie in die Archive oder 
deklarieren sie zu intellektuellem Müll (vgl. Menzel 1991). 


8 Dazu gibt es inzwischen eine kaum mehr überschaubare Literaturfülle. Vgl. beispielsweise: 
Hein 1990, Marmora 1990; Marmora/Messner 1991, Simonis 1991. 
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2. Ökologie als verwirrendes Leitbild 


Bei vielen Wissenschaftlern und Praktikern der Entwicklungspolitik verbreitet 
sich die Hoffnung, über das "Leitbild Ökologie' die Diskussion neu strukturieren 
zu können und wieder festen theoretischen Boden unter die Füße zu bekommen. 
Berechtigt scheint mir diese Hoffnung aber nur dann, wenn über die thematische 
Verknüpfung von "Ökologie' und 'Entwicklung' hinaus - trotz des Tabus der 
‘großen Theorie’ - sie auch begrifflich verknüpft werden können. Denn die 
"Ökologie' liefert wohl kaum einen sicheren theoretischen Boden, denn dafür ist 
sie als wissenschaftliches Konzept selbst zu brüchig und schillernd und hat zu 
viele historische Erblasten zu tragen (Schramm 1984, Trep! 1987). Statt bisher 
übersehene Probleme und Zusammenhänge mit größerer Tiefenschärfe wahrzu- 
nehmen, in neuem Licht erscheinen zu lassen und begrifflich schärfer zu fassen, 
kann sich die Diffusität des Diskurses durch das neue Leitbild noch vergrößern. 
Dafür gibt es viele Anzeichen. Soll sich der Entwicklungsdiskurses grundlegend 
umstrukturieren, dann müssen die Begriffe, welche diesen Diskurs ordnen und 
deren Arrangement in einer theoretischen Struktur sich verändern. Das verlangt 
nach einer Operation, bei der die diskurskonstitutive 'Leitdifferenz' entwickelt/ 
unterentwickelt - und die ihr zugeordneten wie modern/traditionell - sich auflö- 
sen und zahlreiche empirische Unterscheidungen (wie urbane/rural Kultur, indu- 
strielle/agrarische Produktion, ect.) eine neue Bedeutung bekommen. Der Zen- 
tralbegriff »Entwicklung« muß dann aber durch einen Begriff mit ökologischem 
Bedeutungsgehalt ersetzt werden.Denn er trägt eine historische Semantik mit 
sich, in der andere, sich in ihrer Bedeutung gegenseitig stützende Begriffe (wie 
Fortschritt, Modernisierung, Wachstum) verortet sind, die im neuen Diskurs 
ihre zentrale Bedeutung verloren haben. Sozialökologische »Transformation« 
könnte vielleicht einmal den leeren Platz des alten Zentralbegriffs einnehmen, 
wenn eine theoretische Explikation gelingt. 


2.1 Ökologische Orientierungen in der Entwicklungspolitik. 


Es ist keine neue Einsicht, daß gewaltige Umweltzerstörungen und Ausplünde- 
rungen der Ressourcen nicht nur in den hochentwickeiten Industriestaaten vor- 
kommen, sondern auch in den industriell unterentwickelten Ländern der Dritten 
Welt (vgl. Wöhlke 1987; Weise 1989). Wie durch Industrie, Landwirtschaft und 
Verkehr die Böden, das Wasser und die Luft verschmutzt und vergiftet werden; 
wie landwirtschaftliche Nutzflächen und die natürliche Bodenfruchtbarkeit durch 
Raubbau, Monokultur oder extensive Plantagenwirtschaft zerstört werden, haben 
die großen Entwicklungsagenturen inzwischen als Problem erkannt (Bundesmini- 
sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 1987). Die Vernichtung großräu-mi- 
ger Biotope, besonders der tropischen Regenwälder, die Ausrottung vieler Tier- 
und Pflanzenarten und der Verlust genetischer Vielfalt sind bei uns schon lange 
ein Öffentliches Thema; darüber berichten die Medien und darüber wird in den 
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Schulen und in der Bildungsarbeit gesprochen. 

Dies bedeutet aber zunächst nur, die bisherigen Entwicklungskonzepte um eine 
eine weitere Problemdimension zu erweitern (vgl. Marmora/Messner 1991): Am 
Pol der Modernisierungstheorien wird das Leitbild des ökonomischen Wachs- 
turns und das einer 'nachholenden Entwicklung’ ökologisch relativiert. Quali-ta- 
tiv, menschlich, schonend, ökologisch und sozial soll der ökonomische Wachs- 
tumsprozeß verlaufen. Die Idee einer ökologischen Modernisierung, wie sie als 
politische Reaktion auf die ökologische Krise in den westlichen Industriestaaten 
entstanden ist (vgl. Wehling 1992) hat inzwischen auch ihren Platz auf dem Feld 
der Entwicklungspolitik gefunden. Und auch am Pol der Dependenztheorien hat 
sich eine ökologische Dimension ausgebildet, in der die Debatte über die '"Risi- 
kogesellschaft‘ sich internationalisiert. Daß die ungleiche Verteilung des mate- 
riellen Reichtums eine von einer ungleichen Verteilung der ökologischen Risiken 
überlagert wird, es also zu zusätzlichen ökologischen Abhängigkeiten zwischen 
entwickelten und unterentwickelten Ländern kommt, gehört inzwischen ebenfalls 
zum common sense.” Eine ökologische Orientierung des Entwicklungsdiskurses 
findet also statt und in keinem entwicklungspolitischen Dokument darf der 
Verweis auf ökologische Probleme fehlen. Ich verstehe darunter, daß nationale 
und internationale Institutionen in ihrem Operationsgebiet die vielfältigsten Um- 
weltproblem wahrnehmen, als für sich relevant bewerten und mit ihren eigenen 
Mitteln und Mechanismen zu bearbeiten versuchen. Normalerweise geschieht das 
durch Spezialisierung von Untergliederungen auf Umweltprobleme und durch 
entsprechende Erweitern der Programme und Instrumente. Doch diese In-stitu- 
tionen sind sektoral ausgerichtet (etwa auf Landwirtschaft, Industrie, Handel, 
Ernährung oder Energie) und thematisch spezialisiert (in ökonomischer, sozialer, 
kultureller oder ökologischer Hinsicht). »Auf fehlerhafter Rechnungslegung 
basierend, mit engen Zielvorgaben versehen und fachlich separiert, haben sie die 
zunehmende ökonomisch-ökologische Interdependenz nur zögernd oder gar nicht 
registriert« (Simonis 1991) Das Herausbilden eigener institutioneller Strukturen 
für »Umwelt und Entwicklung« (beispielsweise der UN-Conference on Environ- 
ment and Development) ist ein Indikator einer neuen Problemorientierung auf 
dem Felde der Umweltpolitik und zugleich eine Reaktion auf die Schwäche der 
internationalen Organisationen. 

Etwas anderes ist es, die "Umweltprobleme' als so bedeutend anzusehen, daß 
durch sie die 'Überlebensbedingungen der Menschheit" gefährdet sind, es sich 
also nicht einfach um Probleme handelt, auf die mit abgepackten Lösungen rea- 
giert werden kann. Das existierende Institutionengefüge und die Funktionsweise 
von Ökonomie, Politik oder Wissenschaft - auch deren Reaktionen auf "Umwelt- 
probleme’ - müssen dann als Momente eines allgemeinen Krisenzusammenhangs 


9 Bemerkenswert ist allerdings, wie spät und in weicher Form die ökologischen Probleme aufge- 
griffen werden. So erwähnt beispielsweise Senghaas noch 1987 in einem Artikel, der die "Ent- 
wicklungsproblematik' kritisch zu bilanzieren versucht, ökologische Probleme mit keinem 
Wort. 
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begriffen werden (Jahn 1991). Es führt dann aber kein Weg an der Forderung 
nach einer ökologischen Umstrukturierung vorbei, welcke dis institutionellen 
Formen und die funktionale Differenzierung der Gesellschaft tiefgreifend verän- 
dern müßte. Im politischen Jargon wird dann zumeist von einem "ökologischen 
Umbau‘ geredet; der Brundtland-Bericht fordert »grundlegende institutionelle 
Reformen« und der Club of Rome spricht in seinem neuesten Bericht von der 
Notwendigkeit einer "globalen Revolution’ (King/Schneider 1991). Eine öko- 
logische Umstrukturierung vollzieht sich aber wohl kaum nach dem Muster einer 
Revolution im herkömmlichen Verständnis. Sie setzt eine ökologische Orientie- 
zung der existierenden Institutionen und ein allgemeines Krisenbewußtsein vor- 
aus. Wenn verschiedene Institutionen sich auf einen gemeinsamen Problembe- 
stand beziehen und sich darüber zu koordinieren versuchen, kann es darüber 
auch zu internen Umstrukturierungen und zu Veränderungen des gesamten Insti- 
tutionengefüges kommen. Offensichtlich macht es keine prinzipiellen Schwierig- 
keiten, einzelne Institutionen und auch ganze gesellschaftliche Funktionssysteme 
ökologisch zu orientieren. Die Herausbildung eines eigen Umweltrechts, einer 
Umweltökonomie, Umweltpolitik, Umwelterziehung, ect. scheint mir dafür Be- 
leg genug. In dem Maße allerdings, wie die ökologische Krise als fundamental 
angesehen wird, muß es auch zu institutionellen Krisen kommen, die nur durch 
radikale Umstrukturierungen bewältigt werden können. Im Wissenschaftsbereich 
wird dann beispielsweise die Trennung zwischen Natur- und Sozialwissenschaf- 
ten von einer Funktisnsbedingung zu einem Krisenmoment. Die Unterscheidung 
zwischen "ökologischer Orientierung‘ und ' ökologischer Umstrukturierung’ läßt 
sich allerdings nicht einfach auf die Unterscheidung zwischen 'reformistisch' 
und 'revolutionär' abbilden. Es handelt sich vielmehr um unterschiedliche For- 
men der Aufnahme ökologischer Probleme durch die Gesellschaft. Die stärksten 
Umstrukturierungen finden dementsprechend auch nicht durch sich fundamenta- 
listisch artikulierende ökologische Bewegungen statt, sondern über die ko- 
ordinierten Aktivitäten im Transformationskern moderner Industriegesellschaften 
(Becker 1991). 

Bezweifeit muß allerdings werden, ob auf dem Felde der Entwicklungspolitik 
etwas geschieht, was in den entwickelten Industrieländer kaum stattfindet, näm- 
lich eine Orientierung von Poltik, Ökonomie, Recht oder Wissenschaft an der 
ökologischen Krise - was eine tiefgreifende Umstrukturierung der kapitalisti- 
schen Industriegesellschaften zur Folge haben müßte. Es spielt sich offensicht- 
lich etwas anders ab: Zunächst einmal eine begrenzte ökologische Orientierung 
der Entwicklungspolitik: Zu offensichtlich sind in den Entwicklungsländern die 
Zusammenhänge zwischen Armut, Unterentwicklung, Bevölkerungswachstum 
und Umweltzerstörung. Darauf muß reagiert werden. Ohne die Koordination 
verschiedener sektoraler und regionaler Entwicklungsstrategien und ohne die Ko- 
ordination von Entwicklungs- und Umweltpolitik auf nationaler und internatio- 
naler Ebene werden die Problemzusammenhänge politisch überhaupt nicht mehr 
erreicht, sondern nur noch isolierte, aber nicht isolierbare Einzeiprobleme. Doch 
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eine bürokratisch-administrative Koordination im Innern und eine politisch-öko- 
nomische nach außen lassen sich durchaus nach den traditionellen Mustern einer 
zielorientierten Entwicklungsplanung gestalten, bei der sektorale und regionale 
Problemlösungen durch eine "integrierte Politik‘ gebündelt und optimiert wer- 
den. Es werden dann "ökologische Komponenten' in die eingespielten Aktivitä- 
ten der Entwicklungsagenturen eingebunden und zugleich das Fehlen einer 'öko- 
logischen Ethik' als Entwicklungshemmnis eingeklagt. Wie dies geschieht, hängt 
ganz. entscheidend von der Beschreibung der Problemzusammenhänge ab. Im 
Brundtland-Bericht wird beispielsweise von einer »Verflechtung von Krisen« ge- 
sprochen, der Club of Rome sieht eine verkoppelte Problem- und Krisendyna- 
mik: »Umwelt-, Energie-, Bevölkerungs-, Ernährungs- und Entwicklungsproble- 
me« bilden für ihn »einen zusammenhängenden Komplex innerhalb der Weltpro- 
blematik«. Derartige Beschreibungen erzwingen die Forderung nach einer 'inte- 
grierten Politik‘ und nach tiefgreifenden Strukturveränderungen. 

Doch auch eine "integrierte Politik‘ organisiert Eingriffe in die sozial-ökologi- 
sche Krisendynamik, bei denen nicht ausgemacht ist, ob sie krisenverschärfend 
oder krisendämpfend wirken. Mit einem vorsichtigen trial-and-error Verfahren 
lassen sich die dynamisch gekoppelten 'Störkreise' inzwischen wohl kaum noch 
aufbrechen. Und auch die Versuche, integrierte Politik als den Aufbau ökologi- 
scher 'Regelkreise' zu betreiben, die Gleichgewicht und Stabilität garantieren 
sollen, ist wohl eher eine öko-technokratische Hoffnung als eine begründete 
Modellierung der Weltproblematik. Was heißt es also, sich am Leitbild der 
"Ökologie' zu orientieren? 


2.2 Regionalisierung und Globalisierung ökologischer Probleme 


Ökologie wird in der Regel definiert, als eine Wissenschaft von den wechselsei- 
tigen Beziehungen zwischen Lebewesen und ihrer unbelebten und belebten Um- 
welt. Ihr Gegenstand sind also zunächst räumlich eingrenzbare Naturstücke, Le- 
bensgemeinschaften oder ganze Landschaften. In der modernen Systemökologie 
werden die 'wechselseitigen Beziehungen‘ als Stoff-, Energie- und Entropie- 
ströme modelliert, also begrenzte 'Ökosysteme' untersucht. Richtet man den 
ökologisch geschärften Blick auf die Menschen als Naturwesen, betreibt also 
Humanökologie, dann muß man zwischen einer 'natürlichen' und einer 'gesell- 
schaftlichen’ Umwelt unterscheiden lernen. Wenn man im Entwicklungsdiskurs 
versucht, die natürlichen Lebensbedingungen der Menschen zu berücksichtigen, 
dann kommen zwangsläufig die konkreten lokalen und regionalen 'geographi- 
schen Milieus’! ins Blickfeld, und mit ihnen die Verteilung und das Wachstum 
der 'Bevölkerung'. Der entwicklungspolitische Blick, besonders der marxistisch 


10 Zum "geographischen Millieu' als äußerer Naturbedingung des gesellschaftlichen Lebens 
rechnet man Klima, Gestalt und Fruchtbarkeit des Bodens, Gewässer, Fauna und Flora, 
natürliche Energiequellen und Bodenschätze. Sie machen zugleich den "natürlichen Reichtum‘ 
eines Landes an Lebens- und Produktionsmitteln aus. 
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geschärfte, richtete sich dann aber rasch auf die unterentwickelten Produktiv- _ 
kräfte und auf die entwicklungshemmenden Produktionsverhältnisse. Man be- 
schreibt also die natürlichen Lebensbedingungen in einem ökonomischen Funk- 
tionsraum. Wenn die human-ökologischen Perspektive beibehalten wird (vgl. 
Giaeser 1989), ergibt sich das Problem, Lebensgemeinschaften zu identifizieren, 
also die Grenzen ökologischer Funktionsräume zu bestimmen - unabhängig von 
den jeweils historisch zufälligen Grenzen von Staaten, Märkten oder militäri- 
schen Einflußzonen. Da es sich um menschliche Lebenszusammenhänge handelt, 
bleibt unklar, ob es sich dabei um die Bevölkerung in einem geographisch 
abgegrenzten Milieu, um ethnisch oder kulturell homogenisierte Teil-Populatio- 
nen oder um eine Völkervielfalt auf einem Territorium handelt. Wie immer 
dieses Problem gelöst wird, es macht deutlich, daß sich auf jedem geographisch 
abgrenzbaren Territorium unterschiedlich begrenzte Funktionsräume überlagern. 
In diesem Sinn regionalisiert der ökologische Diskurs die Problem wahrnehmun- 
gen. Inzwischen hat sich die Ökologie von einer biologischen Teildisziplin 
längst zu einem fachübergreifenden Ansatz erweitert, mit dem anthropogene Stö- 
rungen natürlicher Lebenszusammenhänge modellhaft dargstellt werden. In der 
systemökologischen Fassung erscheinen ökologische Probleme als Störungen im 
Stoff- und Energiehaushalt der Ökosysteme, deren ungestörter Zustand in den 
meisten Modellen durch Regelkreise und darüber stabilisierte Gleichgewichte 
dargestellt wird. In solchen Modellen kann aber eine regionale sozio-ökonomi- 
sche Entwicklung nicht analysiert werden und der thematischen Verbindung von 
"Umwelt' und 'Entwicklung' korrespondiert keine begrifflich Verknüpfung der 
Diskurse. Sie ist erst über einen Umweg zustand gekommen, nämlich über die 
Modellierung global-ökologische Probleme, also solcher Störungen, die sich 
nicht mehr einzelnen lokalen oder regionalen Ökosystemen zuordnen lassen, son- 
dern der Biosphäre insgesamt. - Der Zusammenhang von Umweltzerstörung, In- 
dustrialisierung und Unterentwicklung wurde durch das im Auftrag des Club of 
Rome entwickelte Weltmodell, dessen Prognosen 1972 veröffentlich wurden, 
dramatisch ins öffentliche Bewußtsein gerückt. Hier wurden fünf globale Trends 
durch quantitative Indikatoren dargestellt und deren Zusammenhang über Regel- 
kreise mit positiven und negativen Rückkopplungen modelliert: beschleunigte 
Industrialisierung, rapides Bevölkerungswachstum, weltweite Unterernährung, 
Ausbeutung der Rohstoffreserven und Zerstörung von Lebensräumen durch Um- 
weltverschmutzung. Unter stark vereinfachenden Annahmen folgten daraus die 
bekannten und alarmierenden Prognosen über die »Grenzen des Wachstums«. In 
einer Serie sich methodisch immer mehr verfeinernder Modellrechnungen mit 
immer größeren Datenmengen wurden diese Prognosen differenziert, relativiert 
und die Bedeutung einzelner Trends verändert (Vgl. Grün/Wiener 1984). Inzwi- 
schen hat der Club of Rome eine Bilanz der Entwicklung gezogen: »In den bei- 
nah 20 Jahren seit 1972 haben sich die tiefen Ursachen der Problematik nicht 
verändert, aber die Zusammensetzung der Probleme ist eine andere und die 
Schwerpunkte haben sich verlagert« (King/Schneider 1991: 7f.). 
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Seit Beginn der achtziger Jahre ist die Globalisierung ökologischer Probleme 
durch die Modellrechnungen über Klimaveränderungen in eine neue Phase ge- 
kommen: die prognostizierte Klimakatastrophe und das Ozonloch liefern eine 
neue Referenzebene sowohl des ökologischen Diskurses als auch des Entwick- 
lungsdiskurses: Bevölkerungswachstum, Energieverbrauch und Nahrungsmangel 
sind mit den prognostizierten Klimaveränderungen scheinbar unauflösbar ver- 
koppelt; globale Umweltprobleme definieren den harten Kern der '"Weltproble- 
matik' und damit auch das "Entwicklungsproblem’ der "Weltgesellschaft'. Erst 
durch den Übergang von einer regionalisierenden zu einer globalisierenden Öko- 
logie konnte sich die bisherige Diskursordnung 'ökologisch' transformieren. 
Globalökologische Phänomene zeichnen sich dadurch aus, daß ihre Ursachen 
und ihre Wirkungen sich weder zeitlich noch räumlich begrenzen lassen. Sie be- 
treffen die gesamte Biosphäre, ihre Ursachen reichen weit in die Vergangenheit 
zurück, und die Auswirkungen gegenwärtigen Handelns oder Unterlassens sind 
noch in einer fernen Zukunft spürbar. Sucht man nach Problemlösungen, dann 
ist von Anfang an klar, daß regional oder lokal begrenzte Veränderungen durch 
Politik und Ökologisch bewußtes Handeln diese Phänomene nicht zum Ver- 
schwinden bringen können, sondern sie bestenfalls quantitativ abschwächen: der 
anthropogene Treibhauseffekt wird dann vielleicht geringer und das Ozonloch 
kleiner. Analysiert man die Ursachen dieser Phänomene mittels globaler Klima- 
modelle genauer, dann erweisen sie sich als Ausdruck von Summationseffekten. 
Die unterschiedlichsten CO?-Emissionen werden beispielsweise beim globalen 
Treibhauseffekt addiert und auch die Wirkungen von Gegenmaßnahmen einer 
CO?-Reduktionpolitik sind innerhalb der Modellwelt additiv. Die Art und Weise 
der Beschreibung und Analyse zeichnet also bereits eine bestimmte Politik vor. 
Global-ökologische Phänomene zeichnen sich aber auch dadurch aus, daß sie 
sich der unmittelbaren sinnlichen Wahrnehmung entziehen - ganz im Gegensatz 
zu lokalen Umweltzerstörungen: Wenn ein Bach verdreckt ist, die Luft in der 
Nähe eines Chemiewerkes stinkt oder ein Feuchtbiotop durch eine Umgehungs- 
straße zerstört wird, dann sind das sinnlich wahrnehmbare Phänomene. Das 
Ozonloch ist nicht sichtbar und der Treibhauseffekt kann nicht mit dem Ther- 
mometer gemessen werden. Sie existieren als Phänomene lediglich in den Simu- 
lationsmodellen der Wissenschaftler oder können aus einer Fülle von Meßdaten 
errechnet werden. Es handelt sich also um diskursive Phänomene, die außerhalb 
des wissenschaftlichen Diskurses, in dem sie beschrieben worden sind, keine un- 
abhängige Existenz besitzen. Was der Treibhauseffekt oder das Ozonloch ist, das 
1äßt sich nur in Abhängigkeit von Theorien, Modellen, Messungen, Berechnun- 
gen und Simulationen sagen. Anders gesagt: Das Objekt des Diskurses - bei- 
spielsweise der Treibhauseffekt - ist diskursiv erzeugt, und der Diskurs stabili- 
siert sich, indem er seine Aussagen systematisch auf dieses »Objekt« bezieht. 
(Foucault 1973, 48ff.) 

Im wissenschaftlichen Diskurs werden aber die global-ökologischen Probleme so 
beschrieben, daß durch die Beschreibung bereits ein politisch-gesellschaftliches 
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Handeln nahegelegt wird: Ist der zu hohe Ausstoß von Kohlendioxid die Haupt- 
ursache des Treibhauseffektes, dann muß durch eine entsprechende Umweltpoli- 
tik dafür gesorgt werden, daß sich die Emissionen verringern. Der wissenschaft- 
liche Diskurs fungiert als Moment eines politischen, ist eingebunden in eine 
spezifische politische Praxis. Als Summationsphänomen eignet sich der Treib- 
hauseffekt besonders gut für einerseits eine symbolische Politik andererseits eine 
technologische Umweltpolitik. Aber gerade eine solche Aufspaltung läßt lokales 
Handeln in ökologischer Verantwortung leerlaufen: Es wird dann entweder als 
rein symbolisches Handeln im real-politischen Diskurs aufgewertet - oder wegen 
seiner geringen technischen Effizienz von den Öko-Technokraten belächelt. 

In der Modellweit der Globalökologie erscheinen die Differenzen zwischen ent- 
wickelten und unterentwickelten Gesellschaften in der Form unterschiedlicher 
Beiträge zu den global-ökologischen Problemen. Umwelt- und Entwicklungs- 
politik verschränken sich international und können jetzt als die Lösung von Ver- 
teilungs- und Umverteilungsproblemen im globalen Maßstab definiert und als 
globaler Verteilungskampf organisiert werden. Dabei lassen sich die Effekte des 
rapiden Bevölkerungswachstums der Entwicklungsländer gegen den überhöhten 
Verbrauch fossiler Energien und die damit verkoppelte CO?-Emmission der In- 
dustrieländer politisch verrechnen. Die inzwischen fast klassische Umweltpoli- 
tik, welche dem Paradigma der Verdünnung und Verteilung schädlicher Umwelt- 
stoffe folgt, ist aber weiterhin in Kraft. Die Verdünnung in den verschiedenen 
Umweltmedien erscheint als vorwiegend technisches Problem der Verteilung: 
der Boden bindet und lokalisiert die Schadstoffe am stärksten, ım Wasser lassen 
sie sich bereits relativ gut verdünnen und die Luft wirkt als grenzenloses Ver- 
dünnungsmedium. Die räumliche Verteilung beispielsweise von Mülldeponien 
oder Endlager radioaktiver Stoffe muß dagegen politisch und ökonomisch durch- 
gesetzt werden; es gibt starke Tendenzen einer Verlagerung von Schadstoffen 
von einem Umweltmedium in ein anderes und schließlich in den Boden der 
ärmeren Regionen dieser Welt 


3. Die neue Ordnung eines hegemonialen Diskurses 


Anscheinend entsteht in der ökologischen Problemdimension eine neue Gemein- 
samkeit von entwickelten und unterentwickelten Ländern, die sich in einem 
Gattungsinteresse am gemeinsamen Überleben zusammenfassen läßt. Doch der 
Schein trügt. Die Versteppung eines Ackerbaugebietes oder die Vergiftung eines 
Fischgewässers bedeutet in einem reichen Industrieland etwas anderes, als in ei- 
nem armen Agrarland. Hier kann auf den Ackerbau oder das Fischen verzichtet 
werden, ohne daß sich dadurch die Nahrungsversorgung der Bevölkerung dra- 
stisch verschlechtert. Es wird dann eben mehr importiert. Doch die Option auf 
einen Verzicht besteht ın den armen Agrarländern kaum. Umweltzerstörungen 
bewirken dort Hunger und Elend. Zudem verfügen die reichen Industriestaaten 
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über wesentlich mehr finanzielle Mittel für einen vor- und nachsorgenden Um- 
weltschutz; sie können eine spezifische Umwelttechnik innovativ einsetzen und 
dadurch sogar Konkurrenzvorteile auf dem Weltmarkt erzielen. Die ökologische 
Dimension erweist sich so als eine neue Dimension internationaler sozialer Un- 
gleichheit. Das Zusammenwirken von Armut und Umweltzerstörung verstärkt 
Tendenzen zu einer Flucht großer Menschenmassen aus den Armutsregionen in 
die reichen Industriestaaten. Mit einer international abgestimmten Bevölkerungs- 
politik versucht man sowohl auf das Wachstum als auch auf die Fluchtbewegun- 
gen der Bevölkerung zu reagieren. 

Aus der Verschränkung von Umwelt-und Entwicklungspolitik auf der Ebene 
global-ökologischer Probleme bildet sich eine Diskursordnung aus, die zugleich 
eine neue Hegemonialstruktur enthält. In sie werden Elemente aus anderen Dis- 
kursen so eingebaut, daß sich die Bindung an die 'Weltproblematik' (mit ihren 
Teilproblemen Bevölkerung, Energie, Ernährung) verstärkt. Zugleich wiederholt 
sich die ideologische Polarisierung der alten Diskursordnung unter global-ökolo- 
gischem Vorzeichen: "ökologische Modernisierung' am einen Pol und 'ökologi- 
scher Imperialismus’ am anderen. 

- Das Bevölkerungswachstum in den Entwicklungsländern nimmt in dieser Ord- 
nung den Platz des Hauptproblems ein,auf das sämtliche Probleme bezogen wer- 
den. Es wird nicht länger mit einer quantiativen Steigerung des Arbeitskräftepo- 
tentials und damit des Wirtschaftswachstum in Verbindung gebracht. Die Bevöl- 
kerungswissenschaft kommt ins Spiel und mit ihr eine neo-malthusianische Po- 
pulationsdynamik, die am Rande in rassistische Ideologien übergehen kann. 

- Eine ausreichende Energieversorgung der gesamten Weltbevölkerung wird 
zwar weiterhin als ein zu lösendes Problem angesehen, doch gilt die unbegrenzte 
Verfügbarkeit von Energie nicht länger als Voraussetzung und Maßstab 
gelingender Industrialisierung und der Pro-Kopf-Energieverbrauch nicht länger 
als Indikator von Modernität. Die Notwendigkeit, eine weltweit wachsende Be- 
völkerung mit Energie zu versorgen, kann den global-ökologischen Diskurs auf 
den Pfad der Kernenergie zurückbringen. Widerwillig räumt beispielsweise 1991 
der Club of Rome ein, »daß die Verbrennung von Kohle und Öl aufgrund des da- 
bei entstehenden Kohlendioxids für die Gesellschaft wahrscheinlich noch gefähr- 
licher ist als die Atomkraft« (King/Schneider 1991, 37). 

- Die Notwendigkeit, die Menschen heute und in Zukunft zu ernähren, verkop- 
pelt das Bevölkerungswachstum mit den beschränkten Wachstumsmöglichkeiten 
der agrarıschen Produktion und bringt weitere global-ökologische Probleme in- 
Spiel: den Verlust an Biodiversität durch den Raubbau an tropischen Wäldern 
und die drohende weltweite Knappheit an gesundem Trinkwasser. 

An der Herausbildung dieses hegemonialen Diskurses sind viele Kräfte beteiligt, 
auch viele kritische Sozialwissenschaftler. Ein Verzicht auf eine die Einzelpro- 
bleme und die Einzelfälle übergreifende Theorie wird sich freilich nicht auf Dau- 
er durchhalten lassen. Also doch wieder 'große Theorie‘. Erst dann, wenn die 
globale Ökologie mit einer regionalisierenden Theorie der geseilschaftlichen Na- 
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turverhältnisse begrifflich in Verbindung gebracht ist, hat allerdings die theoreti- 
sche Arbeit die Chance, das Problemniveau der "Weltgesellschaft' zu erreichen. 
Andernfalls wird jene Argumentation hegemonial werden, nach der das Bevölke- 
rungswachstum in den Entwicklungsländern das zentraie Umweltproblem dar- 
stellt - sich also Umwelt- und Entwicklungspolitik als internationale Bevölke- 
rungspolitik zu organisieren hätten. 
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PROKLA 87: Nationalismus am Ende des 20. Jahrhunderts 
Im Universalismus soziologischer Kategorien und im Internationalismus 
linker Theorien war eines nicht vorgesehen: die »Wiedergeburi« nationaler 
Ideologien. War dies vorschneller Optimismus? Liegt im Nationalismus eine 
verleugnete Chance zur Befreiung und Selbstbestimmung? Oder erzeugt die 
Suche nach »nationaler Identität« lediglich neue Minderheiten und territoriale 
Konflikte? Wie immer diese Fragen beantwortet werden, die politische Rea- 
lität der 90er Jahre verlangt eine Auseinandersetzung mit sehr unterschiedli- 
chen Erscheinungen des nationalen Mythos: mit neuen Mischungsverhältnis- 
sen zwischen Religion und Politik im Zuge der Reevangelisierung Osteuro- 
pas; mit einer oberhalb bestehender Staaten eingeforderten »arabischen Na- 
tion«; mit Nationalitäten, die ihre Legitimation aus tausendjährigen Ansprü- 
chen auf einen eigenen Staat herleiten. Auch in den westlichen Ländern 
scheint sich die »nationale Frage« neu zu stellen - mit der bevorstehenden 
Aufhebung der westeuropäischen Nationalstaaten in einen Wirtschaftsraum, 
der ganz in der Art des klassischen Modells über territoriale Grenzen und 
ethnische Ausgrenzungen definiert zu werden droht: erzeugt die »Europäisie- 
rung« Europas einen Nationalismus neuen Typs? 
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Frank Beckenbach 
Okologisch-ökonomische Verteilungskonflikte. Explorative 
Überlegungen zu einem vernachlässigten Forschungsgebiet 


Einleitung 


Zwischen den kristallklaren Konzepten der Umweltökonomie und den schwer 
durchschaubaren Durchwurstelungsprozessen der praktischen Umweltpolitik gibt 
es einen großen Unterschied: während die ersteren strikt durch die Logik öko- 
nomischer Effizienz geprägt sind, dominieren bei den letzteren eher Interessens- 
und Machtfragen. So sehr sich auch die Umweltpolitik in ihren öffentlichen 
Verlautbarungen jenen Effizienzüberlegungen verpflichten mag, so wenig hat sie 
ihnen (wenigstens bisher) folgen können. Es läßt sich insoweit eine Effizienz- 
lücke in der Umweltpolitik konstatieren. 

In diesen Effizienzkonzepten wird in der Regel von der Voraussetzung ausge- 
gangen, daß es ein eindeutiges und allgemein akzeptiertes Effizienzkriterium 
gibt. Darüber hinaus wird unterstellt, daß für ein derartiges Effizienzkriterium in 
Gestalt des Marktes auch ein wirksames Umsetzungssystem existiert. Beide Um- 
stände werden als hinreichend angesehen, um die Akzeptanz einer effizienten 
umweltpolitischen Maßnahme zu garantieren. Verteilungs- und Machtfragen 
spielen in dieser Problemperspektive keine (oder nur eine untergeordnete) Rolle. 
Aber in der umweltpolitischen Praxis einer mit einer komplexen ökologischen 
Umgebung verflochtenen komplexen Ökonomie kann weder davon ausgegangen 
werden, daß es ein derartiges Effizienzkriterium noch daß es ein wohl funktio- 
nierendes Umsetzungssystem dafür gibt. Insofern ist auch der Einfluß von Inter- 
essen, Macht und anderen »unsystematischen« Gelegenheitseinflüssen auf die 
Politik nicht weiter verwunderlich.! 

Den folgenden Betrachtungen liegt die Vermutung zugrunde, daß jenseits der 
von der Wissenschaft vorgegebenen einfachen Effizienzüberlegungen Vertei- 
lungsprobleme ein wichtiger Einfluß- und Gestaltungsfaktor für die Umweltpo- 
litik (wie überhaupt für die gesellschaftliche Ökosensibilität) sind. Dabei geht es 
keineswegs nur um den Einfluß der Verteilung von Vermögen und Einkommen 
(bzw. von Gütern) auf die Gestalt der Umweltpolitik; auch die gesellschaftliche 
Umweltnutzung selber hat weitreichende Verteilungsimplikationen und ist als 
solche eine wichtige Beschränkung für die Einflußmöglichkeiten der Umweltpo- 
litik. Um diese ökonomischen und ökologischen Dimensionen der Verteilung 
und ihre Interdependenz zu erfassen, reicht die Fortschreibung der ökonomi- 
schen Verteilungstheorie nicht aus. Obwohl das Bewußtsein dieses Mangels 


1 Exemplarisch läßt sich dieser Einfluß an den Schwierigkeiten einer Harmonisierung der 
Umweitpolitik der westeuropäischen Länder verdeutlichen, aber auch an den Problemen, die 
sich beim Erreichen einer internationalen Klimakonvention stellen. 
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schon älteren Datums ist?, hat sich die Umweltökonomie - soweit sie sich über- 
haupt des Themas angenommen hat - auf die Fortschreibung der ökonomischen 
Verteilungstheorie beschränkt (vgl. Zimmermann 1985, Merk 1988). 

Die hier dargestellten Überlegungen verstehen sich als Weiterführung und Diffe- 
renzierung der sozialwissenschaftlichen Interpretation der spezifischen Gefähr- 
dungslagen in modernen Risikogesellschaften, wie sie durch die Beiträge von 
Beck (1986, 1988) initiiert worden ist. Entgegen dem landläufigen, aus dieser 
Diskussion stilisierten Standard, demgemäß die »alten« Klassen- und Sozialkon- 
flikte der Industriegesellschaft durch globale ökologische Risiken überlagert und 
relativiert werden, soll hier eine dreifache Differenzierung vorgenommen wer- 
den: 

- Erstens ist das Verblassen der alten Klassen- und Sozialkonflikte nicht erst das 
Ergebnis neuer ökologischer Gefährdungen; dies scheint vielmehr eine endogene 
Tendenz moderner Marktökonomien zu sein.? 

- Zweitens lassen sich diesseits von Risiken (und strukturellen Unsicherheiten) 
auch faktische Beeiträchtigungen, Schäden und Unfälle als Umweltnutzungsfol- 
gen für die Gesellschaft registrieren. 

- Drittens schließlich sind mit diesen sozialökologischen Umverteilungen Zivili- 
sations- und Institutionengefährdungen verbunden, die teilweise die alten Kon- 
fliktlinien dort wieder virulent werden lassen, wo sie ökonomisch überwunden 
schienen. 


1. Zur Unterscheidung zwischen ökonomischen und ökologischen 
Verteilungskonflikten 


Für jede Verteilungstheorie stellen sich drei zentrale Fragen, auf die sie Ant- 
worten finden muß: 

- Was wird verteilt? Hier geht es um die Charakterisierung der Quantitäten und 
Qualitäten, die Gegenstand des Verteilungsprozesses sind. 

- Auf wen bzw. zwischen wem wird verteilt? Hier müssen die Akteure des Ver- 
teilungsprozesses benannt und erläutert werden, in welcher Eigenschaft sie an 
diesem Prozeß partizipieren. 

- Wie wird die Verteilung gemessen? Durch welches Kriterium lassen sich die 
zur Verteilung anstehenden Objekte (Qualitäten) vergleichbar machen? Wie läßt 
sich eine Veränderung der Verteilung charakterisieren? 

Im folgenden ist zu betrachten, wie sich ökonomische und ökologische Vertei- 
lungsaussagen durch die Beantwortung dieser Fragen unterscheiden. Dabei ist als 


2 Man vergleiche etwa die Hinweise bei Siebert 1973, 135f. 

3 Ich möchte hier auf drei Diskussionsstränge verweisen, die diese veränderte ökonomische Se- 
mantik moderner Gesellschaften thematisiert haben: die Diskussion um das Ende der Arbeitsge- 
sellschaft, die Diskussion um subsystemische Selbstreferenzen und die Diskussion um die zu- 
nehmende Bedeutung von Märkten. 
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wichtige Differenz vorab festzuhalten, daß die Selbstbeschreibung des ökonomi- 
schen Systems (sei es in der Wissenschaft, sei es in der Statistik) von dessen Ge- 
schlossenheit ausgeht, während für ökologische Systeme diese Voraussetzung 
nicht gemacht werden kann. 

Als Verteilungsproblem soll dabei im folgenden eine Anspruchskonkurrenz be- 
züglich ökonomisch relevanter Objekte verstanden werden, deren Lösung eine 
interpersonale Verknüpfung erforderlich macht.* Zu einem Verteilungskonflikt 
kommt es, wenn die Anspruchsregulierung nicht durch freiwillige Kooperation 
oder allgemein akzeptierte Regeln vonstatten geht. 


Ökonomische Verteilung 


Moderne Gesellschaften westlichen Typs sind durch die Dominanz des Vertei- 
lungsprinzips des Tauschs gekennzeichnet. Der auf wechselseitiger Akzeptanz 
beruhende Stellenwechsel von Gütern gegen Güter, von Gütern gegen Leistung, 
von Gütern gegen Geld und last but not least von Leistung gegen Geld bildet die 
Grundlage dieses Verteilungssystems. Dies bringt es mit sich, daß die zur Ver- 
teilung anstehenden Objekte nicht nur eindeutig identifizierbar, sondern i.d.R. 
auch in homogenen Größen ausgedrückt werden können (Warenpreise, Arbeits- 
zeiten, Geldsummen).? Entsprechend sind die beiden wichtigsten Parameter einer 
ökonomischen Verteilung das Einkommen und das Vermögen (vergangenes Ein- 
kommen). Die Subjekte der Verteilung, auf die diese Objekte aufgeteilt werden, 
sind überwiegend durch ihren ökonomischen und sozialen Status definiert: als 
Leistungserbringer, als Einkommensbezieher oder als Warenbesitzer bzw. -pro- 
duzent partizipieren die Akteure an der Verteilung. Die persönlichen Eigen- 
schaften der Verteilungsakteure sind dabei von ebenso untergeordneter Bedeu- 
tung wie die zeitliche und räumliche Verteilung von Einkommen und Vermö- 
gen.° Auch das Maß für die tauschvermittelte Verteilung ist relativ präzise. Ent- 
weder wird hier auf die relative Position der als Produktionsfaktoren aufgefaßten 
Einkommensklassen rekurriert (funktionale Einkommensverteilung«): sei es in 
Gestalt der jeweiligen Einkommensquoten, sei es in Gestalt der relativen Zu- 
wächse der jeweiligen Einkommen. Oder aber es wird die personenbezogene Be- 


4 Das Verteilungsproblem im engeren Sinn, das durch Anspruchsantinomien bezüglich eines ge- 
gebenen Sachverhaltes charakterisiert ist, wird in der Regel begleitet und überlagert von einem 
Dilemma-Problem, das auf unausgeschöpften Rationalitätsreserven beruht. Diesem Problem 
liegt ein Informations- und Koordinationsdefizit zugrunde, das die Herstellung der für alle Ak- 
teure vorteilhaften Kollektivrationalität verhindert. Zur praktischen Relevanz dieser Unterschei- 
dungen vergl. unten. 

5 Eine Ausnahme könnte in der Zuteilung der Arbeitsbedingungen gesehen werden, die sich nicht 
immer in eindeutigen, homogenen Größen ausdrücken lassen. Dies ist aber kein Verteilungs- 
problem im engeren Sinn, das durch die interpersonale Anspruchskonkurrenz um ein gemein- 
sames Objekt definiert ist. Allerdings steht hinter dem Konflikt um die Zuteilung von Arbeits- 
bedingungen der »interpersonale« Konflikt um die Höhe der Arbeitsleistung. 

5 Die Zeit kann eine Rolie spielen bei spezifischen Kapitalanlagen mit langer Produktions- und/ 
oder Zirkulationszeit; der Raum kann eine Rolle spielen, wenn die Norm einer Begrenzung der 
Ungleichverteilung wirtschaftlicher Aktivitäten zwischen den Regionen gegeben ist. 


64 Frank Beckenbach 


setzungsdichte für die verschiedenen Einkommenshöhen als Kriterium verwen- 
det, unabhängig von der Frage, welche »Faktorleistung« diesem pro Person an- 
fallenden Einkommen zugrundeliegt (»personale Einkommensverteilung«).’ Eine 
weitere Verteilungsform ist die Verteilung auf wirtschaftliche Sektoren (»Unter- 
nehmen«, »Haushalte« und »Staat«, bzw. verschiedene Industrie- und Gewerbs- 
zweige), die Ermittlung des Anteils der Sektoren am Gesamteinkommen (»sekto- 
rale Einkommensverteilung«). 

Diese verschiedenen ökonomischen Verteilungen erfolgen in unterschiedlichen 
sozialen Kontexten: in Tarifverhandlungen, in Budgetdebatten und last but not 
least in mehr oder weniger anonymen Marktentscheidungen. Die nahezu univer- 
selle Gestaltungs- und Differenzierungskraft, die Waren- und Geldbeziehungen 
in modernen Gesellschaften entfalten, hat dazu geführt und wird noch weiter da- 
zu führen, daß erstens die ökonomische Verteilung ihre Konflikthaftigkeit mehr 
und mehr einbüßt und zweitens, daß die Bedeutung der Tarifverhandlung, aber 
auch die der Öffentlichen Budgetprozesse gegenüber den anonymen Marktent- 
scheidungen immer mehr abnimmt. Zu dieser Bedeutungsabnahme mag auch bei- 
tragen, daß in manchen westlichen Ländern sowohl Tarifverhandlungen als auch 
Budgetprozesse zu überwiegend verfahrensorientierten Verteilungsformen ge- 
worden sind, deren Legitimität weniger im jeweiligen Ergebnis begründet ist, als 
im ritualisierten Ablauf des Verfahrens selber. Die Differenzierungsleistung von 
Märkten führt zu einer Enthomogenisierung sozialer Lebenslagen und zu einer 
Vervielfachung der Einkommensquellen (wenn auch die Bedeutung der einzelnen 
Einkommensquelien statusspezifisch unterschiedlich bleibt). Insofern verliert der 
Konflikt um die funktionale Einkommensverteilung an Bedeutung. Ein weiterer 
Grund für die »Entdramatisierung» der ökonomischen Verteilungsprobleme jen- 
seits des Marktes sind die sozialpolitischen Rahmenbedingungen in Gestalt einer 
Mindestversorgung mit Geldeinkommen für Not- und Unfälle (Sozialversiche- 
rungswesen, Sozialhilfe) aber auch eine breite Palette öffentlicher Dienstleistun- 
gen, die einen minimalen Realeinkommenssockel abrunden.? 

Diesem marktgesteuerten Bedeutungswandel der ökonomischen Verteilung in der 
Praxis der westlichen Länder entspricht in der Theorie, daß die 'großen' Vertei- 
lungsfragen der klassischen (und auch der Marxschen) politischen Ökonomie aus 
dem Blickfeld des Ökonomen verschwunden sind. Nicht mehr die (Anfangs-) 
Verteilung der Produktionsmittel, auch nicht das Aufeinanderwirken der großen 
Gesellschaftsklassen und schon gar nicht die Einkommensansprüche der einzel- 
nen Sektoren stehen im Mittelpunkt der Betrachtung, sondern entweder - wie in 
der Neoklassik - die auf den Einzelakteur bezogene Entscheidung über die Ver- 


7 Entsprechend läßt sich auch die Vermögensverteilung als Kriterium heranziehen. 

8 Für die westeuropäischen Länder wird hier angenommen, daß sich Zuteilungstrukturen des 
ökonomischen Reichtums herausbilden, die im Kern zwar mischwirtschaftlicher Natur sind, 
überwiegend aber durch die Erfordernisse ihrer marktlichen Komponente bestimmt sind (Stabi- 
Iität des Preissystems, Möglichkeit zur Einkommensdifferenzierung usw.). Diese Erfordernisse 
setzen sich vermittelt über politische Einflußgrößen wie Öffentlicher Druck oder Wählerverhal- 
ten auch für die nichtmarktlichen Komponenten durch. 
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teilung einer gegebenen Güter- bzw. Dienstleistungsmenge auf verschiedene 
Verwendungsweisen oder aber - wie im Neokeynesianismus - die auf gesell- 
schaftliche Gesamtaggregate bezogene Verwendungsform des Einkommens. 
Insofern kann auch heute noch - trotz eines partiellen neu-klassischen revivals - 
die Diagnose der Auflösung der klassischen/marxschen Verteilungstheorie in 
Preistheorie einerseits und Kreislauftheorie andererseits gestellt werden (vergl. 
Hofmann 1965, 16; Schlicht 1976, 13). 

In der klassischen und noch konsequenter in der Marxschen Sicht waren die 
Verteilungsverhältnisse nur die Kehrseite der Produktionsbeziehungen. Deren 
subsumtions- und herrschaftslogische Behandlung war allerdings gebunden an 
das dauerhafte Drohpotential einer industriellen Reservearmee und insoweit an 
die Dominanz eines ganz spezifischen Typ des technischen Fortschritts. Dazu 
kam, daß sich die klassische Verteilungstheorie preistheoretisch nur dann konsi- 
stent machen ließ, wenn eine der beiden fundamentalen Verteilungsgrößen (Lohn 
und Profit) systemextern festgelegt wurde. Insofern paßte der epochale Erklä- 
rungsanspruch von vornherein nicht so recht zu den beschränkten theoretischen 
Grundlagen. Bescheidener, aber näher dran an den modernen Entwicklungsten- 
denzen von Marktökonomien ist dagegen die neokeynesianische Verteilungstheo- 
rie. Sie macht die Verteilung zu einem Element der kreislauftheoretischen Sal- 
denmechanik, indem die klassenspezifischen Sparquoten zu einer zentralen 
Größe für die Herstellung der geforderten Indentität von Ersparnis und Investi- 
tion werden. Freilich verflüchtigt sich die Klassenbestimmung dann zum Unter- 
schied im Sparverhalten bzw. generell der Einkommensverwendung. 

Gänzlich zum Spezialfall der Preisbildung auf Märkten wird die Einkommens- 
verteilung schließlich in der Neoklassik. Die Einkommensbstandteile werden als 
Preise für Produktionsfaktoren aufgefaßt, die durch das Wirken von Angebot 
und Nachfrage in Übereinstimmung gebracht werden mit den als identifizierbar 
unterstellten Beiträgen dieser Faktoren zum jeweiligen Gesamtprodukt. Die klas- 
sische Klassentheorie der Verteilung verschwindet dann hinter dem allumfassend 
wirksamen güterbezogenen Maximierungskalkül des Einzelentscheiders. Als 
Thematisierung der auf den Einzelakteur bezogenen Entscheidung über die Gü- 
terverwendung gemäß einer eindeutigen Bevorzugungsregel ist die Verteilungs- 
theorie zur modernen Allokationstheorie geworden; oder anders formuliert: die 
Allokationstheorie thematisiert eine ganz spezifische Verteilungssituation, die 
ein interpersonales Konfliktpotential per definitionem ausschließt. Denn Vertei- 
lungsprobleme im engeren Sinne stellen sich erst dann, wenn hinausgehend über 
die Betrachtung eines einzelnen Akteurs oder eines einzelnen Gutes eine Grup- 
pen- bzw. Summenbildung eingeführt wird.” So wird die Gesamtheit der Nut- 


9 Dieser Definition entspricht, daß beim Vorliegen von externen Effekten bzw. bei der Nutzung 
von öffentlichen Gütern Verteilungsbeziehungen im genannten Sinn gegeben sind, da in beiden 
Fällen ein interpersonaler Kontext hergestellt wird. Insofern ist zwar nicht mit jeder Nutzungs- 
konkurrenz in Bezug auf ein gegebenes Gut, wohl aber mit der Nutzungskonkurrenz bei öffent- 
lichen Gütern ein Verteilungsproblem gegeben (vergl. Siebert 1973, 131f; Merk 1988, 15, 24). 
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zungsmöglichkeiten der Güter mit dem Einkommen (bzw. Budget) auf die Wirt- 
schaftsakteure »verteilt«. Das dadurch und durch die gegebenen Preise definierte 
Nutzungspotential wird aber von jedem Akteur »alloziiert« zwischen einzelnen 
Gütern. 

Allerdings verbleibt auch in diesem Theoriekontext ein residuales Verteilungs- 
problem in Gestalt der unterschiedlichen »Anfangsausstattung« der Tauschak- 
teure. Die damit aufgestellte Hypothese der Trennbarkeit der Frage des effizien- 
ten Ressourceneinsatzes und der Frage der (Anfangs-)Verteilung dieser Ressour- 
cen (Einkommen) ist aber nur haltbar, wenn von der - höchst unwahrscheinli- 
chen - Voraussetzung ausgegangen wird, daß der marginale Nutzen der Einkom- 
men für alle Akteure gleich ist (vergl. Bromley 1989, 8 und Azzi/Cox 1973). Ist 
diese Voraussetzung nicht gegeben, dann lassen sich die effizienten Güteralloka- 
tionen auch im neoklassischen Rahmen nicht unabhägig von der Verteilung be- 
stimmen. Aber auch abgesehen von dieser Überlegung muß davon ausgegangen 
werden, daß eine effiziente Lösung immer durch das unterstellte institutionelle 
set up (Eigentumsrechte, Haftungsregeln usw.) bestimmt ist (vergl. Bromley 
1989, 4). Sollte sich die Verteilung als ein Einflußfaktor für diese institutionelle 
Ausgestaltung der Ökonomie erweisen, dann würde auch darüber die Verteilung 
die Allokation beeinflussen. 

Als Grundmerkmale dieser - hier nur grob skizzierten - »Vermarktlichung« der 
Verteilung in der Theorie sind mithin festzuhalten: 

- Es wird davon ausgegangen, daß sich ökonomische Prozesse in eindeutige und 
vollständige Tauschhandlungen bzw. Vertragsbeziehungen auflösen lassen (Voll- 
ständigkeit von Verträgen). 

-Es wird unterstellt, daß sich die Ökonomie als ganze mit Hilfe von Gleichge- 
wichtszuständen, zu denen sie tendiert, charakterisieren läßt (Gleichgewichts- 
referenz). 

- Vorausgesetzt wird, daß die Gleichgewichtserfordernisse nicht nur den Akteu- 
ren bekannt sind, sondern auch mittels einer dritten - neutralen - Instanz durch- 
gesetzt werden (parametrische Prozeßanalyse). 

Es kann hier nur als These formuliert werden, daß eine gehaltvolle Verteilungs- 
theorie im Sinne der o.g. Definition die Negation dieser drei Implikationen vor- 
aussetzt. Die Einbeziehung der ökologischen Verteilungsdimensionen erzwingt 
aufgrund des offenen und nur marginal kontrollierbaren Charakters ökologischer 
Systeme die Preisgabe dieser Voraussetzungen. 

Jenseits der »Übertreibungen« der ökonomischen Theorie scheint aber einiges für 
die dort prononcierte Beobachtung zu sprechen, daß - strikt ökonomisch be- 
trachtet - die Entfaltung der Marktökonomie eine Grundlage für die Entschär- 
fung der traditionellen Konfliktfelder der Verteilung (v.a. in funktionaler und 
sektoraler Dimension) darstellt. Es findet eine »Verobjektivierung«!® sozialer 
Verteilungsformen durch Märkte statt. Indizien dafür sind, daß Tarifforderungen 


10 Marx würde sagen »Verdinglichung«. 
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an Marktergebnisse in Gestalt von Produktivitätsentwicklungen gebunden wer- 
den, Staatsausgaben aus der Perspektive eines individuellen Schuldners beurteilt 
werden usw. und ansonsten auf die allokative Eiffzienz von Märkten vertraut 
wird. Gleichwohl ist mit dieser Ausdehung des Marktes auch eine (erweiterte) 
Subsumtion nichtmarktlicher Güter verbunden. Ein solches »Gut« ist die ökolo- 
gische Umwelt. 


Ökologische Verteilung: Zwischen Allmende und Rente 


Auf den ersten Blick scheint die Erörterung eines ökologischen Verteilungspro- 
blems überflüssig zu sein, hat es sich doch allmählich herumgesprochen, daß bei 
ökologischen Betrachtungen alles mit allem zusammenhängt, so daß dieser kom- 
plexe Zusammenhang nur die Schlußfolgerung einer gruppen- und länderüber- 
greifenden, ja weltumspannenden Globalität zuläßt.!! Entsprechend war es für 
den Umweltökonomen lange Zeit Konsens, daß die Umwelt ein »rein öffentli- 
ches« Gut im Sinne von Samuelson (1954) darstellt: alle Wirtschaftsakteure par- 
tizipieren an seinem Konsum (keiner kann oder soll ausgeschlossen werden) und 
es ist für alle gleichartig (die Umwelt wird zu einem »Allmendegut«). Demge- 
genüber steht die im Anschluß an Tiebout (1956) entwickelte These, daß die 
Umwelt, obwohl formal für alle zugänglich, bei genauerer Betrachtung doch in 
unterschiedlicher Qualität gegeben ist. Diese Qualitätsunterschiede werden dann 
über den Erwerb von Ausschließungsrechten oder durch nachfragebedingt stei- 
gende Zugangskosten zu ökonomischen Unterschieden (in Gestalt von Renten, 
Mieten, Bodenpreisen usw.). Dann wird die Umwelt zu einem »Rentengut«, das 
im Extremfall für jeden Einzelakteur in unterschiedlicher Qualität verfügbar ist. 
Die empirische Beobachtung spricht dafür, diese güterwirtschaftliche Unter- 
scheidung als die Markierung von zwei Extrempunkten eines Kontinuums aufzu- 
fassen, das in seiner Gesamtheit als Abbild der Umwelt aufgefaßt werden 
kann.!? Entsprechend vielfältig sind auch die ökologischen Verteilungsdimensio- 
nen. Grundlage der Ungleichverteilung ist die aus Zufälligkeit und endogener 
(durch den Menschen kaum zu kontrollierenden) Dynamik zusammengesetzte 
Eigentümlichkeit ökologischer Prozesse: die Verteilung von Wasser, (nutzba- 
rem) Land, von Klima und Vegetationszonen ist regional unterschiedlich. Daher 
sind auch die ökologischen Anfangsausstattungen unterschiedlich in den ver- 
schiedenen Wirtschaftsräumen (erste Verteilungsdimension). Als Folge der ge- 
sellschaftlichen Nutzung der Umwelt ergeben sich Schäden, Risiken und Unfäl- 
le, die wiederum entprechend den natürlichen »Transportbahnen« ungleich ver- 
teilt werden (zweite Verteilungsdimension). Schließlich kann als die dritte Di- 


11 Der Soziologe Beck bringt die damit zusammenhängende Globalisierung der Zivilisationsrisiken 
auf die griffige Formel: »Not ist hierarchisch, Smog ist demokratisch« (Beck 1986, 48). 

12 Es sei hier nur am Rande erwähnt, daß beide Unterscheidungen güterwirtschaftlicher Art und 
damit statisch sind: sie fassen die Umwelt als gegebenes stoffliches Ensemble auf, nicht aber als 
ein Produktions- und Transformationssystem. 
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mension der ökologischen Verteilung die Umweltpolitik, also die Reaktion auf 
diese zerstörerischen Nutzungsfolgen bgriffen werden. Ihr Nutzen bzw. ihre Ko- 
sten sind ebenfalls ungleich auf die Wirtschaftsakteure verteilt. 


Ökologische Verteilung: ökologische Gleichmacherei oder soziale Ungleichheit? 


Die Verteilung ökologisch induzierter Vorteile und Nachteile auf diesen ver- 
schiedenen Ebenen erfolgt hinter dem Rücken der Akteure, die die ökonomi- 
schen Vorgänge kontrollieren und gestalten: entweder im Schutze von nützlichen 
Produkteigenschaften, oder in Gestalt weiträumig verteilter schädlicher Kuppel- 
produkte oder schließlich als nicht unmittelbar virulente Veränderung der Eigen- 
schaften und Funktionsweisen des ökologischen Systems als ganzem. Durch 
diese diffusen und gleichzeitig globalen Verteilungsformen erhalten die zeitli- 
chen und räumlichen Eigenschaften der Akteure zentrale Bedeutung. Ihr sozialer 
Status ist als Beurteilungskriterium ihrer Verteilungsposition nicht mehr hinrei- 
chend: verteilt wird ebenso entlang regionaler wie generationaler Unterscheidun- 
gen. Die Konfliktlinien vervielfältigen sich. Aber damit nicht genug: diese viel- 
fältigen Konfliktebenen haben keine klaren Konturen. Dies liegt erstens daran, 
daß die schädlichen Folgen der gesellschaftlichen Nutzung der Umwelt nicht in 
jedem Falle sinnlich wahrnehmbar sind. Dies liegt aber zweitens auch daran, daß 
Opfer und Täter fließende Unterscheidungen werden. Drittens schließlich wer- 
den die beeinträchtigenden Nutzungsfolgen, selbst dann wenn die verfügbaren 
Informationen für alle gleich sind, unterschiedlich bewertet. !* 

Viel mehr als die ökonomischen Verteilungskonflikte sind die ökologischen 
Verteilungskonflikte an den Vorlauf einer öffentlichen Definition und Resonanz 
gebunden. Aber auch dann, wenn diese Öffentliche Aufmerksamkeit gegeben 
sein sollte, leidet das Austragen des ökologischen Verteilungsproblems an einer 
gewissen Ortlosigkeit: dort wo die traditionellen ökonomischen Verteilungskon- 
flikte entschieden werden, in Tarifverhandlungen oder in der Diskussion um die 
öffentlichen Haushalte, spielen die ökologischen Verteilungsprbieme eine unter- 
geordnete Rolle. Die damit mögliche Spannung zwischen öffentlichem (Um-) 
Verteilungsdruck und der fehlenden Institutionalisierung des ökologischen 
Verteilungsproblems macht dann oftmals die ad hoc Errichtung von bargaining 
Strukuren erforderlich. Es ist der »biophysikalische Schleier«, der für die Diffu- 
sion des Konfliktpotentials sorgt und die Etablierung einer gesellschaftlichen 
Konfliktsemantik (mit Täter und Opfer, mit der Konkurrenz der Ansprüche) un- 
möglich oder schwierig macht. 


13 Der Täter wird partiell Opfer seiner eigenen Taten; wer gestern Täter war, wird heute das 
Opfer anderer. 

14 Ex negativo läßt sich festhalten, daß diese Bewertungsproblematik weder durch einen indivi- 
dualisitischen präferenztheoretischen Ansatz noch durch schlichtes Aufzählen biologisch-physi- 
kalischer Sachverhalte gelöst werden kann: gegen die erste Variante sprechen die notorischen 
Interdependenzen zwischen den Präferenzlern; gegen die zweite Variante spricht die nicht er- 
folgte Übersetzung in eine gesellschaftsinterne Problembeschreibung. 
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Trotz der Diffusions- und Globalisierungsprozesse bei ökologischen Verteilun- 
gen werden innerhalb dieses modernen ökologischen Konfliktmusters soziale 
Ungleichheiten reproduziert. So wirken Unterschiede in der ökonomischen Aus- 
stattung (Einkommen, Vermögen) als Unterschiede in der Nutzungsmöglichkeit 
einer gegebenen ökologischen Ausstattung.!° Dieselben ökonomischen Vorteile 
wirken auch als größerer Spielraum bei der Umgehung und beim Ausweichen 
vor ökologischen Folgekosten. Darüber hinaus ist der Zugang zu den umweltre- 
levanten Informationen um so besser, je entwickelter die eigene Umweltnutzung 
ist. Insoweit ist es plausibel, von einer strukturellen Asymmetrie in der Informa- 
tionsverfügbarkeit zwischen Schädiger und Geschädigtem auszugehen (vergl. 
Minsch 1988). Abgerundet wird die ökologische »Verdopplung« der ökonomi- 
schen Vorteile durch die mit Einkommen, Vermögen und Informationsverfüg- 
barkeit steigenden Lobbymöglichkeiten. Es wächst daher die Möglichkeit, die 
Umweltpolitik selbst in kostenmindernder und ertragssteigernder Weise zu be- 
einflussen bis hin zur Definition und Zuweisung von umweltbezogenen Eigen- 
tumsrechten.!6 

Vor dem Hintergrund dieser Bedeutung ökonomischer Verteilungsunterschiede 
auch im Bereich der Umweltnutzungen und Umweltkosten, scheint es plausibel, 
eine regressive Struktur in der Belastung der verschiedenen Einkommens- und 
Vermögensgruppen anzunehmen.!? Diese Belastungen lassen sich unterteilen in 
die (privat verursachten) Schadenskosten und Qualitätsminderungen (ökologische 
Folgekosten im engeren Sinn), in die Ausweich- und Kompensationsausgaben 
für diese Folgekosten und schließlich in die Kosten der staatlichen Umweltpoli- 
tik. Nutzen (U) und Kosten (K) des Umweltverbrauchs lassen sich dann vertei- 
lungsbezogen spezifizieren. Unterstellt man, daß die Verteilung entlang von fünf 
unterschiedlichen Eigentums- und Vermögensgruppen erfolgt, dann lassen sich 
Nutzen und Kosten gemäß dem folgenden Schema 1 darstellen. !3 


15 Dieser Vorteil kann positionellen Charakter haben: er kann ein Erstnutzungsrecht sichern, so- 
lange bis die steigende Nachfrage das genutze Umweltgut hinfällig macht (vergl. Hirsch 1980 
und in ökologischer Erweiterung Martiney-Alier 1991, 56ff). Dieser Vorteil kann aber auch un- 
abhängig von positionellen Eigenschaften sein. 

16 Damit erweist sich das institutionelle set up - wie bereits oben befürchtet - verteilungsbestimmt 
und die wohlfahrtstheoretische Trennung von Verteilung und Allokation auch aus diesem Grund 
als reichlich altbacken (vergl. oben S. 8). Dazu kommt, daß mit dieser (zumindest teilweisen) 
Endogenisierung der institutionellen constraints eine an Effizienzkriterien orientierte Optimie- 
rungsstrategie fragwürdig wird, da nicht ausgeschlossen werden kann, daß das Geld besser in 
Lobby-Ausgaben als in Vermeidungsausgaben angelegt ist. 

17 Vergl. die zusamenfassende Sichtung entsprechender empirischer Studien bei Zimmermann 
1985, 159ff und Merk 1988, 65ff, 149ff. 

18 Der Einfluß der Umweltpolitik auf die Umweltnutzung ist hier nicht dargestellt. Er kann haupt- 
sächlich darin bestehen, daß der Sockel des Umweltallmendeguts erhöht wird; er kann aber 
auch das den unterschiedlichen Gruppen zufallende Umweltrentengut verändern. 
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Schema 1: Umweltnutzungs- und Umweltkostenunterschiede zwischen Einkommensgruppen 


N(X) 


IKompensatio 


Dieses Bild ist noch insofern vereinfacht, als es die Verteilung der Umweltnut- 
zung und der Umweltkosten allein entlang der Unterscheidung nach Einkom- 
mens- und Vermögensgruppen darstellt. Überlagert und modifiziert wird diese 
Verteilung durch die Verteilung der »Umweltgüter« bzw. Umweltkosten zwi- 
schen den Regionen und zwischen verschiedenen Zeiträumen bzw. Generationen. 
Diese Überlagerung der sozialen Unterschiede in Verbindung mit der Komplexi- 
tät der verteilten Nutzen und Kosten (und den entsprechenden Interessensdiffe- 
renzen), der unterschiedlichen Bewertung der Umweltproblematik und schließ- 
lich die Vielzahl der involvierten Personen führen dazu, daß die ökologische 
Verteilung nur in Ausnahmefällen zum Gegenstand einer unmittelbaren Verhand- 
lung zwischen den Verteilungsakteuren gemacht werden kann.1? Ökonomisch 


19 Dies ist allenfalls bei regional begrenzten, durch relativ klare Verursacher--und Betroffenheits- 
strukturen geprägte Problemlagen der Fall. Prittwitz (1990, 121ff) versucht die Kompexität die- 
ses Prozesses durch eine Typlologie von Interessensprofilen aufzuschlüsseln, in der jeweils 
stark oder schwach ausgeprägte Interessen von Verursachern, Betroffenen und dazwischen 
»Helferinteressen« in Gestalt von Substitutionsinteressen und Entsorgerinteressen unterschieden 
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ausgedrückt, liegt das Problem folglich generell in der Hürde der zu hohen 
Transaktionskosten, aber auch darin, daß die Transaktionskosten selber un- 
terschiedlich verteilt sind: sie sind für die nutzungs- und kostenmäßig Benach- 
teiligten höher als für die jeweiligen bevorteilten Gruppen. 

Zusamenfassend läßt sich festhalten, daß es sehr wohl soziale, regionale und ge- 
nerationale Unterschiede in der Verteilung der Umweltnutzen und -kosten gibt. 
Da diese Polarisierung aber komplexen Charakter aufweist, ist ein soziales Kor- 
rekturpotential in Richtung auf mehr Gerechtigkeit keineswegs automatisch ge- 
geben.2® Gleichwohl stellen diese Unterschiede ein latentes soziales Problem dar: 
sie sind nicht das Ergebnis einer warenförmigen »Verobjektivierung«, sondern 
entstehen durch die nicht steuerbare Variable »ökologische Umwelt«; sie sind ein 
Drohpotential für die Märkte und Verfahren, die die tragenden Säulen der öko- 
nomischen Verteilungsstabilität darstellen. Insoweit sind diese Unterschiede 
schwer in das ökonomische Ordnungsschema integrierbar. Ökologisches und 
ökonomisches Ordnungsschema sind offenbar nicht ohne weiteres kompatibel 
miteinander. 


2. Interdependenz zwischen ökonomischer und ökologischer Verteilung 


Trade-off und Folgebeziehung 


Generalisiert man zunächst den Entwicklungsweg in den westeuropäischen Indu- . 
strieländern und den USA, dann läßt sich von einer trade-off Beziehung zwi- 
schen der Lösung ökonomischer und ökologischer Verteilungskonflikte spre- 
chen. Zumindest kann die Erfahrung festgehalten werden, daß ökonomische Ver- 
teilungsprobleme sowohl von der Angebotsseite als auch von der Nachfrageseite 
her einen Anreiz für vermehrtes ökonomisches Wachstum setzen. Denn durch 
Wachstum lassen sich sowohl die Kosteneffekte steigender Einkommens- 
ansprüche auffangen, wie auch umgekehrt die Verschiebung in Richtung kon- 
sumtiv verwendeter Einkommensbestandteile einen Anschub für den Aufbau und 
die Ausdifferenzierung eines massenkonsumtiven industriellen Komplexes be- 
deuten. Je nach historischer Tradition und politischer Kultur eines Landes ist mit 
dieser wachstumsbezogenen Entschärfung von Einkommenskonflikten auch die 
Möglichkeit gegeben, die Fixierung der Nominaleinkommen einem routinisier- 
ten und gesetzlich sanktionierten bargaining Prozeß zu unterwerfen. Auf diese 
Weise lassen sich auf der Ebene von Kollektivsubjekten - nach dem Vorbild der 
einzelwirtschaftlichen Theorie - Entwicklungspfade ausloten, die für alle Vertei- 
lungsparteien mehr Einkommen einbringen als der nichtgeregelte Verteilungs- 


werden. 
20 Von den »wilden« neoklassischen Phantasien einer vollständigen Internalisierung der Umwelt- 
schäden ganz zu schweigen. 
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modus. 

Allerdings bringt diese Konfliktinstitutionalisierung ein doppeltes Resultat her- 
vor: einerseits fördert sie mit dem Wachstum die zunehmende Subsumtion der 
natürlichen Ressourcen unter den ökonomischen Prozess und andererseits bringt 
sie mit der Entlastung vom existenziellen »Kampf um Lohn und Brot« auch eine 
Öffnung für eher lebensweltlich-umweltbezogene Lebensansprüche hervor.?1 In- 
soweit ist die »Entdramatisierung« der ökonomischen Verteilungskonflikte durch 
Vermarktlichung und Institutionalisierung die Grundlage für das Entstehen eines 
neuen Verteilungsbewußtseins. Erst wenn sich ökologischer Problemdruck mit 
der gesellschaftlichen Ökosensibilisierung verbindet, ist eine Regulierung der 
ökologischen Verteilungsprobleme durch Umweltpolitik zu erwarten.?? Damit ist 
aber auch ein Dilemma für einen derartigen ökonomisch- bzw. sozialintegrativen 
Entwicklungsprozeß verbunden. Zum einen gefährdet die zunehmende Ökosensi- 
bilität die Fortführung des Wachstumsprozesses, da dieser (ceteris paribus) die 
Umweltprobleme verschärft. Zum anderen ist mit einer Drosselung des Wachs- 
tums die Gefahr der Entinstitutionalisierung von ökonomischen Verteilungskon- 
flikten verbunden, da die für die Institutionalisierung ausschlaggebende Mög- 
lichkeit zu allgemeinen Einkommenszuwächsen entfällt. Die Verschärfung öko- 
nomischer Verteilungskonflikte wiederum bedeutet eine Untergrabung der Öko- 
sensibilität usw. 

Dieser Zusammenhang läßt sich grafisch veranschaulichen als ein Zick-Zack- 
Kurs der Ökonomie innerhalb eines Entwicklungskorridors mit sinkenden 
Wachstumsraten für die Einkommen und steigenden Wachstumsraten für die ge- 
nutzten ökologischen Ressourcen (vgl. Figur 1). Die Korridorgrenzen für den 
Raum der ökologisch-ökonomischen Möglichkeiten sind dabei durch die verfüg- 
baren Technologien, soziale Institutionen und Bewußtseinseinstellungen der Ak- 
teure festgelegt. Es wird unterstellt, daß mit der Verringerung des Einkommens- 
wachstums der Spielraum für die Variation des ökologischen Ressourcenverzehrs 
größer wird. Ein möglicher ökologisch-ökonomischer trial and error Prozeß für 
die Gesellschaft könnte von a nach b, von b nach c, von c nach d usw. ver- 
laufen. Dann ist unterstellt, daß die Ökosensibilität, wenn sie einmal entstanden 
ist, insoweit als Korrektiv bestehen bleibt, als damit das Einschlagen eines Pfa- 
des mit stetig zunehmenden Wachstumsraten der Einkommen ausgeschlossen ist 
(in den jeweiligen Hochpunkten c, e, g werden jeweils abnehmende Wachstums- 
raten der Einkommen erzielt). Trotzdem kann nicht ausgeschlossen werden, daß 
auch eine derartige Gesellschaft mit moderaten ökologischen Lernkapazitäten 
einen Punkt erreicht, an dem keine Einkommensteigerung mehr möglich wird 
bzw. gewünscht wird. 


21 Vergl. mit Bezug auf Maslow und Inglehart: SVRU 1987, 48ff und Prittwitz 1990, 130ff. 

22 Zur Verdeutlichung sei darauf hingewiesen, daß die ökologische Problemproduktion für sich 
genommen nicht hinreicht, um umwelipolitische Aktivitäten zu erklären (vergl. Prittwitz 1990, 
103ff; Jänicke 1990). Aber auch die Institutionalisierung von ökonomischen Verteilungskon- 
flikten ist noch keine hinreichende Bedingung für die Ausbildung gesellschaftlicher Ökonsensi- 
bilität; offenbar müssen gesellschaftliche Wohlstandseffekte hinzukommen. 
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Entschärft werden kann das genannte Dilemma möglicherweise durch die in 
manchen westeuropäischen Ländern entstandene Variante des »Ökokeynesianis- 
mus«, also einer umweltökonomischen Problembearbeitung, die einerseits aus 
end-of-pipe Verfahren besteht und andererseits aus der Produktion und Vermark- 
tung von Defensivgütern.2? Übertragen in die Figur 1 wäre dies der Versuch, die 
Entwicklung der Ökonomie möglichst am oberen Korridorrand zu halten. 


Figur 1: Ökologisch-ökonomischer Entwicklungszyklus 


Es bedeuten: 
Y: Einkommenswachstum 
R: Wachstum des Ressourcenverzehrs 


Legitimitätserosion 


Unabhängig von der Frage, ob sich, bedingt durch die ökonomische Verteilung 
und ihre ökologische »Verdopplung«, ein spezifisches Nutzungsmuster des glo- 
balen ökologischen Systems ergibt, wird die ökonomische Nutzung dieses Sy- 
stems Transformations- und Diffusionsprozesse auslösen, die auf das ökonomi- 
sche System im Sinne einer nichtökonomisch induzierten Umverteilung zurück- 
wirken. So machen sich ökologische Schäden im ökonomischen System als Ver- 
minderung von Vermögen und Einkommen geltend. Darüberhinaus werden 
durch diese Schäden die (zeitlichen, regionalen, sektoralen usw.) Optionsmög- 
lichkeiten eingeschränkt, indem manche Produkte bzw. Dienstleistungen nur 


23 Als solche werden Güter bezeichnet, die als Reaktion auf Umweltverschlechterungen der Auf- 
rechterhaltung einer einmal erreichten Wohlstandsposition (Einkommensnutzen) dienen. Vergl. 
Leipert 1987, 3, 8ff. 
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noch bedingt bzw. unter Inkaufnahme eines Gesundheitsrisikos konsumiert wer- 
den können. Schließlich nötigen die (sei es wegen fehlender Wahrnehmungsmög- 
lichkeiten, mangelnder Informiertheit oder schlicht Handlungskonventionen) 
gleichwohl erlittenen Schäden zu Kompensationsausgaben, wodurch der Gestal- 
tungsspielraum des individuellen Budgets weiter eingeschränkt wird. 

Damit wird ökonomisch offenkundig, daß die Verfügung über ein nominelles (in 
Geldgrößen ausgedrücktes) Vermögen bzw. Einkommen kein hinreichender In- 
dikator mehr für die individuelle Dispositionsmöglichkeit über Güter und 
Dienstleistungen darstellt. Damit ist auch die gesellschaftliche Bindungskraft von 
Einkommen und Vermögen als Formen der Reichtumszuweisung gefährdet.”* In- 
sofern erodieren aber auch die Möglichkeiten, der ökonomischen Verteilung eine 
allgemein akzeptierte Routineform zu geben bzw. sie an Marktergebnissen zu 
orientieren. Während für die unteren Einkommens- und Vermögensgruppen v.a. 
die (in monetären Gößen nur zu einem Bruchteil erfaßte) Regressivität der physi- 
schen Schadensverteilung einen erheblichen (Um-)Verteilungsdruck produziert, 
ist für die oberen Einkommens- und Vermögensklassen eher ein Druckpotential 
zu erwarten, das durch die relativ hohen schadensminderenden (monetären) 
Kompensationsausgaben entsteht (vgl. oben Schema 1). Hinzu kommt die Gefahr 
einer Konfliktpartikularisierung entlang der regionalen und zeitlichen Besonder- 
heiten der Betroffenheitsverteilung. Insgesamt ist mithin davon auszugehen, daß 
es eine »Verwilderung« im Austragen ökonomischer Verteilungskonflikte geben 
wird. Dabei werden die Verteilungskonflikte sich immer weniger entlang der 
funktionalen Einkommensverteilung bzw. fiskalischen Sekundärverteilung bün- 
deln lassen. Vielmehr werden die personalen Einkommens- und Vermögensver- 
teilungen, die sektoralen und regionalen sowie schließlich (als ethisches Pro- 
blem) die intergenerationalen Verteilungsdimensionen an Bedeutung und Kon- 
flikthaftigkeit gewinnen. Denn Märkte allein sind offenbar nicht in der Lage, 
akzeptable Ergebnisse zu garantieren. Die Konturen einer »legitimen« Verteilung 
im ökonomischen System würden sich in Nebel auflösen (in dem die Vertei- 
lungsakteure mit Stangen herumstochern oder -schlagen). 


Zeitliche und räumliche Verzögerung 


Die im vorhergehenden Abschnitt beschriebenen ökonomischen Legitimationsge- 
fahren und damit zusammenhängende Gefahr der Verwilderung der Verteilungs- 
probleme sind jedoch in mehrfacher Hinsicht gelfiltert und abgedämpft. Durch 
diese Filterung existiert trotz der genannten Gefahren ein Anreiz für entspre- 


24 Diese Folgekosten begründen trotz einzelwirtschaftlicher Rationalität die gesamtwirtschaftliche 
Ineffizienz des Marktsystems. Diese verborgene aber gleichwohl wirksame Ineffizienz ist denn 
auch die Grundlage für Versuche, den mit den Folgekosten verbundenen Umverteilungseffekt 
durch Monetarisierung ökonomisch »sichtbar« zu machen. Allerdings ist der damit erzielbare 
Transparenzvorteil oftmals mit fragwürdigen Bewertungsverfahren verbunden (von prinzipiellen 
Monetarisierungsgrenzen und v.a. im Weltmaßstab unterschied-lichen Monetarisierungsniveaus 
ganz abgesehen). 
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chende soziale und/oder räumliche Gruppen, den Vorteil bei der Nutzung der 
natürlichen Ressourcen bzw. der Verursachung von Schäden auszukosten. Durch 
die Existenz von ökologischen und ökonomischen »Inkubationspuffern« für die 
gesellschaftsinterne Wirksamkeit ökologischer Nutzungen bleiben kurz- und 
mittelfristig die ökologischen Umverteilungsinteressen in der Gesellschaft wirk- 
sam, auch wenn sich dieser Verteilungsprozeß langfristig betrachtet auf einer 
ökologisch wie gesellschaftsstrukturell prekären Grundlage abspielt. 

Welches sind nun die wesentlichen Verzögerungsmomente, die die Basis für die 
Herausbildung ökologischer Verteilungsmuster darstellen? Die ökologischen In- 
kubationspuffer bestehen zum einen in den zeitlichen, räumlichen und globalen 
Verschiebemöglichkeiten, die das ökologische System für die ökonomisch verur- 
sachten Belastungen bereitstellt. Zum andern werden die grundlegenden Funk- 
tionseigenschaften des ökologischen Systems erst sehr langfristig durch punk- 
tuelle menschliche Eingriffe verändert. Die ökonomischen Inkubationspuffer lie- 
gen (von den bereits behandelten Transaktionskosten abgesehen) v.a. in einer 
»behavioristischen Trägheit« der Gesellschaft. Aufgrund einer strukturellen Un- 
sicherheit bezüglich der Folgen der gesellschaftlichen Eingriffe in Ökosysteme 
binden sich die Akteure an das Verhalten ihres Nachbarn, an gesellschaftliche 
Routinen oder schließlich an institutionelle und gesetzliche Vorgaben, die diese 
Unsicherheit überbrücken sollen. Diese Unsicherheit und damit Trägheit wird 
geschürt duch die bereits erwähnten Asymmetrien in der Erschließung und Ver- 
teilung von Informationen und der von den Umweltprofiteuren wesentlich mit 
vorangetriebenen gesellschaftlichen Deutungskonkurrenz. 

Sollte sich aber dennoch ein gesellschaftinterner Druck zur Änderung der öko- 
nomischen Umweltnutzungen und damit der Korrektur ökologischer Vertei- 
lungspositionen in der Gesellschaft ergeben, bleibt immer noch der Ausweg des 
bewußten Problemexports, sei es in Gestalt des Schadstoffexports, sei es in Ge- 
stalt des Produktexports oder sei es schließlich in Gestalt des Produktionsex- 
ports. In Schema 2 sind diese Verzögerungsmomente in einem Rückkopplungs- 
diagramm dargestellt. Diese Übersicht macht deutlich, daß das umweltschädi- 
gende ökonomische Verhalten eine sehr träge Variable des ökologisch-ökonomi- 
schen Gesamtzusammenhangs ist. Dies führt dazu, daß sich sowohl im ökologi- 
schen System als auch im gesellschaftlichen System katastrophische Potentiale 
aufbauen können, die nach ihrem Offenbarwerden dann schwerlich noch durch 
eine geordnete Steuerung abgebaut werden können. 
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Figur 2: 
Verzögerung bei der Anpassung des ökonomischen Systems an ökologische Veränderungen 
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Für die ökonomisch motivierte Exportmöglichkeit ist zunächst die regionale 
Verteilung der ökonomischen Potentiale von Bedeutung. Durch sie werden die 
technologischen und ökonomischen terms of trade festgelegt, die letztlich auch 
über ökologische Verschiebemöglichkeiten entscheiden. Zudem sind mit diesen 
ökonomischen Potentialen die Zugriffsmöglichkeiten auf die globalen ökologi- 
schen Ressourcen festgelegt (z.B. Nutzung der Atmosphäre als Lagermedium). 
Abgesehen von diesen ökologischen Exporten und ihren Folgen geht von der 
weltweiten Ungleichverteilung der ökonomischen Potentiale noch ein anderer Ef- 
fekt für die ökologische Verteilung aus. Ein ökonomischer Vorteil des Landes A 
kann in einen Ökologischen Nutzungszwang für das Land B transformiert wer- 
den, das zwar über relativ wenig ökonomische Potentiale, dafür aber über relativ 
viel ökologische Ressourcen verfügt. Dadurch kann sowohl die sachgemäße Be- 
wirtschaftung dieser Ressourcen untergraben werden und/oder deren vorzeitiger 
Abbau bewirkt werden. Der Kreis der Betrachtung schließt sich, wenn einbezo- 
gen wird, daß das institutionelle und rechtliche Gefüge, das die ökonomische 
Privilegierung von Gruppen und Regionen absichert, zugleich auch einen Schirm 
gegen die Folgen der globalen ökologischen (Um-)Verteilung darstellt (z.B. in 
Gestalt der Migrationsbeschränkungen). Emissionsrechte und Asylrecht sind in- 
soweit nur zwei Seiten derselben Medaille der weltweiten ökologischen (Um-) 
Verteilung. 


Folgerungen 


Offensichtlich sind moderne Gesellschaften erst auf einem relativ hohen Bela- 
stungsniveau der Umwelt zur Ausbildung von Ökosensibilität in der Lage, wenn 
dafür die Institutionalisierung ökonomischer Verteilungskonflikte Voraussetzung 
ist. Hinzu kommt, daß die gesellschaftlichen Folgen der Umweltnutzung erst 
durch zeitliche und räumliche Filter hindurch wirksam werden. Wenn sie aber 
wirksam werden, nehmen sie zunächst die Form eines Verteilungskonflikts in 
neuer Dimension an. Dies wirft die Frage nach den legitimen Kriterien für die 
Verteilung dieser Lasten auf. 

Auf die von der Theorie postulierten Grundmerkmale der ökonomischen Vertei- 
lung - und damit auf die Lösung durch Vermarktlichung - kann bei der Lösung 
dieses neuen Problems nicht zurückgegriffen werden: 

- Mit der Einbeziehung der Umweltnutzungen und ihrer Folgen als neuen Vertei- 
lungsdimensionen wird die Unvollständigkeit ökonomischer Tauschprozesse 
(bzw. Verträge) offenkundig; die Wirtschaft (und auch die Gesellschaft als 
ganze) wird zu einem System mit variabler Systemgrenze.?> 

- Aufgrund der Neuartigkeit aber auch der Allgemeinheit der gesellschaftsinter- 
nen ökologischen Verteilungsaufgaben ist nicht mit der neutralen Regelungsfä- 
higkeit Dritter (Institutionen und dergl.) zu rechnen; daher werden »strategische« 


25 Diese variiert etwa in Abhängigkeit von der Definition und Zuweisung der Eigentumsrechte. 
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an die Stelle »parametrischer« Regelungssysteme treten. 

- Nicht nur die Unmöglichkeit, ein Gleichgewicht für anthropogen überformte 
Natursysteme zu definieren, auch die genannte strategische Konfliktlage läßt die 
Orientierung an gesellschaftlichen (ökonomischen) Gleichgewichtszuständen als 
Regulationsziel für Verteilungskonflikte fragwürdig werden. 


3. Ein Fallbeispiel: Treibhauseffekt und Klimakonvention 


Der Treibhauseffekt kann als ein Musterbeispiel für ein ökologisch-ökonomi- 
sches Verteilungsproblem aufgefaßt werden, bei dem durch das Fehlen einer 
konsensualen Lösung der ökonomischen Verteilung einerseits und durch das 
Vorhandensein ökologischer und gesellschaftlicher Problemfilter andererseits der 
ökologische Verteilungskonflikt im Schwebezustand eines offenen bargaining 
Prozesses gehalten wird. Die Spezifik diese Verteilungskonflikts besteht darin, 
daß er das globale Ökosystem als nichtkontrollierte Umverteilungs- und Trans- 
formationsinstanz einbegreift. Entsprechend distanziert und gebrochen ist das 
Verhältnis zwischen Verursachern und Betroffenen, da es über Landesgrenzen 
und sogar Kontinente hinweg sich herstellt. Konventioneller Weise und in Er- 
mangelung einer Alternative sind die Repräsentanten von Nationalstaaten die 
hauptsächlichen Akteure dieses Verteilungskonflikts. Als solche sind sie selbst 
an eine nationale ökologisch-ökonomische Kompromißbildung gebunden. Ent- 
sprechend der obigen Unterscheidung läßt sich auch dieses ökologische Vertei- 
lungsproblem auf der Ebene der Umweltnutzung, der Ebene der Umweltbeein- 
trächtigung und der Ebene der Umweltpolitik genauer charakterisieren. 

Die mit dem Treibhauseffekt umschriebene Form der Umweltnutzung geht zu- 
rück auf eine durch menschliche Aktivitäten und Eingriffe bedingte Anreiche- 
rung der Atmosphäre mit Gasen (v.a. CO?, FCKW, Methan). Diese Emissionen 
sind zum überwiegenden Teil Folge der industriellen Produktionsweise (und den 
von ihr selbst hervorgebrachten Energienutzungsstrukturen), wie sie sich ausge- 
hend von den westeuropäischen Ländern im Laufe des 20. Jahrhunderts nahezu 
über die ganze Welt ausgebreitet hat. Insoweit ist davon auszugehen, daß die Fä- 
higkeit zur Nutzung der atmosphärischen Lagermöglichkeiten vom industriellen 
Entwicklungsstand und seiner Dynamik abhängt.?° Die Hauptprofiteure dieser 
Art der Umweltnutzung sind also eindeutig die Industrieländer. Insbesondere in 
der Zukunft erhält dieser Verteilungskonflikt Brisanz dadurch, daß unter den ge- 
genwärtigen weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen von dieser industriellen 
Produktionsweise ein Imitationszwang für nicht oder wenig industrialisierte 


26 Zwei Spezifikationen sind hier erforderlich: erstens deuten die bisherigen Kenntnisse über die 
Methanemission darauf hin, daß hier die Landwirtschaft der entscheidende Verursachungsfaktor 
ist; zweitens ist das Verhältnis von Industrialisierung und Emissionsentwicklung komplex: wäh- 
rend zum einen die Emissionsintensität der Industrie im Laufe ihrer Entfaltung zurückgeht, wird 
dies zum andern überkömpensiert durch die Ausdehnung der Industrie und das Entstehen emis- 
sionsintensiver Folgeaktivitäten (z.B. Verkehrssektor). 
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Länder ausgeht. Durch die Industrieländer wird ein ökologisches Nutzungsmu- 
ster definiert, dessen ökonomischer Verallgemeinerungszwang als Kehrseite die 
ökologische Verallgemeinerungsunmöglichkeit einschließt. Insofern ist insbe- 
sondere für die Zukunft eine verschärfte Kontroverse über die Höhe und Vertei- 
lung der globalen Umweltschäden zu erwarten, die durch den Treibhauseffekt 
bedingt sind. 

Die durch den Treibhauseffekt voraussichtlich bewirkten ökonomischen Beein- 
trächtigungen können in die Schäden selbst und die zu ihrer Kompensation er- 
forderlichen »defensiven« Ausgaben (v.a. Ausweichkosten und Beseitigungsko- 
sten) unterteilt werden. Folgende Schäden und Ausgaben lassen sich unterschei- 
den (vergl. Tabelle 1)?7: 


Tabelle 1: Ökonomische Schäden durch den Treibhauseffekt 


Beseitigungkosten 


Ökologische Veränderungen Schäden Ausweichkösten 


Allgenein 


Sturaschäden 
Gesundheitschäden 
Landschaftszerstörung 


Veränderung der Luftströne 
Verschiebung Klinazonen 


Yasiedlungskosten Resfestigungen 
Gesundheitsausgaben 


kunst]. Landschaftspflege 


Küstenwirtschaft JAnsteigen des Meeresspielgels| Yerlust an nutzbarea Land | Vasiedlungskosten | Hasseraufbereitungskosten 
(Yersalzung) 


Danabau 


Landwirtschaft 


Veränderung Luftfeuchtigkeit 
Niederschlagsveränderung 


Produktivitätsveränderung 
Verschiebung Pflanzenprofil 
(Waldverlust) 


Unsiedlungskosten Bewässerungsanlagen 


Entwässerungsanlagen 


Verschiebung zwischen 
Rauawärae und Kühlsärae 


Energiewirtschaft| Veränderung Außenteaperatur 


Unsiedlungskosten Unstellungskosten 


Insbesondere Umweltökonomen haben darauf hingewiesen, daß diesen Schäden 
auch Erträge gegenüberstehen würden.?® Welche Bezugsgrundlage für die Saldie- 
rung von Schäden und Erträgen aber auch immer gewählt wird, selbst für den 
unwahrscheinlichen Fall, daß sich die Schäden und die Erträge insgesamt die 
Waage halten sollten, ist durch die unterschiedliche soziale, regionale und zeitli- 
che Betroffenheitsstruktur (also der personellen Nichtidentität von Benachteilig- 
ten und Bevorteilten als Regelfall) eine hinreichende Grundlage für die Existenz 
eines Verteilungsproblems auch in diesem Fall gegeben. 


27 Cf. EK 1988, 173ff und Cline 1991, 914f. Die obige Tabelle bietet nur grobe Anhaltspunkte: 
nicht berücksichtigt sind etwa die Auswirkungen für das Verkehrswesen (Sicherheit, Straßen- 
bau) und für die auf eine regionale Rohstoffbelieferung angewiesenen Industrien. 

28 Als prägnantes Beispiel mag hier die Verminderung des Raumwärmebedarfs dienen. 
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Aufgrund des weitgehenden Fehlens eines globalen Institutionen- und Rechtssy- 
stems scheint die umweltpolitische Bearbeitung der Verteilungskonflikte auf der 
Ebene der Umweltnutzung und der Umweltnutzungsfolgen offenbar überwiegend 
von dem Macht- und Interessensbargaining zwischen den verschiedenen Ländern 
bzw. Ländergruppen abhängig zu sein. 


Der Treibhauseffekt als Gewinner- und Verliererspiel 


Unterteilt man den Globus in die Gruppe der entwickelten Industrieländer (A), 
die Gruppe der ehemaligen OstblockLänder (B), die Schwellenländer (C) und in 
die unentwickelten Länder der 3.Welt (D) und bezeichnet man die Schäden als X 
und unterteilt man diese entsprechend der obigen Klassifizierung in Schäden 
(X,), Ausweichkosten (X,) und Beseitigungskosten (X), dann läßt sich die 
Schadensstruktur durch folgende Tabelle erfassen:?? 


Tabelle 2: Schadensstruktur Treibhauseffekt 


A B c D 
Ausweichkosten 19) Ka X X2c Xad 
Beseitigungskosten (X3) X3a Xp Xe Xaq 


Ein Kriterium für eine gerechte Verteilung der Schäden des Treibhauseffektes 
wäre ihre Rückvermittlung an ihre Verursacher(länder). Legt man für die wich- 
tigsten Treibhausgase die entsprechenden Aufheizäquivalente als gemeinsamen 
Maßstab zugrunde,3® dann läßt sich die Verursacherstruktur in folgender Tabelle 
ausdrücken: ?! 


29 »Erträge« aus dem Treibhauseffekt für ein Land würden sich in der Tabelle als negatives Vor- 
zeichen bei den Schäden und Kosten geltend machen. 

30 Damit ist unterstellt, daß die Aufheizwirkung der Treibhausgase der entscheidende stoffliche 
Schadensparameter ist. 

31 Vgl. eine entsprechende Tabelle für die 30 wichtigsten Treibhausgas emittierenden Länder der 
Erde bei Simonis 1991, 140. 
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Tabelle 3: Verursacherstruktur Treibhauseffekt 


N B c D 
co, XD Ya Yo Yıe Yia 
Methan (2 Yaa Ya Ye Y, d 
FCKW (13) Ya Yp Ya Yaa 

EY, 2 EX. EYa 


Diese - emissionsmengenbezogen ausgedrückte - Verursacherstruktur bedarf nun 
aber noch in zweifacher Hinsicht der Spezifizierung, um für die Ermittlung von 
länderspezifischen Verursacheranteilen operationalisierbar zu sein: Erstens muß 
die Gesamtmenge der Emissionen bezogen werden auf den Schadensparamter 
Temperaturanstieg, indem die für einen gegebenen Wert der Temperatursteige- 
rung verantwortlichen Emissionen betrachtet werden. Zweitens sind nicht nur 
die laufenden Emissionen zu berücksichtigen, sondern auch die länderspezifisch 
unterschiedliche Höhe der Altlasten in Gestalt von Gasbeständen in der Atmo- 
sphäre. 

Auch unabhängig von bis in einzelne gehenden Verursacherketten läßt sich auf 
dieser Grundlage eine vorläufige Gewinner- und Verliererbilanz des Treibhausef- 
fektes aufmachen, indem der Anteil des jeweiligen Landes an dem Gesamtscha- 
den zu dem entsprechenden Anteil an den Gesamtemissionen ins Verhältnis ge- 
setzt wird.?? Je kleiner die entsprechende Zahl, je mehr ist das jeweilige Land 
auf der Gewinnerseite des Treibhauseffektes. Es ist zu vermuten, daß diese Ge- 
winner-/Verliererstruktur die entscheidende Determinante für den erforderlichen 
internationalen bargaining Prozeß darstellt. 

Sowohl die ersten Untersuchungen des »Intergovernmental Panel on Climate 
Change« (IPCC) als auch Plausibilitätsüberlegungen sprechen nun für die Ver- 
mutung, daß vor allem die D-Länder am stärksten und die A-Länder am wenig- 
sten von den Klimaveränderungen betroffen sein werden. Dies folgt nicht nur 
aus der naturhistorisch gewachsenen Verteilung von Flora, Fauna, Wasser und 
nutzbarem Land über den Globus, sondern auch aus der in diesen Ländern domi- 
nierenden Bedeutung der Landwirtschaft, die nach den bisherigen Erkenntnissen 
der Sektor mit den größten Schäden sein wird. Dazu kommt, daß die Fähigkei- 
ten, den Folgen der Klimaveränderungen auszuweichen oder diese zu kompen- 
sieren, in den A-Ländern größer sind als in den D-Ländern. Daher dürfte zu- 
mindest die Folgerung naheliegen, daß die A-Länder relativ weriger Verluste 
ertragen müssen als die D-Länder, möglicherweise aber sogar in manchen Re- 
gionen absolute Erträge aus der Klimaveränderung ziehen werden (vergl. Meyer- 


32 Formal ausgedrückt: D Xa/X : L Ya/Y, EL Xb/X : L Yb/Y.... 
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Abich 1991, 31f). Dieser Einschätzung entsprechen die Ergebnisse umweltöko- 
nomischer Analysen, die für die A-Länder erstellt wurden. So kommt Nordhaus 
(1991, 929f, 933) in seiner Untersuchung der USA zu dem Ergebnis, daß zum 
einen kein erheblicher Nettoschaden (Saldo von Schäden und Erträgen) zu er- 
warten ist;?? zum andero hält er eine moderate (d.h. 10 prozentige) Reduktion 
der Treibhausgase für machbar bei niedrigen Kosten.’* 

Diese eher beruhigend-optimistischen Einschätzungen aus der Sicht der A-Län- 
der beruht zum einen auf einer systematischen Ausblendung der globalen ökolo- 
gischen Gesamtrisiken wie etwa der Aufschaukelung schwer kalkulierbarer 
Klimafolgen zu einem global-synergetischen Gesamteffekt. Zum andern orientie- 
ren sich die Klimafolgenprognosen überwiegend an einem Zeithorizont von 
maximal 100 Jahren, während die über einen längeren Zeitraum (von 200-300 
Jahren) kumulierten Schadensfolgen unberücksichtigt bleiben (vergl. Cline 1991, 
904 u. 914). 

Folgt man der obigen Einschätzung, dann sind die Aussichten für die Bewälti- 
gung des mit dem Treibhausproblem aufgeworfenen Verteilungsproblems mittels 
(internationaler) Umweltpolitik sehr pessimistisch eizuschätzen. Erstens sind die 
A-Länder die Hauptnutzer der globalen Umwelt und darüberhinaus auch die re- 
lativ am wenigsten Betroffenen von den Umweltnutzungsfolgen. Ihr Interesse an 
allenfalls mittelfristigen und dann auch nur moderaten Nutzungsbeschränkungen 
bezüglich der Erdatmoshpäre könnte sich mit den kurzfristig dominierenden In- 
teressen der B-, C- und D-Länder treffen, ihre eigene ökonomische Entwicklung 
möglichst unrestringiert voranzutreiben. Von daher wäre allenfalls zu erwarten, 
daß die A-Länder ihren ökonomischen Vorteil in ökologische Erpressungen ge- 
genüber den B-, C- und D-Ländern ummünzen und die Partizipation an globalen 
ökonomischen Umverteilungen von Ökologischem Wohlverhalten abhängig ma- 
chen.?5 

Zweitens kommt hinzu, daß im Unterschied zu nationalen Verteilungsproble- 


33 Der entscheidende Einflußfaktor für die Höhe dieses Nettoschadens ist der Einfluß der Kli- 
maänderung auf die Erträge der Landwirtschaft: die Schätzung von Nordhaus schwankt hier 
zwischen 10,6 Milliarden US $ Ertragsminderungen bzw. Schäden und 9,7 Milliarden US $ 
Ertragszuwächsen. 

34 Dies liegt v.a. an den geschätzten Verlaufsformen der Funktionen für die marginalen Redukti- 
onskosten: v.a. für die FCKWs nimmt er einen steilen Anstieg der marginalen Beseitigungsko- 
sten jenseits der 10%-Marke an (vgl. ebenda, 929). - Es sei hier nur am Rande auf den 
»Heroismus« der Nordhausschen Analyse hingewiesen: Er gibt die statische Lehrbuchidylie mit 
gegensätzlich verlaufenden Kurven der Grenzschadenskosten und der Kosten der Reduktion der 
Grenz-emission und dem als umweltökonomisches Optimum definierten Schnittpunkt als empi- 
risch gesichertes Wissen aus (vergl. ebenda, 923f). Geht man dagegen realistischerweise davon 
aus, daß es Grenzen für die ökonomische Erfassung der Schadensfolgen gibt, daß sich mittels 
Märkten allein Energiesparpotentiale kaum erschließen lassen, daß die großtechnischen Versor- 
gungstrukturen des Energiesystems zu »lock-in« Effekten führen und schließlich auch Unstetig- 
keiten in den genannten Funktionen auftreten können, dann wird diese Optimierungsvorstellung 
hinfällig (vergl. zur Kritik an Nordhaus auch Ayres/ Walter 1991, 247ff). 

35 Eine sich abzeichnende Form dieses »Öko-Kolonialismus« ist die Form der Bildung von Reduk- 
tionsclubs, also Ländergruppen, die sich zu einer gemeinsamen Reduktionsrate verpflichten und 
sich gegenseitig ökonomisch begünstigen. 
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men, internationale Verteilungsprobleme nicht auf die Referenz eines gemeinsa- 
men Werte- und Rechstssystem als Lösungshilfe zurückgreifen können. Als 
Sanktionsmittel einsetzbar ist allenfalls der Ausschluß aus oder die Isolierung in 
den konsensual-kooperativen Institutionen, die als Rudimente einer »Weltord- 
nung« angesehen werden können: die Vereinten Nationen, der Internationale 
Währungsfonds, die Weltbank, diverse Handelsabkommen usw.. Allerdings sind 
diese Kooperationsstrukturen überwiegend zugeschnitten auf das westliche 
marktwirtschaftliche Entwicklungsmodell. Dieses Modell und der von ihm 
weltweit ausgehende Imitationszwang - der nicht zuletzt durch diese Koope- 
rationsformen erleichtert und beschleunigt wird - ist aber gerade der Ausgangs- 
punkt des Klimaproblems (vergl. oben). Insofern ist eine von den ökonomischen 
Interessen der A-Länder unabhängige Sanktionsinstanz auf internationaler Ebene 
nicht gegeben. 

Drittens schließlich sınd unabhängig von den genannten Restriktionen für eine 
internationale Treibhauspolitik die Kosten einer Reduktion der Treibhausgase- 
missionen höchst unterschiedlich in Abhängigkeit davon (a) welches Treibhaus- 
gas vermindert werden soll, (b) mittels welchem Regelungsinstrument diese Re- 
duktion erfolgen soll? und (c) wie der industriell-technologische Entwicklungs- 
stand und das schon erreichte Niveau der Umweltpolitik eines Landes ist. 

So haben Szenarien für eine mögliche Mengenlösung sowohl bei einer Pro-Kopf 
Bemessung der Quoten als auch bei altlastenabhängig differenzierten Quoten 
ganz unterschiedliche Belastungen für die A-Länder (intern noch einmal unter- 
schiedlich für die USA und die anderen OECD-Länder) und die B-, C-, und D- 
Länder erbracht (vergl. Manne/Richels 1990 und Whalley/Wigle 1989). Gene- 
rell läßt sich also festhalten, daß aufgrund der länderbezogenen Verteilung von 
Vorteilen und Nachteilen die Chancen für eine internationale Einigung auf eine 
wirksame Emissionsminderung bei den Treibhausgasen gering zu veranschlagen 
sind. Dazu kommt, daß die rudimentären Sanktionskapazitäten, die auf interna- 
tionaler Ebene vorhanden sind, auf einer Ankopplung an des westliche markt- 
wirtschaftliche Entwicklungsmodell beruhen, das aber eben den Ausgangspunkt 
des Problems darstellt. Offenbar läßt sich der Teufel nur mit dem Belzebub aus- 
treiben... 

Dieser Konflikthintergrund läßt auch erwarten, daß in Zukunft die bereits in den 
USA platzgreifende Pragmatisierung der Problemlösung weiter zunehmen wird. 
Diese Pragmatisierung bedeutet im Kern die Umorientierung von der Pflege des 
globalen Allmendeguts Atmosphäre zur Sicherung der landesspezifischen Seg- 
mente der globalen Umwelt und insoweit die Zerlegung der globalen Umwelt- 


36 Die umweltökonomische Untersuchung der Kostenunterschiede der Regulationsinstrumente be- 
schränkt sich in der Regel auf den Vergleich der beiden polar entgegengesetzten Fälle der 
»Mengenlösung« und der »Preislösung« und operiert bei der systematischen Bevorzugung von 
marktorientierten Lösungsformen (Abgaben, Zertifikate) mit einem vereinfachten Effizienzkon- 
zept, das strategische Optimierung von Informationsasymmetrien ebenso ausschließt wie nicht- 
konvexe Zusammenhänge bei der Entstehung oder der Beseitigung von Schäden (vergl. Zylicz 
1991, 394ff). 
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güterl in Rentengüter mit unterschiedlichen Nationaluniformen. Daher ist auch 
nicht mehr die Reduktion der Emissionen von Treibhausgasen das ausschließli- 
che Ziel; diese Reduktion wird vielmehr zu einer von mehreren Strategien für 
eine kostenminimierende, aber produktivitätsmaximierende landes- bzw. landes- 
gruppen-spezifische Restrukturierung der ökologischen Medien (Flora, Fauna, 
Boden, Wasser etc.). Für eine derartige Umorientierung lassen sich zwei An- 
haltspunkte benennen: 

Erstens der Verweis auf die marginale Bedeutung des anthropogen erzeugten 
CO? im Vergleich zu den Beständen und den entsprechenden Flußgrößen, die in 
den Weltmeeren, in der Biomasse des Bodens oder den Wäldern anzutreffen 
sind.?” Dazu kommt eine unterschiedliche Einschätzung der positiven und nega- 
tiven feed back-Elemente bei der Auswirkung der Treibhausgasemission auf den 
als entscheidend angesehen Parameter Temperatur. Diese »Naturalisierung« des 
ökologischen Verteilungsproblems ist die Grundlage für die Herausbildung einer 
neuen Politikoption jenseits der Emissionsreduktion in Gestalt des »climate engi- 
neering«. Diese Option umfaßt Maßnahmen, die durch künstliche Veränderung 
der ökologischen Medien deren C02-Resorptionsfähigkeit steigern soll.3? 
Zweitens die Verlegung auf die Vorkehrungen für die Folgen einer Klimaände- 
rung statt dessen Verhinderung: 


»A final option is to adapt to a warmer climate. This could take place gradually on a decentralized 
basis through the automatic(!) response of poeple, institutions and markets as the climate warms and 
the oceans rise. If particular areas become unproductive, labour and capital would migrate to more 
productive regions. If sea level rises, settlements would gradually retreat upland unless protected. In 
addition governments could take steps to preempt possible harmful climatic impacts by land use re- 
gulations or investing in research in living in a warmer climate.« (Nordhaus 1991, 9289) 


Bleibt zu ergänzen, daß natürlich auch der juristische 'Deichbau' (in Gestalt des 
Aufenthalts- und Asylrechts und dergl.) zu den Komponenten eines derartigen 
modernen Öko-Nomadentums gehört. 

Sollte diese Einschätzung zutreffen, dann ist zu erwarten, daß jenseits von verur- 
sacherbezogenen oder sonstigen Gerechtigkeitskriterien, die bargaining Situation 
zwischen den verschiedenen Ländergruppen auf eine Abwägung der jeweiligen 
Vorteilsstrategien hinausläuft, die eine möglichst hohe Verminderung der Scha- 
denskosten (X;) und möglichst geringe Emissionsminderungs- bzw. Ecoenginee- 
ring-Ausgaben (RY,;) mit sich bringt. Ziel dieses strategischen »Spiels« ist es 


37 Das IPCC geht in seinen Schätzungen von folgenden Zahlen aus: In den Weltmeeren sind ins- 
gesamt ca 39 000 Gigatonnen (Gt) an CO? gebunden; dem entspricht eine jährliche Emission 
von 90 Gt und eine Resorbtion aus der Atmosphäre von 92 Gt. In den Wäldern und der Bio- 
masse des Bodens sind Bestände von 2100 Gt CO? zu finden; 102 Gt werden emittiert und 100 
Gt v.a. durch Photosynthese wieder resorbiert. Die anthropogenen Emissionen belaufen sich 
insgesamt auf 7 Gt (davon 4 Gt durch Verbrennung und 1.6 Gt durch Entwaldung); davon wer- 
den ca 2 Gt wieder resorbiert und der Verbleib von 1.6 Gt gilt als ungeklärt; demgemäß ist der 
anthropogen verursachte Emissionszuwachs auf ca 3.4 Gt p.a. zu veranschlagen (vgl. Cline 
1991, 905). 

38 Strittig ist v.a. die Relevanz der Wasserdampf- und Wolkenbildung (vgl. Cline 1991, 908fD. 

39 Z.B. durch Zuführung von Eisenpartikeln in die Meere oder künstliche Partikelemission in die 
Atmosphäre (vergl. Cline 1991, 917; Nordhaus 1991, 928). 
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mithin, daß jede Ländergruppe möglichst viel an schadensmindernden Aktivitä- 
ten auf die anderen Ländergruppen verlagert und ein Emissionsminderungsprofil 
durchsetzt, von dem sie selbst am meisten profitiert. Folgt man der obigen Ver- 
mutung des strukturellen Vorteils der A-Länder, dann ist ein Spielverlauf zu er- 
warten, in der diese Ländergruppe in der ersten Runde ihre vorteilhafteste Emis- 
sionsminderungsoption (0*) bei Nichtstun der anderen Ländergruppen 
bestimmt: 


0,*=Min(X+RY), 


In der zweiten Runde wird sie dann jede Option der B-, C- und D-Länder akzep- 
tieren, die 0,* weiter vermindert, während diese Länder aber nur von der Null- 
option abweichen werden, wenn sie ihrerseits gegenüber dieser eine Verminde- 
rung ihrer Schäden/Emissionsminderungskosten erzielen können. Da die A-Län- 
dergruppe Spielführer ist, gilt, daß der Gewinn der B-, C- und D-Länder kleiner 
oder gleich dem Gewinn der A-Länder gegenüber der ersten Runde sein muß. 


4. Der Treibhauseffekt als allgemeines Verliererspiel 


Der Spielraum für eine weltweite ländergruppenübergreifende Einigung wird um 
so größer je weniger das Treibhauspsroblem den Charakter eines Nullsummen- 
spiels mit dominanter Spielstrategie aufweist, in dem der eine (die A-Länder) 
gewinnt, was die anderen (die B-, C-, D-Länder) verlieren und zwar auch unab- 
hängig davon, was die letzteren tun. Ein genauerer Blick auf die Tabelle 2 zeigt 
aber, daß das Treibhausproblem eher ein allgemeines Verliererspiel ist: 

- insgesamt steht weltweit weniger nutzbares Land zur Verfügung; 

- die Häufigkeit und Verbreitung von gefährlichen Windströmungen wird zu- 
nehmen und schließlich 

- wird die Klimazonenverschiebung mit Verlusten verbunden sein, und zwar 
selbst dann, wenn die Ausbreitung der jeweiligen Klimazonen gleichbleiben soll- 
te (Bodenqualitätsunterschiede, Umstellungskosten, »sunk costs« usw.). 

Insofern dürfte realistischerweise ein allgemeines Interesse an der Verlustminde- 
rung unterstellt werden können, das auch bei den A-Ländern eine Verhandlungs- 
und Konzessionsbereitschaft einschließt. 

Ein weiteres Moment für ein globales Einigungsinteresse, das bisher vernachläs- 
sigt wurde, ist die strukturelle Unsicherheit über die Folgen der Treibhausgase- 
mission. Denn bisher wurde unterstellt, daß die emissionsbedingten Veränderung 
im globalen ökologischen System sicher vorausgesagt werden können: als Haupt- 
folge wurde der Temperaturanstieg identifiziert und dieser - innerhalb eines ge- 
wissen Toleranzspektrums - eindeutig auf die Emissionsmengen der verschie- 
denen Treibhausgase bezogen. Gegenwärtig ist aber weder mit Sicherheit die 
Höhe des Temperaturanstiegs vorauszusagen noch sind andere (unbekannte) öko- 


86 Frank Beckenbach 


logische Folgeeffekte der Emissionen auszuschließen.*? Ebenso wurde unter- 
stellt, daß die gesellschaftlichen Folgen des Temperaturanstiegs eindeutig lokali- 
siert und ihre verschiedenen Arten aggregiert werden können. Aber weder das 
Mengengerüst der Schäden?! noch seine ökonomische Bewertung sind geklärt. 
Für letztere stellt sich nicht nur das Problem der begrenzten und in verschie- 
denen Ländern unterschiedlich entwickelten Monetarisierung,*? sondern auch die 
Frage der Bewertung der Zeit (Wahl der »gesellschaftlichen Diskontrate«). 

Vor diesem Hintergrund (Nichtnullsummencharakter, strukturelle Unsicherheit) 
tritt an die Stelle des relativ eindeutigen Gewinner- und Verliererprofils eher die 
Möglichkeit einer weltweiten Zivilisationsgefährdung. Dann wären die A-Länder 
die hauptsächlich Betroffenen. Sie wären konfrontiert mit dem äußeren Druck 
massenhafter Migrationsbewegungen. Im Inneren hätten sie mit der Erosion von 
Eigentum, Einkommen usw. als ökonomischen Verteilungsformen, mit dem 
Verlust der für Marktwirtschaften charakteristischen Optionsfreiheit, mit der 
Verschärfung regionaler, quer zu politischen Grenzziehungen ablaufender Kon- 
flikte, eine basale Infragestellung des Systems der Werthaltungen, Normen und 
Institutionen zu gewärtigen, die allesamt bisher für die westliche Zivilisation ty- 
pisch waren. Selbst wenn die A-Länder bei dem Teil des Treibhausproblems, der 
sich mit einiger Sicherheit vorhersagen läßt, die Gewinner sein sollten, für den 
Teil der noch mit großen Unsicherheit behaftet ist, gehören sie aller Wahr- 
scheinlichkeit nach zu den Verlierern. Insofern bleibt nur zu hoffen, daß sie in 
dem bevorstehenden ökologisch-ökonomischen Verteilungskonflikt nicht blind 
gegenüber ihrem wohlverstandenen Eigeninteressen werden. 

Von Bedeutung ist schließlich auch die interne Differenzierung der A-Länder. 
Ihre Repräsentanten sind gebunden an nationale Legitimitätsstrukturen. Bei Vor- 
liegen entsprechender nationaler Entwicklungsbedingungen und eines entspre- 
chenden internationalen Druckpotentials können sich einzelne nationale Reprä- 
sentanten als Öko-Innovateure zu profilieren versuchen. So kann es zu läder- 
gruppenübergreifenden Bündnisstrukturen kommen. 

Eine offensive Reduktionsstrategie der A-Länder ist um so dringender vonnöten, 
als wahrscheinlich nur dadurch klimaverträglichere Entwicklungsmöglichkeiten 
für die anderen Ländergruppen geschaffen werden. Denn mit der Einbindung in 
den Weltmarkt sind diese dem Zwang der Imitation von Industrialisierungspro- 
zessen ausgesetzt. Dabei scheint das Durchlaufen einer Phase, die vorwiegend 
ökonomisch-marktwirtschaftlichen Kriterien folgt, unvermeidlich zu sein. Selbst 


40 Als Beispiel sei auf die noch ungeklärten ökologischen Folgen der mit dem Temperaturansteig 
verbundenen Extremwertstatistik verweisen (vergl. EK 1988, 161ff). Ferner lassen das Zusam- 
menwirken von Winderosion, Überschwemmung und Entwaldung noch ungeklärte Gesamtwir- 
kungen erwarten. 

41 Vergl. etwa die vielen »blinden Flecken« in der gesellschaftlichen Folgenabschätzung bei EK 
1988, 1698f. j j 

42 Vergi. Ayres/Walter 1991, 243f; die Autoren nehmen diese Ungleichzeitigkeiten zum Anlaß, 
etwa die Bewertung des Grund und Bodens weltweit in »real terms« zu fordern, ohne daß aller- 
dings klar wird, was dies sein könnte. 
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bei massivem Export von umweltschonenden, energiesparenden Technologien ist 
daher ist zu vermuten, das die Ankopplung der B-, C-, und D-Länder an das 
Entwicklungsmodell der A-Länder zwar zu einer gesteigerten Emissionseffizienz 
dieser Länder führen wird,® gleichzeitig aber auch das wirtschaftliche Aktivi- 
tätsniveau rascher wachsen wird. 


5, Ein zynischer Ausblick 


Die Grundthese der hier vorgetragenen Überlegungen war, daß der Kern der 
ökologischen Erweiterung des Verteilungsproblems moderner Marktgesellschaf- 
ten in der nichtlegitimierten Umverteilung von ökonomischem Reichtum und 
ökologischen Lebensbedingungen besteht. Diese fehlende Legitimation ist das 
Resultat der Eigenlogik des ökologischen Systems, dessen Nutzung mit ökono- 
mischen Aktivitäten verbunden ist. 

Da eine vorausschauende ökonomisch-Ökologische Gestaltung nicht ohne wei- 
teres kompatibel ist mit der gesellschaftlichen Organisationslogik von Märkten, 
steht zu vermuten, daß sich diese Gesellschaften inskünftig auf zwei Formen der 
Bewältigung der ökologischen Verteilungsproblematik beschränken werden: auf 
die ökotechnologische Manipulation und auf die Einführung ökonomischer Le- 
gitimationsstrukturen in die Bewältigung der ökologischen Nutzungsfolgen. 
Insofern scheint ein Szenario nicht nur fiktiv, das einerseits die Erde in globalem 
Maßstab als Objekt eines menschengesteuerten »eco-engineering« sieht, Teile 
dieser Erde dem mehr oder minder raschen Ökozid preisgibt und die verbleiben- 
den Regionen in Zonen mit unterscheidbaren Schadens- und Risikoniveaus ein- 
teilt. Der Zugang zu diesen Zonen ist dann »lediglich« von der Zahlungsfähig- 
keit der Akteure abhängig (woher diese auch immer kommen mag). Abgerundet 
werden könnte diese »schöne neue« Welt durch ausgedehnte Bereiche syntheti- 
sierter Natur (das Spektrum kann hier von gentechnisch manipulierter Pflanzen- 
zucht bis zur sterilen Freizeiteinöde A la Fantasia-Land reichen).** Auf dieser 
Grundlage wäre eine gründliche Revitalisierung der traditionellen sozialen und 
nationalen Konfliktlinien nicht ohne Chancen. Soweit es eben geht, wäre die 
ökologische Umwelt dann jedenfalls zu einem Element des ökonomischen Reich- 
tums geworden und wäre folglich auch viel mehr als heute als soziales Differen- 
zierungsmittel einsetzbar. Dafür spielte sich die Nutzung der Natur nicht mehr 
im unkontrollierten Dunkel biophysikalischer Prozesse ab, sondern wäre in das 
gleißende Licht des ökonomischen Kalküls getaucht. Ob sie dann pfleglicher 
behandelt würde? 


43 D.h. einer gegebenen Emission entspricht eine größere Wirtschaftsleistung. 
44 Ein derartiges Szenario breitet Sieferle 1991 aus. 
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Adam Przeworski 
Wird der »Osten« zum »Süden«? 
Der »Herbst des Volkes« und die Zukunft Osteuropas 


Der »Herbst des Volkes« im Jahr 1989 stellt ein klägliches Scheitern der Progno- 
sefähigkeit der politischen Wissenschaft dar. Jede retrospektive Erklärung des 
Sturzes des Kommunismus muß nicht nur die historischen Entwicklungen begrei- 
fen, sondern auch die theoretischen Annahmen kenntlich machen, die uns daran 
gehindert haben, diese Entwicklungen vorherzusehen. Wenn wir jetzt so schlau 
sind, warum waren wir es nicht schon vorher?! 

Wie ich jüngst erfahren habe, sterben die meisten unheilbaren Krebspatienten an 
Lungenentzündung. Die Sozialwissenschaften sind nicht gerade tüchtig, wenn es 
darum geht, zugrundeliegende Ursachen und auslösende Bedingungen dingfest 
zu machen; denken Sie etwa an die über 50 Jahre anhaltenden Kontroversen über 
den Fall der Weimarer Republik. Und die Antwort auf die Frage »Warum ist der 
Kommunismus zusammengebrochen?« ist eine andere als auf die Frage »Warum 
ist er im Herbst 1989 zusammengebrochen?« Es ist leichter zu erklären, warum 
der Kommunismus stürzen mußte als warum er tatsächlich stürzte. 

Die Theorie des »Totalitarismus« konnte keine der beiden Fragen beantworten: 
Sie konnte den Krebs nicht diagnostizieren und daher auch nicht die Anfälligkeit 
für die Lungenentzündung. Das Totalitarismusmodell war ideologischer als die 
Gesellschaften, die es als totalitär kennzeichnete. Dieses Modell verneinte die 
Möglichkeit von Konflikten innerhalb kommunistischer Gesellschaften, weil sie 
diese auf Dogma und Repression gegründet sah. Doch seit den späten fünfziger 
Jahren war die Ideologie nicht mehr, mit Gramscis Wort, der »Zement«, der 
diese Gesellschaften zusammenhielt. 

Ich erinnere mich, wie verblüfft ich über die Parole für den ersten Mai 1964 in 
Polen war: »Der Sozialismus ist die Garantie unserer Grenzen.« Der Sozialimus - 
das Projekt einer neuen Zukunft - war nicht mehr das Ziel; er wurde zu einem 
Hebel für traditionelle Werte. Und um die siebziger Jahre war die Repression 
abgeklungen: Da die kommunistische Führung sich verbürgerlichte, konnte sie 
nicht länger die erforderliche Selbstdisziplin aufbringen, um allen Dissens nie- 
derzuschlagen. Die Parteibürokraten waren nicht mehr fähig, ihre Nächte auf 
Versammlungen zu verbringen, Uniformen der Arbeiterklasse zu tragen, zu mar- 
schieren, Parolen zu brüllen und auf demonstrativen Konsum zu verzichten. Ent- 
standen waren ein »Gulaschkommunismus«, »Kadarismus«, »Breschnewismus«: 
ein impliziter Gesellschaftsvertrag, in dem die Eliten Aussicht auf materiellen 
Wohlstand im Tausch für Ruhe anboten. Die unausgesprochene Prämisse dieses 


1 Dieser Artikel beruht auf Gedanken, die beim Jahrestreffen der American Political Science 
Association in San Francisco im August 1990 vorgetragen wurden. 
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Paktes war, daß der Sozialismus nicht mehr das Modell für eine neue Zukunft 
war, sondern etwas anderes - ein unterentwickeltes Etwas. Schon Chruschtschow 
setzte der Sowjetunion zum Ziel, Großbritannien einzuholen; mit den siebziger 
Jahren wurde Westeuropa zum beneidenswerten Vergleichsstandard und die Ver- 
gleiche wurden immer demütigender. 

Wie Untersuchungen in Polen und Ungarn zeigten, war das Ergebnis eine mate- 
rialistische, atomistische und zynische Gesellschaft. Eine Gesellschaft, in der die 
Leute Formeln daherredeten, an die sie nicht glaubten und von den sie nicht er- 
warteten, daß überhaupt jemand an sie glaubte. Das Sprechen wurde zum Ritual. 
Ein sowjetischer Witz geht mir nicht aus dem Kopf: Ein Mann verteilt Flugblät- 
ter auf dem Roten Platz. Er wird von einem Polizisten angehalten, der sie kon- 
fisziert, nur um zu sehen, daß die Blätter leer sind. »Was verteilen Sie da? Es 
steht nichts drauf!« ruft der überraschte Ordnungshüter. »Warum schreiben?« 
lautet die Antwort. »Alle wissen Bescheid....« 

Worte wurden gefährlich, so gefährlich, daß die fünf Armeen, die 1968 in der 
Tschechoslowakei einmarschierten, als einen der Gründe die »Zweitausend 
Worte« anführten, eine Streitschrift von Ludvik Vaculik. Und am subversivsten 
waren die Ideale, die diese gesellschaftliche Ordnung begründeten: Rationalität, 
Gleichheit, sogar die »Arbeiterklasse«. Schon in den sechziger Jahren zeigten 
polnische Untersuchungen, daß die Ingenieurstudenten die radikalsten Kritiker 
der sozialistischen Wirtschaft waren; sie waren es, die vom Wert der Rationalität 
durchdrungen waren. In den siebziger Jahren setzten polnische Dissidenten eine 
einfache Strategie ein, um das politische System umzustürzen: Sie beschlossen, 
die Rechte in Anspruch zu nehmen, die von der kommunistischen Verfassung 
verkündet wurden. Und die entscheidende Gefahr für dieses System entstand bei 
jenen, in deren Namen es immer Legitimität beansprucht hatte: der Arbeiter- 
klasse. Die Ideologie wurde zu einer Gefahr für die gesellschaftliche Ordnung, 
in der sie sich verkörperte. 

Menschen brauchen ein Mindestmaß an kognitiver Konsistenz. Wenn Denken 
und Sprechen dauernd auseinanderfallen, wird das Leben unerträglich. Deshalb 
ist der Ruf nach »Wahrheit« bei der Implosion dieses Systems zumindest genauso 
wichtig geworden wie die Forderung nach Brot, deshalb wurde das Thema Ge- 
schichte zur Obsession, als das Regime zu bröckeln begann, deshalb war ein füh- 
render Opponent des kommunistischen Regimes in der Sowjetunion der Direktor 
des Staatsarchivs, deshalb wurden in der Sowjetunion die Geschichtsprüfungen 
in den höheren Schulen für zwei Jahre ausgesetzt und wurden Schrifisteller und 
Intellektuelle die Führer der postkommunistischen Regime. 

Aber jene von uns, die keinen Grund sahen, zwischen »Autoritarismus« und 
»Totalitarismus« zu unterscheiden, die den Übergang zur Demokratie in Spanien, 
Griechenland, Argentinien, Brasilien oder den Philippinen als ein geeignetes 
Modell für Ungarn, Polen oder die Sowjetunion betrachteten, haben nach den 
Symptomen der Lungenentzündung gesucht, aber den Krebs nicht diagnostiziert. 
Wir konnten die Dynamik einmal aufgeflammter Konflikte analysieren, kannten 
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aber die nicht die Bedingungen, unter denen sie sich entzünden würden. Auch 
hatten wir nicht begriffen, wie schwach das kommunistische System geworden 
war, geschweige denn, daß es einfach zusammenbrechen könnte. 

Der »Herbst des Volkes« bildet ein einzelnes Ereignis, vielleicht eines und ein 
halbes. Henry Kissingers »Dominotheorie« triumphierte; falsch lag er nur bei der 
Richtung, in die die Steine fallen sollten. Was in Rumänien geschah, wurde 
durch die Ereignisse in der Tschechoslowakei verursacht; was dann in der 
Tschechoslowakei folgte, resultierte aus dem Zusammenbruch in Ostdeutsch- 
land; was die Massen in Ostdeutschland dazu brachte, auf die Straßen zu strö- 
men, folgte den politischen Veränderungen in Ungarn; was den Ungarn einen 
Ausweg zeigte, war der Erfolg der Verhandlungen in Polen. 

Die offene Rebellion begann 1976 in Polen und flammte zum ersten Mal 1980 
auf. Der Staatsstreich des Generals Jaruselski war der Beweis, daß die Herrschaft 
der kommunistischen Parteien nicht mehr mit passiver Ergebenheit hingenom- 
men wurde, daß von nun an die Macht auf nackte Repression setzen mußte. Und 
seit 1981 war es nur die Furcht vor physischer Gewalt, externer und interner, 
die das System zusammenhielt. Selbst diese Gewalt stellte sich als unzulänglich 
heraus, als die polnischen Arbeiter im Sommer 1988 erneut zuschlugen, und es 
ist das Verdienst von Jaruselski, dies verstanden zu haben. Die Entscheidung, 
einen Kompromiß mit der Opposition schließen, wurde der polnischen Partei 
durch das Militär aufgezwungen: Erst als drei Generäle das Treffen des Zentral- 
komitees im Februar 1989 verließen, verstanden die Parteibürokraten, daß ihre 
Tage gezählt waren. Die ungarische Partei spaltete sich von der Spitze her, ohne 
derartigen Druck von unten und ohne daß sie von den Streitkräften dazu ge- 
zwungen wurde. Der Erfolg der polnischen Verhandlungen im Frühjahr 1989 
wies den Ungarn einen Weg zur friedlichen Übertragung der Macht. Um diese 
Zeit begannen die Parteibürokraten in beiden Ländern zu erkennen, daß sie, 
wenn sie schon die politische Macht nicht behalten konnten, diese vielleicht, be- 
vor es zu spät sein würde, in ökonomische Macht »konvertieren« könnten, um 
Elemer Hankiss' treffenden Ausdruck zu gebrauchen. 

Der Funken, der die folgende Ereigniskette auslöste, war die ungarische Ent- 
scheidung, ostdeutsche Flüchtlinge nach Westdeutschland weiterziehen zu las- 
sen. Nachdem sie erfahren hatten, daß der Weg über Budapest frei war, ver- 
suchten Ostdeutsche es mit Prag. In diesem Moment machte die ostdeutsche 
Führung einen tödlichen Fehler: Sie stimmte der Ausreise der Flüchtlinge in den 
Westen zu, beschloß aber, sie zu »demütigen«. Man ließ sie mit dem Zug durch 
Ostdeutschland fahren, um sie der Verhöhnung durch organisierte Demonstratio- 
nen auszusetzen. Doch anstatt die Flüchtlinge zu verdammen, kehrten die Mas- 
sen die Demonstrationen gegen das Regime, wie sie es später in Bulgarien und 
Rumänien tun sollten. Der Rest ist bekannt. Mit Hunderttausenden von Men- 
schen auf den Straßen von Leipzig, Dresden und Berlin, mit dem Fall der 
Mauer, wurde der Druck auf die Tschechoslowakei unaushaltbar, und alles was 
die bulgarischen Kommunisten tun konnten war den Schaden zu begrenzen. 
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Die Revolution Gorbatschows in der Sowjetunion spielte offensichtlich eine ent- 
scheidende Rolle bei der Entfesselung der Ereignisse in Osteuropa: Sie war das 
eine auslösende Ereignis, die Lungenentzündung. Aber diese Platitüde führt 
leicht zu Verwirrungen. 

Die Drohung einer sowjetischen Intervention, in die Gedächtnisse eingebrannt 
durch die Erinnerungen an Ungarn 1956 und die Tschechoslowakei 1968, war 
die Begrenzung für innere Entwicklungen in Osteuropa. Aber sie war nur dies: 
eine Grenze, ein Damm gegen den Druck der Ströme. Als dieser Damm brach, 
waren es die aufgepeitschten Wassermassen, die seine Reste überfluteten. Die 
Grenze war von außen auferlegt, aber der Stoß kam von innen. Aus diesem 
Grund macht der »sowjetische Faktor« die Anwendung lateinamerikanischer Mo- 
delle auf Osteuropa nicht wertlos. 

Weiterhin war die Revolution Gorbatschows keine historische Zufälligkeit. Die 
Sowjetunion war - im nachhinein ist dies offensichtlich - nicht von dem Druck 
ausgenommen, der das System in Osteuropa zerbrach. Unfähig, dissidente Stim- 
men zum Schweigen zu bringen, nicht in der Lage, die eigenen Leute zu ernäh- 
ren, ohnmächtig gegen ein Gemisch von Stämmen in den Bergen Afghanistans, 
träge im internationalen technologischen Wettbewerb: War dies nicht schon die 
Sowjetunion von 1984? Und hätten wir diese Liste aufgestellt, wären wir nicht 
zum Schluß gekommen, daß kein solches System dauern könne? 

Hätte die Sowjetunion 1981 in Polen einmarschieren können? Hätte sie ihr Reich 
aufrechterhalten können? Meiner Ansicht nach waren die Veränderungen in der 
Sowjetunion, die Verschiebung der strategischen Haltung gegenüber Osteuropa 
eingeschlossen, weitgehend endogen; sie wurden durch die Entwicklungen in 
Osteuropa herbeigeführt, durch die wachsenden politischen und ökonomischen 
Kosten der Aufrechterhaltung des Reiches. 

Alle, nicht nur Marxisten, haben immer geglaubt, daß politischer Wandel dieser 
Größenordnung nur gewaltförmig sein könne. Doch abgesehen von Rumänien 
und den nationalistischen Flammenherden in der Sowjetunion und Jugoslawien 
wurde in dieser Revolution keine einzige Person getötet. Warum? 

Die Gründe, warum das System so schnell und so geräuschlos kollabierte, finden 
sich sowohl auf dem Feld der Ideologie wie im Bereich der physischen Gewalt- 
verhältnisse. Für mich ist der verblüffendste Aspekt dieses Zusammenbruchs, 
daß die Parteibürokraten nichts zur Verteidigung ihrer Macht zu sagen hatten. 
Sie waren einfach stumm: Sie sprachen nicht über Sozialismus, Fortschritt, Zu- 
kunft, Wohlstand, Rationalität, Gleichheit, die Arbeiterklasse. Sie kalkulierten 
nur, wieviel Tausend Leute sie zusammenschlagen konnten, falls sie weitermach- 
ten, wieviele Ministerposten sie aufgeben mußten, falls sie einen Kompromiß 
eingingen, wieviele Posten sie halten konnten, falls sie aufgeben würden. Um 
1989 glaubten die Parteibürokraten ihren eigenen Worten nicht mehr. Und um 
zu schießen, muß man an etwas glauben: Wenn jene, die den Finger am Abzug 
haben, absolut nichts zu sagen haben, haben sie keine Kraft, abzudrücken. 

Hinzu kommt, daß sie die Gewehre gar nicht hatten. In keinem Land kam die 
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Armee, im Unterschied zur Polizei, zur Rettung. In Polen führten die Streitkräf- 
te die Reformen an; in allen anderen Ländern, Rumänien eingeschlossen, wei- 
gerten sie sich, als Unterdrücker aufzutreten. Ich habe eine recht zynische Auf- 
fassung, was den Grund für diese Haltung anbelangt, obwohl ich zugebe, daß 
patriotische Motive vielleicht eine Rolle spielten. Durch die lateinamerikanische 
Erfahrung erzogen, scheint mir die kanonische Phrase der Generäle in ganz 
Osteuropas unheilverkündend. Wenn die Militärs verkünden, daß »die Armee 
nicht einer politischen Partei, sondern der Nation dient«, sehe ich sie nach der 
Möglichkeit greifen, sich von ziviler Kontrolle zu befreien, sich zum Richter 
über das nationale Schicksal aufzuschwingen. Jedenfalls, ob ich nun richtig oder 
falsch liege, kontrollierten die Parteibürokraten nicht die Gewehre. Ich kann 
mich nicht davon abbringen, immer wieder einen polnischen Witz zu erzählen, 
der im Kern die ganze Geschichte enthält: Ein älterer Mann macht sich auf, 
Fleisch zu kaufen. Schon hat sich eine lange Schlange gebildet, die Leute warten 
darauf, daß das Fleisch kommt. Die Lieferung kommt nicht; die Leute werden 
ungeduldig. Der Mann beginnt zu fluchen: auf den Führer, die Partei, das Sy- 
stem. Ein anderer Mann kommt auf ihn zu, zeigt auf seinen Kopf und sagt: »Du 
weißt, Genosse, wenn du in den alten Zeiten sowas gesagt hättest, hätte es ein- 
fach »Paff« gemacht und es wäre mit uns aus gewesen.« Der alte Mann geht mit 
leeren Händen nach Hause. Seine Frau fragt: »Haben sie kein Fleisch mehr?« 
»Schlimmer noch« sagt der Mann, »sie haben keine Kugeln mehr.« 

Was war das, was in Osteuropa zusammenbrach? »Der Kommunismus« ist eine 
neutrale Antwort auf diese Frage, da er eine Bezeichnung ist, zu der sich nie- 
mand mehr bekennt. Aber war es nicht der »Sozialismus«? Viele von uns, die 
glauben, daß es keinen Sozialismus ohne Demokratie geben kann, behaupten, 
daß das System, das in Osteuropa gescheitert ist, vielleicht »Stalinismus«, »Eta- 
tismus«, »Bürokratie« oder »Kommunismus« war, aber kein »Sozialismus«. Doch 
fürchte ich, daß die historische Lektion radikaler ist, daß in Osteuropa schon 
alleine die Idee einer rationalen Verwaltung von Sachen zur Befriedigung der 
menschlichen Bedürfnisse gestorben ist - die Möglichkeit überhaupt, das Ge- 
meineigentum an produktiven Ressourcen mittels eines zentralisierten Komman- 
dos umzusetzen, das Projekt, eine Gesellschaft auf uneigennützige Kooperation 
zu gründen; die Möglichkeit überhaupt, den Beitrag des Individuums zur Gesell- 
schaft von seinem eigenem Gewinn abzukoppeln. Wenn die einzigen Ideen zu 
einer neuen gesellschaftlichen Ordnung heute von der Rechten herstammen, dann 
deshalb, weil das sozialistische Projekt - das Projekt, das zwischen 1848 und 
1891 in Westeuropa geschmiedet wurde und seither soziale Bewegungen überall 
auf der Welt inspiriert hat - in Ost und West gescheitert ist. Sicher, die Werte 
der politischen Demokratie und der sozialen Gerechtigkeit leiten weiterhin 
Sozialdemokraten wie mich, aber Sozialdemokratie ist ein Programm zur Linde- 
rung der Auswirkungen des Privateigentums, kein alternatives Gesellschaftspro- 
jekt. 
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Im Augenblick sind mehrere Länder in Osteuropa, wieder unter Führung Polens, 
dabei, sich in das größte historische Experiment seit der stalinistischen Zwangs- 
industrialisierung von 1929 zu stürzen. Obwohl die vorherrschende Stimmung 
durch Adenauers Diktum »keine Experimente« wiedergegeben wird, spiegeln die 
wirtschaftlichen Transformationen, die diese Länder in Angriff nehmen, ironi- 
scherweise das kommunistische Projekt. Sie setzen einen Plan von Intellektuellen 
um, eine Blaupause, die zwischen den Mauern der amerikanischen Akademien 
entworfen und durch internationale Finanzinstitutionen geformt wurde. Die Vor- 
haben sind radikal, sie zielen darauf ab, alle vorhandenen gesellschaftlichen Be- 
ziehungen über den Haufen zu werfen. Und sie bieten ein einziges Heilmittel, 
einen Zauberstab, der, einmal geschwungen, alle Krankheiten kurieren werde. 
Ersetzen Sie »Vergesellschaftung der Produktionsmittel« durch »Privateigentum« 
und »Plan« durch »Markt«, und Sie können die Struktur der Ideologie intakt las- 
sen. Vielleicht sind Revolutionen durch eben die Systeme geprägt, gegen die sie 
sich richten? 

Was bedeutet all das für die Zukunft Osteuropas? Ich sehe drei Wege, die osteu- 
ropäische Gesellschaften einschlagen können: ihren eigenen, den Südeuropas 
oder den Lateinamerikas und anderer Länder des kapitalistischen Südens. Um 
diese Frage werden sich die künftigen Diskussionen in Osteuropa drehen: Wel- 
cher dieser drei Wege ist der wahrscheinlichste? 

Die Linke, in Osteuropa fast nicht vorhanden, sieht in diesen Ländern eine histo- 
rische Chance, das zu verwirklichen, was einmal als der »dritte« Weg bezeichnet 
wurde und was heute der »zweite« Weg genannt werden sollte: Eine Chance für 
die Entwicklung eines Gesellschaftssystems alternativ zum Kapitalismus wie zum 
Kommunismus. Dieses System wäre der »demokratische Marktsozialismus«: 
Demokratie im politischen Bereich und eine Ökonomie, die einen ausgedehnten 
kooperativen Sektor mit der Allokation über Märkte verknüpft. Obwohl Blau- 
pausen für dieses System politische Diskussionen in der Tschechoslowakei, Un- 
garn und Polen anregen, glaube ich, daß, falls sich ein solches System entwik- 
keln sollte, dies auf ein Scheitern zurückzuführen wäre: Die Pläne, den gesamten 
staatlichen Sektor an Privateigentümer zu verkaufen, sind bei dem niedrigen Ni- 
veau der einheimischen Ersparnisse und den Ängsten vor ausländischer Vorherr- 
schaft einfach unrealistisch. Von daher könnten eine große Zahl von Firmen ent- 
weder in staatlicher Hand bleiben oder, mangels privater Käufer, den Beschäftig- 
ten übertragen werden. Ob diese Eigentumsstruktur tiefgreifende Konsequenzen 
für die Unternehmensleistung, für die Rolle der Arbeitskräfte im Betrieb, für de- 
ren politische Organisation außerhalb der Firma und für die politischen Insti-tu- 
tionen haben würde, ist im Augenblick Gegenstand scholastischer Auseinander- 
setzungen. Ich bleibe skeptisch. 

Welcher Mix an Eigentumsformen auch immer sich herausbilden mag, der Weg, 
den die neuen Eliten und die Völker Osteuropas einschlagen wollen, ist der nach 
Europa. Das optimistische Szenario wäre, dem Weg Spaniens zu folgen. Seit 
1976, innerhalb von 14 Jahren, ist es Spanien gelungen, demokratische Institu- 
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tionen zu festigen und damit friedliche Machtwechsel zu ermöglichen; es ist ge- 
lungen, die Wirtschaft zu modernisieren und sie international konkurrenzfähig 
zu machen, das Militär ziviler Kontrolle zu unterwerfen, die komplizierten 
nationalen Fragen zu klären und einen kulturellen Wandel auszulösen, der 
Spanien zu einem Teil der europäischen Völkergemeinschaft machte. Und es ist 
genau dies, was alle in Osteuropa erwarten. Osteuropäer sind zutiefst davon 
überzeugt, daß ihre Länder ohne »das System« wie Spanien gewesen wären. 

Aber Spanien ist ein Wunder: eines unter einer Handvoll Länder, die seit dem 
Zweiten Weltkrieg der Ökonomie, der Politik und der Kultur des Armutskapita- 
lismus entkommen sind. Portugal hat mit dieser Leistung nicht ganz gleichgezo- 
gen; Griechenland hat tiefgreifende wirtschaftliche Probleme und eine unsichere 
politische Lage. Und zu beachten ist der Fall der Türkei, die versuchte, die öko- 
nomischen, politischen und kulturellen Veränderungen zu schaffen, die sie nach 
Europa gebracht hätte - und scheiterte. 

Ohne »das System« wären wir wie der Westen gewesen: Dies ist die Prämisse 
des osteuropäischen Syllogismus. Aber es gibt viele Länder auf der ganzen Welt, 
die nie kommunistische Herrschaft erlebt haben und dennoch dem »Süden« ver- 
haftet bleiben: 60% der Weltbevölkerung lebt in Ländern, die kapitalistisch und 
arm sind und ın Abständen von Ausbrüchen organisierter Gewalt beherrscht 
werden. Armut, Ungleichheit, Ineffizienz, Repression und ausländische Vorherr- 
schaft bilden die Alltagserfahrung von Milliarden Menschen, für die der 
»Westen« der »Norden« bleibt. 

Welche Gewähr haben wir von daher, den Syllogismus zu vervollständigen, zu 
glauben, daß jetzt, da »das System« weg ist, Osteuropa seinen Weg in Richtung 
»Demokratie, Marktwirtschaft und Europa«, zum »Westen« finden wird? 

Die Geographie ist der Hauptgrund. Es gibt im Europa von heute keinen Platz 
für nichtdemokratische Politik: Demokratische Institutionen sind ein sine qua 
non für jedes Land, das bestrebt ist, ein Mitglied dieser Gemeinschaft zu wer- 
den. Ob die geographische Lage auch Investitionsströme anziehen wird, ist 
schon eine offene Frage: bisher hat sie es nicht. Und wenn nicht, sehe ich keine 
Gründe, warum die Zukunft Bulgariens, Ungarns oder Polens sich von der Ar- 
gentiniens, Brasiliens oder Chiles unterscheiden sollte. 

Osteuropäer neigen dazu, Lateinamerika mit überlegener Miene zu betrachten. 
Sie blicken über den Ozean auf ein Land der Miltärputsche, Oligarchien von 
Großgrundbesitzern, populistischen Bewegungen, Dschungel und Strände: exo- 
tisch, vielleicht attraktiv, aber unzivilisiert. Und sie verorten sich selbst am Ur- 
sprung der höchsten, der europäischen Kultur. Sie vergessen ihre eigenen Mili- 
tärputsche, ihre eigenen Landoligarchien, ihre eigenen populistischen Bewegun- 
gen, ihren eigenen Nationalismus und ihre Xenophobie. Doch kenne ich nicht 
wenige polnische Dörfer, in denen sich Gabriel Garcia Marquez sofort zu Hause 
fühlen würde; ich höre die Lockungen des Tangos für das polnische Ohr; ich 
habe das Gewicht von Hunderttausenden auf meinen Schultern verspürt, die 
mich auf die Knie drückten vor der Statue der heiligen Jungfrau Maria, vor der 
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Königin von Czestochowa und der Tiranita von Santiago del Estero. Und kön- 
nen Sie sich ein westeuropäisches Parlament vorstellen, das sich angesichts einer 
Tagesordnung mit mehreren grundlegenden wirtschaftlichen Gesetzesvorhaben in 
eine Debatte über die Frage stürzen würde, ob die Krone des Adlers auf dem 
Wappen mit einem Kreuz versehen werden sollte? 

Vergessen Sie einen Moment lang die geographische Lage und setzen Sie Polen 
an die Stelle von Argentinien, Ungarn an die Stelle von Uruguay. Sie werden 
schwache Staaten sehen, desgleichen Organisationen, politische Parteien und an- 
dere Verbände, die unwirksam repräsentieren und mobilisieren, monopolistische 
Ökonomien, die überprotektioniert und überreguliert sind, Landwirtschaften, die 
ihre eigenen Leute nicht ernähren können, aufgeblähte staatliche Bürokratien, 
fragmentarische und rudimentäre Wohlfahrtseinrichtungen. Und würden Sie 
nicht schließen, daß solche Bedingungen Regierungen ausbrüten, die den Pres- 
sionen großer Unternehmen ausgesetzt sind, populistische Bewegungen mit 
zweifelhafter Bindung an demokratische Institutionen, Streitkräfte, die drohend 
am Rande stehen, Kirchenhierarchien, die zwischen Autoritarismus und sozialer 
Gerechtigkeit hin- und hergerissen sind, nationalistische Gefühlswelten, die für 
Fremdenfeindlichkeit anfällig sind? 

Nichts von dem Genannten zwingt zu dem Schluß, daß die Zukunft Osteuropas 
festgeschrieben ist oder daß Lateinamerika zum Scheitern verurteilt ist. 

Erstens sind die Wege zu Wohlstand und Demokratie nicht abgeschnitten: Spa- 
nien, Portugal und Griechenland sind erfolgreich der Armut und dem Autorita- 
rismus entronnen und vielleicht machen Südkorea, selbst Taiwan und Thailand 
ihren Weg. Ein solches Gelingen mag äußerst selten sein, aber es ist möglich. 
Zweitens sind die Bedingungen in den einzelnen Ländern nicht gleich: Chile hat 
die Last ökonomischer Umwälzungen unter autoritärer Herrschaft getragen, 
während Brasilien immer noch mit einer schlechter werdenden Wirtschaftslage 
konfrontiert ist. Die Tschechoslowakei hat fast keine Auslandsschulden, wäh- 
rend Ungarn durch sie gelähmt ist; Uruguay scheint seine Probleme mit dem 
Militär gelöst zu haben, während Argentinien weiterhin mit der Angst vor einem 
Putsch lebt; Ungarn hat schon ein Parteiensystem und legitime Institutionen, 
während Rumänien noch keins von beidem hat. Die Geographie, was auch im- 
mer sie festlegen mag, reicht nicht hin, um die ökonomischen und politischen 
Zukunftsaussichten zu formen. 

Was ich allerdings glaube ist, daß die Fragen, die sich im heutigen Osteuropa 
stellen, die klassischen Fragen zur Ökonomie, Politik und Kultur des Armutska- 
pitalismus sind. Diese Fragen verweisen uns zurück auf die andauernde Proble- 
matik von Demokratie und Entwicklung. Wir müssen immer noch die vier klas- 
sischen Fragen beantworten, die unsere Forschungsarbeit seit mindestens zwei 
Jahrzehnten anleiten: 
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1. Welche Formen demokratischer Institutionen werden am wahrscheinlichsten 
überdauern? 

2. Welche Formen ökonomischer Systeme - besonders Eigentumsformen, Allo- 
kationsmechanismen und Entwicklungsstrategien - erzeugen am wahrscheinlich- 
sten Wachstum mit einer humanen Verteilung des Wohlstands? 

3. Welches sind die politischen Bedingungen für ein erfolgreiches Funktionieren 
des ökonomischen Systems, für Wachstum mit materieller Sicherheit aller? 

4. Welches sind die ökonomischen Bedingungen für die Festigung der Demo- 
kratie in dem Sinne, daß Gruppen sich ohne Furcht und in geregeltem Rahmen 
organisieren und ihre Interessen verfolgen können? 


Dies sind keine neuen Fragen. Aber neu ist heute, daß sie sich Osteuropa ebenso 
wie Afrika und Lateinamerika stellen: Der »Osten« ist der »Süden« geworden. 


Übersetzung: Klaus Fritz 
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Frank Ettrich 
Neotraditionalistischer Staatssozialismus. 
Zur Diskussion eines Forschungskonzeptes 


»Die gleiche historische Erscheinung kann z.B. in einem Teil ihrer 
Bestandteile ‘feudal‘, im anderen 'patrimonial', in noch anderen 'bureau- 
kralisch', in wieder anderen 'charismatisch' geartet sein.« 


Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft 


I. Einleitung 


Die Philosophie, lautet einer der am häufigsten zitierten Sätze Hegels, erscheint 
erst in der Zeit, »nachdem die Wirklichkeit ihren Bildungsprozeß vollendet und 
sich fertig gemacht hat«; wenn sie »ihr Grau in Grau malt, dann ist eine Gestalt 
des Lebens alt geworden«. Alt geworden, tödlich ermattet und zusammengebro- 
chen ist nun auch jener spezifische Typ von Partei-Staat, jene besondere Form 
staatlich induzierter und getragener Industrialisierung und jenes eigentümliche 
Gefüge politischer und sozialer Beziehungen, die im Gefolge der Russischen und 
Chinesischen Revolution entstanden und sich entfalteten und nach 1945 den in 
den sowjetischen Machtbereich gelangten Ländern Ost- und Südosteuropas ok- 
troyiert wurden. 

Der Staatssozialismus als ordnungspolitisches Konzept und emanzipatorisches 
Projekt ist nicht nur in der Sowjetunion und in Osteuropa, er ist generell ge- 
scheitert. Die Länder, die nach 1945 mehr oder weniger freiwillig das stalinisti- 
sche Modell antikapitalistischer Industrialisierung übernommen haben, stehen 
heute alle vor dem gleichen Scherbenhaufen wie die Sowjetunion selbst. In Ost- 
und Südosteuropa erweist sich, daß das alte Ost-West-Gefälle innerhalb Europas 
nicht aufgehoben wurde und die Bilanz nach 70 bzw. 40 Jahren Sozialismus in 
nahezu jeder Hinsicht negativ ist. 

Das Tempo und die Radikalität des Zusammenbruchs jener antikapitalistischen 
und antidemokratischen (Gegen-) Moderne, die der Realsozialismus ja wohl war, 
lassen die Erkenntnis (Hegels Philosophie) allerdings eher auf ältere, bereits als 
überholt angesehene Konzeptualisierungsversuche des Realsozialismus zurück- 
greifen; sachliche, von der »Weisheit der Philosophie« im Sinne Hegels getrage- 
ne Neuansätze sind (noch?) selten. 

Insbesondere in der um fünf Länder erweiterten Bundesrepublik Deutschland 
neigen der öffentliche und mit ihm der wissenschaftliche Diskurs unter dem 
Druck der Obduktionsbefunde über die Staatsleiche »DDR« dazu, die historische 
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Bewältigung der realsozialistischen Vergangenheit Ostdeutschlands unter ver- 
stärktem Bezug auf Wahrnehmungsmuster und analytische Konstrukte zu unter- 
nehmen, die der Totalitarismus-Theorie und ihrem Umfeld entstammen. 

Für westliche Beobachter - so unterschiedlich ihr Zugang auch immer war - galt 
es in der Vergangenheit ohnehin als ausgemacht, daß Gewalt und Terrorherr- 
schaft die wichtigsten, wenn nicht einzigen Garanten der inneren Stabilität 
staatssozialistischer Gesellschaften waren. In dieser Annahme waren sich Rechte 
wie Linke einig, wenngleich die Linke die stalinistische Deformation des Sozia- 
lismus als historischen Irrtum, als Abweichung von der marxistischen Lehre kri- 
tisierte, während die Rechte gerade darin einen erschreckend wahren Ausdruck 
des Marxismus sah. In beiden Fällen trägt das gemeinsame Vorurteil bis heute 
dazu bei, daß die sozialen Grundlagen und Mechanismen der Funktions- und Le- 
gitimationsweise staatssozialistischer Gesellschaften im Dunkeln bleiben. 
Andererseits sieht sich heute eine große Mehrheit der 16 Millionen DDR-Deut- 
schen subjektiv oder faktisch politisch vor die Notwendigkeit gestellt, die eigene 
DDR-Biographie doch noch irgendwie zu der eines Totalitarismus-Opfers umsti- 
lisieren zu müssen, um den sehnsüchtig erwünschten beruflichen und sozialen 
Neuanfang erfolgreich bewerkstelligen zu können. Wer sich zukünftig einmal 
der Aufgabe unterziehen will, die dabei geleistete und noch zu leistende »Ver- 
drängungsarbeit« plastisch vorzuführen, wird der sozialen Ironie eines Vilfredo 
Paretos oder eines Thorstein Veblens dringend bedürfen. Schon in der Hochzeit 
des politischen Umbruchs in der ehemaligen DDR war zu beobachten, wie 
Virtuosen in der Handhabung stalinistischer und neostalinistischer Herrschafts- 
praktiken dazu aufriefen, nunmehr auch die »kleinen Stalins« ausfindig und 
unschädlich (!) zu machen, oder wie habituelle Stalinisten eilig »Geschichten des 
Stalinismus« verfaßten. 

Der vorliegende Beitrag geht zunächst von der eigenen alltagsweltlichen Erfah- 
rung und Erinnerung des Autors aus, wonach die totalitären Repressalien 
tatsächlich nur eine kleine und exakt abgesteckte Gruppe politisch Aktiver traf, 
diese jedoch mit voller Wucht. Die Masse der Bevölkerung war ein stilles Ar- 
rangement mit der Macht eingegangen, wofür es bereits genügte, sich an die 
»Regeln des sozialistischen Zusammenlebens« zu halten, »einer geregelten Arbeit 
nachzugehen« und nirgendwo aus der Reihe zu tanzen. Eine solche Sichtweise 
soll keinesfalls über die tatsächliche Unterdrückung und Manipulation hinweg- 
täuschen; Angst, latente und tatsächliche Gewalt gehörten bis zum Ende zu den 
Integrationsmechanismen des staatssozialistischen Systems. Aber dies ist eben 
nur die eine Seite der Medaille. 

Einen konzeptionellen Ansatz, der sowohl die Gewaltmechanismen als auch die 
Aspekte der friedlichen Übereinstimmung innerhalb der staatssozialistischen Ge- 
sellschaften sinnvoll integriert, sehe ich in dem von Ken Jowitt (1983) entwik- 
kelten und von Günther Roth (1987: vor allem 58-86) vervollkommneten Ansatz 
der poststalinistischen Gesellschaften als neotraditionalistischer Gesellschaften. 
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Ich werde zunächst noch einmal die Grundzüge der beiden dominanten Analy- 
semodelle realsozialistischer Gesellschaften - des Totalitarismusmodells und sei- 
nes Gegenentwurfs, des Pluralismusmodells - skizzieren, mit dem Ziel, den heu- 
ristischen Wert und die ergänzende Mehrleistung des Ansatzes von Jowitt und 
Roth zu akzentuieren (II), werde dann den Ansatz von Jowitt und Roth referieren 
(II), um schließlich einige Erweiterungen dieses Ansatzes vorzunehmen, die der 
m.E. zentralen Tatsache Rechnung tragen, daß die staatssozialistischen Gesell- 
schaften politisch konstituierte und verfaßte Arbeitsgesellschaften waren, ihre 
tatsächlichen Funktions- und Legitimationsmechanismen also primär im Produk- 
tionsbereich ausfindig gemacht werden müssen, als institutionalisierter Kliente- 
lismus in den betrieblichen Arbeits- und Autoritätsstrukturen (IV). 


II. Staatssozialistische Gesellschaften als »totalitäre« bzw. partiell 
»pluralistische« Gesellschaften 


Der ältere »klassische« Totalitarismusbegriff! bezog sich vor allem auf die Form 
politischer Herrschaft und stellte institutionelle Aspekte und psychologische Fra- 
gen ins Zentrum der Aufmerksamkeit. Dabei kann man eigentlich kaum von ei- 
nem oder von dem Totalitarismusansatz sprechen. Vielmehr gab es und gibt es 
eine Anzahl konkurrierender theoretisch-analytischer Überlegungen. Sie teilen 
allerdings einige Grundannahmen: 

Grundüberzeugung totalitarismustheoretischer Ansätze ist die Auffassung, daß 
mit dem Nationalsozialismus/Faschismus und mit dem Kommunismus völlig 
neuartige, alle gesellschaftlichen und politischen Bereiche erfassende Herr- 
schaftssysteme entstanden sind, die mit den klassischen Begriffen wie Diktatur, 
autoritäres aber auch bürokratisches Herrschaftssystem in ihrem Wesen nicht 
zutreffend zu beschreiben sind. In derartigen Systemen existieren Ideologien mit 
einem absoluten Wahrheitsanspruch, deren Vertreter für sich die Fähigkeit re- 
klamieren, Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft verbindlich zu deuten und 
daraus eine die gesamte Gesellschaft erfassende und mobilisierende politische 
Strategie abzuleiten. Das Machtmonopol einer Partei, verbunden mit dem Terror 
der Geheimpolizei und die sich aus den modernen Organisationstechniken erge- 
benden Chance, alle Gesellschaftsmitglieder organisatorisch mehrfach zu erfas- 
sen und zu kontrollieren, die zentrale Planung der Volkswirtschaft in all ihren 
Aspekten, der hierarchische Aufbau des Gesamtsystems in der Regel mit einer 


1 Vgl. Arendt 1958; Friedrich 1954. In der zweiten, revidierten Fassung von 1965 notierte C. J. 
Friedrich folgende Merkmale totalitärer Systeme: »(1) eine totalitäre Ideologie; (2) eine Einzel- 
partei, die an diese Ideologie glaubt und üblicherweise von einem Mann, dem Diktator geführt 
wird; (3) eine voll entwickelte Geheimpolizei; und schließlich drei Formen von Monopolen, ge- 
nauer, von monopolistischer Kontrolle: Kontrolle (a) der Massenmedien, (b) der Einsatzwaffen, 
(c) aller Organisationen, einschließlich der ökonomischen, soweit sie mit einer zentralistischen 
Planungsökonomie verbunden sind« (Friedrich/Zrzezinuki 1965: 61). Damit ist bereits deutlich 
weniger Gewicht auf den Terror gelegt als noch in der ersten Ausgabe von 1954. 
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Person als Führer oder Generalsekretär an der Spitze ermöglicht die Indienst- 
nahme der Gesellschaft für die Ziele einer relativ kleinen Führungsgruppe. 

Die Kaderpartei akzeptiert keine legalen und moralischen Schranken ihrer Aktio- 
nen: sie strebt nach uneingeschränkter Macht, totaler Unterordnung und totaler 
Transformation der Gesellschaft im vorgeschriebenen Sinne der marxistisch- 
leninistischen Staatsideologie, Terrorisierung ausgewählter Teile der Bevölke- 
rung einerseits, Unterwerfung des Restes mittels ausgefeilter Methoden der Er- 
zeugung von Angst und Furcht andererseits, kennzeichnen die Herrschaftstech- 
niken der Einheitspartei und ihrer instrumentalisierten Organisationen. 

Zwei Charakteristika kennzeichnen die soziale Beschaffenheit totalitärer Gesell- 
schaften: Zum einen wird die Natur der Bindungen zwischen der Staatspartei 
und ihren aktiven Anhängern hervorgehoben. Es ist eine unpersönliche, ideolo- 
gische Bindung, die auf politischer Zustimmung und psychologischen Identifi- 
kationsmechanismen basiert. Totalitäre Bewegungen beziehen sich weniger auf 
die materiellen Interessen ihrer Anhänger, sondern eher auf die Mechanismen 
der Massenpsyche: »Eine große Anzahl von Menschen folgt totalitären Bewe- 
gungen nicht primär vom Standpunkt des ökonomischen Kalküls, sondern wird 
stattdessen angesprochen vom nihilistischen Ton totalitärer Bewegungen als von 
einem expressiven Ausdruck ihrer Gefühle und Ressentiments gegen die Gegen- 
wart" (Kornhauser 1959: 48). Diese fundamentale ideologische Orientierung 
wird auf Dauer gestellt, nachdem die Bewegung zur Macht gelangt ist, und dient 
der Partei zur Mobilisierung breiter Teile der Bevölkerung für ihre Ziele. 

Das zweite Merkmal ist die soziale Atomisierung der Gesellschaft: Im Laufe der 
kommunistischen Transformation der jeweiligen Gesellschaften werden alle Bin- 
dungen und Institutionen zerstört, die nicht einen funktionalen Bezug zu den 
Zielen der Partei aufweisen. Totalitäre Gesellschaften dulden keine legitime Un- 
terscheidung zwischen privater und öffentlicher Sphäre. Nicht ihren Zielen un- 
tergeordnete Loyalitäten sind für die monopolistische Einheitspartei potentiell 
subversiv. Mit den Begriffen Entfremdung, Anomie, Einsamkeit und neuerdings 
»Entsubjektivierung« wird diese Struktur in der Regel zu erfassen versucht. 
Schon die Schöpfer des Totalitarismus-Konzeptes gingen davon aus, daß kom- 
munistische Regime allmählich auf die Favorisierung des politischen Terrors bei 
der Verwirklichung ihrer Ziele verzichten würden und daß es ihnen auf Dauer 
nicht gelingen würde, ihre Gesellschaften in einem Zustand politischer Mobili- 
sierung zu halten. Obwohl es in den vergangenen Jahrzehnten eine Reihe expli- 
ziter Diskussionen darüber gab, in welchem Sinne das Konzept totalitär verfaßter 
politischer Systeme modifiziert werden sollte, wurde niemals eindeutig geklärt, 
in welchem Maße und auf welchem Wege dies geschehen müsse. Die Entwick- 
lungen der jüngsten Geschichte bekräftigen wohl die häufig geäußerte Ansicht, 
daß der weitgehende Bruch mit dem offenen politischen Terror und den Kampag- 
nen der Massenmobilisierung keine grundsätzliche Änderung, sondern eher eine 
Rationalisierung und Verfeinerung der Instrumente totalitärer politischer Kon- 
trolle darstellte. Implizit jedenfalls bleibt die Annahme bestehen, daß die staats- 


102 Frank Ettrich 


sozialistischen Gesellschaften bis zu ihrem Ende durch soziale Atomisierung und 
unpersönliche ideologische Bindungen zwischen der totalitären Partei und ihren 
Anhängern gekennzeichnet waren. 

Alternative Modelle (etwa Skilling 1970 sowie Skilling/Griffiths 1970) nahmen 
ihren Ausgangspunkt von der Beobachtung, daß die poststalinistischen Systeme 
weitgehend auf politischen Terror und Massenmobilisierung verzichteten und sa- 
hen parallel zu dieser Entwicklung die Rückkehr gewisser Ansätze politischen 
Wettbewerbs innerhalb eines nach wie vor bestehenden engen Rahmens politi- 
scher Kontrolle. Nach der für die revolutionäre Phase totalitärer Herrschaft typi- 
schen Atomisierung formieren sich wieder soziale Gruppen und beginnen ihre 
Gruppeninteressen zu artikulieren und zu verfolgen. Da es keine öffentliche Are- 
na für den politischen Wettbewerb gibt, erfolgen politische Auseinandersetzun- 
gen in den Gefilden »bürokratischer Kryptopolitik« (Rigby 1983: 8); die Partei- 
ungen existieren eher in Gestalt von Cliquen und Seilschaften. Die Gruppenakti- 
vitäten sind nicht formal organisiert und institutionalisiert wie Interessengruppen 
in den liberalen Demokratien des Westens, basieren jedoch auf identifizierbaren 
Gruppeninteressen. 

Obwohl sich im Falle dieser sogenannten »pluralistischen Sozialismusmodelle« 
noch weniger von einem oder dem Ansatz sprechen läßt als bei dem Totalitaris- 
muskonzept, eher von der typisierenden Charakterisierung einer Theorie-Fami- 
lie, läßt sich auch hier eine gemeinsame Grundannahme ausmachen, die als dezi- 
diert soziologisch zu kennzeichnen ist: Reale politische Aktivitäten gehen auf 
Gruppen mit identifizierbaren Gruppeninteressen zurück und diese Gruppen han- 
deln in oder mittels formaler politischer Institutionen, welche meist die faktische 
Natur der Gruppenaktivität maskieren. 

In der Alternative von Totalitarismus- und Pluralismus-Modellen des Staatsso- 
zialismus reproduziert sich somit die Kontroverse von liberalistischen und grup- 
pentheoretischen Grundannahmen in der westlichen politischen Soziologie. Die 
Gruppentheorie war eine Reaktion gegen ältere Theorien, die die formalen poli- 
tischen Institutionen liberaldemokratischer Systeme zum Ausgangs- und End- 
punkt der Erklärung von derem faktischen politischen Funktionieren machten. 
Die Gruppentheorie »war eine soziologische Revolte gegen den Rechtsformalis- 
mus: Gruppenhandeln konstituiert die Realität des politischen Lebens; Gruppen 
operieren hinter der formalen institutionell-legalen Maske von Gesellschaft und 
Staat" (Almond 1983: 245). 

Von gruppentheoretischen Annahmen inspirierte Analysen poststalinistischer Ge- 
sellschaften konzentrieren sich auf die Klassifikation und Beschreibung von 
Gruppen: deren Identität, deren Grenzen und Interessen sowie deren Chancen bei 
der Organisation von politischem Einfluß und bei der Durchsetzung ihrer parti- 
kularen Interessen. Die offiziellen Institutionen der staatssozialistischen Gesell- 
schaft zur Organisation des politischen Lebens - die marxistisch-leninistische 
Partei (»Partei neuen Typs«) und die ihr subsumierten staatlichen und gesell- 
schaftlichen Organisationen - interessieren bei dieser Sichtweise primär als 
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pseudo-Ööffentliche Arenen, die den einzelnen Gruppen Möglichkeiten bieten, 
ihre Interessen zu vertreten. 

Der »Neotraditionalismus«-Ansatz, den ich im folgenden Abschnitt skizzieren 
möchte, teilt einige Annahmen der beiden hier idealtypisch akzentuierten An- 
sätze, er weicht aber auch in einigen Grundannahmen vom Totalitarismuskonzept 
und von pluralistischen Konzepten ab. Mit der Totalitarismustheorie nimmt er 
an, daß das Verständnis des neuartigen Charakters und der Funktionsweise von 
»Parteien neuen Typs« zentral ist für die Analyse staatssozialistischer Gesell- 
schaften. Die dort entwickelten Organisationsformen und -strategien formen die 
Muster sozialer Assoziation und politischen Verhaltens in sozialistischen Gesell- 
schaften. Bei Anerkennung der Existenz spezifischer Zwangsmechanismen in der 
Form exzessiver politischer Überwachung und Kontrolle, akzentuiert der Neo- 
traditionalismus-Ansatz aber stärker das ebenfalls vorhandene ausgefeilte System 
positiver politischer, ökonomischer und sozialer Anreize für Loyalität gegenüber 
dem System. Zentral ist für ihn die Annahme, daß von der Etablierung der 
staatssozialistischen Regime an politische Loyalität und Partizipation systema- 
tisch durch Karriereaussichten, Mobilitätschancen und spezifische Distributions- 
leistungen erzeugt wurden, über die die politischen Funktionäre und Amtsinha- 
ber auf allen Stufen der politischen Hierarchie als Instrumentarien der individu- 
ellen und kollektiven Mobilisierung von Handeln verfügten. 

Wo die Totalitarismustheorie die Betonung auf psycho-terroristische Mechanis- 
men der Einschüchterung und Verbreitung von Angst legt, betont das Neotradi- 
tionalismus-Konzept die Vernetzung von ökonomischer und politischer Macht in 
den von den marxistisch-leninistischen Systemen ins Leben gerufenen bzw. ad- 
aptierten Anreizsystemen. Auch entwickelt der Neotraditionalismus-Ansatz ein 
größeres analytisches Verständnis für die paradoxen Effekte kommunistischer 
Herrschaftspraxis: Bei ihrem Versuch, die beherrschten Gesellschaften zu mobi- 
lisieren und zu transformieren, gaben die »Parteien neuen Typs« zwar unpersön- 
liche ideologische Standards politischen Verhaltens vor und diese wurden auch 
in den historischen Perioden, da die vorgefundene Sozialstruktur radikal trans- 
formiert wurde, als normative Leitbilder beansprucht. Aber der Versuch der 
praktischen Umsetzung vorgegebener unpersönlicher Standards erzeugte im 
Austausch gegen politische Loyalität und ideologische Anhängerschaft ein Sy- 
stem individueller und kollektiver Bevorzugungen - am Ende eine ausgeprägte 
Subkultur sozialer Netzwerke in allen sozialen Bereichen, die sich nur unzurei- 
chend als »informelle Beziehungen« beschreiben lassen. 

Die Totalitarismustheorie konzentriert sich auf die Phänomene der Ideologisie- 
rung aller gesellschaftlicher Aktivitäten und die ideologische Feindschaft der 
Partei gegenüber persönlichen Bindungen und Beziehungen, aber sie verfehlt die 
nichtintendierten sozialen Konsequenzen der ideologischen Orientierung der 
Partei: Funktionäre und Parteiorganisationen entwickelten stabile Netzwerke 
loyaler Klienten, die politische Loyalität und Partizipation austauschen gegen 
Karrieremöglichkeiten und andere soziale und materielle Vorteile. 
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Das Ergebnis dieser Entwicklung ist schließlich ein hochgradig artifizielles 
Netzwerk von neuartigen Patron-Klient-Beziehungen, welches von der marxi- 
stisch-leninistischen Partei und ihren Funktionären aufrechterhalten wird und 
integraler Bestandteil ihrer Herrschaftsausübung und -sicherung ist. Ein kliente- 
listisches System, in dem Loyalität gegenüber der Partei und ihrer Ideologie 
vermischt ist mit persönlichen Loyalitäten zwischen Partei- und Staatsfunktio- 
nären und ihren Klienten - Parteimitgliedern und Parteilosen. 

Vor diesem Hintergrund läßt sich das totalitarismustheoretische Grundmotiv von 
der sozialen Atomisierung und Zerstörung aller für die Ziele der Einheitspartei 
dysfunktionalen sozialen Beziehungen nur schwer aufrechterhalten. Das Modell 
des Neotraditionalismus geht daher von der Existenz einer reichen Subkultur in- 
strumentell-personaler Beziehungen aus, die es den Gesellschaftsmitgliedern 
überhaupt erst gestatten, an ideologischen Verbotsschildern und eklatanten Man- 
gelerscheinungen vorbei an knappe und begehrte Ressourcen zu gelangen, deren 
Verteilung de facto in der Hand der Partei- und Staatsfunktionäre lag - vom Ge- 
neralsekretär angefangen bis hin zu den untersten Chargen des politischen Sy- 
stems. Die offizielle Partei-Ideologie und die verkündete sozialistische Gesell- 
schaftsmoral haben sich dieser selbstinduzierten Entwicklung immer entgegenge- 
stellt und ihre faktische Existenz bestritten. Der realsozialistische Parteistaat ver- 
stand sich aber während seiner gesamten Existenz als - um ein treffendes analyti- 
sches Konstrukt Ernst Fraenkels zu zitieren - «Doppelstaat« (Fraenkel 1974: vor 
allem 25-88). Dies brachte es zwangsläufig mit sich, daß ein großer Teil rechtli- 
cher, politischer und Verteilungs-Entscheidungen in den Ermessensspielraum 
mehr oder weniger subalterner Partei- und Staatsfunktionäre gelegt war. 
Während also die Totalitarismustheorie an den staatssozialistischen Gesellschaf- 
ten die Züge unpersönlicher Mobilisierung und sozialer Atomisierung unter- 
streicht, betont das Modell der staatssozialistischen Gesellschaften als neotradi- 
tionalistischer Gesellschaften den persönlichen Partikularismus bei der Vertei- 
lung von Gütern, Einkommen und Karrierechancen, das wuchernde Netzwerk 
von Patron-Klient-Beziehungen, welches von der kommunistischen Partei gezielt 
zur Herrschaftssicherung und Herrschaftsausübung eingesetzt wurde und schließ- 
lich eine reiche Subkultur instrumentell-persönlicher Beziehungen, die sich mehr 
und mehr der ideologischen Kontrolle der Partei entzog. 

Mit den »Pluralismus«-Modellen teilt der Neotraditionalismus-Ansatz die An- 
nahme, daß die realsozialistischen Gesellschaften auf allen Ebenen des politi- 
schen Systems und in allen sozialen Bereichen Situationen des sozialen Konflikts 
und politischen Wettbewerbs aufweisen und die Gesellschaftsmitglieder über ein 
breites Mittelreservoir zur Durchsetzung ihrer Interessen verfügen. Er teilt aber 
nicht unbedingt die Annahme, daß reale politische und soziale Kräfte immer nur 
von klar definierbaren Gruppen ausgehen und diese sich formaler politischer In- 
stitutionen zur Durchsetzung ihrer Interessen lediglich bedienen. Die genuinen 
politischen Institutionen der staatssozialistischen Gesellschaften formten nicht 
einfach nur das politische Verhalten und schufen nicht nur einfach funktionale 
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Muster politischer und persönlicher Loyalitäten, sie erzeugten vielmehr damit 
die soziale Struktur realsozialistischer Gesellschaften selbst. 

Auch lassen sich nicht nur soziale oder politische Gruppen als politische Akteure 
und die Beziehungen zwischen solchen Gruppen als die Grundelemente der Sozi- 
alstruktur ausmachen. Die kommunistische Partei schuf gerade soziale Institutio- 
nen an den faktischen Gruppenidentitäten und individuellen Zurechnungsprozes- 
sen zu diesen vorbei: Die Ideologie und reale Geschichte der »sozialen Zwi- 
schenschicht Intelligenz« und die diffizilen Mechanismen der Kanalisierung po- 
litischer Interessen und Aktivitäten einzelner Intellektueller und Intellektuellen- 
gruppen geben dafür ein schlagendes Beispiel. 

Die kommunistische Partei band immer Minoritäten aller »gesellschaftlicher 
Klassen und Schichten« in ein politische Loyalität generierendes Netzwerk ein 
und tolerierte dafür das wuchernde System instrumentell-personaler Beziehun- 
gen, das durchaus Züge von Korruption annehmen konnte. Das flächendeckende 
System der parteikontrollierten gesellschaftlichen Massenorganisationen exi- 
stierte immer nur in einem Spannungsverhältnis zu den tatsächlich gesellschaftli- 
chen Gruppeninteressen und -aktivitäten; es versuchte diese zu pazifizieren und 
zu neutralisieren. Will man eines der grundlagentheoretischen Konzepte, die die 
zeitgenössische Soziologie zur Verfügung stellt, für die Analyse der sozialen 
Verfaßtheit und sozialen Struktur realsozialistischer Gesellschaften favorisieren, 
so ist es das des «sozialen Netzwerkes«. 

Schließlich unterscheidet sich der Neotraditionalismus-Ansatz ganz grundsätzlich 
von den eher impliziten konvergenztheoretischen Annahmen der pluralistischen 
Modelle. Nach Jowitt (1983: 275) läßt sich die Geschichte der Gesellschaften 
sowjetischen Typs nicht als - wie partiell auch immer - Annäherung an die plu- 
ralistischen Demokratien des Westens begreifen, sondern als Prozeß der Entfal- 
tung eines historisch völlig neuartigen Typs eines institutionalisierten Kliente- 
lismus. 


IE. Staatssozialistische Gesellschaften als neotraditionalistische Gesell- 
schaften 


Der Terminus »Neotraditionalismus« ist gerade im deutschsprachigen Raum eher 
mißverständlich. Legt er doch sofort nahe, es handele sich dabei um eine Refor- 
mulierung der Theorie historischer Erbschaften mit den Mitteln, die Max We- 
bers Idealtypus der »traditionalen Herrschaft« bereitstellt. Das Gegenteil ist rich- 
tig. Jowitt will am Beispiel der Geschichte der Sowjetunion zeigen, wie sich 
staatssozialistische Gesellschaften systemimmanent, ausgehend von ihrer spezifi- 
schen ökonomischen Verfaßtheit und der Ambivalenz ihrer offiziellen Ideologie 
und ihrer politischen Institutionen in neotraditionalistische Gesellschaften wan- 
deln. Dieser systemimmanente Evolutionsprozeß wurzelt ausschließlich in den 
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kommunistischen Institutionen, also primär in der »Partei neuen Typs« bolsche- 
wistischer Provenienz. 

Zwar handelt es sich bei Jowitts Ansatz um eine Anwendung der Weberschen 
Herrschafts- und Religionssoziologie, aber eben nicht nur des Idealtypus tradi- 
tionaler Herrschaft. Vielmehr möchte Ken Jowitt zeigen, »daß Webers Dreitei- 
lung, wenn sie richtig formuliert ist, tatsächlich die beste Grundlage für unser 
Verständnis der Organisation und Entwicklung leninistischer Regime ist" (1983: 
294). 

Unter »Neotraditionalismus« versteht er die Entwicklung der KPdSU von einer 
völlig neuen Form charismatischer Organisation und Herrschaft zu einer Stan- 
desorganisation von Parteikadern, deren Interessen primär persönlicher, famili- 
aler und materieller Natur sind und die nicht nur aus ihrem autoritären Füh- 
rungsanspruch heraus, sondern schon aus partikularistischen Gründen gegen po- 
litische und ökonomische Reformen sind. 

Mit seinen Ausführungen zum Problem der »Veralltäglichung des Charismas« 
hat Max Weber die Grundlagen einer solchen Interpretation bereits selbst gelegt. 
Im jüngeren herrschaftssoziologischen Teil von »Wirtschaft und Gesellschaft« 
heißt es allgemein: 

»In ihrer genuinen Form ist die charismatische Herrschaft spezifisch außeralltäglichen Charakters 
und stellt eine streng persönliche, an die Charisma-Geltung persönlicher Qualitäten und deren 
Bewährung geknüpfte soziale Beziehung dar. Bleibt diese aber nun nicht rein ephemer, sondern 
nimmt sie den Charakter einer Dauerbeziehung: - 'Gemeinde' von Glaubensgenossen oder Kriegern 
oder Jüngern, oder: Parteiverband, oder politischer, oder hierokratischer Verband - an, so muß die 
charismatische Herrschaft, die sozusagen nur in statu nascendi in idealtypischer Reinheit bestand, 
ihren Charakter wesentlich ändern: sie wird traditionalisiert oder rationalisiert (legalisiert) oder: 
beides in verschiedenen Hinsichten. Die treibenden Motive dafür sind die folgenden: a) das ideelle 
oder auch materielle Interesse der Anhängerschaft an der Fortdauer und steten Neubelebung der 
Gemeinschaft, - b) das noch stärkere ideelle und noch stärkere materielle Interesse des Ver- 
waltungsstabes: der Gefolgschaft, Jüngerschaft, Parteivertrauensmännerschaft usw., daran: 1. die 
Existenz der Beziehung fortzusetzen, - und zwar sie 2. so fortzusetzen, daß dabei die eigene Stel- 
lung ideell und materiell auf eine dauerhafte Alltagsgrundlage gestellt wird: äußerlich Herstellung 


der Familien-Existenz oder doch der saturierten Existenz an Stelle der weltenthobenen familien- und 
wirtschaftsfremden 'Sendungen’ .« (Weber 1980: 134) 


Ken Jowitt sieht in der bolschewistischen »Partei neuen Typs« eine zwar neuar- 
tige, aber eben doch charismatische Organisation, bei der der Prozeß der »Ver- 
alltäglichung des Charismas« eher die Form einer »Traditionalisierung« als die 
einer »Legalisierung« annahm, die eher als »Präbendualisierung« (Verpfründung) 
denn als »Bürokratisierung« abläuft. Er arbeitet zunächst heraus, worin das Neu- 
artige an der Leninschen Partei neuen Typs als charismatischer Organisation be- 
steht: in einer eigentümlichen Verbindung von charismatischer Gesinnung und 
bürokratisch hergestellter Disziplin. 


»Der Leninismus substituiert die charismatische unpersönliche Ordnung der Partei für die verfah- 
rensmäßige Sachlichkeit, die im Westen dominiert. Lenin verknüpfte die fundamental gegensätzli- 
chen Begriffe des persönlichen Heroismus und der organisatorischen Sachlichkeit und machte da- 
raus den organisatorischen Helden, die Partei. Die "Partei neuen Typs’ ist eine Verschränkung von 
modernen Zügen (z.B. des Interesses an empirischer Untersuchung, an Diskussion und persönlicher 
Kompetenz) mit traditionalen Zügen (z.B. der Definition der Parteimitgliedschaft als eines korperati- 
ven, exklusiven, höheren Status, der die ganze Person umfaßt).« (Jowitt 1983: 277) 
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Leninistische Parteien als charısmatisch organisierte Einheiten brauchen zudem 
stets Konflikte mit ihrer Umgebung, um ihre organisatorische Integrität zu be- 
wahren. 

Die Neo-Traditionalisierung der KPdSU als dem Archetypus leninistischer Par- 
teien begann, als sie nach dem Tode Stalins darauf verzichtete, ihre Funktionäre 
und Anhänger durch politischen Terror in einem permanenten Zustand der Mo- 
bilisierung zu halten. Die in der UdSSR als »Ära der Stagnation« bezeichnete 
lange Breshnew-Ära führte dann zur Ausbildung von Elementen einer ständi- 
schen Herrschaft, »bei welcher dem Verwaltungsstab bestimmte Herrengewalten 
und die entsprechenden ökonomischen Chancen appropriiert sind ... Ständische 
Herrschaft bedeutet also stets die Begrenzung der freien Auslese des Verwal- 
tungsstabes durch den Herren.« (Weber 1980: 145). »Die Appropriation«, heißt 
es dann bei Weber weiter, »können dabei historisch ... aus dem vorher nicht 
ständischen Verwaltungsstab hervorgegangen sein.« 

Die von legaler und illegaler Privilegierung vorangetriebene Ausbildung ständi- 
scher Soziallagen gerät zunehmend in Widerspruch mit der weiterhin bean- 
spruchten charismatischen Legitimation der marxistisch-leninistischen Partei. 
Die KPdSU weigert sich, »ihr Selbstbild als heroischer Verwandler der Gesell- 
schaft zu revidieren und auch den dazugehörigen Anspruch eines exklusiven po- 
litischen Status aufzugeben, und dies in einer Situation, in der sie es anscheinend 
nicht mehr fertigbringt, eine ideologisch korrekte und strategisch machbare so- 
ziale Kampfaufgabe zu definieren« (Jowitt 1983: 278). Dies führt zum Verlust 
der »organisatorischen Integrität« der leninistischen Partei und des von ihr getra- 
genen politischen Systems. 


»Organisatorische Integrität bedeutet für eine leninistische Partei, das Kampfethos der politischen 
Funktionäre zu erhalten, die als disziplinierte, disponible Mitglieder handeln. Anders ausgedrückt 
beruht die organisatorische Integrität einer leninistischen Partei auf ihrer Fähigkeit, sowohl der 
Ritualisierung des Kampfethos wie die Umwandlung von disponiblen Parteifunktionären in nichtver- 
fügbare Parteifunktionäre zu verhindern.« (ebd.) 


Das Unvermögen einer Organisation, zwischen ihren Interessen und denen ihrer 
Mitglieder zu unterscheiden, nennt Jowitt auch die »Korruption des Leninisti- 
schen Systems«. Der Verlust organisatorischer Integrität ist die Form der Kor- 
ruption eines Systems, zu dessen Konstituentien die fehlende institutionelle 
Trennung von öffentlich-rechtlicher und privater Sphäre gehört. In diesem Licht 
erscheinen »zweite Wirtschaft«, »Schwarzmarkt« in der Sowjetunion und in den 
anderen Gesellschaften sowjetischen Typs weniger als Ausfluß persönlicher Kor- 
ruption noch überhaupt als eine primär ökonomische Erscheinung, sondern als 
ein politisches Phänomen: als zentrale Komponente des Verfalls der charismati- 
schen Herrschaft und Autorität der Leninistischen »Partei neuen Typs«. 

Jowitt stellt Korruption und Veralltäglichung des Charismas einander gegenüber, 
da Weber seines Erachtens nicht adäquat zwischen einer Veralltäglichung unter- 
schied, welche die materiellen Interessen der Mitglieder einer charismatischen 
Organisation fördert und doch organisatorische Integrität bewahrt, und einer 
»korrupten« Veralltäglichung, welche nur den Mitgliederinteressen dient. Im er- 
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sten Fall entwickelt sich Amtscharisma, im zweiten wird das Amt den Interessen 
seiner Inhaber untergeordnet. 

Jowitts These ist also, daß die UdSSR der nachstalinistischen Ära eine Korrup- 
tion des Leninistischen Organisationstypus verkörpert, weil die Partei ihre 
»organisatorische Integrität« und damit charismatische Mobilisierungsfähigkeit 
eingebüßt hat und zu einer neotraditionalen Standesordnung geworden ist. Die 
grassierende Bestechung und Korruption im herkömmlichen Sinne der Verlet- 
zung Öffentlicher Normen im privaten Interesse führen nach Jowitt nicht zur Ent- 
stehung einer leninistischen neotraditionalen Variante dessen, was Weber »politi- 
schen Kapitalismus« genannt hat. Der Wirtschaft gegenüber herrscht eine heroi- 
sche oder Beutementalität. In Abhängigkeit von ihrer Stellung in der politischen 
Hierarchie »erbeuten« die Partei- und Staatsfunktionäre die besten Erzeugnisse 
aus den »volkseigenen« Betrieben, Bevorzugungen und Privilegien aller Art. 
Jowitt verweist darauf, daß die Kader marktwirtschaftliches Verhalten nicht nur 
ablehnen, weil ein unternehmerisches System ihre materiellen Interessen ge- 
fährden würde, sondern weil es nach wie vor nicht in ihr heroisches Selbstbild 
paßt: »Die Kader bekämpfen das Ethos und die Macht des Marktes als Quelle der 
Emiedrigung und einer würdelosen Existenzweise. Ideelle und materielle Inter- 
essen erhalten so die charısmatische Einstellung der Partei gegenüber ökonomi- 
schem Handeln.« 

Bestechung und illegale ökonomische Aktivitäten gefährden das System nicht, 
solange die faktische Existenz der KPdSU das tradierte Selbstbild des revolutio- 
nären Umgestalters der Gesellschaft und damit den monopolistischen Macht- 
anspruch der Partei und ihrer Funktionäre aufrechtzuerhalten gestattet - der 
wichtigsten Bedingung dafür, daß die ganz alltäglichen »Haushalts- und Paria- 
aktivitäten« einer »gewöhnlichen Pfründnerschicht« sich hinter dem Schein cha- 
rismatischer Legitimität verborgen halten können. 

Ken Jowitts Analyse entstand vor dem historischen Hintergrund der ausklingen- 
den Breshnew-Ära. Im großen und ganzen galten die von ihm hervorgehobenen 
sozialen Mechanismen der »negativen Stabilität« des sowjetischen Systems auch 
in der mit den Schlagworten »Glasnost« und »Perestroika« verbundenen jüngsten 
Geschichte der Sowjetunion. In einem zentralen Punkt ist sie allerdings revisi- 
onsbedürftig: In dem Maße nämlich, wie der katastrophale ökonomische Ver- 
fallsprozeß und die einsetzende politische Liberalisierung die Nomenklatura 
zwangen, ihren ideologischen Widerstand gegen eine Privatisierung von Teilen 
der Wirtschaft aufzugeben, sicherte sie sich und ihren Mitgliedern individuelle 
Eigentumsrechte am vermeintlichen Staatseigentum: ein Prozeß, der verglichen 
werden kann mit den ersten Schritten bei der historischen Entstehung des Kapi- 
talismus durch die Transformation von Privilegien in monopolisierte Eigentums- 
rechte. Wie groß immer der Anteil der Korruption dabei ist - und er ist gewaltig 
- wird nur dieser Prozeß der privaten Monopolisierung von Eigentumstiteln 
durch die Nomenklatura, verbunden mit dem Wachstum des privaten Wirt- 
schaftssektors und (unsicheren) ausländischen Investitionen zur Etablierung von 
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Gruppen mit klaren ökonomischen Verwertungsinteressen führen. Die Entste- 
hung ökonomischer Interessen aber ist von entscheidender Bedeutung in einem 
Gesellschaftssystem, in dem bisher keine soziale Kraft mit einem Interesse für 
Investition und Produktivität zu identifizieren war. Nun, da mit dem Verbot der 
KPdSU der Hauptfaktor für die »negative Stabilität« des Systems allmählich ver- 
schwindet, ist es in der Lage, sich tatsächlich zu verändern. 


IV. Institutionalisierter Klientelismus in den betrieblichen Arbeits- und 
Autoritätsstrukturen 


Bereits Max Webers Herrschaftssoziologie selbst ist organisations-, nicht gesell- 
schaftszentriert; sie geht nicht von einer Theorie gesellschaftlicher Strukturen 
und Prozessen aus, sondern von einem geschlossenen, determinierten admini- 
strativen System, das mit anderen, weniger geschlossenen Systemen verglichen 
wird. Versuche der Adaption und Anwendung der Weberschen Herrschaftsso- 
ziologie laufen daher immer Gefahr, einer analogen Verengung zu unterliegen 
wie das Original selbst. Allerdings geschieht dies keinesfalls zwangsläufig. Die 
Gefahr ist dort am größten, wo die Analyse sich gesellschaftlichen Zusammen- 
hängen zuwendet, für die die weitestgehende Ausdifferenzierung gesellschaftli- 
cher Teilsysteme - etwa Politik und Wirtschaft - konstitutiv ist bzw. der Blick 
des Beobachters durch die gesellschaftliche Systemdifferenzierung vorstruktu- 
riert ist. 

Günther Roth, der primär an Herrschaftssystemen als solchen interessiert ist, 
unterliegt dieser Tendenz stärker als Ken Jowitt. Dessen These, in der Organisa- 
tions- und Funktionsweise der Leninistischen »Partei neuen Tyyps« den Schlüssel 
für die Struktur und die Funktionsweise staatssozialistischer Gesellschaften 
überhaupt in der Hand zu halten, ermöglicht es, die gesellschaftsanalytischen 
Potenzen des Neotraditionalismusansatzes aufzuschließen. Allerdings bleiben 
seine Erläuterungen zu der Aussage, es im Falle der Gesellschaften sowjetischen 
Typs mit einem historisch neuen System institutionalisierten Klientelismus zu 
tun zu haben, eher kursorisch und allgemein auf die Abhängigkeit der Bürger 
von den Partei- und Staatsorganisationen und deren hauptamtlichen Kadern be- 
zogen. 

Das Neotraditionalismus-Konzept bewährt sich aber auch bei der Analyse von 
Zusammenhängen, die westliche Beobachter staatssozialistischer Gesellschaften 
selten an »das politische System der Gesellschaft« denken lassen, etwa die Berei- 
che, die nach dem Selbstverständnis der kommunistischen Parteien deren 
»Hauptkampffeld« waren: materielle Produktion und Arbeit. 70 bzw. 40 Jahre 
realer Sozialismus haben ein »Produktionsmodell« und ein System von betriebli- 
chen Arbeits- und Autoritätsverhältnissen entstehen lassen, welches sich von 
dem der kapitalistischen Demokratien des Westens grundsätzlich unterscheidet. 
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Die soziale Spezifik realsozialistischer betrieblicher Arbeitsverhältnisse ist in der 
differenten ökonomischen Grundstruktur des Sozialismus begründet: dem Fehlen 
formell freier, d.h. marktvermittelter Arbeit und dem Fehlen von Wirtschafts- 
unternehmen im kapitalistischen Sinne. Die Erwerbsarbeit trägt in der sozialisti- 
schen Planwirtschaft eher den Charakter fixen, denn variablen Kapitals. Sie ist 
im Grunde kein vom Unternehmen ablösbarer Produktionsfaktor. Das Arbeits- 
vermögen folgt nicht der Nachfrage der Unternehmen und die Beschäftigungs- 
nachfrage der Unternehmen folgt nicht der Nachfrage nach ihren Produkten. 
Löhne und Arbeitsbedingungen sind nicht Gegenstände formalisierter Aushand- 
lungsprozesse; Arbeit und Management werden nicht als Tarifpartner angesehen; 
Löhne und Arbeitsbedingungen werden von zentralistischen Planungsbehörden 
festgelegt. Beschäftigung ist staatlich garantiertes Recht und Arbeit ein Wert an 
sich. Das zentralistische System der Planung und Lenkung vermag nur geringe 
Impulse zur Ökonomisierung der Produktionskosten zu vermitteln. Einsparungen 
von Arbeitsvermögen bedeuten aus der Sicht des betrieblichen Managements, für 
die Zukunft das Risiko eines Arbeitskräftemangels einzugehen. Sein Bestreben 
muß es daher sein, die Arbeitskräfte dauerhaft an den Betrieb zu binden, unab- 
hängig von dem jeweils aktuellen Arbeitskräftebedarf. Dies sind im wesentlichen 
die ökonomischen Rahmenbedingungen, die die Entstehung spezifischer betrieb- 
licher Arbeits- und Autoritätsstrukturen umgeben und fördern. 

Das Fehlen marktwirtschaftlicher Regulierungsmechanismen der Arbeits- und 
Beschäftigungsverhältnisse im Staatssozialismus hat für den tatsächlich manuell 
arbeitenden Teil der nach offizieller Lesart »herrschenden Klasse« ökonomische 
und soziale Abhängigkeit von ihren Betrieben und Beschäftigungsverhältnissen 
zur Folge, die der Arbeiterschaft in den entwickelten kapitalistischen Indu- 
striegesellschaften so unbekannt ist. Natürlich sind alle »abhängig Beschäftigten« 
im Sinne ihrer Bedürfnisbefriedigung abhängig von den sie beschäftigenden Un- 
ternehmen. In der sozialistischen Planwirtschaft begründet jedoch das Arbeits- 
und Beschäftigungsverhältnis des einzelnen Arbeiters dessen gesamte soziale 
Identität und weitgehend sein Recht, an den staatlichen Versorgungs- und Wohl- 
fahrtsleistungen zu partizipieren. Der Betrieb übt nicht nur Autorität über den 
Arbeiter in seiner Eigenschaft als Träger von Arbeitskraft und Inhaber einer spe- 
zialisierten Berufsrolle aus; als Teil des sozialistischen Staates und in Form der 
obligatorischen betrieblichen Parteiorganisation repräsentiert er zugleich die 
Leninistische Partei und ihren Staat gegenüber dem Arbeiter als Person und 
Staatsbürger. 

Die staatseigenen Betriebe garantierten die Versicherungs- und Rentenansprüche 
des einzelnen Arbeiters, sie verfügten häufig über eigene Einrichtungen der me- 
dizinischen Betreuung und Freizeit- bzw. Urlaubsgestaltung; sie waren die 
wichtige Träger der Wohnraumversorgung, sie gewährten Kredite und Beihilfen; 
sie sicherten die Kinderbetreuung in Krippen und Kindergärten, sie kanalisierten 
häufig knappe Konsumgüter, sie verfügten meist über eigene Bildungseinrich- 
tungen. Sie spielen eine zentrale Rolle bei der Beschaffung bestimmter, system- 
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spezifischer Leistungen: bei der Gewährung einer Reiseerlaubnis, bei der 
Gewährung einer Aufenthalts- und Wohnerlaubnis; sie stellten »Dringlichkeits- 
scheine« aus und gewährten Delegierungen zum Hochschulstudium. In bestimm- 
ten realsozialistischen Ländern bedurfte es ihrer Zustimmung zu beruflicher Mo- 
bilität. Weitgehend unbekannt ist auch, daß sie mehr und mehr Funktionen der 
»sozialistischen Rechtspflege« übernahmen (Konfliktkommissionen) und man- 
chen Straftäter vor gerichtlicher Strafverfolgung bewahrten. In allen realsoziali- 
stischen Ländern verstärkte sich im Laufe der Jahre die Abhängigkeit von und 
die Bindung an die Industriebetriebe und -branchen. 

Weitestgehend ausgeblendet in den meisten Untersuchungen zu den betrieblichen 
Arbeits- und Autoritätsbeziehungen wird noch immer die faktische politische 
Abhängigkeit der Arbeiter vom betrieblichen Management: Politische Abhän- 
gigkeit meint hier die rechtliche und organisatorische Möglichkeit der Betriebs- 
belegschaften, durch kollektive Aktionen bestimmten Maßnahmen und Initiati- 
ven des Managements Widerstand entgegensetzen zu können (das gilt auch vice 
versa). 

Der sozialistische Industriebetrieb war durchsetzt von einem sich überlappenden 
System politischer Organisationen, die zum einen dazu dienten, organisierte Wi- 
derstandsaktionen der Belegschaften zu verhindern oder schlimmstenfalls zu ka- 
nalisieren, die zum anderen aber einzelne Vertreter der Belegschaften zu rekru- 
tieren und politisch zu binden hatten. Die Betriebsparteiorganisation verfügte in 
der Regel in allen Betriebsabteilungen über Untergliederungen. Sie informierten 
die übergeordneten Parteileitungen über die »Stimmungen und Meinungen« der 
»sozialistischen Arbeiter«. Der jeweilige Geheimdienst verfügte in allen bedeu- 
tenderen Betrieben über ein eigenes Büro und ein Informantennetz in der Beleg- 
schaft. Geheimdienst und betriebliche Personalabteilung führten jeweils geson- 
derte Akten und Dossiers über jeden »Werktätigen«, die im Falle eines Betriebs- 
wechsels des Betroffenen ebenfalls ihre Aktenschränke wechselten. Ein Arbeiter, 
der auf unabhängiger politischer Aktivität hartnäckig bestand, fand - von einem 
bestimmten Zeitpunkt an - zumindestens keine adäquate oder qualifizierte Ar- 
beit. 

Als »Repräsentanten von Partei und Staat« verfügten die betrieblichen Funktio- 
näre und Staatskader im Rahmen des politischen Organisationsgeflechts des Be- 
triebes in bestimmtem Maße die politische Aktivität der Belegschaften: Sie orga- 
nisierten z.B. Versammlungen, in denen sie Themen und Sprache des politischen 
Diskurses vorgaben. Das Maß, in dem Forderungen und Bedürfnisse der Arbei- 
ter aufgegriffen und umgesetzt wurden, war unter diesen Bedingungen eher von 
der Großzügigkeit und den Kalkülen des Managements und des Staates abhängig 
und nicht von den kollektiven Aktionen der Arbeiter. Diese konnten eher durch 
individuelle Strategien der Anpassung und Zusammenarbeit bzw. durch infor- 
melle Aushandlungsprozesse ihre Interessen vertreten - der schwer faßbare Pro- 
zeß des »Gebens und Nehmens« zwischen Management und Belegschaft über das 
tatsächliche Ausmaß der Zusammenarbeit (»Planerfüllungspakt«) und die damit 


112 Frank Ettrich 


verbundene faktische Festlegung der Kräfteverhältnisse zwischen den Parteien. 
Schließlich existierte eine hohe persönliche Abhängigkeit des einzelnen Arbeiters 
von seinem Vorgesetzten. Derjenige, der die Leistungsabrechnung »schrieb« und 
die Planerfüllung zu attestieren hatte, verfügte über ein manipulatorisches In- 
strumentarium, welches die ihm unterstellten Arbeiter in hohem Maße persönlich 
von ihm abhängig machte. Diese Form der persönlichen Abhängigkeit wurde 
zwar häufig durch kollektive Abrechnungsformen und personenunabhängigere 
Abrechnungsmechanismen bürokratisiert; der Unterschied war aber nur ein gra- 
dueller, das Maß der Formalisierung der Abrechnungsmodi legte fest, in wel- 
chem Maße die Abhängigkeit des einzelnen »Werktätigen« vom Unternehmen 
umschlug in seine persönliche Abhängigkeit im Unternehmen. Die kompakte 
Kombination von ökonomischer, sozialer, politischer und persönlicher Abhän- 
gigkeit der Arbeiter vom Unternehmen und dessen Management generierte eine 
Struktur der Autoritäts- und Arbeitsbeziehungen, die in dieser Form nur für die 
Staatsunternehmen des Realsozialismus charakteristisch war. 

Ihr hervorstechendes Merkmal war eine ausgeprägte Netzwerkstruktur von Pa- 
tron-Klient-Beziehungen, die die betriebliche Parteiorganisation und die staatli- 
chen Leiter mit einer Anzahl politisch loyaler und auch aktiver Arbeiter in der 
Belegschaft verbanden. Der Begriff der Patron-Klient-Beziehungen bzw. des 
Klientelismus wird dabei sowohl in seinem engeren wie in seinem weiteren Be- 
deutungsgehalt unterstellt. Die klientelistischen Beziehungen in der »sozialisti- 
schen Produktion« sind nicht einfach spezifische Ausprägungen »informeller Be- 
ziehungen« und »persönlicher Netzwerke« im landläufigen Sinne. »Cliquen«, 
»Gruppierungen«, »Fraktionen« sind ein ubiquitäres soziales Phänomen und las- 
sen sich in den spezifischen’ national und historisch geprägten betrieblichen 
Autoritäts- und Arbeitsbeziehungen aller Gegenwartsgesellschaften ausfindig 
machen: 

Der spezifische sozialistische Partei-Klientelismus war nicht Bestandteil persön- 
licher Beziehungen, die getrennt von der formalen Struktur sozialer Beziehungen 
und Rollen existierten. Er wurde hervorgebracht durch die für die »Partei neuen 
Typs« leninistischer Provenienz charakteristischen Praktiken der Führung und 
der Mitglieder- bzw. Anhänger-Rekrutierung. Partei und staatliches Manage- 
ment kontrollierten die Betriebsbelegschaften und unterliefen kollektive Aktio- 
nen der Beschäftigten durch die Schaffung stabiler Beziehungen zu einem mino- 
ritären Teil politisch loyaler und kooperativer Arbeiter. Es handelte sich um eine 
Form von prinzipiellem Partikularismus. Die klientelistischen Beziehungen wa- 
ren vertikal, zwischen Vorgesetzten und Unterstellten, angelegt; sie beinhalteten 
den Austausch gegenseitiger Vorteile zwischen den beteiligten Parteien. Persön- 
liche Loyalitäten zwischen einzelnen Funktionären und ihren Anhängern entstan- 
den zwangsläufig in einem solchen sozialen Arrangement, sie vermischten sich 
mit den »offiziellen« Loyalitätsbeziehungen. 

Sozialistischer Partei-Klientelismus war eine Schöpfung »von oben«; er war ein 
institutionell verordnetes klientelistisches Netzwerk, das sowohl formale wie in- 
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formelle, sowohl unpersönliche wie persönliche Aspekte aufwies. Damit einher 
ging eine reiche Subkultur instrumenteil-persönlicher Beziehungen, die den ge- 
genseitigen Austausch von Vorteilen oder die Abhängigkeit von persönlichen 
Bekanntschaften oder Formen alltäglicher Korruption beinhalteten und der Er- 
langung bestimmter öffentlicher oder privater Güter dienten. Diese Beziehungen 
waren das zwangsläufige Substitut für die in der sozialistischen Mangelwirtschaft 
fehlenden unpersönlichen Marktbeziehungen. Sie waren auch ein Ergebnis be- 
trieblicher Verteilungssysteme, die zwar meist formal bürokratisch organisiert 
waren, den Amtsinhabern und Funktionären aber einen ungewöhnlich großen 
Ermessungsspielraum zubilligten. 

Instrumentell-persönliche Beziehungen durchzogen alle Bereiche staatssozialisti- 
scher Gesellschaften. In den Industriebetrieben und Unternehmen kultivierten die 
Beschäftigten persönliche Beziehungen in der Regel in instrumentellem Bezug 
auf die Bewertung ihrer Arbeitsleistung und -disziplin oder um in den Genuß 
spezifischer betrieblicher Verteilungsleistungen zu gelangen. Instrumentelle Ori- 
entierungen in den persönlichen Beziehungen sind natürlich keine ausschließliche 
Eigenheit staatssozialistischer Institutionen. Hier traten sie auf, weil letztere die 
ökonomischen und sozialen Ressourcen kontrollierten und den Funktionären bei 
der Verteilung dieser Ressourcen einen großen persönlichen Entscheidungsspiel- 
raum einräumten. Unter den Bedingungen einer sozialistischen Mangelwirtschaft 
wurden solche instrumentell-persönlichen Beziehungen für die Individuen zu au- 
ßerordentlich wichtigen Mitteln und Wegen, ihre privaten Interessen und Be- 
dürfnisse zu realisieren. 


V. Schluß 


Der Zweck des hier vorgestellten Konzeptualisierungsversuches ist es, die For- 
schung stärker auf die tatsächlichen sozialen Integrationsmechanismen in staats- 
sozialistischen Gesellschaften zu orientieren. Sozialistische Gesellschaften und 
Planungsökonomien waren »modernisierte« Gesellschaften im Sinne von Indu- 
striegesellschaften; aber der Preis des antikapitalistischen Modells nachholender 
Modernisierung war die Entfaltung einer Form von politischer und sozialer Ge- 
meinschaftlichkeit, die im skizzierten Sinne als »neotraditional« bezeichnet wer- 
den kann und die die staatssozialistischen Gesellschaften in ihrer sozialen Ver- 
faßtheit wesentlich von der westlicher Gesellschaften abweichen läßt. Die revo- 
lutionäre Beseitigung des staatssozialistischen politischen Systems, die schritt- 
weise Einführung marktförmiger Regulationsmechanismen und der allmähliche 
Aufbau rechtsstaatlicher Rahmenbedingungen werden die sozialismusspezifi- 
schen Formen der sozialen Integration in den Hintergrund treten lassen; es kann 
aber kein Zweifel daran bestehen, daß mit ihnen noch für absehbare Zeit als 
»intervenierende Variablen« der ablaufenden gesellschaftlichen Transformations- 
prozesse zu rechnen sein wird. 
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Hubertus Buchstein 
Perspektiven Kritischer Demokratietheorie 


1. Einleitung: Zur Aktualität der "demokratischen Frage'! 


Zufällig, aber noch rechtzeitig zu den politischen Umbrüchen in Osteuropa war 
»die demokratische Frage« (Rödel/Frankenberg/Dubiel 1989) auch in der bun- 
desdeutschen Diskussion wieder zu einem Thema theoretischen Nachdenkens 
geworden. Es steht sogar zu erwarten, daß diese Koinzidenz zwischen realen po- 
litischen Geschehnissen (in Osteuropa) und politischer (westeuropäischer) Theo- 
rie noch eine Fortsetzung erfährt. Zu befürchten ist dabei allerdings, daß die an- 
fängliche Euphorie über die Entstehung von Strukturen einer Civil Society in 
den Ländern des ehemaligen Ostblocks angesichts der sich dort abzeichnenden 
politischen Entwicklungen gerade in den Reflexionen Kritischer Demokratie- 
theorie in einen Zustand theoretischer Ernüchterung umschlägt. Die neue demo- 
kratische Frage, die sich mit schier unausweichlicher Konsequenz zu stellen 
scheint, lautet: Wie soll und kann im Angesicht der alten Themen, die in Osteu- 
ropa so vehement auf die demokratietheoretische Agenda treten - genannt seien 
nur die derzeit zu beobachtende dramatische und zugleich ungeklärte Frage nach 
dem Zusammenhang von demokratischem Aufbau und ökonomischer Prosperität 
oder auch die drohenden Perspektiven von Nationalismus, Fundamentalismus 
und Bürgerkriegen - ein Projekt wie Kritische Demokratietheorie überhaupt noch 
sinnvoll betrieben werden? 

Für die nächsten Jahre ist eine Spaltung des politischen Diskurses über Demo- 
kratie zwischen Ost und West zu erwarten. In den osteuropäischen Umbruchsge- 
sellschaften wäre man froh, wenn man auch nur einige der ın Ernst Fraenkeis 
Pluralismustheorie aufgelisteten Elemente westlicher Demokratie dauerhaft in- 
stallieren könnte; demgegenüber wird in den traditionellen westlichen Demokra- 
tien die seit Ende der siebziger Jahre in Gang gesetzte thematische Evolution die 
Demokratietheorie auch weiterhin beschäftigen. Gemeinsam ist beiden politi- 
schen Diskursen allein, daß ihnen die Projektion namens Sozialismus als theore- 
tische Lösung verbaut ist. Auch wenn man diesbezüglich nur spekulieren kann: 
Was die westlichen Länder betrifft, so besteht wichtiger Klärungsbedarf insbe- 
sondere bei der Neudefinition des Verhältnisses von Demokratie und Sozialstaat 
(Offe 1987:508f; Preuss 1989b:4f). Und perspektivisch wird zumindest in den 
westlichen Ländern das Verhältnis von Demokratie zu globalen Fragen wie öko- 
logischer Unversehrtheit noch weiter als in den letzten Jahren in den Vorder- 
grund der demokratietheoretischen Agenda rücken (Demirovic 1991). Diese 
Themenverschiebungen gegenüber den sechziger und siebziger Jahren bleiben 


1 Für kritische Anmerkungen danke ich Hans-Martin Döring und Rainer Schmalz-Bruns. 
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nicht ohne Rückwirkungen auf die zukünftige Akzentsetzung bei der Problem- 
wahrnehmung der demokratischen Frage. 

Schon der bisherige Akzent lautet 'Skepsis' und 'Rückbesinnung auf das Kon- 
zept westlicher Demokratie‘. Wollte man einige aktuelle Beiträge linker Demo- 
kratietheorie in polemischer Absicht resümieren, so böte sich bezüglich des At- 
tributs "kritisch im Kompositum Kritische Demokratietheorie folgende schlichte 
aber goldene Regel an: kritisch ist Demokratietheorie dann, wenn sie über den 
von Ernst Fraenkel - dem Doyen der bundesdeutschen Neopluralismustheorie - 
erreichten Reflexionsstand hinauslangt. Dies mag trivial klingen, zeitigt aber 
immer dann seinen heilsamen Effekt, wenn man sich beispielsweise den sachli- 
chen Kern dessen vergegenwärtigen will, was etwa U.K. Preuss unter der For- 
mel der 'reflexiven Repräsentation‘ (Preuss 1989a:59f) konkret versteht, wie 
sich Helmut Dubiel die konsensuellen Voraussetzungen von politischer Integra- 
tion in modernen Gesellschaften vorstellt (Dubiel 1992), was Ulrich Rödel an 
der Totalitarismustheorie Gauchets bewundert (Rödel 1991) oder bei der Frage, 
welcher demokratietheoretische Beitrag von der Debatte um die Civil Society zu 
erwarten ist (Arato/Cohen 1989). Axel Honneth hat jüngst argumentiert, daß 
eine kritische Lösung des verhakten Problembündels der demokratischen Frage 
theoretische Ansätze auf mindestens drei Ebenen verlange: eine hinreichende 
Explikation der normativen Bestimmungsgründe von Demokratie; einen kom- 
plementär dazu angelegten machttheoretischen Zugriff auf die strukturellen 
Blockaden von Demokratie; sowie schließlich Angaben über die soziokulturellen 
Ressourcen des Ausbaus von Demokratie (Honneth 1992:62). 

In leichter, aber entschiedener Variation dieser Trias von Honneth möchte ich im 
folgenden für eine institutionentheoretische Wende Kritischer Demokratietheorie 
plädieren. Traditioneller Marxismus und Kritische Theorie legen zuviel Wert auf 
die Frage nach den soziokulturellen Trägern ihrer jeweiligen politischen Hoff- 
nungen - die Liste der Empfehlungen reicht vom Proletariat zu den Intellektuel- 
len bis zu den Neuen Sozialen Bewegungen. Mein Plädoyer lautet demgegen- 
über, diese traditionelle Perspektive angesichts der fast abgeschlossenen Auflö- 
sung soziokultureller Milieus sowie anderer Effekte des gegenwärtigen Indivi- 
dualisierungsschubes in westlichen Industriegesellschaften durch eine institutio- 
nentheoretische Perspektive zu ergänzen. Demokratietheorie, gerade wenn sie 
sich als eine kritische Theorie verstehen will, benötigt zumindest für die Analyse 
westlicher Demokratien einen theoretischen Zugriff, mit der sie den zuweilen pa- 
radoxen Eigensinn politischer Institutionen in den Blick bekommen kann. 


2. Institutionentheoretische Defizite der traditionellen Kritischen Theorie 


Will sich Kritische Demokratietheorie institutionentheoretisch bewähren, so muß 
sie bei aller kritischen Attitüde in der Konsequenz letzlich insoweit 'positiv' 
werden, daß sie sich bis auf die Ebene der Auszeichnung demokratiegeeigneter 


Perspektiven Kritischer Demokratietheorie 117 


institutioneller Arrangements vortastet. Die institutionentheoretische Leerstelle 
war lange Zeit geradezu das Markenzeichen Kritischer Theorie - ein Tatbestand, 
dessen Wurzeln im wissenschaftshistorischen Kontext der Kritischen Theorie be- 
gründet sind (Buchstein 1989:499f). Die Attraktivität der Kritischen Theorie 
liegt ja wesentlich darin begründet, daß mit ihr der Versuch unternommen 
wurde, zwar auf marxistischem Boden zu bleiben, aber zugleich dem Ökono- 
inismus der marxistischen Orthodoxie einen Eigensinn der bis dato als "Überbau' 
verkürzten Bereiche entgegenhalten zu wollen. Diese Perspektive zeitigte auf 
dem Gebiet von Kulturtheorie oder Sozialpsychologie interessante Ergebnisse - 
und diese sind es wohl auch, auf die Honneth anspielt, wenn er die »Kulturdiag- 
nose« als eine der drei theoretischen Aufgaben von Kritischer Demokratietheorie 
anführt (Honneth 1992:62). Doch für den Bereich der Politik und ihrer Institu- 
tionen gelangen der Kritischen Theorie vergleichbare Leistungen nicht; zu keiner 
Phase der Theorieproduktion verfügte der Kreis um Horkheimer über eine ent- 
sprechend elaborierte Theorie des Politischen. Schon bei Horkheimers Aufli- 
stung der Subdisziplinen des Interdisziplinären Materialismus in seiner program- 
matischen Direktoratsrede aus dem Jahre 1931 springt das Fehlen von Staatswis- 
senschaft ins Auge. Diese thematische Lücke hatte neben Motiven, die den per- 
sönlichen Vorlieben des Kreises um Horkheimer geschuldet sein mögen, nicht 
zuletzt auch einen systematischen Grund. Als Ziel galt eine "Theorie des histori- 
schen Verlaufs‘. Die Kaprizierung auf 'Gesellschaft' als fundamentale Kategorie 
implizierte bei ihnen die Auflösung möglicher politikwissenschaftlicher Themen 
in soziologische und sozialpsychologische Fragestellungen. Die Gesellschaft 
werde nun einmal weniger von politischen Institutionen als dem Kitt von Kultur 
und psychischen Dispositionen zusammengehalten. Spätestens mit der "Dialektik 
der Aufklärung’ ergänzte ein wissenschaftstheoretisches Argument die Ausblen- 
dung des Politischen: Jede Fach- und Spezialdisziplin verfiel dem Verdikt, sich 
einzureihen in den universalen Verdinglichungszusammenhang des modernen 
positivistischen Wissenschaftsbetriebs. 

Bei der Suche nach möglichen und für eine Demokratietheorie produktiven Aus- 
einandersetzungen zwischen Kritischer Theorie und Politikwissenschaft stößt 
man in der sechzigjährigen Tradition der Frankfurter Schule auf vier engere Be- 
rührungen. Derzeit am aktuellsten ist sicherlich die Habermassche Zweistufen- 
lehre von System und Lebenswelt; nun wäre es unfair, den systematischen Ertrag 
bei Habermas primär im institutionentheoretischen Gehalt seiner Theorie statt in 
ihren normativen Intentionen zu suchen. Einen zweiten Berührungspunkt mar- 
kiert gegen Ende der sechziger Jahre eine Art politik-praktische Wende eines 
Teils der Schülergeneration am Frankfurter Institut. Damalige Arbeiten wie die 
von Hans-Jürgen Krahl oder Oskar Negt dokumentieren den Versuch, den ge- 
sellschaftspolitischen Verhältnissen der damaligen Bundesrepublik auf der Kia- 
viatur der frühen Kritischen Theorie zum rebellischen Tanz aufzuspielen. Thema 
der damaligen Beiträge war zunächst eine nachhegelianisch inspirierte Kapital- 
Lektüre und später eine radikale Kritik politischer Institutionen in Form von 
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Staatsableitungsdebatte und Parlamentarismus- sowie Liberalismuskritik. Auffäl- 
lig schnell versandeten diese Vorhaben; ihre heutigen Nachwirkungen sind eher 
therapeutischer Natur und drücken sich darin aus, daß so manche zur Kritischen 
Theorie rechenbare Autoren dieser vormaligen fundamentaloppositionellen Phase 
das institutionelle Repertoire westlicher Demokratien heute um so mehr mit real- 
politischen Glacehandschuhen anfassen. 

Ein dritter markanter Berührungspunkt zwischen politikwissenschaftlichen Fra- 
gen und Kritischer Theorie zeigte sich, zumindest auf den ersten Blick, in den 
Jahren 1936 bis 1942. Während der Emigration des Instituts für Sozialforschung 
traten mit Franz L. Neumann, A.R.L. Gurland und Otto Kirchheimer drei Wis- 
senschaftler dem Kreis um Horkheimer bei, die gleichsam nachträglich die 
Lücke füllen sollten, die das Konzept des Interdisziplinären Materialismus auf 
dem Sektor des Politischen noch gelassen hatte. Alle drei Neuankömmlinge wa- 
ren eher traditionell marxistischer Herkunft. Die interne Faschismuskontroverse 
am Institut enthüllt, daß die Gruppe um Neumann die von Horkheimer gehegten 
Erwartungen nicht erfüllt hat. Die damalige Auseinandersetzung offenbart eine 
heute auf den ersten Blick verblüffende Konstellation: die Gruppe um Horkhei- 
mer, die bezüglich des 'Staatskapitalismus' von Primat der Politik sprach, igno- 
rierte forschungspraktisch im heutigen Sinne politikwissenschaftliche Fragen 
vollständig, während die angeheuerten Experten für dieses Gebiet in ihrer Theo- 
rie des 'totalitären Monopolkapitalismus' den Eigensinn des Politischen erst 
wieder beschnitten und in ökonomische Zusammenhänge einbetteten. Nach ihrer 
Trennung vom Institut betraten alle Drei die akademische Bühne in der Rolle 
von Politikwissenschaftlern. Die Feststellung ist nicht ohne Brisanz, daß Neu- 
manns Spätwerk keine Bezüge mehr zur Kritischen Theorie aufweist und Gur- 
land sich einer Mischung aus traditionellem Marxismus und reiner Empirie ver- 
schrieb. Für beide gilt wohl, daß sıe erst in dem Maße zu Polıtikwissenschaft- 
lern wurden, wie sie sich noch weiter von der Kritischen Theorie abkoppelten. 
Ein anderer Weg findet sich allein bei Kirchheimer, dessen Spätwerk deshalb als 
vierter und wohl aussichtsreichster Anknüpfungspunkt heutiger Überlegungen 
gelten kann (Buchstein 1992a). Besonders in den Arbeiten seiner letzten fünf Le- 
bensjahre sind gesellschaftsdiagnostische Äußerungen eizgestreut, bei denen 
zwar nicht recht klar wird, inwieweit hier eine persönliche Resignation ihren 
kulturpessimistischen Ausdruck gefunden hat, oder ob es zu einer ernsthaften 
Rezeption der Nachkriegsarbeiten von Adorno gekommen ist, die er aber einwe- 
ben kann in eine Analyse des institutionellen Designs moderner Demokratien. 
Genannt seien nur seine Überlegungen zum Parteiensystem, den Verbänden oder 
der Opposition. Und vielleicht ist es auch mehr als ein Zufall, daß Kirchheimer 
als einziger Vertreter der alten Kritischen Theorie zu diesen Zwecken teilweise 
auch auf Arbeiten aus dem Rational-Choice-Ansatz wıe denen von Downs zu- 
rückgegriffen hat. 

Autonomie des Politischen läßt sich auf zwei Arten verstehen. Zum einen kann 
damit gemeint sein, daß politisches Handeln über eine irreversible Kontingenz 
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verfügt. Dies ist die Position von Hannah Arendt, die gegen die strukturellen 
Festlegungen im Politikbegriff des Historischen Materialismus Politik ganz 
voluntaristisch als spontan aufflackernd und in seiner Richtung für unberechen- 
bar erklärt. Demgegenüber möchte ich auf der These eines möglichen struktu- 
rellen Bias beharren. Gemeint ist dabei aber zunächst eingeschränkter (und zu- 
dem im Unterschied zu Arendt, die auf das Handlungsmoment des Politischen 
zielt) der Eigensinn politischer Institutionen. Will Kritische Demokratietheorie 
bei der Beantwortung der demokratischen Fragen mithalten können, muß sie in 
Absetzung sowohl von ihrer anti-institutionalistischen Tradition wie der neuer- 
dings vertretenen These, daß Institutionen einen offenen Rahmen politischer In- 
anspruchnahme abgeben könnten (Rödel/Frankenberg/Dubiel 1989:17), eine 
gleichsam institutionentheoretischen Wende vollziehen. 

Wie entgegen der angedeuteten Defizite der Tradition eine institutionentheore- 
tisch informiertere Kritische Demokratietheorie aussehen müßte, ließe sich viel- 
leicht noch am ehesten in Anschluß an neuere Arbeiten von Claus Offe plausibel 
machen (Offe 1986b, 1989). Unabhängig davon scheint es sinnvoll, zunächst 
ganz generell auf drei unterschiedliche Aufgabenzuweisungen politischer Institu- 
tionen hinzuweisen. Politischen Institutionen wird zunächst einmal die Aufgabe 
zugewiesen, als entlastende Steuerungsmedien zu fungieren. In der liberalen 
Tradition wird politischen Institutionen zusätzlich die Aufgabe zugeschrieben, 
politische Rechte von Individuen zu garantieren (konstitutionelle Grundrechte; 
pluralistische checks and balances). Der Anspruch Kritischer Demokratietheorie 
müßte darüber hinausgehend auf die Auszeichnung solcher institutionellen Ar- 
rangements zielen, die neben der sachlichen und der Individualrechte hegenden 
Funktion auch eine gleichsam rückendeckende Aufgabe dergestalt erfüllen, daß 
sie zur politischen Beteiligung ermuntern und dabei gleichzeitig Prozesse ratio- 
naler politischer Willensbildung fördern. Oder, um es etwas überspitzt zu formu- 
lieren: Demokratie muß zumutbar bleiben - und zwar sowohl für moralisch mo- 
tivierte postkonventionelle wie auch für rein strategische Akteure - und nicht von 
vorne herein im Gegensatz zu eigenen kurzfristigen Interessen der Beteiligten hin 
ausgelegt werden. In einer solchen Perspektive geht es darum, nicht nur nach 
den allgemeinen gesellschaftsstrukturellen, sondern auch nach den im Detail an- 
zugebenden Möglichkeitsbedingungen von Demokratie zu suchen; mit einer sol- 
chen thematischen Fokussierung ist wohl auch der rationale Kern der gegenwär- 
tigen Debatte um die Civil Society angegeben (Schmalz-Bruns 1989, 1992a). 


3. Demokratietheorie und Machtkritik: Idealpräferenzen und 
Realpräferenzen 


Will Demokratietheorie kritisch sein, muß sich ihre Kritik laut Honneth (1992: 
62) auch auf jene Prozesse und Strukturen erstrecken, von denen das Demokra- 
tiepostulat gesellschaftlich blockiert wird. Sie muß also auch noch durch das 
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zweite Nadelöhr der Machtanalyse hindurch. Hier liefert die traditionelle Kriti- 
sche Theorie zwar verschiedene Programmatiken, sie alle scheitern aber am glei- 
chen theoretischen Konstruktionsproblem. 

Machttheoretisch gesehen läßt sich der Impetus der Kritischen Theorie dahinge- 
hend zusammenfassen, daß sie entgegen dem pluralistischen oder besser: subjek- 
tivistischen Machtbegriff auf der Position beharrt, daß in der Selbstauslegung 
von Akteuren dergestaltige systematische Verblendungen zumindest a priori 
nicht ausgeschlossen werden können, die verhindern, daß bestimmte Machtver- 
hältnisse in den Blick der Subjekte geraten. In ihren bisherigen Überbietungsver- 
suchen der subjektivistischen Machttheorie hat sich die Kritische Theorie ins La- 
ger einer objektivistischen Machttheorie geschlagen (Balbus 1971). Angesichts 
der notwendigen Eminenz für Geltungsgründe vermeintlich objektiver Interessen 
hat sich ein solcher Theorieansatz den Vorwurf totalitärer Implikationen einge- 
handelt. Will politische Theorie entgegen dem pluralistischen Attentismus bei 
der Interessenbewertung an der Möglichkeit der Kritik von subjektiven Präferen- 
zen festhalten, ist die Gegenüberstellung mit ‘objektiven Interessen‘ eine metho- 
dologische Sackgasse. "Richtige’ oder "objektive Interessen' lassen sich entweder 
dezisionistisch bzw. ontologisch setzen oder im Kontext einer Theorie der 
Gesellschaft als rational ausweisen. Stehen ein dezisionistischer und ein neoari- 
stotelischer Ansatz nicht ernsthaft zur Debatte, hat die objektivistische Macht- 
theorie als ihre logische Voraussetzung eine ausformulierte Theorie der Gesell- 
schaft, im Rahmen derer die strukturellen gesellschaftlichen Determinanten un- 
zweifelhaft beschrieben sind. Solange dieses von der Kritischen Theorie seit über 
sechzig Jahren eingeklagte Projekt einer umfassenden Theorie der Gesellschaft 
auch nach Angabe ihrer derzeitigen Advokaten nicht detailliert genug ausgeführt 
ist, müßte sich eine Kritische Demokratietheorie nach dem bisherigen Konzept in 
ihrer machtkritischen Intention zurückhalten. 

Aus diesem Dilemma bietet der Anschluß an einen anderen methodologischen 
Zweig der Handlungstheorie einen Ausweg. Die damit propagierte Theorieop- 
tion führt die Kritische Theorie in die Nähe eines bisher größtenteils ignorierten 
Akteurskonzepts, welches zugleich den systematischen Ort markiert, wo Kriti- 
sche Theorie von Rational-Choice-Theorien argumentative Hilfe erwarten kann. 
Hilfreich ist dabei insbesondere der Rückgriff auf die in der Spieltheorie Ver- 
wendung findenden Konfiguration des Prisoner-Dilemma (PD-Game). Über die- 
sen Weg läßt sich für die machttheoretische Fragestellung ein Argumentationsfa- 
den aufnehmen, den H. Frankfurt, A. Sen, R.C. Jeffrey und A.O. Hirschman 
mit ihren Unterscheidungen zwischen first-order-volitions und second-order-vo- 
litions (oder meta-preferences) vorgelegt haben.? 


2 Vgl. die Überlegungen zum Präferenzbegriff der neoklassischen Ökonomie von Amartya Sen 
unter der Fragestellung des 'ordering of the preference orderings’ (Sen 1974, Schelling 1984, 
Elster 1987:74) sowie Albert O. Hirschman über Meta-Präferenzen (Hirschman 1982:74-84, 
1989:226-231, George 1984). Alle Überlegungen dieser Art schließen letztlich an das Konzept 
der 'second-order-volitions' von Harry Frankfurt an (Frankfurt 1971), der das spezifisch Hu- 
mane erst in der Thematisierung einer 'Präferenz, bestimmte Präferenzen zu haben’, erkennt. 
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Das PD-Game beschreibt bekanntlich einen Fall strategischer Handlungsoptio- 
nen, in dem Akteure nicht ihren gemeinsam als "eigentlich' erkannten Interesse 
folgen, sondern sich ob der kontextuell gegebenen Auszahlungsmatrix dazu ver- 
anlaßt sehen, von ihrer Handlungsorientierung zugunsten einer anderen, alle im 
Endeffekt schlechter stellenden abzusehen. Das Rationalitätskalkül in Situationen 
des PD-Game stellt sich folgendermaßen dar: Ego weiß, daß sehr viele Einzel- 
beiträge nötig sind, damit ein von Ego intendiertes Gut bereitgestellt wird. Von 
der Realisierung dieses Einflusses haben im Bereitstellungsfalle auch alle 
Nichtbeitragenden ihren Nutzen und können davon auch nicht ausgeschlossen 
werden. Ego ist zwar generell bereit, seinen Obolus zu entrichten, muß freilich 
damit kalkulieren, daß andere sich anders entscheiden und ihren Beitrag zurück- 
halten. Egos Opfer wäre sinnlos, wenn sich nicht genügend andere Akteure be- 
teiligten. Zugleich ist Ego bekannt, daß der direkte Effekt seines Einzelbeitrages 
allein zu gering ist, um für die Bereitstellung des Gutes ausschlaggebend zu sein. 
Wenn alle anderen sich beteiligten, käme es auf Egos Verweigerungshaltung 
auch nicht mehr an. Wie Ego es auch wendet: Sein Beitrag ist, ohne daß er es 
beeinflussen könnte, sinnlos. In einem Falle ist er vergeblich, iın anderen über- 
flüssig. Die Pointe der PD-Konfiguration besteht darin, daß in Konstellationen, 
wo alle beteiligten Akteure derart rationale Nutzenkaiküle anstellen, das Resultat 
sozialen Handelns in kollektiver Irrationalität mündet. 

Das PD-Game repräsentiert eine soziale Konstellation, in der alle beteiligten 
Akteure dazu gezwungen sind, von der Idealität ihrer eigentlichen Interesses im 
faktischen Verhalten Abstand zu nehmen. Sie müssen diesen Verzicht nicht des- 
halb leisten, weil sie, wie dies häufig in politischen Aushandlungsprozessen der 
Fall ist, gewisse Kompromisse zugunsten gegenläufiger Interessen der anderen 
Akteure einzugehen haben. Im Gegenteil. Unterstellt sind gleichlaufende Interes- 
sen der involvierten Akteure. Die Konstellation spieltheoretischer Dilemmata 
läuft auf die Aufspaltung des subjektiven Interessenbegriffs hinaus. Ich möchte 
diesen Dualismus als Differenz zwischen Ideal- und Realpräferenzen bezeichnen. 
Aus Sicht des Einzelakteurs tut sich eine Kluft zwischen einer subjektiv als rich- 
tig angesehenen Präferenz und der Art und Weise, wie er unter der Konstellation 
der PD-Auszahlungsmatrix handeln wollte und sollte, auf. Der rationale Akteur 
ist in diesem Modell zur Orientierung an Realpräferenzen gezwungen, die 
sowohl für ihn wie für seine Mitspieler unterhalb ihrer Idealpräferenzen rangie- 
ren. Als Idealpräferenz gilt diejenige Verhaltensorientierung, in welcher der 
Akteur seine eigentlichen Interessen wiederfindet; als Realpräferenz gilt dieje- 
nige Verhaltensorientierung, welche der Akteur unter den Bedingungen der Aus- 
zahlungsmatrix eines PD-Games rational an den Tag legen wird. 

Im Unterschied zu Claus Offe und Ulrich K. Preuss?, die bei ihrer Rezeption des 


In der amerikanischen Sozialphilosophie hat dieser Gedanke mittlerweile zu einer Neuaufnahme 
der Diskussion um die Bedingungen für Autonomie und Wiliensfreiheit geführt, vgl. Christman 
1988. 

3 Laut Preuss müssen heutzutage Institutionen »die von Rousseau noch vorausgesetzten Eigen- 
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Kategorie Meta-Präferenzen durch die Hintertür doch wieder mit dem Gemein- 
wohl hantieren, verstehe ich Idealpräferenzen zunächst ohne jede Gütequalifika- 
tion eines moral point of view. Paternalistische oder gar totalitäre Mißverständ- 
nisse, wie sie etwa in Herbert Marcuses Manipulationsthese immer wieder hin- 
eingelesen werden, kann es bezüglich des Begriffs Idealpräferenz schon vom ka- 
tegorialen Ansatz her nicht geben. ‘Ideal’ an den Idealpräferenzen ist zunächst 
nur der Anspruch auf ihre formale Rationalität, wie er schon in der angeblichen 
Konsumentensouveränität der neoklassischen Ökonomie unterstellt ist. Zu diesen 
Rationalitätsanforderungen soll ein Katalog normativ schwacher, rein formaler 
Gütekriterien zählen. Subjektive Präferenzen sind dann formal rational, wenn sie 
mit einem gewissen Zeitaufwand erwogen worden sind und eine gewisse Persi- 
stenz aufweisen (Zeitdimension), wenn sie informiert getroffen sind (materiale 
Dimension) und wenn schließlich die zusammengestellten Präferenzlisten intern 
konsistent sind (logische Dimension). Idealpräferenzen implizieren gewisse An- 
nahmen über ihre logische, materiale und temporale Gütequalität. Sie verlangen 
ein gewisses Maß an Selbstdistanzierung und kritischer Selbstvergewisserung der 
Akteure. Und ihr Wandel setzt dementsprechend reflektierte Auseinandersetzun- 
gen im Inneren des Ichs voraus. Das Gütekriteriun der formalen Rationalität ver- 
zichtet im Unterschied zur üblichen Orientierung Kritischer Theorie zunächst 
ganz bewußt auf die substantialistische Kategorie eines Gemeinwohls oder ver- 
allgemeinerbaren Interesses - eine kritische Pointe bekäme eine derart vorausset- 
zungslose Orientierung am Definitionsgebrauch der neoklassischen Ökonomie 
allerdings dann, wenn sich zeigen ließe, daß bestehende politische Institutionen 
dieses formale Rationalitätskriterium systematisch unterminieren. 

Die anhand des PD-Games gewonnene Unterscheidung von Ideal- und Realpräfe- 
renzen steht quer zu den interessentheoretischen Positionen des Pluralismus bzw. 
Liberalismus und der bisherigen Kritischen Theorie. Gegen die Position eines 
behaupteten ‘richtigen’ Interesses insistiert die vorgenommene Unterscheidung 
auf dem liberalen Postulat der inhaltlichen Offenheit des Interessenbegriffs; ge- 
gen den Liberalismus wiederum insistiert sie auf der Möglichkeit, daß Interessen 
nicht erst ab dem Wegeabschnitt nach ihrer Artikulation im politischen Prozeß 
'verfälscht' werden können, sondern daß diese Verzerrung bereits eine Stufe 
vorher, bei der situativ bedingten Interessenformulierung vonstatten gehen kann. 
Die machttheoretischen Konsequenzen dieser Überlegungen liegen auf der Hand. 


schaften und Fähigkeiten des citoyen herausfordern und formen und dem Begriff des Gemein- 
willens seine stets mitgedachte kollektive Rationalität vermitteln« (Preuss 1989a:61). Entspre- 
chend verwendet Preuss den Terminus Meta-Präferenzen folgendermaßen: »Meta-Präferenzen, 
d.h. der Wunsch, statt nach der geäußerten und betätigten Präferenz "eigentlich', kraft besserer 
Einsicht oder durch Moral, nach einer anderen Präferenz zu handeln, sind Ausdruck jenes indi- 
viduellen Reflexionspotentials, das gleichsam die unterdrückte Seite des citoyen im bourgeois 
repräsentiert« (Preuss 1989a:61; vgl. auch Preuss 1989b:10 und Offe 1986a:221). Ich habe den 
Terminus 'Idealpräferenz' gewählt, um mich von dieser gemeinwohlorientierten Engführung 
durch Offe und Preuss abzusetzen. Es leuchtet nicht ein, warum aus der Aufsplittung in Präfe- 
renzen und Meta-Präferenzen sich zugleich ableiten lassen soll, daß letztere sich nur an nicht- 
partikularistischen Entitäten orientieren können dürfen. 
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Machttheoretisch erlauben sie, daß es in solchen wie den geschilderten Fällen 
über die enge Webersche Qualifikation hinaus möglich bleibt, auch in einem 
weiteren Sinne von Macht zu sprechen. Um Machtausübung im negativen Sinne 
handelt es sich - neben dem von Weber vorgesehenen Fall unmittelbarer Interes- 
senbeschneidung - auch dann, wenn ein Akteur aufgrund einer PD-Konstellation 
dazu 'gezwungen' ist, statt seiner eigentlichen Idealpräferenzen nur seinen situa- 
tiv angemessenen Realpräferenzen zu folgen. 

Aus dieser Perspektive gewinnt die Frage, unter welchen Bedingungen Realprä- 
ferenzen zu Idealpräferenzen aufschließen können, machttheoretische Bedeutung. 
Für die Frage, ob und wie PD-Konstellationen bei der Annahme nutzenmaximie- 
render Akteure zu lösen sind, sind Zeit- und Kontextmomente ausschlaggebend. 
Den Ansatzpunkt für eine theoretische Lösung bieten Arbeiten von Axelrod u.a. 
auf dem Gebiet der Theorie wiederholter (iterativer) Spiele. Folgt man der Theo- 
rie iterativer Spiele, so kann innerhalb des zweckrationalen Handlungsmodus der 
Akteur die Kooperationsgewähr - oder zumindest berechtigten Anlaß für diese - 
erst dann erhalten, wenn es sich nicht um ein einmaliges Spiel, sondern um wie- 
derholte Spiele mit unbestimmtem oder unendlichem Zeithorizont handelt (Axel- 
rod 1984; Taylor 1987). Die Theorie der iterativen Spiele modelliert eine Art 
ideale Spielsituation. Sie entspricht dem Fall, wo Ideal- und Realpräferenzen in 
einer Welt von Egoisten ohne zentrale Kontrollinstanz zusammenfallen können. 
Bezogen auf die Differenz zwischen Real- und Idealpräferenz bietet die ideale 
Spielsituation den normativen Fluchtpunkt letzterer, ohne daß sie selbst morali- 
sche Ansprüche an die Orientierung der Akteure stellt. Sie geht im Gegenteil 
von nichts anderem aus als dem ‘worst case' eines pur egoistischen (im 
Gegensatz zum immer schon tugendgefärbten Theorem des 'wohlverstandenen') 
Eigeninteresses sowie dem Verzicht auf institutionelle und zeitliche Restriktio- 
nen. Die ideale Spielsituation gibt somit eine Richtlinie für die Begründung oder 
Kritik von institutionellen Machtstrukturen ab. Um Macht handelt es sich immer 
dann, wenn zwei Akteure sich ihrer gemeinsamen Interessen schon versichert 
haben (oder haben könnten), diese Idealpräferenzen aufgrund einer PD-Situation 
aber nicht in entsprechendes soziales oder politisches Verhalten übersetzen. Die 
PD-Konstellation 'übermächtigt' beide gleichsam und läßt sie für kollektiv sub- 
optimale Realpräferenzen optieren. Macht bedeutet den Zwang zur Abweichung 
von Idealpräferenzen. Machttheoretisch bedeutet dies, daß Macht ein Janusge- 
sicht erhält. Sie taucht dann weder einseitig positiv noch einseitig negativ, son- 
dern doppelt auf: einmal im PD-Game als dilemmatische Konstellationsstruktur, 
die den Akteur dazu 'zwingt', statt seiner eigentlichen Idealpräferenzen lediglich 
situativ angemessenen Handlungspräferenzen zu folgen. Bei Überwindungsstra- 
tegien des PD-Games kann Macht als moralischer Druck oder organisatorische 
Vorgabe erscheinen, durch die die Akteure in ihrem eigenen Interesse zu koope- 
rativen Spiellösungen "gezwungen' werden. 
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4. Kritische Theorie und Rational Choice 


Folgt man dem skizzierten Vorschlag, die subjektivistische Machttheorie zu 
überbieten ohne sich in den bisherigen methodologischen Problemen einer objek- 
tivistischen Machttheorie verfangen zu wollen, so bedeutet dies in der Konse- 
quenz, daß Kritische Theorie einen neuen Bündnispartner hat. War es seit Ende 
der sechziger Jahre die Systemtheorie, die für die notwendige 'Realitätszufuhr' 
der Kritischen Theorie sorgen sollte, müßte diese Rolle heute und besser von 
Theorien der Neuen Politischen Ökonomie (Rational Choice) ausgefüllt werden 
können.* Rational Choice arbeitet wie die Systemtheorie mit einem instrumen- 
tellen Rationalitätsbegriff. Im Unterschied zur Systemtheorie bringt sie freilich 
wie die Theorie des kommunikativen Handelns primär die Handlungsperspektive 
in Anschlag. Gerade in der Kritik an Habermas wird immer wieder argumen- 
tiert, daß seine Rezeption der Systemtheorie verantwortlich zu machen sei für 
den letztlich geringen demokratischen Output seiner Theorie. Die Option für den 
Rational-Choice-Ansatz mag zunächst als weiterer Rückschritt erscheinen, ist er 
doch seitens Kritischer Theorie geradezu dafür gefürchtet, völlig unreflektiert 
der Weberschen Spaltung in Wertrationalität und Zweckrationalität verhaftet zu 
bleiben. Dies mag eine berechtigte Kritik sein, trifft aber nicht die neueren und 
aus Sicht der Kritischen Theorie eigentlich interessanten Entwicklungen auf dem 
Gebiet von Rational Choice. Wichtig ist in diesem Kontext vor allem, daß neben 
den selbstverständlichen Voraussetzungen zweckrationalen Handelns (Transitivi- 
tät und Mindestkonsistenz von Präferenzlisten) bei Autoren wie Jon Elster oder 
Amartya Sen zunehmend weitere Qualifikationen hinzukommen, die als notwen- 
dig erkannt werden, um Akteuren überhaupt so etwas wie Strategiekompetenz 
unterstellen zu können (Wiesenthal 1987:446). 

Zu diesen Zusatzbedingungen gehört u.a. ein Mindestmaß an Information und 
die Fähigkeit, als 'globaler Nutzenmaximierer' das Problem der akrasia (Wil- 
lensschwäche) 'überspielen' zu können (Elster 1987:67ff). Beide Bedingungen 
sind notwendige Voraussetzungen von Strategiekompetenz im Sinne der oben de- 
finierten formalen Handlungsrationalität. Problematisch werden die Annahmen 
über diese Voraussetzungen dann, wenn sich zeigen läßt, daß der zweckrationale 
Akteur von Rational Choice in dem Augenblick, wo er die Maßstäbe seiner 
Zweckrationalität konsequent auf sein Verhalten anwendet, genau die Qualifika- 
tionen verliert, die ihn erst zu einem rationalen Akteur im Sinne der Neoklassik 
machten. Ein solcher Mechanismus besteht und läßt sich am einfachsten am Bei- 
spiel des Gutes Information illustrieren. Der rationale Akteur weiß, daß Infor- 
mationen erstens Kosten verursachen (Rasmussen 1989) und er zweitens nie vor 
der Situation eines dem PD-Game analogen information-dilemma (Keck 1987) 
gefeit ist. Schon Schumpeter und nach ihm Downs konnten zeigen, daß rationale 


4 Mit den Arbeiten von Roemer (1982) und Przeworski (1986) haben sich auch bereits einzeine 
Autoren des Neomarxismus für die Spieltheorie geöffnet. Vgl. kritisch dazu Müller 1988 und 
Honneth 1990. 
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Akteure aus Gründen der Informationsökonomie zu geringen Aufwendungen in 
diesem Bereich neigen werden (Schumpeter 1942:425). Die permanent sub- 
optimale Versorgung mit Informationen wirkt sich nicht nur auf die Inhalte der 
Präferenzlisten und Richtung von Präferenzwandel aus, sondern muß bereits eine 
Stufe vorher bei der Beurteilung der Frage, welche Spielstrategie bei gegebenen 
Präferenzen denn die beste Kosten/Nutzen-Ausbeute ergibt, angesetzt werden. 
Wenn diese Überlegung zutrifft, dann bedürfen die Mitspieler bereits auf der 
Ebene der rein strategischen Spiele der reflexiven Selbstvergewisserung ihrer 
Optionen. Für Fälle wie die genannten lassen sich mit etwas Phantasie institutio- 
nelle Mechanismen vorstellen (Elsters rationale Selbstbindung; Informations- 
zwang°), mit denen sich die rein formalen Bedingungen von Zweckrationalität 
einholen lassen. Das Informationskostenargument bedeutet in der theoretischen 
Konsequenz allerdings, daß die von vielen Spieltheoretikern vertretene Hobbes- 
ianische Option, nämlich das Problem mittels institutioneller Constraints zu 
lösen, prekär bleibt: Strategieinkompetenten Akteuren kann noch nicht einmal 
durchgängig die Kompetenz unterstellt werden, wenigstens diese Constraints ra- 
tional auszuwählen. 

Die beiden genannten Punkte verweisen - gegen einen kruden neoklassischen 
Rational-Choice-Ansatz von Konsumentensouveränität - darauf, daß das Problem 
einer reflexiven Präferenzbildung nicht erst bei der Frage nach dem moralischen 
Gehalt von Präferenzen auftaucht, sondern bereits auf der Stufe manifest wird, 
wo es erst einmal 'nur' um die Zweckrationalität von Handlungen geht. Letzlich 
ergibt sich so aus der Explikation der Voraussetzungen für die Strategiekompe- 
tenz zweckrationaler Akteure und der Suche nach Mechanismen ihrer Durchset- 
zung ein Set an Optionen, der bei der Frage nach den Möglichkeitsbedingungen 
rationaler Entscheidungen wieder in den schon genannten institutionentheoreti- 
schen Kontext einmündet. 


5. Argumente für eine institutionentheoretische Wende 
Kritischer Demokratietheorie 


Ein - allerdings in der Konsequenz unbefriedigend bleibender - Weg bei der in- 
stitutionentheoretischen Übersetzung der Machtanalyse besteht darin, über die 
Vorstellung eines "multiple self‘ Individuen als Träger paralleler Präferenzlisten 
zu definieren, deren Gehalt sich dann grob in gemeinwohlorientiert und 
egoistisch unterscheiden läßt. Aufgabe politischer Institutionen wäre es dann, 
solche situativen Kontexte zu generieren, daß im Zweifel immer die gemein- 
wohlortentierte Liste herausgelockt würde. Die Unterscheidung, die in diesem 


5 Also beispielsweise institutionelle Regeln wie Moratorien, mit denen bestimmte Personengrup- 
pen sich selbst verpflichten, sich bei bestimmten Themen und Gelegenheiten auf sachliche Er- 
wägungen einzulassen. 


126 Hubertus Buchstein 


Ansatz subkutan immer mitläuft, ist die zwischen einem demokratischen Univer- 
salismus auf der einen und einem interessenpolitischen Partikularismus auf der 
anderen Seite; also der Spaltung des Bürgers in citoyen und bourgeois.® Wobei 
es dann die Aufgabe politischer Institutionen sei, den allgemeinen Willen zur 
Geltung kommen zu lassen. 'Preference-learning' meint in diesem Sinne 'prefe- 
rence-laundering': es soll der citoyen aus dem bourgeois herausgekitzelt und zur 
Geltung gebracht werden (Goodin 1986). Angesichts der oben angeführten Ar- 
gumente scheint es problematisch, die formulierten Interessen von Bürgern einer 
Demokratie bereits so früh mit dem Gütekriterium "demokratischer Universalis- 
mus' zu konfrontieren. Quasi über die Hintertür setzt hier doch wieder eine Zen- 
sur von 'richtigen’ und 'falschen' Bedürfnissen ein. 

Wegen dieser Abhängigkeit vom moralphilosophischen Aufweis verallgemeiner- 
barer Interessen halte ich es gegenüber solchen Überlegungen zum Thema 'laun- 
dering preferences‘ (Goodin) für zunächst attraktiver, wenn man das vorgelager- 
te Problem der Strategiekompetenz in den Mittelpunkt institutionenkritischer 
Überlegungen rückt. Die Kritische Theorie der achtziger Jahre - und dies gilt 
cum grano salis von Habermas bis Rödel/Frankenberg/Dubiel - hat die politi- 
schen Basisinstitutionen westlicher Demokratien rückhaltlos akzeptiert. Worum 
ihr Streit alleine geht, ist die Frage, in welchem Maße man das bestehende insti- 
tutionelle setting aktivieren, verflüssigen oder anreichern sollte, und hier spielen 
dann Theorien der Öffentlichkeit, des zivilen Ungehorsams oder des Dritten Sek- 
tors ihre Rolle. Notwendig ist demgegenüber eine erneute Thematisierung der 
qualitativen Selektivitäten, die weniger im institutionellen Gesamtgefüge (z.B.: 
Pluralismus- und Korporativismuskritik) als in den je einzelnen Institutionen der 
modernen Demokratie selbst zu finden sind. Wie eine solche Kritik institutionel- 
ler Arrangements anzusetzen ist, sei mit Rückgriff auf die vorgenommene Unter- 
scheidung von Idealpräferenzen und Realpräferenzen illustriert. Mit der dabei 
vorgeschlagenen institutionalistischen Perspektive Kritischer Demokratietheorie 
erscheinen die asymmetrischen Effekte institutioneller Formen von Politik im 
Unterschied zu einer klassentheoretischen Orientierung Kritischer Theorie nicht 
primär »als jeweilige Verkörperungen einer moralischen Konsensbildung« (Hon- 
neth 1985:303), die von kollektiven Akteuren kompromißhaft erzielt worden 
sind, sondern zunächst als nicht-intendierte (und auch darin eigensinnige) Konse- 
quenzen von Institutionalisierungsprozessen. 

Realpräferenzen wurden als regressiv, kritikwürdig und damit verbesserungsfä- 
hig identifiziert. Wenn regressive Präferenzen im geschilderten Sinn als abhän- 
gige Variable situativer Kontexte gedeutet werden, dann kann ihre Re-Idealisie- 
rung offensichtlich auch durch Veränderung eben dieser Kontexte vollzogen 
werden. Dies führt direkt zur Frage der Selektivität politischer Institutionen. 
Selektivität bedeutet, daß eine Institution trotz ihres formal neutralen Charakters 


6 »Während die Privatrechtssubjekte ihre je eigenen Interessen verfolgen dürfen, sollen sich die 
Staatsbürger am Gemeinwohl orientieren, sich über ihre gemeinsamen Interessen verständigen« 
(Habermas 1991a:148). 
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die kandidierenden Input-Elemente nicht anteilgerecht weiterleitet, sondern be- 
stimmte soziale und politische Bedürfnisartikulationen prämiert und andere dis- 
kriminiert, wobei letzteres bis zum Ausschluß gehen kann. Aussagen über insti- 
tutionelle Selektivitäten lassen sich danach unterscheiden, ob sie den quantitati- 
ven oder den qualitativen Aspekt der Selektionsleistung ansprechen. Quantitative 
Selektivität meint, daß Institutionen im Zuge der von ihnen zu leistenden Kom- 
plexitätsreduktionen die Einflußstärken auf der Input-Seite des politischen Pro- 
zesses verzerrt in die Output-Seite transformieren. Theorien der quantitativen Se- 
lektivität können sowohl individualistisch wie strukturtheoretisch ansetzen. Para- 
debeispiel individualistischer Theorieansätze sind Überlegungen über die Konse- 
quenzen unterschiedlicher Wahlsysteme (Riker 1982, Mueller 1989) oder Man- 
cur Olsons Theorie des kollektiven Handelns (Hardin 1982). In der strukturtheo- 
retischen Tradition des Marxismus besteht das selektive Pendant im bürgerlichen 
Staat, der als Agent bestimmter sozialer Gruppen auftritt. Von den Autoren, die 
der Kritischen Theorie nahestehen, sind als weitere Selektionsinstanzen des 
politischen Systems u.a. der Rechtsstaat (Neumann 1936), das Parteiensystem 
(Kirchheimer 1965) oder das Mehrheitswahlrecht (Offe/Guggenberger 1984) be- 
schrieben worden. Eine zweite Form institutioneller Selektivität läßt sich als 
qualitative Selektivität bezeichnen. Damit sind Phänomene folgender Art ge- 
meint: Zunächst das aus der Policy-Forschung in Anschluß an Theodore Lowi's 
Unterscheidung von mehreren Arenen der Politik diagnostizierte Phänomen, daß 
bestimmte politische Interessen und Bedürfnisse schlicht an den Input-Sensoren 
des politischen Systems abprallen (Offe 1969:162f). 

Bezogen auf den skizzierten machttheoretischen Kontext hat qualitative Selekti- 
vität noch einen zweiten und unterhalb des ersten Phänomens ansetzenden 
Aspekt. In diesem Falle meint Selektivität, daß vor Vorgängen der quantitativen 
Verzerrung oder qualitativen Inkompatibilität bereits auf die Formulierung der 
Interessen Einfluß genommen wird. Schon die artikulierten Bedürfnisse sind se- 
lektiv zurechtgestutzt. Wenn Präferenzlisten als abhängige Variable situativer 
Kontexte zu verstehen sind, so sei zum Zwecke der nachfolgenden Überlegung 
noch einmal an den Sonderfall des PD-Games erinnert; die Tragik des Akteurs in 
einer PD-Situation und damit der Kern der dargelegten Argumentation lautete: 
anstatt das Handeln an subjektiv für richtig befundenen Idealpräferenzen zu ori- 
entieren, orientiert er sich an faktischen Realpräferenzen. Die qualitative Selek- 
tivität derart figurierter institutioneller Arrangements besteht in diesem Falle 
darin, daß regressive Realpräferenzen provoziert und die ‘eigentlichen’ Interes- 
sen der Akteure noch nicht einmal bis an die Input-Stelle des politischen Prozes- 
ses gelangen. Um das aus der Verbändetheorie bekannte Beispiel des politischen 
Einflusses für einen Issue als Öffentliches Gut zu nehmen: wenn alle Anhänger 
des Issues nach der beschriebenen Logik des kollektiven Handelns agieren, 
scheitern sie nicht erst daran, daß ihre Interessen diskriminiert werden oder ab- 
prallen, sondern daß diese gar nicht mehr meßbar artikuliert werden, weil sich 
strategieinkompetente Akteure ihrer gar nicht reflexiv vergewissern. 
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Politische Theorie ist angesichts solcher möglichen qualitativen Selektivitäten 
nicht ganz so hilflos auf die Beschwörung eines angeblich universalen Verblen- 
dungszusammenhanges angewiesen, wie zu früheren Zeiten Kritischer Theorie 
Anhänger und Gegner der Kategorie manipulativ unterdrückter 'objektiver Inter- 
essen' meinten. Die Spezifika, welche den Kontext sozialer Spiele auszeichnen, 
die das Aufbrechen von Differenzen zwischen Idealpräferenzen und Realpräfe- 
renzen geradezu erzwingen, lassen sich institutionell nämlich recht genau ange- 
ben. Dies läßt sich anhand der kontrafaktischen Bedingungen der idealen Spiel- 
situation mit tit-for-tat Lösungen von PD-Games leisten. Tit-for-tat meint, daß 
ein Akteur die Spielstrategie strenger Reziprozität wählt. Auf Kooperation des 
Mitspielers reagiert er mit Kooperation, auf Nicht-Kooperation analog mit 
Nicht-Kooperation. Die tit-for-tat Strategie geht bewußt das Risiko des ersten 
kooperativen Schrittes ein. Ihre Vertreter verhalten sich zunächst entsprechend 
ihrer Idealpräferenzen. Dies geschieht nicht aus Menschenliebe oder anderen 
moralischen Erwägungen, sondern aus dem interessenegoistischen Kalkül, daß 
man damit dem Partner seinen eigenen Kooperationswillen unzweideutig signali- 
siert und dessen Orientierung an der gleichen Idealpräferenz erhöht. Der sozial- 
philosophische Reiz der beschriebenen Stategie besteht darin, daß sie nicht nur 
die "moralisch sympathischere‘ ist, sondern im Testvergleich mit allen anderen 
möglichen Spielstrategien auch als beste im Sinne effektiver Auszahlungen da 
steht. 

Die optimalen Bedingungen für tit-for-tat Lösungen sind: hohe Spieliteration, 
kleine Spielergemeinschaften, stabile Spielerpopulationen mit gegenseitigen In- 
formationen.’ Im Umkehrschluß sind regressive Präferenzformulierungen dem- 
gegenüber unter folgenden institutionellen Bedingungen zu erwarten: (1) geringe 
Repetivität verbunden mit begrenztem Zeithorizont der Akteure; (2) hohe 
Spielerzahl bei permanent wechselnder Zusammensetzung; (3) isolierte Spieler- 
situation bei mangelnder Information über das Verhalten der Mitspieler. Demo- 
kratietheoretisch sind solche zunächst recht abstrakt klingenden Überlegungen 
nicht ohne Brisanz: denn alle drei der genannten Charakteristika treffen bei- 
spielsweise in geradezu paradigmatischer Weise ausgerechnet auf dasjenige In- 
stitut moderner westlicher Demokratien zu, das von seiner Legitimationsleistung 
als wohl tragend angesehen werden muß, nämlich die Ausübung des politischen 
Wahlrechts. Das demokratische Paradox der allgemeinen Wahl besteht darin, 
daß es gerade ihre Beitrittsoffenheit ist, die die Wahl bereits auf der gleichsam 
formalen Vorstufe politischer Rationalität? als interessenregressive Form einer 
politischen Institution erscheinen läßt. 


7 Die drei Mindestbedingungen sind extrapoliert aus den Arbeiten: Axelrod 1984, Coleman 1986 
sowie Taylor 1982, 1987. 

8 Also noch unabhängig von der Frage, wieweit sie überhaupt für den von Offe als fehlend ein- 
geklagten Einbezug des moralischen Gesichtspunktes in die Wahlentscheidung geeignet ist 
(Offe 1989:7675). 
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6. Probleme im normativen Anforderungsprofil Kritischer 
Demokratietheorie 


Nicht allein die Antworten auf die demokratische Frage fallen unterschiedlich 
aus. Klärungsbedarf besteht auch immer mehr, wenn es um die schlichte Angabe 
dessen geht, auf welche Fragen Demokratie denn überhaupt als Antwort gelten 
soll. Eine Demokratietheorie, die beansprucht, kritisch sein zu wollen, bedarf - 
so lautet auch das Postulat Honneths (1992:62) - einer überzeugenden normati- 
ven Explikation, wenn sie bestehende Formen von Demokratie kritisieren 
möchte. Für diese Aufgabe genügt es nicht mehr, lediglich im immanent-ideolo- 
giekritischen Verfahren bestimmte Normsetzungen :einzuklagen, sondern bedarf 
es einer gleichsam konstruktiven Normativität in dem Sinne, daß Demokratie- 
theorie hinreichend gute Gründe für die Idee demokratischer Willensbildung zu 
mobilisieren vermag. 

Angesichts der auch und gerade in der linken politischen Theorie herrschenden 
Begriffsverwirrung um den Bedeutungsgehalt von Demokratie, im dem vieles, 
was politisch als erstrebenswert gilt, mit dem Attribut demokratisch versehen 
wird, ist es dabei zunächst unumgänglich, den Kerngehalt dessen zu benennen, 
was als tragendes Prinzip von Demokratie zu gelten hat. Entgegen der sowohl in 
der dominierenden liberalen Demokratietheorie wie auch in ihrem kritischen 
Pendant bestehenden Tendenz, Demokratie schon im begrifflichen Ansatz mit 
mehreren Konnotationen gleichzeitig zu belasten, halte ich es für sinnvoll, unter 
Demokratie zunächst nicht mehr und nicht weniger als 'Volkssouveränität' zu 
verstehen, d.h. eine Angabe des Ortes, von dem alle staatlich organisierte Ge- 
walt ausgehen soll. Aufgabe normativer Theorie ist es dann in einem zweiten 
Schritt, das derart abgespeckte Begriffsverständnis von Demokratie in eine über- 
zeugende Konstellation zu den mit der Volkssouveränität konkurrierenden Prin- 
zipien wie Rechtsstaat, Sozialstaat oder ökologische Unversehrtheit zu manövrie- 
ren. Gleichwie, ob die Konkurrenz der einzelnen Prinzipien dann im Schmitt- 
schen Sinne genüßlich gegeneinander ausgespielt oder in Anschluß an die libe- 
rale Demokratietheorie als sich spannungsreich ergänzend verstanden wird - 
Demokratietheorie muß im Konfliktfall das Primat der Volkssouveränität vertei- 
digen können (»demokratische Vorrangthese«, Schmalz-Bruns 1992a) und im 
Idealfall die sinnvolle Integration der einzelnen Prinzipien unter der gemeinsa- 
men Glocke der Demokratie deutlich machen können. Für Kritische Demokra- 
tietheorie müßte es deshalb unerläßlich bleiben, an Rousseaus Intention bezüg- 
lich des synergetischen Verhältnisses von Demokratie und liberalen Grundrech- 
ten festzuhalten: daß sich der souveräne Volkswille vereinbaren lassen wird mit 
der praktischen Vernunft (Habermas 1989:191f). Angenommen, daß eine solche 
Version der Rousseauschen Theorie zutreffend sei: mit Blick auf die Komplexität 
und Heterogenität moderner Gesellschaften ist Rousseaus Konzept der Selbstge- 
setzgebung für eine derartige Syntheseleistung auf jeden Fall ungeeignet. Sollte 
bei Rousseau der Praxis der Selbstgesetzgebung automatisch so etwas wie eine 
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vernünftige Struktur implizit gewesen sein, bedürfte Kritische Demokratietheorie 
in ihrer normativen Perspektive heute einer vergleichbaren These unter den Be- 
dingungen komplexer Gesellschaften. 

Nicht der akademischen Freude an Typologien wegen, sondern um überhaupt 
unterscheiden zu können, weiche Antworten auf welchen Aspekt der demokrati- 
schen Frage passen, müssen unterschiedliche Problemwahrnehmungen bezüglich 
der normativen Infrastruktur des Demokratiebegriffs auseinandergehalten wer- 
den. Auf der ersten - und der gleichsam horizontalen - Achse von Demokratie- 
theorie geht es um die Frage, auf welchen sozialen Gegenstandsbereich Demo- 
kratie sich überhaupt erstrecken soll. Die Kontroverse zwischen Rechtsstaat und 
Sozialstaat verläuft auf dieser Achse. Die Bandbreite der bekannten Positionen 
darüber, was überhaupt als demokratiefähig angesehen werden kann, reicht vom 
libertarianistischen Nullpunkt bis zur These der Politisierung sämtlicher Lebens- 
bereiche. Auf einer zweiten - und sich bildlich vielleicht am besten vertikal vor- 
zustellenden - Achse machen Demokratietheorien Aussagen über den anzupeilen- 
den Abstand von Herrschern und Beherrschten in der Demokratie und damit 
über den demokratieadäquaten Interaktionsmodus. Liberale und elitäre 
Demokratievorstellungen verknüpfen ihre hierarchische Version von Demokratie 
über das Repräsentationsprinzip; die Gegenposition am anderen Ende der Skala 
lautet Basisdemokratie. Bezüglich der horizontalen und der vertikalen Achse hat 
sich Kritische Demokratietheorie in der Vergangenheit dadurch ausgezeichnet, 
daß sie ihrem kritischen Impetus in der normativen Orientierung sowohl die 
Ausweitung der Domäne von Demokratie auf möglichst viele Sektoren der 
Gesellschaft als auch die Realisierung einer stärker partizipatorischen Praxis von 
Demokratie beanspruchte. Die Selbstverständlichkeit dieser Forderungen ist 
innerhalb der linken Tradition der Bundesrepublik erst im Zuge der 
Wahrnehmung der ökologischen Problematik nachhaltig erschüttert worden 
(Hoffmann 1991:462). 

Diese Reaktion hängt damit zusammen, daß Kritische Demokratietheorien, ob 
sie es nun zugeben oder nicht, immer auch Vorstellungen über den materialen 
Rationalitätsgehalt demokratischer Willensbildung haben. Der normative Aspekt 
der demokratischen Frage hat bei genauer Betrachtung zwei Bestandteile: einmal 
die normative Auszeichnung bestimmter politischer Formen als demokratisch 
oder undemokratisch; zum zweiten (im Unterschied zu dem auf Volkssouveräni- 
tät abgespeckten Demokratieverständnis) die Qualifizierung einzelner Entschei- 
dungen als demokratisch oder undemokratisch. Geht es im ersten Punkt um reine 
Verfahrensfragen, so handelt der zweite von den inhaltlichen Leistungserwartun- 
gen an Demokratie. Die hier anzutreffenden - und ebenfalls auf zwei unabhängi- 
gen Achsen vorstellbaren - Erwartungen betreffen einmal die sachliche Gütequa- 
lität demokratisch erzielter Problemlösungen sowie zum zweiten praktische, also 
moralphilosophische Fragen. Was die sachliche Gütequalität demokratischer 
Entscheidungen betrifft, so stellen die zunehmende »Dialektik einer zunehmen- 
den Wissensbasierung von Politik bei gleichzeitiger Politisierung der Wissenser- 
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zeugung« (Schmalz-Bruns 1992a) sowie die Koordinierung des von der System- 
theorie beobachteten Auseinanderdriftens der Gesellschaft in Subsysteme mit 
autopoietischen Teilrationalitäten (Demirovic 1991) die größten Herausforderun- 
gen an moderne Demokratietheorie dar. Angesichts der derzeitigen technologi- 
schen Entwicklungen ist die Hoffnung - und als viel mehr kann man es wohl 
derzeit nicht bezeichnen - Kritischer Demokratietheorie, daß sich einmal mehr 
zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen lassen, sprich: daß demokratische Teil- 
habe mehr sachliche Handlungsrationalität verbürgt als der allgegenwärtige 
Trend zu Expertise (Fischer 1990, 1991). Kritische Demokratietheorie müßte 
plausibel machen können, daß auch angesichts zeitgenössischer Probleme der 
Ruf nach Demokratisierung und Partizipation sehr wohl Hand in Hand gehen 
kann mit einem sachlich anspruchsvollen Output demokratischer Entscheidun- 
gen. Sollte es sich nicht einsichtig machen lassen, daß partizipatorische Formen 
gesellschaftlich breit ausgelegter Demokratie eine Bias zugunsten politischer 
Entscheidungen von sachlich angemessener Gütequalität haben, müßte - in Ab- 
kehr von der bisherigen Tradition Kritischer Demokratietheorie - diese letztlich 
konsequenter als bisher gegen Partizipation und Demokratisierung ausgespielt 
werden (Offe/ Preuss 1991:159). Kritische Demokratietheorie würde damit (wie 
vor ihr der Liberalismus) die Demokratie doch wieder unter eine der Volkssou- 
veränität äußere Vorrangthese stellen. 

Was die Frage nach der praktischen Rationalität betrifft, so verläuft die aktuelle 
Kontroverse zwischen partikularistischen und universalistischen Positionen der 
Moralphilosophie. Demokratietheoretisch gesehen sind die derzeitigen Debatten 
zwischen den beiden Positionen oft wenig ergiebig, beruhen sie doch zu einem 
erheblichen Teil auf gegenseitigen Mißverständnissen. Der Vorwurf etwa von 
Richard Rorty oder auch Michael Walzer an Jürgen Habermas lautet, daß eine 
universalistische Normenbegründung schon im Vorfeld demokratischer Verfah- 
ren eine Vorentscheidung gesetzt hat. Stattdessen müsse aus demokratischer Per- 
spektive die »priority of democracy over philosophy« (Rorty 1988) oder das le- 
bensweltliche Chaos von »real-talk« (Walzer 1990) in Kauf genommen werden. 
Eine derart inspirierte Kritik an Habermas hat zwar Tradition - schon in den 
siebziger Jahren lautete der Vorwurf von Alexander Schwan, mit der Wahrheits- 
fähigkeit praktischer Fragen erhebe Habermas zugleich elitäre wenn nicht totali- 
täre Ansprüche. Dennoch läuft dieser Vorwurf ins Leere, da er schlicht den 
Punkt falsch fixiert, an dem universalistische Positionen zu einem Problem für 
Demokratietheorie werden. Auf mögliche elitäre Konsequenzen angesprochen, 
besteht Habermas geradezu pedantisch auf der Differenz zwischen idealen Dis- 
kursen, in denen es um die Absicht der Begründung von universalistischen Mo- 
ralprinzipien überhaupt geht, und der Praxis in Anwendungsdiskursen, in denen 
den universalistischen Positionen von Philosophen nicht mehr zukommt als der 
Rang der Äußerung jedes beliebigen anderen Bürgers (Habermas 1991b:30). Das 
Problem stellt sich eher umgekehrt: wie kann ein derartig abgeschwächter An 
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spruch auf unmittelbare moralisch-praktische Durchschlagskraft noch als eine 
Kognitivistische Ethik bezeichnet werden. 

Wie dem auch sei, kritische Theorie hat sich in dieser Debatte bislang auf die 
universalistische Seite geschlagen und selbst da, wo sie die Zerrissenheit im so- 
ziokulturellen Profil moderner Gesellschaften nicht nur diagnostiziert, sondern 
auch noch beklatscht hat, mit der Formel der 'militanten Toleranz’ (Rödel/Fran- 
kenberg/Dubiel 1989:166f) eine zumindest implizit universalistische Position 
beibehalten. Das demokratietheoretische Problem, in das sich universalistische 
Sozialphilosophien begeben, besteht darin, daß sie zwar noch die Gütequalität 
bestimmter demokratischer Entscheidungen zu legitimieren vermögen, aber zu- 
nehmend sprachlos werden, wo es handlungstheoretisch um den vermeintlichen 
demokratischen Eigenwert politischer Aktivität geht. Ein Beispiel dafür bietet 
Habermas‘ Konzept der »freien Assoziationen« (Habermas 1989:203f, 1990: 
38f). Genaugenommen geht es Habermas mit ihnen bei aller verbliebenen Parti- 
zipationsrethorik (im Unterschied zu den traditionellen Interessenverbänden der 
Pluralismustheorie) nicht um die selbstbewußte Vertretung von Interessen, son- 
dern um deren Transformation in das Gemeinwohl (Nullmeier 1991:16). In der 
weiteren Auseinandersetzung mit den Communitarians wird die universalistische 
Position auf eine weitere sozialphilosophische Probe gestellt werden. Kritische 
Demokratietheorie müßte hier zeigen können, daß die Gegenüberstellung von 
Universalismus und Partikularismus gerade im Rekurs auf die intersubjektiven 
Gehalte des Demokratiebegriffs aufgehoben werden könnte. Einen möglichen 
Ansatz dafür liefert Michael Walzers Konzept der demokratischen Interpreta- 
tionsgemeinschaft (Buchstein/Schmalz-Bruns 1992). 

Aktuell finden sich in der Kritischen Demokratietheorie bei der Bewältigung der 
Probleme, die aus der Frage nach dem Rationalitätspotential von Demokratie 
herrühren, drei Optionen. Für die erste steht Habermas, wenn er gegen die un- 
mittelbare Wahrheitsfähigkeit praktischer Fragen zunehmend auf die prozedurale 
Rationalität demokratischer Verfahren verweist und - auf Kosten von Partizipa- 
tion - insbesondere das Recht mit erheblichen Zumutungen versieht (Schmalz- 
Bruns 1991:392). Der zweite Ausweg erfreut sich am "linken Flügel‘ der Kriti- 
schen Theorie derzeit der größten Resonanz (Rödel/Frankenberg/Dubiel 1989: 
53ff). Er läßt sich als eine von Hannah Arendt inspirierte Zelebrierung des poli- 
tischen Handelns bezeichnen. Doch auch die damit angebotene Perspektive eines 
gleichsam linken Neoaristotelismus sollte nicht zu hoch veranschlagt werden. 
Die argumentative Strategie, politische Beteiligung als Selbstzweck zu predigen, 
geht aus dem Begriff der Volkssouveränität alleine noch nicht hervor. Zum 
anderen ist Arendt eher eine Art demokratische Theoretikerin des Ausnahmezu- 
standes und bietet in ihrem Werk wenig Ansatzpunkte, das von ihr visionierte 
Handlungsmodell des Politischen in irgendeiner Form auf Dauer zu stellen. Ge- 
wichtiger noch ist schließlich der Einwand, daß es sich nur schwer vorstellen 
läßt, wie sich Arendts aktionistisches Handlungsmodell von Politik mit den 
genannten Rationalitätszumutungen problemlösender Detailpolitik vereinbaren 
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läßt. Die elitentheoretischen Äußerungen in ihrem Werk sind keine 'Ausrut- 
scher’, sondern logische Konsequenz ihrer Überlegungen. 

Hier bietet - drittens - die bereits propagierte Hinwendung zu den institutionellen 
Aspekten des politischen Handelns eine Alternative. Sie gibt sich nicht mit der 
Habermasschen Empfehlung zufrieden, daß Volkssouveränität soweit entkonkre- 
tisiert werden muß, daß sie nur noch in der Form eines selbstbezüglichen Geistes 
der anspruchsvollen kommunikativen Voraussetzungen ihrer Implementierung 
existiert. Zu Recht bringt Habermas gegen den Neoaristotelismus immer wieder 
das Problem der moralischen Überforderung der Bürger in Anschlag (Habermas 
1989: 208, 1991b:29f). Dieser Einwand läßt sich generalisieren. Institutionen- 
theorie hätte dann im Rahmen Kritischer Demokratietheorie die Aufgabe, politi- 
sche Institutionen danach zu evaluieren, inwieweit sie über eigensinnige Mecha- 
nismen der (negativ) Überforderung bzw. Unterforderung oder (positiv) passen- 
der Möglichkeitsbedingungen demokratischen Handelns verfügen. Einen aktuel- 
len Ausgangspunkt derartiger Überlegungen bietet Hirschman (1982); Hirsch- 
man entwickelt einen Gedanken, der sich zurück bis zu John Stuart Mill verfol- 
gen läßt (Buchstein 1992b). 


7. Schlußbemerkung 


Wie hoch der demokratietheoretische Ertrag der vorgeschlagenen Programmatik 
einer verstärkten Rezeption von Rational-Choice-Elementen für Kritische Theo- 
rie genau zu bemessen ist und inwieweit eine derartiges Programm mit der zu- 
letzt skizzierten normativen Begründungsproblematik Kritischer Demokratietheo- 
rie verknüpft werden kann, stellt eine offene Frage dar.” Bei allen berechtigten 
Vorbehalten gegen das sparsame Rationalitätskonzept des strategischen Hand- 
lungsmodells von Rational Choice könnte auch eine Position, die sich weiterhin 
den universalistischen Standards kommunikativer Rationalität verpflichtet sehen 
will, von der vorgeschlagenen Integration von Rational Choice in die Kritische 
Demokratietheorie zumindest teilweise profitieren. Für die alltägliche Relevanz 
des moralfreien, strategischen Handelns gilt das gleiche Motto, mit dem in der 


9 Ich vermute, daß sich das schlechte Verhältnis von Rational-Choice und Kritischer Theorie ent- 
spannen könnte, wenn man einen systematischen Vergleich der unterschiedlichen Konzepte von 
Individualisierung, wie sie sich in der traditionellen Kritischen Theorie, bei Rational-Choice- 
Theoretikern sowie in Habermas‘ Rede von der Individuierung durch Vergesellschaftung fin- 
den, anstellt. Für Adorno gilt, daß er für Phänomene wie Vereinsamung und Ich-Schwäche, die 
derzeit auf der Negativ-Kontoseite in der Debatte zum soziologischen Stichwort "Individualisie- 
rung' aufgeführt werden, nicht die Existenz einer Marktgesellschaft, sondern im Gegenteil erst 
ihren Übergang in eine spätkapitalistische Formation verantwortlich macht. Das Medium des 
Marktes erscheint demgegenüber bei ihm rückblickend als ein gesellschaftlicher Bereich, in 
dem sich über reziproke Interessenkalküle überhaupt noch so etwas wie Identität erfahren ließ. 
Eine systematischere Gegenüberstellung könnte ergeben, daß bezüglich der Akteursqualifikatio- 
nen Rational Choice teilweise ein Verbindungsglied zwischen Adornos Kritik der Vereinzelung 
und Habermas’ positiver Auszeichnung von Individuierung darstellt. 
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Werbung derzeit der Marktanteil des alkoholfreien Bieres erhöht werden soll: 
'nicht immer - aber immer öfter!‘.!® Mit dem Modell des zweckrationalen Ak- 
teurs und seinen partikularen Interessen kann offensichtlich ein immer größerer 
sozialer Wirklichkeitsbereich beschrieben werden. 

Demokratietheorie ist mit dem vorgeschlagenen Ansatz in die Lage versetzt, 
auch unterhalb der Ebene 'richtiger' oder 'falscher' Interessen bestimmte institu- 
tionelle Designs als für politische Akteure reflexionsbehindernd und somit als 
interessenregressiv zu kritisieren. Angesichts der schon auf der sachlichen Ebene 
auftauchenden Komplexität beispielsweise ökologischer Problemstellungen, die 
sich durch »hohe systemische Vernetzung« auszeichnen und »einfachen Lösungen 
und darauf aufbauenden Forderungen kaum zugänglich« sind (Hoffmann 1991: 
469), sollte dieses Kritikpotential nicht vorschnell verachtet werden. Kritische 
Demokratietheorie bedarf keines substantialistischen Wissens von einem Ge- 
meinwohl, keines objektiven Klasseninteresses, keiner volonte generale und kei- 
nes verallgemeinerbaren Interesses, um so zentrale institutionelle Errungenschaf- 
ten westlicher Demokratien wie Wahlrecht, Koalitionsfreiheit und Meinungsfrei- 
heit als zumindest ambivalent zu erkennen. Dieser Modus der Kritik gilt, solan- 
ge politische Beteiligung primär über das allgemeine Wahlrecht abgedeckt wird 
und solange Wahlvorgänge wie auch die Organisation des Parteien- und Ver- 
bändesystems oder der politischen Öffentlichkeit konträr zu den Charakteristika 
der idealen Spielsituation institutionalisiert sind. 
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Jürgen Hoffmann 

Neuer Produktivitätstyp - alte Vertretungsstrukturen. Die 
industriellen Beziehungen in der Bundesrepublik zwischen 
regionaler Dezentralisierung und Internationalisierung! 


Im Deutschen Gewerkschaftsbund »brodelt es«. Zwar nicht in der vom Vorsit- 
zenden Heinz-Werner Meyer in seiner »Hattinger Rede« 1990 anvisierten Rich- 
tung der Öffnung, Diskursivität und der neuen »Streitkultur«.? Es geht statt des- 
sen um die Neuaufteilung der Ressourcen und der Macht - und beides ist be- 
kanntlich wesentlich von den Mitgliederzahlen der Einzelgewerkschaften abhän- 
gig. Die »Strukturreform« des DGB erfolgt dabei naturwüchsig und von oben; 
eingeleitet durch den »Gewerkschaftskannibalismus« in den neuen Bundesländern 
findet sie jetzt ihre Fortsetzung in hastigen Versuchen des Zusammenschlusses 
von kleineren und mittleren Einzelgewerkschaften gegen die großen Schwestern, 
Ein Konzept für ein neues Verhältnis zwischen den Einzelgewerkschaften, zwi- 
schen Einzelgewerkschaften und DGB und zwischen DGB und DAG ist nicht 
vorhanden, kann folglich auch nicht zur Diskussion gestellt werden; die inhaltli- 
chen Reformforderungen aus vielen »Zukunftsdiskussionen« bleiben auf der 
Strecke, eine organisatorische Reform, die inhaltlich Sinn macht, ist nicht in 
Sicht. 

Dabei befinden sich die Gewerkschaften (ob sie es nun wahrhaben wollen oder 
nicht) in einer überaus schwierigen Umbruchphase - dies festzustellen, dazu be- 
darf es keines Industriesoziologen oder Politologen, das pfeifen die Spatzen von 
den Dächern! Es geht in dieser Umbruchphase nicht nur um die zur Zeit alles 
überwölbenden Probleme in den neuen Bundesländern (die eher »alte« gewerk- 
schaftspolitische Probleme sind); es geht um organisationspolitische Fragestel- 
lungen, die aus der Modernisierung von Gesellschaft und Ökonomie seit den 
siebziger Jahren resultieren. Ein Aspekt von sich aktuell verändernden Umwelt- 
bedingungen industrieller Vertretungssysteme soll im folgenden Essay diskutiert 
werden: die regionale Dezentralisierung der Produktionsstruktur bei gleichzeiti- 
ger Internationalisierung der kapitalistischen Produktion. Die Stichworte sind 
»interne/externe Flexibilisierung« und neue (internationale) Zentralisierung«. Die 
Frage wird dabei sein, ob Gewerkschaften sich weiterhin Organisations- und Po- 
litikstrukturen erlauben können, die einem historisch überholten Typus von Pro- 
duktion, Unternehmensform und regionaler ökonomischen Struktur entsprechen. 


1 Überarbeitete Fassung eines Referats, das auf der Tagung des Goethe-Instituts Mailand und der 
Fondazione Giangiacomo Feltrinelli (»Il Futuro della Societä e dei Lavoro (M: Individuo - Rap- 
presentanza e Regolazione«) im Dezember 1991 gehalten wurde. Für hilfreiche Diskussionen 
bin ich insbesondere meinem Kollegen Dieter Läpple dankbar. 

2 Vgl. dazu die Dokumentation in der Beilage zu Die Mitbestimmung Nr. 1/1991 
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1. Erfolgsbedingungen des Systems der industriellen Beziehungen in der 
Bundesrepublik 


Die industriellen Beziehungen in der Bundesrepublik haben sich in der ökonomi- 
schen Umbruchphase seit 1975 im internationalen Vergleich als überaus stabil 
erwiesen - und dies hat seinen Grund in einigen Strukturen und deren Zusam- 
menwirken. Diese Strukturen sollen hier zunächst kurz skizziert werden. 
Zunächst entlastet das duale Interessenvertretungssystem (Betriebsräte - Gewerk- 
schaft) die betriebliche Ebene vom Zwang der Vereinheitlichung zwischen den 
Betrieben - dies übernimmt die gewerkschaftliche Politik. Die Einzelgewerk- 
schaften sind dafür von dem schwierigen Geschäft der Berücksichtigung unter- 
schiedlicher innerbetrieblicher Arbeitsbedingungen und der Interessenvertretung 
der davon Betroffenen entlastet, diese Funktionserfüllung geht als Vorgabe der 
betrieblichen Vertretung in die Gewerkschaftspolitik ein. Idealiter sind sodann 
die Einzelgewerkschaften zuständig für die Tarifpolitik und vertreten darin alle 
Arbeitnehmer - ob Mitglieder oder Nichtmitglieder, während der DGB als 
Dachverband wiederum die Einzelgewerkschaften durch die Vertretung allge- 
mein sozialpolitischer, arbeitsrechtlicher und wirtschaftspolitischer Belange von 
diesen politischen Anforderungen entlastet. Der Staat entlastet wiederum die Ta- 
rifpartner allgemein von der Arbeit der Einbindung und erhält dafür stabile ge- 
sellschaftliche Beziehungen als Beitrag zur Gewährleistung von Massenloyalität. 
Denn das verrechtlichte System und die Allgemeinverbindlichkeitserklärung von 
Tarifverträgen seitens der Politik führt zu Erwartungssicherheiten und garantiert 
die Verallgemeinerung der privatrechtlichen Vertragsbeziehungen, entlastet inso- 
fern beide Kontrahenten in den industriellen Beziehungen. 

Die Verarbeitung des Widerspruchs von betrieblichen Interessen, Brancheninter- 
essen und allgemeiner Vertretung der Arbeitnehmerexistenz begünstigt im deut- 
schen Vertretungssystem dabei systemisch Betriebs- gegenüber Brancheninteres- 
sen und Einzelgewerkschaften gegenüber dem DGB. Die betriebliche Interessen- 
vertretungspolitik wird durch ihre Verrechtlichung auf Strukturen verwiesen, die 
der Hierarchie des Unternehmens (Stab-Linie) angepaßt sind und die die Vertre- 
tungskompetenz auf die Institutionen der Betriebsräte konzentrieren. Als ge- 
werkschaftliches Organisationsprinzip gilt im Unternehmen wie auf der Bran- 
chenebene das Prinzip »ein Betrieb/Unternehmen - eine Gewerkschaft«. Der von 
gewerkschaftlich eingebundenen Betriebsräten kontrollierte innerbetriebliche 
(»interne«) Teilarbeitsmarkt entspricht dabei im traditionellen industriellen 
Großbetrieb zugleich der kapitalseitigen Organisation der Produktion zur Her- 
stellung einer bestimmten Warengruppe und ist somit Teil des von derselben 
Einzelgewerkschaft kontrollierten Branchenarbeitsmarkts. Die Einzelgewerk- 
schaften vertreten die Brancheninteressen in Tarifbezirken, deren Grenzen sich 
aus historischen und politischen Gliederungen ergeben haben, die aber keines- 
wegs ökonomisch definierten Regionen entsprechen müssen. Der DGB über- 
wölbt als finanziell schwache und nicht weisungsberechtigte Dachorganisation 
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regional und im nationalen Rahmen die Politik der Einzelgewerkschaften, ohne 
auf diesen Ebene wirklich koordinieren zu können - diese »Koordination« wird 
viel eher durch ökonomische Entscheidungen der Kapitale und durch staatliche 
Regulierungen von außen erzwungen. 

Dieser gewerkschaftliche Organisationstyp, die hohe Selbstbindungsfähigkeit der 
Organisationen und das gegebene System der Verrechtlichung der industriellen 
Beziehungen sind auf den hier angesprochenen Vertretungsebenen einem ökono- 
misch bis Mitte der 70er Jahre erfolgreichen Produktivitätstyp der großindustri- 
ellen, inflexiblen Massenfertigung angepaßt, bei dem Erwartungssicherheiten 
und Kontinuität der Produktion aufgrund der starren Verkettung von Produkti- 
onsprozessen eine wesentliche Voraussetzung von hohen Produktivitäten (»eco- 
nomies of scale«) und Rentabilitäten waren (und sind). Das System der indu- 
striellen Beziehungen ist sozusagen nicht nur am »Normalarbeitsverhältnis« 
(Mükenberger 1985), sondern auch am »Normalunternehmen« (Klönne 1989) 
orientiert. Für die Gewerkschaften war der Produktivitätstyp der »inflexibilen 
Massenproduktion« auch deshalb von Vorteil, weil die Großbetriebe in der Regel 
industrialisierte Regionen mit einer auf die »ersten industrielle Revolution« zu- 
rückreichenden Kultur der Arbeiterbewegung prägten.? Die Organisations- und 
Konfliktfähigkeit waren daher in Kerngebieten der Massenproduktion nicht nur 
aufgrund der hier angesprochenen Kapitalstrukturen und -interessen günstig, 
sondern wurden auch durch gewachsene Traditionen einer politischen Kultur der 
großstädtischen, in Großbetrieben zusammengefaßten und disziplinierten, hierar- 
chisch organisierten Arbeiterschaft (»Lagerkultur« der handarbeitenden Indu- 
striearbeiter) gestärkt. 
Damit ist die Ausgangsfrage der nachfolgenden Überlegungen vorgegeben: Wel- 
che neuen Bedingungen werden für die industriellen Beziehungen und Interes- 
senvertretung durch Veränderungen des industriellen Reproduktionssystems ge- 
setzt, die dem bis in die 70er Jahre vorherrschenden Typus der inflexiblen Mas- 
senproduktion entgegenstehen? 


2. Risse in der gewerkschaftlichen »Systemumwelt«: Interne und externe 
Flexibilisierung der Produktion? 


Voraussetzungen der heutigen Entwicklung sind die im Zuge der Profitabilitäts- 
und Restrukturierungskrise der 70er Jahre veränderten Rahmenbedingungen der 


3 Dies gilt besonders für den Westen und Norden der (alten) Bundesrepublik, während der Süden 
schon immer (außerhalb weniger großstädtischer industrieller Zentren) eher mittelständisch und 
handwerklich geprägt war und ist und besonders in Baden-Württemberg eine lange Tradition 
der spezialisierten Produktion im Investitionsgüterbereich (Maschinenbau) aufweist. 

4 Die folgenden Überlegungen gehen auf eine gemeinsam mit Dieter Läpple (Technische Univer- 
sität Harburg) verfaßte Arbeit zurück, vgl. dazu Hoffmann/Läpple 1989; darüber hinaus: 
Läpple 1986a, 1989. 
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Akkumulation im nationalen Maßstab und auf dem Weltmarkt (vgl. dazu u.a. 
Altvater 1987): sinkende Profit- und Akkumulationsraten im Zuge der Krise in- 
flexibler Massenproduktion (steigender Kapitaleinsatz pro Arbeitsplatz bei sin- 
kenden Zuwachsraten der Produktivität), verschärfte Konkurrenz für standardi- 
sierte Massenprodukte im Zusammenhang mit der neuen internationalen Ar- 
beitsteilung, veränderte Nachfragestrukturen, die man als Übergang von einem 
»Anbieter-« zu einem »Käufermarkt« beschreiben könnte. Damit geht eine grö- 
Bere Variabilität der Marktanforderungen einher, die zu kürzeren Produkt- und 
Modellzyklen zwingt; statt Kostenkonkurrenz Qualitäts- und Technologiekon- 
kurrenz, statt Angebot von einzelnen Produkten ein Trend zu kundennah ge- 
schneiderten Komplettlösungen (Verkauf von Produkten einschließlich der dazu 
erforderlichen Servicefunktionen). 

Diese veränderten ökonomischen Rahmenbedingungen erfordern eine neue Ar- 
beits- und Produktionsorganisation, die mit dem Stichwort "flexible Ferti-gungs- 
und Produktionskonzepte' umschrieben wird , und neue Unternehmensorganisa- 
tionen. Allerdings konnte für die Bundesrepublik der 80er Jahren noch keine 
Rede davon sein, daß sich ein neuer, flexibler Produktivitätstyps allgemein 
durchgesetzt hätte. Wohl aber war und ist eine schnelle Verbreitung von »neuen 
Technologien« der Information und Kommunikation zu verzeichnen, und zwar 
sowohl in der Produktion, als auch in Verwaltung und Handel.’ Tayloristische 
Produktionskonzepte, die auf eine Verschärfung tayloristischer Rationalisierung 
als Antwort auf den Konkurrenzdruck auf den Weltmarkt setzen, stehen alterna- 
tiv neben einem sich besonders in regionalen Zentren schnell ausbreitenden Pro- 
duktionstyp der internen und externen Flexibilisierung, der die Anwendung der 
neuen Technologien mit neuen Formen der Unternehmens- und Arbeitsorganisa- 
tion verknüpft. Dieser neue Produktionstyp schließt nicht aus, daß sich gerade in 
mittelständischen Unternehmen neue Formen der Arbeitsteilung durchsetzen, 
weil der »soziale Innovationsbedarf« hoch ist (vgl. Lehner/Hilbert 1990, S. 
280). Dieser neue Produktivitätstyp dominiert aber inzwischen in wichtigen 
Branchen wie der der Automobilindustrie, des Maschinenbau und der 
Elektrotechnik.° Worum geht es bei diesem modernen Produktivitätstyp? 


5 Ende der 80er Jahre arbeiten nach einer vom Bundesforschungsministerium in Auftrag gegebe- 
nen Studie (sogen. META-Studie) 80 v.H. aller befragten Betriebe in der Bundesrepublik mit 
EDV-Techniken, die Hälfte aller Investitionsgüterhersteller integrieren die neuen Techniken in 
ihre Produkte, 80 v.H. der Betriebe im Investitionsgüterbereich setzen Mikroelektronik in ihren 
Prozeßtechnologien ein. Vorreiter der EDV-Anwendung sind die Wachstumsbranchen des Ma- 
schinenbaus, Straßenfahrzeugbaus, Elektrotechnik, Feinmechanik... (vgl. Welsch 1989) Diese 
Branchen sind wiederum besonders im Süden und Westen der (alten) Bundesrepublik konzen- 
triert. 

6 Inder folgenden Darstellung können noch keine exakten empirischen Daten über den Verbrei- 
tungsprozeß dieser neuen Formen der Produktion vorgestellt werden. Daten liegen jedoch vor 
über die Verbreitung der technologischen Voraussetzungen eines ökonomischen und arbeitsor- 
ganisatorischen Restrukturierungsprozesses vor (vgl. META-Studie); auch gibt es inzwischen - 
nicht zuletzt in der Nachfolge der Studie von Kern/Schumann (1984) - eine Reihe exemplari- 
scher Untersuchungen und Extrapolationen über die innerbetrieblichen Formen der Reorganisa- 
tion der Arbeit, die »systemische Rationalisierung und über die regionalen Auswirkungen der 
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Im Rahmen einer globalen strategischen Planung werden dezentrale Organisati- 
onseinheiten mit ganzheitlichen Funktionszusammenhängen gebildet. Das Rück- 
grat dieser neuen Unternehmensorganisationen bildet eine integrale unterneh- 
mensübergreifende logistische Planung, die auf eine Gesamtoptimierung der 
kompletten logistischen Kette vom Zulieferer von Rohmaterial über Fertigung, 
Teilelagerung, Montage, Fertigwarenlager, Warenverteilung bis hin zum Ab- 
nehmer ausgerichtet ist. Erst auf Grundlage dieser vielfältigen organisatorischen 
Innovationen können die neuen Technologien ökonomisch wirkungsvoll einge- 
setzt werden. Hier lassen sich zwei Flexibilisierungstypen unterscheiden: Eine 
Strategie der internen Flexibilisierung; diese richtet sich auf den Kernbereich der 
jeweiligen Fertigung, und, damit in einer ganzheitlichen Produktions- und Logi- 
stikplanung verbunden, eine Strategie der externen Flexibilisierung (Dezentrali- 
sierung), die durch Auslagerung von Produktions- und Dienstleistungs- 
funktionen im Zusammenhang mit der Reduktion der Fertigungstiefe angestrebt 
wird. 


Interne Flexibilisierung 


Bei der Strategie der internen Flexibilisierung wird auf der Grundlage neuer 
Produktionstechnologie (z.B. CNC-Maschinen) ein Mensch-Maschinen-System 
angestrebt, das sich im Rahmen eines gewissen Produktionsspektrums schnell 
und flexibel auf die sich verändernden Erfordernisse des Marktes einstellen 
kann. Die ökonomischen Vorteile der Massenproduktion (»economies of scale«) 
werden so mit Hilfe der neuen Technologien mit den Vorteilen der kundenbezo- 
genen Produktvielfalt (»economies of scope«) verbunden: »flexible Massenpro- 
duktion«. Innerbetrieblich wird in diesem System das überkommene Stab-Linie- 
System und das damit verbundene System relativ isoliert voneinander arbeitender 
Abteilungen ergänzt bzw. der Tendenz nach sogar ersetzt durch neue Kommuni- 
kationsformen und Verkettungen der verschiedenen Marketing-, Design-, Pro- 
duktionsplanungs-, Materialeinkauf-, Zulieferungs- und Fertigungsfunktionen 
(Computer integrated manufacturing« - CIM). Der Rationalisierungsprozeß be- 
zieht sich nicht mehr auf einzelne Produkte und Produktionsprozesse, sondern 
auf das innerbetriebliche Produktionssystem insgesamt und dessen inner- wie au- 
Berbetriebliche Vernetzung: »Systemische Rationalisierung« (vgl. Altmann u.a. 
1986) 

Die - zumindest in der Bundesrepublik - in der Industriesoziologie konstatierten 
neuen Polarisierungen zwischen Randbelegschaften und einem mit erweiterten 
Qualifikations- und Autonomiespielräumen ausgestatteten Kern der »modernen 


Formen der »externer Flexibisierung«. Darin wird deutlich, daß in den modernen Wachstums- 
industrien (Straßenfahrzeugbau, Elektrotechnik u.a.) die neuen Technologien zur Vorherrschaft 
neuer Formen der Produktions- und Arbeitsorganisation im Sinne der »internen« und »externen« 
Fiexibilisierung geführt haben. Ein deutlicher Schwerpunkt der Anwendung liegt regional im - 
Süden und Südwesten der alten Bundesrepublik. Darauf wird unten eingegangen. 
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Produktionsfacharbeiter« haben in dieser Restrukturierung ihren Grund: Integra- 
tionsprozesse können selbst von Facharbeitern nicht beherrscht werden, wenn 
diese sich Spezialfunktionen angeeignet haben, umgekehrt können die Produkti- 
vitätsressourcen der neuen Technologien offenbar nur dann ausgenutzt werden, 
wenn die extrem erhöhte Komplexität des Arbeitsprozesses von mit Autonomie- 
spielräumen ausgestatteten Facharbeitern gesteuert wird: »No CIM without him« 
- so zu lesen in der »Wirtschaftswoche«’ Unternehmerische Strategien, die sich 
in traditioneller Weise auf Lohnkostensenkung konzentrieren, werden gegenüber 
dem Ziel der Qualitäts- und Flexibilitätserhöhung sogar kontraproduktiv (vgl. 
Braczyk/Niebuhr 1987, $S. 46). Die Einrichtung von innerbetrieblichen Arbeits- 
gruppen, deren Aufgabenstellung inzwischen weit über die »quality-control-cir- 
cles« hinausgeht und eher im Spektrum eines »kulturellen Imperialismus des Ma- 
nagements« (Deutschmann 1989) zu interpretieren wäre,3 soll auf Gruppenbasis 
die Informationsbeschaffung und Beherrschbarkeit bei komplexen Steuerungs- 
prozesse verbessern. Experimente mit vollautomatischen Anlagen (z.B. die 
»Halle 54x bei Volkswagen - Wolfsburg) sind dagegen aufgrund der wissen- 
schaftlich-technischen Probleme und des hohen Kapitalaufwands z. Zt. geschei- 
tert. Die Flexibilität des Betriebs ist unmittelbar verkoppelt mit den Strategien 
der externen Flexibilisierung: 


Externe Flexibilisierung - Dezentralisierung 


Auch wenn hier der Zusammenhang beider Strategien zu betonen ist, interessiert 
in unserem Zusammenhang (regionale Dezentralisierung) besonders die externe 
Flexibilisierung als Bestandteil systemischer Rationalisierung. Entscheidend ist 
dabei die Auslagerung von vorgelagerten Fertigungsstufen, der dadurch mögli- 
che radikale Abbau der Lager? und der Aufbau von Zulieferer-Netzwerken und 


7 Auch hier ist allerdings vor eindeutigen Aussagen im gegenwärtigen Umstrukturierungsprozeß 
zu warnen: Eine aktuelle Untersuchung unterscheidet zumindest drei unterschiedliche Optionen 
von Produktionskonzepten bet Anwendung neuer Technologien: die qualifiziert-kooperative 
Produktionsarbeit, den rechnergestützten Neo-Taylorismus und die polarisierte Produktionsar- 
beit (vgl. Behr/Hirsch-Kreinsen 1990). Auch diese »neue Unübersichtlichkeit« dürfte gewerk- 
schaftliche Betriebsstrategien nicht gerade leichter machen... 

8 Diskussionen des Autors mit Betriebsräten und Belegschaftsmitgliedern von Unternehmen in 
Baden-Württemberg haben ein erstaunliches Ausmaß der Verbreitung moderner Produktivitäts- 
typen und der Einrichtung von innerbetrieblichen Arbeitsgruppen aufgezeigt. Dabei waren in 
Unternehmen der elektrotechnischen Industrie und der Automobildindustrie im Großraum Stutt- 
gart, die nach Prinzipien der »lean production« organisiert waren, innerbetriebliche Arbeits- 
gruppen eingerichtet worden, deren Themenspektrum weit über innerbetriebliche Produktivi- 
tätsprobleme hinaus reichten: Ökologiearbeitskreise und Arbeitskreise zum Thema »Frauenför- 
derung« gehörten dazu. Entsprechend gerieten thematisch ähnliche Arbeitskreise von Gewerk- 
schaften unter Druck: die Kolleginnen und Kollegen gingen in die betrieblichen Arbeitskreise. 
Bezeichnend für die räumliche Verbreitung der neuen Produktionskonzepte ist, daß ähnliche 
Erfahrungen in nördlichen Regionen der Bundesrepublik bislang kaum gemacht werden. 

9 »In einer 1986 durchgeführten SEL-Studie ergab sich, daß im Fertigungsbereich "Elektronische 
Nachrichtenvermittlung’ die Zinssumme für die Lagerhaltung höher war als die gesamte Lohn- 
summe.«(Schmidt 1987, S. 260 £.) Die Kosten und Risiken der Lagerhaltung sind mit der ex- 
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deren Integration in die innerbetriebliche Produktionsplanung und Fertigung 
nach dem Prinzip der »Just-in-time-production« (JIT): Die Beschaffungslogistik 
wird unmittelbar mit dem innerbetrieblichen Materialfluß und dieser wiederum 
mit der betriebsexternen Distributionslogistik verknüpft. Das Feld der systemi- 
schen Rationalisierung wird also über den rechtlichen Rahmen des Unterneh- 
mens hinaus ausgeweitet auf Sub-Unternehmen (vgl. z.B. Doleschal 1990 am 
Beispiel der Automobilindustrie) bzw. Sub-Unternehmer (u.a. auf die »neue 
Selbständigkeit«, vgl. Mayer/Paasch 1990). Bei der externen Flexibilisierung 
sind zwei Haupttendenzen zu unterscheiden: 

- Das Konzept des »Co-makership« geht von der Kooperation mit einem festen 
Lieferanten aus (»Hoflieferant«), der auf dem gleichen technologischen Niveau 
produziert. Dabei ist vielfach die räumliche Integration entsprechender Zuliefe- 
rer-Netzwerke wichtig. 

- Die andere Tendenz läßt sich als »global-sourcing« umschreiben, bei dem ver- 
sucht wird, Vorprodukte und Zulieferteile so billig wie möglich weltweit einzu- 
kaufen. Auf diese Strategie wird beim Einkauf von standardisierten und tech- 
nisch wenig anspruchsvollen Produkten zurückgegriffen. 

Die Entscheidung »make or buy« wird zwar von der Überlegung getragen, daß 
so die Vorteile einer Arbeitsteilung besser zum Zuge kommen (Kriterien: Ver- 
fügbarkeit von Ressourcen und Kompetenzen im eigenen Betrieb, Durchführbar- 
keit einer als notwendig erachteten Neustrukturierung, Wirtschaftlichkeit, 
Zweckmäßigkeit). Entscheidend scheint aber der Kostenvorteil des Fremdbezugs 
von Vorprodukten zu sein, der sich nicht nur aus der Spezialisierung des Zulie- 
ferers ergibt, sondern auch und besonders aus den Möglichkeiten, externe, kon- 
fliktschwache: Arbeitsmärkte besser ausschöpfen zu können (geringere Lohnko- 
sten, geringere Sozialleistungen, schlechtere gesundheitliche und soziale Absi- 
cherung bei den Fremdfirmen, vgl. dazu Semlinger 1989). Fixkosten (Lager- 
und Personalkosten) werden durch Auslagerung und Fremdbezug von Vorpro- 
duktion für das Stammwerk zu variablen Kosten und die höhere Anpassungsfle- 
xiblität kleinerer Unternehmen - besser: ihre bessere Anpassungsfähigkeit an 
Anpassungszwänge - wird ausgenutzt. 

Diese Form der externen Flexibilisierung als Dezentralisierung zwischen den 
Betrieben behält die Verknüpfung der Produktionsprozesse bei, verteilt sie aber 
auf ökonomisch-rechtlich selbständige Unternehmen, deren Produktion durch 
»Transportketten« in einen funktionalen Systemzusammenhang integriert wird, 
und geht zugleich mit internationalen Konzentrations- und Zentralisationsprozes- 
sen einher. Ziel ist u.a.: die zunehmende Komplexität von Märkten und Produk- 
tion soll bei steigenden Sicherheitserfordernissen bewältigt werden (vgl. Semlin- 
ger 1989, S. 519). Dies führt in der Bundesrepublik zu einer drastischen Verrin- 
gerung der Fertigungstiefe in der Industrie - z.Zt. schwanken die Angaben zwi- 
schen 17 v.H. und 30 v.H. Fertigungstiefe (zum Vergleich: die durchschnittliche 


ternen Flexibilisierung natürlich nicht einfach bewältigt, wohl aber auf die Zulieferer verlagert. 
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Fertigungstiefe der Industrie der ehemaligen DDR betrug 1989 ca. 80 v.H.) und 
- logische Konsequenz - zum Aufbau von Logistik- und Distributionszentren 
durch Großspediteure mit einem schnellen Anstieg des Straßengüternahverkehrs 
und -fernverkehrs aufgrund der Erhöhung der Lieferfrequenzen. 


Neue Zentralisierung 


Die Prozesse der Dezentralisierung der Produktion werden von einer gegenläufi- 
gen Bewegung der Zentralisation des Kapitals begleitet. Im Zuge des Gewinn- 
booms der 80er Jahre wurden in der Bundesrepublik nicht nur - wie in anderen 
Ländern auch - vermehrt Profitteile in das internationale Geld- und Kreditge- 
schäft geschleust (vgl. dazu allgemein Altvater 1987). Nach Untersuchungen der 
Deutschen Bundesbank wurde vor allem auch die Eigenkapitaldecke kräftig er- 
höht!® und die Käufe von Unternehmen bzw. die Direktinvestitionen im Ausland 
wurden intensiviert. Für die 80er Jahre ist eine schnelle Intensivierung der Ka- 
pitalverflechtung mit ausländischem Kapital festzustellen: Allein im Berichtszeit- 
raum 1987 bis 1989 erhöhte sich der Bestand westdeutscher Direktinvestitionen 
im Ausland um ein Drittel auf 185 Mrd. DM, wobei sich gut die Hälfte der Di- 
rektinvestitionen auf die Länder der EG erstreckten (Dt. Bundesbank, Monatsbe- 
richt 4/1991, S. 28, 32). Dabei macht die »zunehmende Einschaltung von Hol- 
dinggesellschaften als Verwaltungszentralen in Organisation der großen interna- 
tionalen Unternehmen (...) die Aufteilung nach Wirtschaftszweigen immer pro- 
blematischer« (ebd.). Schwerpunkte sind aber deutlich Unternehmen des verar- 
beitenden Gewerbes; Marktsicherung, »Nutzung kostengünstigerer Produktions- 
standorte und rascher Einstieg in Verfahrens- und Produktinnovationen durch 
Firmenübernahmen« (ebd.) sind die Motive dieses internationalen Engagements. 
Die internationale Zentralisierung wird auch im schnellen Wachstum ausländi- 
scher Direktinvestitionen im Inland deutlich (1987-1989: + 23 Mrd. DM). 
Auch hier überwiegen Holdingsgesellschaften und das verarbeitende Gewerbe 
(vorrangig die chemische Industrie). Diese Zentralisierung ist also wesentlich ein 
Prozeß der weiteren Internationalisierung von produktivem Kapital, der durch 
das Datum des Europäischen Binnenmarkts noch beschleunigt wird, 

Dies ist aber nur der ökonomisch-rechtliche Aspekt der »neuen Zentralisierung«, 
der mit der »Internationalisierung des Kapitals« und der Entwicklung multinatio- 
naler Konzerne zusammenfällt und den schon aus den 70er Jahren bekannten 
Trend fortsetzt. Die »Internationalisierung des Kapitals« ist ja ein Prozeß, der 
zunächst mit der Entwicklung der Handelsströme auf dem Weltmarkt beginnt 
und sich mit der Intemationalisierung des »produktiven Kapitals« und des 


10 »Nach der außergewöhnlich starken Aufstockung ihrer Bestände verfügten die westdeutschen 
Produktionsunternehmen Ende vorigen Jahres (1990, J.H.) über liquide oder zumindest rasch 
mobilisierbare Geldanlagen bei Banken sowie in fungiblen Schuldtiteln in Höhe von schät- 
zungsweise 670 Mrd. DM.« (Dt.Bundesbank, Monatsberichte, Mai 1991, S. 17) Die Eigenfi- 
nanzierungsquote (Eigenfinanzierungsmittel in v.H. der gesamten Vermögensbildung) schwankt 
von 1985 bis 1990 zwischen 56,4 (1990, geschätzt) und 71,5 (1988). 
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»Kreditkapitals« seit den 60er Jahren intensiviert. Neu ist vielmehr, daß sich jetzt 
ein Prozeß der externen Flexibilisierung, des »giobal sourcing« und der Förde- 
rung des Innovationsprozesses, also eine funktionale internationale Zentralisie- 
rung der Produktion jenseits der Austauschbeziehungen von Waren im Rahmen 
herkömmlicher internationaler Arbeitsteilung und jenseits der ökonomisch- 
rechtlichen Unternehmensstruktur entwickelt. Die Kapitalbeteiligungen (z.B. in 
Holdinggesellschaften) erleichtera solche funktionalen Produktionsverkettungen, 
sind aber dafür keine notwendige Bedingungen. Besonders in den Wachstumsin- 
dustrien, die Vorreiter in der Anwendung der neuen Technologien sind, sind 
durch die grenzüberschreitenden Kommunikations- und Informationstechnolo- 
gien die multinationalen Produktionsstrukturen gestärkt bzw. die Formen der 
globalen Vermetzung von günstigen Produktionsressourcen weiter entwickelt 
worden. Die jeweiligen Arbeitsmärkte können nun direkt (und nicht erst über 
Warenkonkurrenz) in demselben funktionalen Produktionszusammenhang mit- 
einander konkurrieren. Dieser Prozeß wird sich durch den Wegfall der »nichtta- 
rifären Handelhemmnisse« im Zuge des europäischen Binnenmarkts (vgl. dazu 
Cecchini 1988) europaweit intensivieren. Die »Chance des Binnenmarktes« 
(Cecchini) dürfte gerade eine Chance internationaler Formen der externen Flexi- 
bili-sierung sein - während ja die internationale Konzentration durch die Han- 
delshemmnisse bislang eher angereizt wurde (Ausnutzung unterschiedlicher na- 
tionaler Produktionsbedingungen). 


3. Regionale Differenzierung - und deren mögliche Ursachen 


In der Bundesrepublik wird seit den 70er Jahren ein sich verstärkendes industri- 
elles Süd-Nord-Gefälle beobachtet, das die industrielle Dominanz traditioneller 
Zentren der Industrialisierung, etwa des Ruhrgebiets und der Großstädte im 
Norden wie (West-)Berlin und Hamburg, abgelöst hat. Allein ein Blick auf die 
unterschiedlichen Arbeitslosenquoten zeigt die Unterschiede zwischen dem 
Süden und Südwesten und dem Norden der Bundesrepublik an. Dieses Süd- 
Nord-Gefälle wird gemeinhin mit den Schwierigkeiten traditioneller Industrien 
und deren Standorte erklärt, sich auf neue Produkte und Produktionsmethoden 
umzustellen. 

Das vorherrschende Muster der Erklärung orientiert sich deshalb am sogenann- 
ten »Upas-Baum«-Effekt.!! Gemeint ist damit, daß ein lange Zeit dominierender 
Wirtschaftsbereich alternative Ansätze regionaler ökonomischer Entwicklung 
nicht zuläßt und so die Region mit der Krise dieses Wirtschaftsbereichs gleich- 
falls ın die Krise gezogen wird. Dieser Zusammenhang dürfte für das Ruhrgebiet 


11 Der ım Südpazifik vorkommende Upas-Baum hat ein so dichtes und ausgebreitetes Laubwerk, 
daß in seinem Schatten alle anderen Pflanzen absterben und somit die Regenerationsfähigkeit 
der örtlichen Vegetation gestört ist. Vgl. zur Anwendung dieser Metapher: Hall 1985, Läpple 
1986b. 
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(Montanindustrien) und die Küstenstädte (Werften, Seehafenindustrien) - Zen- 
tren der traditionellen Industriearbeiterschaft und der proletarischen »Lagerkul- 
tur« - erklärungsträchtig sein. Damit allein kann aber keineswegs das »Süd-Nord- 
Gefälle« in der Bundesrepublik und die Vorreiterrolle des Südens bei der Moder- 
nisierung begründet werden. Die Hamburger Wirtschaft z.B. weist hochinnovati- 
ve Produktionsbereiche auf; die hier konstatierbare Innovationsschwäche (die z. 
Zt. durch den Vereinigungsboom überdeckt wird) ist »nicht auf einen Mangel an 
"Zukunftsindustrien' zurückzuführen, sondern ist eher darin begründet, daß 
zuwenig Betriebe die neuen Technologien auf intelligente Weise in die vorhande- 
nen Produktions- und Techniksysteme integrieren und dabei Formen der Integra- 
tionstechnik entwickeln« (Läpple 1989). 

Ein zweiter, hier vertretener Erklärungsansatz geht von den regionalen ökono- 
mischen, technischen, sozialen und kulturellen Voraussetzungen für eine Inte- 
gration der neuen Technologien in die regionale Wirtschaftsstruktur aus (vgl. 
Hoffmann/Läpple 1989, Läpple 1986). Der Einsatz neuer Technologien erfolgt 
nicht als »additiver« Prozeß, sondern erfordert eine tiefgreifende Umorganisation 
bisheriger Mensch-Maschine-Systeme, neue betriebsübergreifende Kooperations- 
formen und vor allem auch eine Neubewertung menschlicher Arbeitskraft im 
Sinne eines höheren Qualifikationsbedarfs und eines breiteren Aufgabenspek- 
trums. Damit sind auch die Faktoren angesprochen, die den Einsatz neuer Tech- 
nologien in einer Region begünstigen oder blockieren können: 

Je stärker die regionalen, betrieblichen Strukturen und die Formen der Interes- 
senvertretung geprägt sind durch 

- die Dominanz tayloristischer Rationalisierungsprinzipien und der damit ver- 
bundenen traditionellen Lohnkostensenkungsstrategien, 

- die Formen traditioneller Produktionsverbunde, der Fragmentierung von Tätig- 
keitsbereichen in und zwischen den Unternehmen, 

- die darin entwickelten internen Arbeitsmärkte, 

- die relativ starren und hierarchischen Formen der Produktions- und Unterneh- 
mensorganisationen, wenig Kooperationsbereitschaft in den innerbetrieblichen 
industriellen Beziehungen und das Vorherrschen einer additiven Einführung der 
neuen Technologien auf mikroelektronischer Basis, 

- die strukturelle Behinderung von betrieblichen Netzwerken und auf solchen tra- 
ditionellen Unternehmensformen basierenden Vertretungsstrukturen und -kultu- 
ren, 

desto mehr sperren sich diese Strukturen gegen einen ökonomisch sinnvollen 
Einsatz der neuen Technologien.!? 


12 Neben der höheren Fertigungstiefe und der »Internalisierung« relevanter Infrastruktur in den 
traditionellen industriellen Großbetrieben der Massenproduktion sind die nach außen stark ab- 
grenzten »internen Arbeitsmärkte«, das (dadurch mögliche ) hohe Lohnniveau für Industriear- 
beit, die Formen der Arbeitskontrolle und die Vereinseitigung der Qualifikationen regional be- 
deutsam. Eine geringe Ausdifferenzierung der regionalen Branchen- und Betriebsgrößenstruktur 
wird dadurch bewirkt, die Region bleibt bzw. wird »netzwerkfeindlich«. Vgl. zu einer breiten, 
systematischen Darstellung und Fallanalyse dazu: Grabher 1988. Lehner/Hilbert (1990. S. 280 
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Die sozialen, ökonomischen und technischen Voraussetzungen für eine Integra- 
tion der neuen Technologien stehen gewissermaßen quer zu denen der durch 
Taylorismus und standardisierte Massenproduktion geprägten regionalen und 
betrieblichen Strukturen, die Einführung der »neuen Technologien« wird damit 
generell nicht behindert, wohl aber deren integrativer Einsatz.!? 

Insbesondere zur Ausnutzung der ökonomischen Vorteile der externen Flexibili- 
sierung ist eine »Vernetzungsfähigkeit« bzw. eine dicht vernetzte Infrastruktur 
von kleineren und mittleren Unternehmen erforderlich, die sowohl die Ausnut- 
zung externer Arbeitsmärkte wie auch die Ausnutzung einer günstigen Qualifi- 
kationsstruktur der Arbeitskraft erlaubt und auch von der materiellen Infra- 
struktur her (Straßensysteme) die Umsetzung neuer Produktionskonzepte in der 
Zulieferindustrie nicht behindert. 

Dieses »Ensemble« bietet sich aber gerade im Süden der Bundesrepublik an, ei- 
ner Region, die traditionell im Bereich der Investitionsgüterindustrie mittelstän- 
disch geprägt war und ist, zugleich aber über Zentren großbetrieblicher industri- 
eller Produktion im Bereich der Wachstumsindustrien (Elektrotechnik, Straßen- 
fahrzeugbau, Luftfahrt, Chemie) und über eine qualifizierte Arbeitskraft (Fach- 
arbeiter in partiarchalisch geführten Klein- und Mittelbetrieben - »Betriebsfami- 
lien«) verfügt; die Arbeiterschaft hat darüber hinaus eine hohe Arbeitsmoral und 
Anpassungsbereitschaft, und es ist hier ein schneller Zugang zu ländlichen Ar- 
beitsmärkten ohne eine gewerkschaftlich geprägte politische Kultur zum Zwecke 
der Rekrutierung von Randbelegschaften möglich. Die Region des Südens/Süd- 
westens verfügt über eine dichte Infrastruktur, Universitäten und Fachhochschu- 
len und Zentren für Forschung und Entwicklung von Großunternehmen (z.B. 
Siemens). Aufgrund der Konzentration der Hochtechnologie-Rüstungsproduktion 
im Süden gehen zudem über die Hälfte der Rüstungsaufträge des Bundes in die 
Länder Baden-Württemberg und Bayern, die dort wiederum Forschung und Ent- 
wicklung in den High-Tech-Sektoren stützen.!* Baden-Württemberg, Rheinland- 


f.) führen die Diffusionshemmnisse eines arbeitsorientierten CIM-Einsatzes auf ein niedriges 
Vertrauen der Tarıfpartner untereinander, das Fehlen qualifizierter Arbeitskräfte, verfestigte 
Statushierarchien und eine Management-Orientierung an traditionellen Märkten und Produkti- 
onskonzepten zurück. 

13 In einer vergleichenden Regionalanalyse sind Braczyk/Niebuhr (1987) u.a. darauf gestoßen, 
daß die Unternehmen in einer Teilregion Baden-Württembergs die Mikroelektronik produkt- 
und prozeßinnovativ in den Produktionsprozeß integrieren, während bei Unternehmen in einer 
von der traditionellen Massenfertigungen geprägten Region in Nordrhein-Westfalen, die in Be- 
zug auf den quantitativen Einsatz von Mikroelektronik den Unternehmen Baden-Württemberg 
nicht nachstehen, dieser Einsatz additiv und vorrangig unter dem (eher traditionellen) Aspekt 
der Lohnkostenreduktion erfolgt. 

14 Hinweise auf die Bedeutung der aufgeführten Faktoren bei Henckel u.a. 1986, S. 152 - 157, 
auch wenn diese einen eher konventionellen Analyseansatz verfolgen. Zur Konzentration der 
FuE-Kapazitäten auf den Süden vgl. Häußermann/Siebel 1987, S. 75 f.; zur Konzentration der 
Rüstungsausgaben auf den Süden vgl. ebd., S. 69. in den 80er Jahren gehen im Durchschnitt 
ca. 60 v.H. der Ausgaben des Bundes für Rüstung in die Länder Baden-Württemberg und Bay- 
ern, vgl. ebd, Tabelle 7, S. 71. Wenn hier der Faktor »Kultur« (in einem weiteren, soziologi- 
schen Gebrauch) in Bezug auf betriebliche und gewerkschaftliche Interessenvertretungsstruktu- 
ren mit betont wird, dann gilt dies auf der anderen Seite auch für die Akteure auf der Kapital- 
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Pfalz, Hessen und Bayern zusammengenommen haben allein eine Bevölkerung 
von fast 30 Mio. Menschen.!5 Die geographische Verteilung der Arbeitsmarkt- 
bezirke mit über- und unterdurchschnittlicher Arbeitslosenquote in den 80er Jah- 
re zeigt deutlich die hier angesprochene regionale Differenzierung der Bundesre- 
publik zugunsten dieser Region an. 

Es ist darüber hinaus - selbst nach den generell optimistischen Prognosen des 
»Cecchini-Berichts« - zu erwarten, daß der europäische Binnenmarkt diese regio- 
nale »Polarisierung« europaweit eher verstärken wird: Regionen als »Gravita- 
tionszentren« mit. kumulativem Wachstum werden Regionen gegenüber stehen, 
die eine kumulative Schrumpfung aufweisen werden (vgl. Welsch 1990, S. 197 
f.). Der Internationalisierungsprozeß (»Neue Zentralisierung«) wird so die imma- 
nenten Probleme des Regionalisierungseffekts verschärfen.16 


4, Die Notwendigkeit einer gewerkschaftlichen Strukturreform 
4.1. Der Verlust des politischen Adressaten 


Der Umstrukturierungsprozeß in Richtung »interne und externe Flexibilisierung« 
verändert die Bedingungen betrieblicher und gewerkschaftlicher Vertretung (Re- 
präsentanz) und unterhöhlt zumindest die institutionalisierten Formen dieser 
Vertretung, die zudem im Zusammenhang mit einer erodierten Arbeiterkultur zu 
denken sind. Eine veränderte politische Vertretungskultur der Gewerkschaften, 
die offener die modernen Unternehmensstrukturen aufgreift, Freiheitsspielräume 
mit neuen, sozial diese Spielräume absichernden Regulierungen verknüpft und 
durch ökologische Politiken ergänzen soll, wird z.Zt. in Zukunftsdiskussionen 
in und außerhalb der Gewerkschaften diskutiert. Die neuen politischen Konzepte 
sind allerdings mit einem Problem konfrontiert, das ebenfalls Resultat der »Dia- 
lektik« von Dezentralisierung und Internationalisierungs ist: dem Verlust des tra- 
ditionellen politischen Adressaten, des Nationalstaats, und einem Bedeutungszu- 
wachs der internationalen und der regionalen Ebenen. 

Auf der einen Seite verliert der Nationalstaat immer mehr Kompetenzen an über- 
nationale Institutionen. Im Prozeß der europäischen Einigung sind dies beson- 
ders die Institutionen in der Europäischen Gemeinschaft, in denen wesentliche 
Regulierungsnormen im Bereich der Arbeitspolitik unter dem Primat der Wirt- 


seite: Gerade für Investitions- und Standortentscheidungen in den modernen Unternehmen spie- 
len eher kultureli zu wertende Faktoren wie das »Image« eines Standorts, der Freizeitwert, die 
Kommunikationsdichte etc. eine wichtige Rolle. Und: »Der süddeutsche Raum ist der Gewinner 
der großräumigen Konkurrenz, weil alle glauben, daß es so ist« (Henckel u.a. 1986, S. 156). 

15 Das sind (zum Vergleich) mehr Menschen, als in den norddeutschen Bundesländer (der alten 
Bundesrepublik) zusammen mit den nordeuropäischen Ländern bis hin zum Nordkap wohnen. 

16 Auf die ökologischen Folgen der Strategien externer Flexibilisierung kann hier nicht eingegan- 
gen werden; daß die Formen der externen Flexibilisierung in Verbindung mit neuen Logistik- 
konzepten (JIT) aber zugleich Formen der Externalisierung sozialer Kosten durch einen schnell 
ansteigenden Güterverkehr bedeutet, muß hier besonders hervorgehoben werden. 
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schaftspolitik (»Harmonisierung im Binnenmarkt«) entschieden werden. Diese 
politische Internationalisierung ist auch ein Reflex der Internationalisierung des 
Kapitals. Damit verliert die Gewerkschaftspolitik - besonders für die stark etati- 
stisch ausgerichtete deutsche Gewerkschaftspolitik gilt dies - immer mehr ihren 
traditionellen Ansprechpartner in der arbeitspolitischen Arena, den Nationalstaat 
und (soweit hier relevant) die Unternehmen und Kapitalverbände im nationalen 
Zusammenhang. Die Institutionen der Gewerkschaftspolitik, vor allem aber auch 
deren Politikinhalte, bleiben dagegen vorerst noch der tradierten etatistischen 
Politik im nationalen Rahmen verhaftet; zugleich sind die übernationalen ge- 
werkschaftlichen Institutionen zu schwache Dachverbände, um international (sei 
es auf tarifpolitischen Gebiet, sei es auf sozial- und arbeitsrechtlichen Terrain in 
der EG-Bürokratie) arbeitspolitisch wirken zu können. 

Auf der anderen Seite verlagert sich nach dem Scheitern keynesianisch-globaler 
Beschäftigungsprogramme, den inzwischen deutlich sichtbaren Defiziten einer 
thatcheristisch ausgerichteten radikalen Marktwirtschafts-Politik und unter dem 
Druck der Anforderungen der neuen Produktionskonzepte die wirtschaftpolitisch 
relevante Politik auf die Region. Wollen die Gewerkschaften hier arbeitspolitisch 
wirken (indem sie z.B. soziale und ökologische Kriterien in die Regionalpolitik 
einbringen oder die Qualifikationspolitik aus ihrer Ausrichtung auf den kurzfri- 
stig-einzelwirtschaftlichen Anforderungsprofilen herauslösen wollen), müßten 
sie über Institutionen verfügen, die regionalpolitisch präsent sind: Dies kann im 
Falle der deutschen Gewerkschaften aber nur der DGB als relativ schwacher 
Dachverband mithilfe seiner »Ortskartelle« und Kreise sein. 


4.2. Vertretungsprobleme durch Flexibilisierungsstrategien 


Auf einer Tagung des Wissenschaftszentrums Berlin zur Zukunft der Automo- 
bilindustrie wurde über die Produktionsstätte eines internationalen Automobil- 
konzerns berichtet, das nach modernsten Produktions- und Managementmetho- 
den in einem ländlichen Raum geführt wurde. Abgesehen davon, daß die Arbei- 
tenden aufgrund der agrarisch-traditionalen Ausrichtung in der Region einer ge- 
werkschaftlichen Organisierung wenig zugänglich waren, traten folgende Pro- 
bleme für die Gewerkschaftspolitik auf: Große Teile der Produktion waren auf 
kleine, selbständige Zulieferer in anderen Regionen ausgelagert worden (die in 
der Regel gewerkschaftlich schwach organisiert waren) oder wurden im interna- 
tionalen Verbund aus anderen Zweigwerken des Unternehmens zugeliefert; in- 
nerbetrieblich hatte das Unternehmen sogenannte Problemlösungsgruppen in der 
Fertigung eingerichtet und so »Mitbestimmung am Arbeitsplatz« neben dem Be- 
triebsrat unternehmensbezogen eingerichtet. Überbetrieblich wurden die Ent- 
scheidungen über Produkt- und Produktionsplanung und Produktionsorte in De- 
troit (USA) getroffen, die Unternehmensmitbestimmung blieb so ohne Adressat. 
Entscheidende Eckpunkte des deutschen Systems der industriellen Beziehungen 
(Normalunternehmen«, betriebliche Mitbestimmung, das Prinzip ein Betrieb - 
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eine Gewerkschaft, überbetriebliche Mitbestimmung auf Unternehmensebene) 
waren auf diese Weise durch Flexibilisierung, Dezentralisierung und Internatio- 
nalisierung ausgehebelt worden. 

Das deutsche System der industriellen Beziehungen ist durch den technologisch- 
ökonomischen Umstrukturierungsprozeß - wie dieses Beispiel zeigt - unter 
Druck geraten, auch wenn es im internationalen Vergleich den Umstrukturie- 
rungsprozeß insgesamt zunächst weitgehend unbeschadet überstanden hat. Rela- 
tiv frühzeitig, im Zuge der liberal-konservativen Wende 1982/83, wurden die 
Chancen einer Veränderung des Systems der industriellen Beziehungen von der 
Politik erkannt: Die arbeits- und sozialrechtlichen Gesetze der neuen Regierung 
wurden wesentlich in der Absicht verfaßt, den neuen technologisch-ökonomi- 
schen Möglichkeiten der Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse gesetzlich bes- 
sere Rahmenbedingungen zu verschaffen. Auch wenn die konservativ-liberale 
Politik ihre ehrgeizigen Intentionen zur politischen Deregulierung nicht voll 
durchsetzen konnte und die Praxis sich den gesetzlich geschaffenen Möglichkei- 
ten eher zögernd anpaßte (vgl. Bode u.a. 1991) - gerade in den kritischen Um- 
stellungsprozessen wagen auch Großunternehmen und Arbeitgeberverbände 
keine selbstzerstörerische Auseinandersetzung mit den die Facharbeitergruppe 
organisierenden Gewerkschaften -, so bewirkte diese De-Regulierungspolitik 
doch die Schwächung einer auf das Normalarbeitsverhältnis und das Normalun- 
ternehmen fixierten Gewerkschaftspolitik. In den Regionen, in denen die moder- 
nen Produktionskonzepte umgesetzt werden, gründet diese Schwächung vorran- 
gig in einer veränderten Unternehmensorganisation und in den damit verbun- 
denen Strategien der internen und externen Flexibilisierung. Auf der anderen 
Seite werden die Institutionen der Interessenvertretung in den Regionen, in 
denen diese Konzepte aufgrund traditioneller Managementorientierungen nicht 
umgesetzt werden, geschwächt, weil diese Regionen unter Konkurrenzdruck 
kommen und die Arbeitsmärkte prekär werden. Auf den verschiedenen Ebenen 
gewerkschaftlicher Vertretungspolitik verändern sich die Rahmenbedingungen: 


1. Innerbetrieblich: 

Auf der Ebene der betrieblichen Interessenvertretung und Mitbestimmung be- 
wirkt die interne Flexibilisierung, daß das »traditionelle Erfahrungswissen« der 
Betriebsräte, die »Kenntnis verdeckter Realitäten« als Machtfaktor gegenüber 
dem Management an Bedeutung verliert (vgl. Hildebrandt 1989, zit. bei Klönne 
1989), während zugleich in »Problemlösungsgruppen«, »Qualitätszirkeln« und 
»Arbeitsgruppen« das Erfahrungspotential vom Unternehmen partizipatorisch 
aufgegriffen und in die Steuerungsprozesse eingebaut wird; die »Kultur des Un- 
ternehmens« (Deutschmann 1989) wird integrationistisch gegen die Kultur einer 
institutionalisierten konfliktiven Interessenvertretung ausgespielt. Jenseits der 
gegebenen innerbetrieblichen Vertretungsstrukturen müßten im Rahmen einer 
aktiven Gestaltungspolitik arbeitsplatznahe Politiken entwickelt werden (vgl. 
dazu Birke/Schwarz 1990), die die Kompetenzen der Belegschaften z.B. in der 
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Form von Projekten stärker in die Betriebspolitik einbaut bzw. den Belegschaf- 
ten selbständige Problemlösungen zutraut und dabei auch keine Scheu vor einem 
offensiven Aufgreifen der unternehmerischen Angebote zur Bildung von Ar- 
beitskreisen, »quality-control-circles« (Qualitätszirkel) etc. entwickelt. Eine 
komplexere Binnenstruktur der Interessenartikulation und -vertretung wäre daher 
eine mögliche Antwort auf die modernen, komplexen Sozialinnovationen im 
Unternehmen. Dies setzt allerdings auch eine Veränderung des gewerkschaftli- 
chen Verständnisses von Politisierung voraus, die als diskursiver Prozeß der In- 
tegration und Bündelung differenter Interessenlagen begriffen werden müßte 
(vgl. Birke/Schwarz 1990, S. 179). 


2. Zwischenbetrieblich: 

Die externe Flexibilisierung (Dezentralisierung) untergräbt die Mitbestimmungs- 
und Kontrollrechte in einem funktional ganzheitlichen, aber unternehmensrecht- 
lich voneinander getrennten Produktionsprozeß durch Auslagerung und Fremd- 
bezug von Vorprodukten bei Zulieferfirmen. Die Konzentration der Mitbestim- 
mungs- und Kontrollrechte des Betriebsrat auf das Unternehmen verhindert die 
unternehmensübergreifende Ausübung dieser Rechte; ihre betriebsspezifische In- 
stitutionalisierung und Verrechtlichung wird hier zum Hemmschuh für eine ef- 
fektive Interessenvertretung. Die Betriebsräte in den Zulieferfirmen werden 
durch die Unternehmensstrategien im Stammwerk erpreßbar (Doleschal in Dole- 
schal/Klönne 1989, Semlinger 1989). Das Durchschlagen der »systemischen Ra- 
tionalisierung« in den Zulieferfirmen führt bei der traditionellen Facharbeit dort 
(!) zu Dequalifikationen (bzw. zu betriebsspezifischen Requalifikationen) und zu 
Autonomieverlusten und schwächt so den Belegschaftskern hinter dem Betriebs- 
rat (vgl. Semlinger 1989).Die Probleme betrieblicher und gewerkschaftlicher 
Interessenvertretung werden noch deutlicher, wenn berücksichtigt wird, daß die 
Zulieferbetriebe häufig gerade marginalisierte Arbeitsmärkte ausschöpfen. Denn 
die Gewerkschaften sind in diesen prekären Arbeitsmarktsegmenten häufig gar 
nicht präsent: sie rekrutieren ihre Kernmitgliedschaft aus dem beschäftigungssi- 
cheren »primären Arbeitsmarkt« (vgl. Armingeon 1988, S. 467). Deshalb wäre 
im Zuge von Dezentralisierung und neuer Zentralisierung eine über die Betriebe 
hinaus reichende Kommunikation und eine ganzheitliche, die segmentierten 
Arbeitsmärkte übergreifende Gewerkschaftspolitik dringend notwendig. 


3. Branchen und Region: 

Die Gratisgabe des Großunternehmens für die Organisations- und Konfliktfähig- 
keit der Gewerkschaften, nämlich große Massen von Arbeitern zusammenzufas- 
sen und einen engen Kommunikationszusammenhang herzustellen, entfällt mit 
der Dezentralisierung der Produktion. Dabei kann das Prinzip »ein Betrieb - eine 
Gewerkschaft« durch die Dezentralisierung eines funktionalen Produktionszu- 
sammenhangs nicht nur über mehrere Betriebe, sondern auch über mehrere Bran- 
chen hinweg durchbrochen werden. Die Schwächung der Einzelgewerkschaften 
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läßt sich aber nicht durch eine komplementäre regionale Stärkung des Bundes 
(DGB) kompensieren, da die Einzelgewerkschaften diesem keine Tariffähigkeit 
zubilligen kann er darüber hinaus auch finanziell und von den organisationspoli- 
tischen Kompetenzen her kleingehalten werden. Hinzu kommt: Während das 
Unternehmen einen ganzheitlichen Zugriff auf die Sozialisation, die Qualifika- 
tion des Arbeitnehmers und die Strukturen in der Region entwickelt und nach 
einzelwirtschaftlichen Rationalitätskriterien formt (vgl. Kern/Sabel 1990), wer- 
den zentrale betriebliche und gewerkschaftliche Vertretungsstrukturen unterhöhlt 
oder aber in die Prozesse der »systemischen Rationalisierung« integriert, in 
denen die Interessenvertreter nicht mehr mit betrieblichen Herrschaftszusammen- 
hängen, sondern nunmehr mit funktionalen Systemzwängen konfrontiert sınd. 
Hier entsteht eine zentrale Herausforderung der inhaltlichen Politikausrichtung 
von Gewerkschaften. Kommunikation, inhaltliche Neubestimmungen über. den 
Verteilungskonflikt hinaus (Wie, was produzieren?«) und Koordination werden 
daher wichtiger - und stehen dabei u.U. gegen die vorherrschende politische 
Kultur in hierarchisch-zentralistischen Gewerkschaften, aber auch gegen die tra- 
dierie Vertretungspolitik in den Betrieben (s.o.). Die politisch koordinierende 
Funktion müßte von einer über die Einzelgewerkschaften hinausreichenden In- 
stitution gewährleistet werden - sei es in Form der Kompetenzerweiterung der 
»Ortskartelle« des DGB, in denen Vertreter der Einzelgewerkschaften zusam- 
mentreffen, sei es durch den DGB-Kreis selbst, sei es durch neuartige Formen 
von überbetrieblichen ad-hoc-Abstimmungen. Auch zur Bewältigung von regio- 
nalen strukturpolitischen Problemstellungen müßten die Gewerkschaften neue 
Kompetenzen und neue Orte der Vertretung entwickeln - bzw. die gegebenen auf 
der regionalen Ebene (DGB-kreise, Ortskartelle) reformieren und stärken. 


4. National und international: 

Da die deutschen Gewerkschaften funktional und institutionell auf den nationalen 
Raum ausgerichtet sind, stehen sie (wie im übrigen auch die anderen europäi- 
schen Gewerkschaften) dem neuen Internationalisierungsprozeß zur Zeit relativ 
hilflos gegenüber - umso mehr, als strukturell diesem Prozeß ja auch nicht durch 
eine intensivere Zusammenarbeit zwischen den nationalen Gewerkschaften be- 
gegnet werden kann. Die unternehmensstrategische Verbindung von externer 
Flexibilisierung und Internationalisierung erforderte vielmehr eine internationale 
Zusammenarbeit von Interessenvertretern in international ausgerichteten funktio- 
nal integrierten Produktionszusammenhängen, die aber zugleich nıcht nur unter- 
nehmensrechtlich, sondern auch national getrennt sind. Lediglich in multinatio- 
nalen Unternehmen ist mit den Konzernbetriebsräten eine Institution versucht 
worden, die Ansätze einer adäquaten internationalen Vertretungsstruktur auf- 
weist. Der Strategie der »global sourcing« steht die gewerkschaftliche Interes- 
senvertretung bislang zahnlos gegenüber. 

Aus der »Zangenbewegung« von Internationalisierung und Regionalisierung 
kommen die (deutschen) Einzelgewerkschaften daher nur heraus, wenn sie durch 
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eine Strukturreform regional und international dem Dachverband DGB mehr 
Kompetenzen zubilligen und dies mit einer dezentralisierten, demokratisierten 
Politikkonzeption verbinden, die auf unteren Ebenen regionale Orientierung und 
Internationalität (übernationale Kontakte auf regionaler und auf Branchen- 
[Betriebsebene) zuläßt bzw. forciert. Die durch den nationalen und internationa- 
len ökonomischen Strukturwandel aufgebrochenen Probleme der Repräsentanz 
erfordern zu ihrer Bewältigung offenbar veränderte und komplexere Binnen- 
strukturen von der Organisation. 
.r%* 

Als ein vorläufiges Fazit kann daher festgehalten werden, daß es vorerst schwer 
absehbar ist, ob aus diesen Problemstellungen mittelfristig eine tiefgreifende 
Krise der gewerkschaftlichen Organisations- und Konfliktfähigkeit resultiert.!? 
Natürlich können die Gewerkschaften weiter in den organisatorischen Strukturen 
der 20er Jahre versuchen, Politik für das Jahr 2000 und danach zu machen (was 
sich freilich kein kapitalistisches Unternehmen leisten könnte). Aber wesentli- 
che Umweltbedingungen des Systems der industriellen Beziehungen haben sich 
geändert, was sich zugleich mit den durch die deutsche Vereinigung veränderten 
Arbeitsmärkten und Organisationsbedingungen überschneidet. Für die deutschen 
Gewerkschaften wird eine substanzielle Strukturreform - eine »Reform an Haupt 
und Gliedern« - dringender, wenn sie den veränderten Umweltbedingungen ihrer 
Organisation gerecht werden wollen. Die gegenwärtig zwischen Einzeigewerk- 
schaften forcierte »Strukturreform«-Debatte ist in dieser Perspektive Flickschu- 
sterei, die an diesen neuen Problemstellungen organisationstechnizistisch vorbei- 
geht; denn dies sind dies Lösungen, die eher den »starren Maschinensystemen« 
der taylorıstischen Phase entsprechen. 
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